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Lkcistian Reuter. 

Am 13. Januar d. I. starb Professor Dr. Christian Reuter 
im Lazarett zu Chauny infolge einer schweren Verwundung, 
die er am Tage zuvor bei einem Sturmangriff auf die fran- 
zösischen Stellungen vor Soissons erhalten hatte. Getreu seiner 
Überzeugung und seiner freudigen Vaterlandsliebe, der er so 
oft beredten Ausdruck gegeben hatte, war Reuter sofort beim 
Ausbruche des jetzigen Krieges zu den Fahnen geeilt, und Stolz 
erfüNe ihn, daß ihm sogleich eine Kompagnie anvertraut wurde. 
Anfänglich nach Laboe bei Kiel kommandiert, gewährte ihm 
das ruhige Leben dort, das ihm als Aufgabe nur die Aus- 
bildung ällerer und jüngerer Mannschaften vorschrieb, nicht die 
innere Befriedigung, es drängte ihn zur eigenen Veteiligung 
an dem harten Kampfe mit unseren Gegnern, zu dem Einsetzen 
seiner ganzen Persönlichkeit, wie er es seinen Schülern gelehrt 
und wie er es bei allem, was er anfing, zu tun gewohnt war. 
Auf seinen Wunsch wurde er nach der Front befohlen, und er 
empfand es als besonderes Glück, daß er in sein altes Regi- 
ment Nr. 85 wieder versetzt wurde, dem er als Einjährig- 
Freiwilliger und dann als Offizier der Reserve so lange ange- 
hört hatte. Lange mußte er sich auch jetzt noch in Geduld 
üben, da der, wie es schien, endlose Stellungskampf zunächst 
keine Möglichkeit bot, sich mit dem Gegner in offener Schlacht 
zu messen. Der große Angriff auf die feindlichen Stellungen 
vor Soissons — eine der schönsten Waffentaten in diesem 
Kriege — brachte endlich das Ersehnte; die feindliche Kugel 
setzte aber seiner Tapferkeit ein Ziel und vernichtete ein Leben, 
ebenso reich an innerer Geschlossenheit wie an äußeren Er- 
folgen. 

Seine vielseitige Tätigkeit in der Schule, an der er mit 
ganzem Herzen hing, wie im öffentlichen Leben, in dem er noch 
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Wertvolles zu leisten berufen war, zu würdigen, ist hier nicht 
der Ort; wir müssen uns an dieser Stelle darauf beschränken, 
in Dankbarkeit dessen zu gedenken, was er unserer Wissenschaft 
war und wie viel er im besonderen für unseren Verein ge- 
leistet hat. 

Christian Reuter war ein echter Sohn der Waterkante; er 
wurde am 3. Dezember 1863 in Kiel als Sohn des Schiffs- 
baumeisters Rudolf Reuter geboren und studierte, nachdem er 
das Gymnasium seiner Vaterstadt absolviert hatte, in Kiel, 
Leipzig und Straßburg Geschichte und klassische Philologie. 
Vor allem waren es Schirren und Hasse in Kiel, Scheffer-Boich- 
horst und Baumgarten in Straßburg, die auf seine Studien Ein- 
fluß gewannen und deren er manches Mal in Dankbarkeit gedachte. 
1888 bestand er sein Oberlehrerexamen in Kiel; darauf leistete 
er sein Probejahr an dem Gymnasium zu Wandsbek ab, dem 
er dann weiter als wissenschaftlicher Hilfslehrer angehörte. Im 
Winter 1891/92 nahm er an einem Kursus der Zentralturn- 
anstall in Berlin teil und erwarb sich die Befähigung zum Er- 
teilen des Turnunterrichts an öffentlichen Anstalten. 1892 pro- 
movierte er in Kiel zum Or. pkil. auf Grund des von ihm im 
Jahre vorher in den Mitteilungen der Gesellschaft für Kieler 
Stadtgeschichte veröffentlichten ällesten Kieler Rentebuchs 
(1300—1487). Von 1893-1899 war Reuter als Oberlehrer 
am Gymnasium in Stralsund tättg, wobei er im Nebenamt 
seit Michaelis 1896 das Stadtarchiv mitverwaltete. Von Stral- 
sund wurde er zum Leiter des in der Entwicklung begriffenen 
städttschen Progymnasiums in Pasewall berufen, als dessen 
Direktor er am 7. Juli 1900 bestättgt wurde. Am 1. Oktober 
1901 übernahm er die Leitung des Königl. Gymnasiums in 
Demmin, von wo er zum 1. April 1904 nach Lübeck über- 
siedelte. 

Reuter ist, wie sich aus diesen Lebensdaten ergibt, seiner 
niederdeuffchen Heimat immer treugeblieben, ihr galten auch 
seine wissenschaftlichen Interessen, ebenso wie seine persönlichen 
Neigungen der See und der Waterkante gehörten, überall 
hat er durch seine Persönlichkeit anregend gewirkt, in Vor- 
trügen in den literarischen Gesellschaften in Stralsund und in 
Demmin — die letztere hat er ins Leben gerufen — oder 
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durch seine wissenschaftlichen Arbeiten. Hier in Lübeck sand er 
das geeignete Feld sür seine Tätigkeit in unserem Verein, dessen 
Vorsitz er nach Hasses Tode 1907 übernahm. Mit ftischer 
Kraft brachte er neues Leben in diesen Kreis, sich allenthalben 
anregend und kritisch an seinen Arbeiten beteiligend. Seiner 
Jnittative ist es zu verdanken, daß das wissenschaftliche Leben 
des Vereins neuen Auftchwung nahm. Die Zeitschrift, die in 
Wegfall gekommen war, ist seitdem alljährlich wieder regel- 
mäßig in einem statüichen Bande erschienen, ihr opferte er die 
„Mitteilungen" in der richtigen Erkenntnis, daß es notwendig 
sei, die nicht reichlichen Mittel zunächst zusammenzuhallen. Um 
sie zu stärken, führte er die Erhebung eines Jahresbeitrages 
der Mitglieder ein, die gern den Maßnahmen ihres Vor- 
sitzenden zusttmmten. Die Vereinssitzungen erfreuten sich unter 
seiner anregenden Leitung eines lebhaften Besuches; durch 
AusMge suchte er das Interesse der Mitglieder weiter zu 
heben. Den damals gerade im Gange befindlichen Aus- 
grabungen bei All-Lübeck brachte er besonderes Interesse ent- 
gegen. überall regte sich neues Leben in dem Verein, dessen 
Tättgkeit in den letzten Jahren, mehr als es wünschenswert 
war, sich in ruhigen Bahnen bewegt hatte. Das soll ihm un- 
vergessen sein und sichert ihm unseren Dank auch über sein 
Grab hinaus. 

Neben seiner organisatorischen Tätigkeit war er immer 
literarisch beschäfttgt, und auch hier zeigte sich seine anregende 
Natur, die gewohnt war, in frischem Zufassen einen Gedanken 
zu packen. 

Das Verzeichnis seiner wissenschaftlichen Arbeiten — so- 
weit sie hier in Bettacht kommen — ist am besten geeignet, 
einen Überblick über diese seine Tätigkeit zu geben; es um- 
faßt eine stattliche Anzahl. 

Das ätteste Kieler Rentebuch 1300—1487. — Mitteilungen 
der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte. Heft 9—11. 
Kiel 1891. 

Das zweite Sttalsundische Stadtbuch (mit Zietz und Wehner 
zusammen herausgegeben). Sttalsund 1896. 

Wann ist Sttalsund gegründet? — Hansische Geschichts- 
blätter 1896. 

1 
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Mitteilungen aus dem Sttalsunder Stadtarchiv l—VI. 
1896—1898. 

Das Kieler Erbebuch. — Mitteilungen der Gesellschaft für 
Kieler Stadtgeschichte. Heft 14—15. - Kiel 1897. 

Beittäge zur Pasewalker Schulgeschichte. — Pasewalk. 
Programm. 1901. 

Zur Geschichte des Sttalsunder Schiffsbaues. — Pom- 
mersche Jahrbücher 1901. 

Lübeck und Sttalsund bis zum Rostocker Landfrieden 
1283. - Hans. Gesch.-Blätter 1905. 

Die Askanier und die Ostsee. - Hans. Gesch.-Bll. 1907. 
Sttalsunds Gründung. - Sonntags-Beilage der Sttal- 

sundischen Zeitung 1908, Nr. 4. 
Kriegsarttkel vor 400 Jahren. — Beilage zum Nachrichten- 

blatt für den Landesttiegerverband Lübeck. 1909, Nr. 5. 
Die Deutfchen und die Oftsee von Karl d. Gr. bis zum 

Interregnum. — Korrefpondenzblatt des Gefamtoereins der 
Geschichts- und Allertumsvereine. 1909. 

Die nordelbische Politik der Karolinger. — Zeitschrift der 
Gesellschaft für fchleswig-holfteinifche Gefchichte. Bd. 39. 1909. 

Zur Kirche in Alt-Lübeck und zum Turm in Ratekau. — 
Zeiffchr. des Vereins für lübeckische Gefchichte. Bd. 11. 1909. 

Der Aufbau der Stadt Lübeck. - Ebd. Bd. 12. 1910. 
Zur Geschichte Ansgars. - Zeiffchr. der Gesellschaft für 

schleswig-holfteinische Geschichte. Bd. 40. 1910. 
Ebbo von Reims und Ansgar. Ein Beittag zur Missions- 

geschichte des Nordens und zur Gründungsgeschichte des Bis- 
tums Hamburg. — Histor. Zeiffchrift. Bd. 105. 1910. 

Der Ostseehandel in ftüheren Zeiten. — Zeiffchr. der Ge- 
sellschaft für Erdkunde in Berlin. 1912, Nr. 10. 

Ostfeehandel und Landwirffchaft um das 16. und 17. Jahr- 
hundert. — Meereskunde. Sammlung volkstümlicher Vorttäge 
zum Verständnis der nattonalen Bedeutung von Meer- und 
Seewesen. 6. Jahrgang. 1. Heft. Berlin 1912. 

Handelswege im Ostseegebiet in alter und neuer Zeit. — 
Ebd. 7. Jahrgang. 2. Heft. 1913. 

Schüler des Katharineums als Teilnehmer am Kriege 
1870/71. — Vaterstadt. Blätter. Jahrgang 1912, Nr. 27. 
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Lübecks Anteil an Deutschlands großer Zeit vor 100 
Jahren. — Lübeckische Blätter 1913. 

Wie groß die Anerkennung war, deren sich Reuter in allen 
Kreisen unserer Stadt zu erfreuen hatte, brachte die allgemeine 
Teilnahme an den Tag, die die Nachricht seines Todes hervor- 
rief; fie fand ihren fpontanen Ausdruck in der impofanten 
Feier feiner Beerdigung, die ihm feine Mitbürger am 30. Januar 
d. I. bereiteten. In unferem Kreife vor allem werden seine 
Persönlichkeit und seine Verdienste unvergessen bleiben. 

Ioh. Kretzschmar. 
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Die Entwicklung und Dcganilation ds5 

Lalsveriret)c5 von Lünebucg nack Lübeck 

im 16. und l?.Iakrkundert. 

Von Sernkard Il^agedorn, 
gefallen bei Cierge (bei Varennes) am 2. September 1914. 

Vortrag, gehaUen in der Versammlung des Hansischen Geschichtsvereins 
zu Lüneburg am 2. Juni 1914. 

Als etwa ums Jahr 1150 Heinrich der Löwe auf Be- 
schwerden Bardowieks über den Wettbewerb der neuen Handels- 
stadt Lübeck und Lüneburgs über Schädigung durch die vom 
Grafen Adolph von Holstein bei Oldesloe errichtete Saline die 
Schließung des allgemeinen Marktes in der Travestadt ver- 
fügte und die benachbarte Salzquelle verschütten ließ, damals 
muß der Salzhandel von hier ins Ostseegebiet bereits einige 
Bedeutung besessen haben. Wenn man dies nicht aus Helmolds 
Bericht über das Ereignis schließen will, so nöttgt dazu die ge- 
waltige Ausdehnung, die das hiesige Salzwerk damals schon 
gewonnen hatte. Bis 1231 sind alle 48 alten Siedehäuser ur- 
kundlich belegt. Die Jahresproduktion ist von Zenker für 1205 
in überzeugender Weise auf über 2()000 Wispel errechnet 
worden. Das sind 22 Millionen Pfund, hinreichend zur Ver- 
sorgung von 1^ Millionen Menschen. Westfalen hatte seine 
eigenen Salinen, ebenso die sächsischen Landschaften südlich und 
östlich des Harzes. Die Nordseeküste war die Domäne der 
friesischen Seesalzgewinnung. So bleibt als Absatzgebiet für 
das Lüneburger Erzeugnis nur das engere Niedersachsen 
und das Ostseebecken übrig, das an seinen Küsten keine 
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leistungsfähige Salzquelle besitzt. Allerdings finden sich erst im 
Laufe des 13. und 14. Jahrhunderts die urkundlichen Erwäh- 
nungen, die die Herrschaft des Lüneburger Salzes in allen 
Ostseelandschaften bezeugen. Lübeck ist damals der Verlade- 
hafen. Man kann die Bedeutung, die das Salz für das Auf- 
kommen dieser Stadt besessen hat, nicht hoch genug ver- 
anschlagen. Es bot den mit voller Last aus der Ostsee ein- 
gekommenen Schiffen die nötige Ausftacht. Im Besitz dieses 
Massenladegutes lag der Vorsprang der Travestadt vor ihren 
älteren und jüngeren Konkurrenten im Osffeehandel. 

Das Salz wurde im 13. und 14. Jahrhundert zu Schiff 
von Lüneburg nach einem der Anlegeplätze am nördlichen Elb- 
ufer zwischen Geesthacht und Boizenburg gebracht, dort in 
Tonnen geschlagen und zu Wagen weitergeführt. Bereits in 
der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts ist die Stecknitz vom 
Möllner See ab bis Lübeck durch Anlage einer Stauschleuse 
größerem Verkehr dienstbar gemacht worden. Im letzten Jahr- 
zehnt des Jahrhunderts ist Lübeck dann an den Bau einer 
durchgehenden Wasserstraße von der Elbe zur Traue heran- 
gegangen, des sogenannten Stecknitzkanals. Heineken, der Be- 
arbeiter dieser ältesten Periode des lüneburg-lübischen Salz- 
handels, hat darauf hingewiesen, daß wahrscheinlich die Gefahr 
einer Konkurrenz auf dem Wege über Hamburg durch den Sund 
in die Ostsee die unmittelbare Veranlassung bot. Umfangreiche 
Erwerbungen von Ländereien und Hoheitsrechten gingen voraus. 
Durch einen Vertrag mit dem Herzog Erich lV. von Sachsen- 
Lauenburg wurde 1390 der Plan festgelegt. Im folgenden 
Jahre begann man mit dem Bau. 1398 ist er vollendet. 

Der Kanal benutzt das Bett eines eiszeitlichen Schmelz- 
wasserstromes. Als das nordische Inlandeis bis an den 
Rand der Ostsee zurückgewichen war und als Endmoräne den 
Pariner Berg nördlich von Lübeck auffchüttete, da war die 
Ebene, in der heute die Stadt liegt, durch einen großen Stausee 
erfüllt. Sein Abfluß ging nach Süden zur Elbe durch die 
Talrinne, die später durch die Stecknitz nach der Nordtrave 
und durch die Delvenau nach der Südelbe zu entwässert wurde. 
Die Scheitelhöhe dieses Bettes beträgt nur 19 m. Bei der 
Stecknitz waren höchstens Verbesserungen des Fahrwassers vor- 
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zunehmen. Auf der Delvenau wurde die Buchhorster Mühle 
durch eine Schleuse umgangen, die Buchener Mühle beseiügt, 
das Wasser ausgeräumt und durch einfache Schleusen gestaut. 
Von der oberen Delvenau hinüber nach der Stecknitz baute 
man einen Graben. Der Abfall nach dem Möllner See, die 
schwierigste Partie des ganzen Baues, wurde durch eine 
Schleusentreppe bewältigt, indem man hier zwei Kammer- 
schleusen übereinander anlegte. 

Es ist dies nicht nur der älteste wirkliche Kanal in Nord- 
europa, sondern auch die älteste nachweisliche Anwendung 
der wichtigen Erfindung der Schleusenkammer. Man hat 
späterhin die Zahl der Schleusen (ursprünglich waren es zehn 
einfache und drei Kastenschleusen) noch vermehrt, verschiedene 
Stauschleusen durch Kammerschleusen, den Holzbau durch 
Mauerung ersetzt. Im wesentlichen aber hat der Kanal in 
seiner alten Form fortbestanden, bis 1895 der Bau des heutigen 
Elbe-Trave-Kanals begonnen wurde. 

Der Betrieb war sorgfältig geregelt. Die Stauschleusen 
wurden nur an bestimmten Tagen geöffnet. Mit der Strömung 
und dem hohen Wasser, das nun den Lauf unterhalb der auf- 
gezogenen Schleuse erMte, trieben die Talfahrer herab, während 
die Bergfahrer gegen die Strömung hinaufgeschleppt wurden. 
Sie mußten sehen, daß sie, bevor das hohe Wasser verlief, 
durch die nächste Schleuse gelangten. Wenn eine bestimmte 
größere Zahl von Schiffen vor einer Schleuse lag, mußte 
diese auf Anfordern auch an anderen Tagen geöffnet werden. 
Im allgemeinen fuhr man daher in ganzen Flottillen vereint. 

Der Verkehr war außerordentlich zeitraubend wegen des 
Wartens an den Schleusen und wegen der vielen Windungen 
der Flüsse. Die Wasserstrecke von Lübeck bis Lüneburg mißt 
beinahe 98 km gegen 55 km Luftlinie. Dazu kamen häufige 
Verkehrsstörungen, wenn Schleusen zerbrachen oder in trockenen 
Monaten auf der Scheitelstrecke Wassermangel eintrat. Im 
allgemeinen brauchte ein Stecknitzfahrer zu einer Reise von 
Lübeck nach Lauenburg und zurück nebst dem Löschen und 
Laden einen Monat, ausnahmsweise nur drei Wochen. Jeder 
Stecknitzfahrer führte drei Schiffe zugleich. Die Schlepp- 
hilfe bei der Bergfahrt, je nach den Schwierigkeiten 1—3 Per- 



sonen, leisteten die sogenannten Linentöger oder, wie sie hoch- 
deutsch genannt wurden, Linienzieher, Bauern der benachbarten 
lübischen und lauenburgischen Dörser. Stecknitzschiffe wurden 
in vorgeschriebenen Größen gebaut und aus eine Tragfähigkeit 
von 6Vz Last Salz — 24—25 000 E geeicht. Rheder hat für 
das 16. Jahrhundert ihre Maße auf etwa 19 m Länge, 3 m 
Breite und 41—43 cni Tiefgang bei voller Ladung berechnet. 

Im 15. Jahrhundert sind die Stecknitzschiffe häufig bis 
Lüneburg gelaufen. Sie haben sich aber auf der offenen Elbe 
wohl schlecht bewährt. Späterhin wurde der Verkehr von 
Lüneburg bis Lauenburg durch die Lüneburger Eichen besorgt, 
größeren Fahrzeugen von 40 bis 50 Lasten Tragfähigkell. In 
Lauenburg lud man um. 

Der Salzverkehr von Lüneburg nach Lübeck darf nun nicht 
nur deshalb einiges Interesse beanspruchen, weil er einen der 
wichttgsten hansischen Handelszweige bildete, sondern wohl noch 
mehr wegen seiner eigenartigen Organisation, die vielfach an 
Verhältnisse der Gegenwart erinnert. 

Als der Kanal gebaut wurde, war man längst über die Zeiten 
hinweg, wo jeder Sülfmeister oder gar jeder Pfanneninhaber 
beliebig sein Salz verhandeln konnte, wenn es einen derarttgen 
Zustand überhaupt jemals gegeben hat. Der Verkaufspreis des 
Salzes wurde offiziell durch die Bahrmeister festgesetzt, selbst- 
redend unter Berücksichttgung der Marktverhältnisse. Nur zu 
diesem Preise durfte Salz von den Sülfmeistern abgegeben 
werden. 

Abgesehen von kleineren Salzmengen, die weiß geladen, 
d. h. in Säcken an Händler und Fuhrleute zum Konsum der 
näheren Umgebung vertäust wurden, ging die Ausbeute der 
Saline zum kleineren Teil nach Hamburg, zum größeren, weit 
über die Hälfte der Gesamterzeugung, nach Lübeck. 

Dieser Verkehr stand aber nicht stei fir jedermann, sondern 
lag in den Händen der Lüneburger Salzführer (sollforer). An 
sie wurde zu dem von den Bahrmeistern festgesetzten Preise die 
gesamte Ausbeute der Saline verhandelt. Als Salzführer 
fungierten einige Sülfmeister. 1493 wird einmal ihre Zahl 
statutenmäßig aus neun festgesetzt, von denen jeder die Ausbeute 
von sechs Häusern übernahm. Den weiteren Verkauf regelten 
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sie wieder einheitlich. Im letzten Grunde bestimmte über alles 
der Rat, der stets einige Mitglieder unter ihnen hatte, später 
oMell zwei aus seiner Mitte zum Salzführerkolleg deputterte, 
die an allen Beratungen teilnahmen, überhaupt waren die 
Salzführer eine offizielle Einrichtung der Saline und der Stadt. 
In Hamburg verhandellen sie ihr Gut durch ihre Angestellten 
oder durch die Schiffer. In Lübeck aber standen ihnen die 
dorttgen Salzführer als ein geschlossenes Kartell gegenüber, mit 
dem sie zusammenwirken mußten. Dies geschah gewöhnlich in 
der Form einer Maskopei- oder Gesellschastshandlung zu gleichen 
Einlagen und gleicher Teilung von Gewinn und Verlust. Wie 
alt diese Verbindung der Salzführer beider Städte ist, wissen 
wir nicht. Sie läßt sich in den fünfziger Jahren des 15. Jahr- 
hunderts bestimmt nachweisen, Anzeichen für ihr Vorhandensein 
finden sich schon in den dreißiger Jahren. 

Das Zusammenarbeiten beruhte nur auf Kompromissen. 
Taffächlich herrschte zwischen beiden Seiten ein steter Kampf 
um das Übergewicht. Es waren im Grunde ein industrielles 
Werk und ein Händlerkartell, die sich gegenseittg die Bedingungen 
so hart wie nur möglich stellten und mit rücksichtsloser Energie 
den eigenen Geschästsvorteil wahrnahmen, allerdings innerhalb 
der Grenzen kaufmännischen Treu und Glaubens. Alljährlich 
wurde über das Zusammenarbeiten ein Vertrag geschlossen. 
Zur Charakteristik möchte ich die wichtigsten Bedingungen 
des ältesten erhaltenen Vertrages anführen. Er galt für das 
Jahr 1477. 

Danach war für jedes einzelne Siedehaus eines Lune- 
burger Salzführers der Lübecker Maskop zu benennen, so daß 
alle Häuser in der Gesellschaftshandlung sich befanden. Die 
Einlage betrug von jeder Seite für jedes Haus 250 also 
insgesamt 27 000 Die Gesellschaftshandlung umfaßte die ge- 
samte Ausbeute an Sommersalz, das damals von Kathedra Petri 
bis Martini (22. Februar bis 11. November) gesotten wurde, 
abgesehen von dem Quantum, das nach Hamburg ging. An 
andere Leute als an die Salzführer dieser beiden Städte durste 
kein Sommersalz abgegeben werden. Wer aber Wintersalz 
nach Lübeck führen wollte, mußte sich vorher dem Lüneburger 
Rate gegenüber verpflichten, es dort nur zu dem von den 
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Salzführern festgesetzten Preise zu verkaufen, oder er mußte es 
zum Selbstkostenpreis an die Salzführer abgeben. Von Mar- 
tini bis Ostern war die Salzabfuhr nach Lübeck überhaupt ge- 
sperrt, um dort das Anziehen der Preise über Winter nicht zu 
verhindern. Der Preis, zu dem die Sülfmeister ihr Salz an 
die Salzführer abzugeben hatten, wurde folgendermaßen be- 
stimmt. Wird in Lübeck die Last für 15 ^ 4 sZ verhandelt — 
das war der niedrigste Preis, zu dem die dorttgen Salzführer 
überhaupt verkaufen dursten —, so soll der Preis des Wispels 
in Lüneburg auf 4 / 4 st gehalten werden. Für je 4 st, die 
man in Lübeck mehr für die Last erzielt, wird in Lüneburg der 
Wispel um 15 gesteigert. Es ist ferner in einer runden 
Summe bestimmt, wieviel die Lübecker für Transport, Speicher 
und sonstige Unkosten auf das Schiff Salz berechnen dürfen. 
Diese versprachen auch, den Preis des Salzes so hoch wie nur 
irgend möglich hinaufzutreiben. 

Der Vertrag ist bezeichnenderweise abgeschlossen zwischen 
den Sendeboten des Lüneburger Rates, zwei Bürgermeistern 
und einem Ratmann, und zwar namens des Rates, der Sülf- 
meister und der Salzführer ihrer Stadt, und auf der anderen 
Seite vier Lübecker Salzführern, die zugleich ihre Genossen 
vertreten. 

Die Bedingungen sind außerordentlich ungünstig für die 
Lübecker. Bei dem niedrigsten zulässigen Verkaufspreise erzielten 
sie 96 ^ 9 st 4 für ein Schiff Salz, das der Maskopei selbst 
auf 92 ^ 10 st zu stehen kam. Es blieb also nur ein Über- 
schuß von 3 ^ 15 st 4 <Ä. Da das Salz allgemein auf lange 
Zahlungsstisten verkauft wurde, so konnte man, zumal bei 
säumigen Schuldnern oder bei Einbußen auf dem Transport, 
ein sehr schlechtes Geschäft machen. Der Gewinn war eng 
begrenzt, der Verlust unbegrenzt. Größere Gewinne ließen 
sich überhaupt erst vom Spätherbst an machen, wenn die Fahrt 
geschlossen war und nicht jedes Anziehen der Preise in Lübeck 
mit einer Steigerung in Lüneburg beantwortet wurde. Daher 
auch das Bestreben der Lübecker, im Frühjahr möglichst lange 
das neue Salz, insbesondere aber das Wintersalz, fernzuhallen. 
Aber gerade hierin wußten die Lüneburger immer wieder die 
Verträge zu umgehen. 
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Die Lüneburger Salzführer übernahmen zwar auch das 
halbe Risiko und die geringen Gewinnmöglichkeiten. Aber ihre 
Lage war eine völlig andere als die der Lübecker. Me 
waren in erster Linie Sülfmeister. Jeder von ihnen hatte ein 
Salzhaus oder gar mehrere in Besiedung, besaß wohl auch 
Pfannen- und Wispelanteile an der Saline; und die anderen 
Häuser, für die sie als Salzführer wirkten, befanden sich in den 
Händen ihrer nächsten Anverwandten. Für sie war es viel 
wichttger, das Salz zu einem hohen Preise in die Kompanie- 
handlung einzubringen, als aus dieser selbst noch Gewinne zu 
ziehen. Ja, in gewisser Hinsicht waren sie sogar an dem Ruin 
ihrer Lübecker Gesellschafter interessiert. Diesen möglichst schlechte 
Bedingungen aufzuerlegen, war ihre Politik. Sie waren eine 
ofsizielle Einrichtung der Saline und der Stadt und hatten als 
solche stets den Rat hinter sich. 

Die Lübecker fußten auf keiner staatlichen Autorität. Als 
Kollegium waren sie vom Rat nicht anerkannt. Ihre Geschäfte 
waren obendrein derarttg, daß sie es nicht gern sehen konnten, 
wenn sich einmal die Obrigkeit damit befaßte. Ihre Stärke 
beruhte einzig und allein auf ihrem Zusammenhalt, auf ihrer 
Organisation. Deren Basis aber war der Besitz der Stecknitz- 
fahrt. Wie es gekommen ist, daß der Verkehr auf dem neuen 
Kanal völlig in ihre Hände gelangt ist, läßt sich nicht mehr 
feststellen. 1433 hat der Lübecker Rat an Sendeboten von 
Hamburg und Lüneburg die feierliche Erklärung abgegeben, 
daß die Fahrt durch den Graben jedermann freistehe. Aber 
gerade die Tatsache, daß eine solche Erklärung abgegeben 
werden mußte, läßt schließen, daß damals schon der Verkehr 
ganz in lübischen Händen war. Zufällig wird auch zur selben 
Zeit ein Salzhändler im Besitz von 21 Stecknitzprahmen erwähnt. 

Um 1500 erhoben die lübischen Salzführer längst den aller- 
dings nirgends anerkannten Anspruch, daß nur ihre Schiffe zur 
Beförderung von Salz und Kaufmannsgütern zwischen Lübeck 
und Lauenburg berechtigt seien. Die Holzkäufer, die neben 
ihnen Stecknitz und Delvenau befuhren, durften nur Holz von 
dort Herabbringen, den Graben aber nicht passieren. Hierin, 
im Besitz der Stecknitzfahrt, lag der Grund, weshalb die Lüne- 
burger Salzführer die Lübecker nicht beiseite schieben konnten. 
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sondern mit ihnen zusammenwirken mußten. Wie die Lüne- 
burger aus dem Sülfgeschäst, aus dem Verkauf des Salzes an 
die Maskopei, einen sicheren Gewinn zogen, so die Lübecker aus 
der Stecknitzfracht, die sie der Maskopei in Rechnung brachten, 
nur mit dem Unterschied, daß die Fracht Jahrzehnte hindurch 
konstant blieb und nicht von Vertrag zu Vertrag gesteigert 
werden konnte. 

Im 15. Jahrhundert war allerdings das Übergewicht 
zweifellos auf feiten der Lüneburger. Wiederholl haben da- 
mals die Lübecker auf die Maskopeihandlung zu den ihnen ge- 
botenen Bedingungen verzichten müssen und dann den Vertrieb 
des Salzes als Faktoren der Lüneburger besorgt oder gar deren 
eigenen Liegern überlassen, so schon 1478, nachdem das Jahr 1477 
mit einem glatten Mißerfolg geschlossen hatte. Für die Stecknitz- 
fracht und die Verwendung ihrer Speicher und Salzpacker 
mußte ihnen dann ein etwas höherer Betrag auf jedes Schiff 
zugebilligt werden, als ihnen in der Maskopeihandlung gut- 
geschrieben wurde. 

An und für sich aber waren sie gar nicht gewillt, auf die 
Teilnahme am Salzhandel zu verzichten. Sie taten es nur 
vorübergehend, weil ihnen kein anderer Ausweg blieb. Als es 
wegen der Abrechnung von 1502 wieder einmal zu schweren 
Differenzen kam und die Lüneburger den Vertrieb durch Lieger 
ins zweite Jahr hinein und anscheinend noch länger behaupten 
wollten, haben sie zu einem gewagten Mittel ihre Zuflucht ge- 
nommen. Der gemeine Kaufmann wurde für die Sache inter- 
essiert. Man redete den Leuten ein, der Handel der lüne- 
burgischen Lieger verstoße gegen die Statuten der Stadt und 
sei als Handel von Gast mit Gast verboten. Eine große Volks- 
erregung wurde organisiert. Es kam zu hefttgen Szenen auf 
dem Lübecker Rathaus, und den lüneburgischen Sendeboten 
wurde schließlich die Zusage abgepreßt, daß man vom nächsten 
Jahre an wieder mit der Maskopeihandlung beginnen wolle. 

Im späteren Jahrhundert ist das Verhältnis zwischen beiden 
Gruppen ziemlich erträglich gewesen, besser als vorher und 
nachher. 

Mit außerordentlichem Geschick hat das lübische Salzführer- 
kolleg es verstanden, allen Angriffen zu trotzen und seine Auto- 
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rität über seine Mitglieder zu behaupten. 1512 bereits hat 
man dem Rate rund heraus erklärt, daß man einem bestimmten 
Manne die Teilnahme am Salzhandel verboten habe. Man 
nahm nur Leute aus, die Stecknitzschifse erworben hatten, wozu 
immerhin ein bedeutendes Kapital gehörte, diese aber ohne 
Schwierigkeiten. Gelegentlich hat das Kollegium Schiffe zu 
einem übermäßig hohen Preise ausgekaust, um zu verhindern, 
daß sie in unberusene Hände kämen. 

Erst von 1579 an liegt das Rechenbuch des Kollegiums vor. 
Da sieht man, daß es kein Mittel gab, bis zu Gewalt, Rechts- 
widrigkeiten und Bestechungen, das nicht benutzt worden wäre, 
um die gesteckten Ziele zu erreichen. 

Dabei war das Kolleg oft in recht schwieriger Lage. 
Wiederholt haben einzelne Salzführer wegen persönlicher Diffe- 
renzen sich von den anderen abgesondert. Es gab außerhalb 
ihres Kreises immer Leute, die auch gern mit Salz gehandell 
hätten und stets bereit waren, mit den Lüneburgern zu pak- 
tieren. Schließlich aber war an der Beseitigung des Verkehrs- 
monopols auf dem Stecknitzkanal der lübische Kaufmann nicht 
minder interessiert als die Stadt Lüneburg. Denn die Wasser- 
straße diente nicht nur der Salzzufuhr, sondern in der anderen 
Richtung dem Transport aller möglichen Kaufmannswaren nach 
Lauenburg und weiter nach Lüneburg, Hamburg und die Elbe 
hinauf. Diesen Verkehr besorgten die SalzMrer als Spedi- 
teure. Sie haben auch hierin einheitlich verfahren. Streng 
hiellen sie ihren Tarif, und lange Zeit ist der Gewinn quoten- 
weise verteilt worden, um jegliche Konkurrenz zwischen den Mit- 
gliedern auszuschließen. Zur Annahme der Frachten hatten sie 
ein gemeinsames Kontor. Man kann sagen, daß sie ihr Monopol 
dem lübischen Kaufmann gegenüber noch viel rücksichtsloser 
ausgenutzt haben als bei den Lüneburgern. Die Steigerung 
der Fracht hat wiederholt die ganze Kaufmannschaft gegen die 
Salzführer aufgebracht. So besonders in den Jahren der 
großen Blockade in den Niederlanden unter Leicester 1585 ff., 
als der Warentransport über Lüneburg nach dem Rhein 
kolossale Dimensionen annahm und die Salzführer die Frachten 
ebenso kolossal hinauffetzten. Dann trat auch der Rat gegen 
das Kollegium auf. 
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Daß trotzdem alle Angriffe abgewehrt wurden, lag zu einem 
guten Teil an den besonderen Organisationsverhältnissen der 
Kanalschiffahrt. 

Die Salzführer ließen ihre Schiffe durch ihre Knechte, die 
Stecknitzfahrer, betreiben. Diese wurden für jedes Schiff und 
jede Reise mit einer bestimmten Summe gelohnt. Davon hatten 
sie alle Unkosten an Schleusengeld und Schlepphilfe zu entrichten. 

Zu dem Berufe gehörten keine besonderen Fertigkeiten, 
sondern haupffächlich Körperkräfte. So lag in dem Gewerbe 
ftlbst eigentlich kein Anlaß zu einer zunftmäßigen Organisation. 
Aber wie allenthalben Berufsgenossen sich zusammenschlössen, 
so hatten die Stecknitzfahrer eine geiftliche Bruderschaft gebildet, 
die ihren Sitz im Dom hatte. Ihre Zahl läßt sich für die Zeit 
um 1540 auf 75 bis 80 bestimmen, die gegen 220 Schiffe Mrten. 

Damals begegnet man zum erstenmal einer Betättgung 
ihrer Organisaüon auf wirffchaftlichem Gebiet. 1544 müssen die 
Salzführer sich zu einem Bertrage mit den Bevollmächtigten der 
Stecknitzfahrer herbeilassen. Ihnen wird ein höherer Lohn zu- 
gesichert. Sie verpflichten sich, fortan nicht mehr auffässig und 
herausfordernd gegen ihre Herren zu sein, sondern diesen keinen 
Anlaß zur Klage zu geben. 

1556 ist es dann zu einem regelrechten Streik gekommen. 
In der besten Zeit des Verkehrs traten die Stecknitzfahrer mit 
höheren Lohnforderungen an ihre Herren, und als diese ihnen 
nicht bewilligt wurden, gingen sie von den Schiffen. Die 
Fahrt lag still. Unter Vermittlung der Wetteherren wurde 
endlich ein Vergleich geschlossen. Das war der Anfang eines 
Kampfes um die wirffchaftliche Besserstellung, der nun alle paar 
Jahre von neuem einsetzte. 

Die Zeit von 1540 bis 1630 war eine Epoche außer- 
ordentlich starker Geldentwertung, wie man sie in gleichem 
Maße nur in der Gegenwart wiederfindet. Die Einsicht in die 
Ursachen der herrschenden Teuerung ist damals den Leuten 
nicht minder schwer geworden als heutzutage. Als 1569 die 
Stecknitzfahrer abermals eine Lohnerhöhung erzwängen, mußten 
sie sich verpflichten, lebenslänglich, solange noch einer von ihnen 
am Leben sein würde, bei den getroffenen Vereinbarungen 
festzuhallen. 
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Das hat sie aber nicht gehindert, nur fünf Jahre später von 
neuem zu streiken. Damals schloß man einen Tarifvertrag von 
zehnjähriger Gültigkeit, der mehrmals 1585, 1595 mit fünfzehn- 
jähriger Dauer, 1610, 1624 und 1635 erneuert wurde. Damit 
kam etwas Stetigkeit in die Bewegung. 1608 und 1623 sind 
die Stecknitzfahrer allerdings schon vor Ablauf des Termins 
kontraktbrüchig geworden. Mt dem Tarifvertrag von 1635 ist 
die Lohnbewegung zum Stillstand gekommen. Erst 1766 ist 
den Stecknitzfahrern wieder eine geringe teilweise Aufbesserung 
gewährt worden. 

Der Lohn für eine Sommerfahrt eines Salzschiffes von 
Lauenburg nach Lübeck, der 1497 3 ^ betrug, ist 1544 auf 
4 ^ und dann fortgesetzt bis 1635 auf 19 ^ erhöht worden, 
für ein Schiff mit Frachtgut in der umgekehrten Richtung 
wurde er nur auf 17 ^ gesteigert. 1766 hat man diesen auf 
19 bis 21 ^ erhöht, den Lohn für ein Schiff Salz aber bei- 
behalten. 

Die Geldentwertung und Geldverschlechterung war in der 
Zeit von 1540 bis 1635 allerdings ganz enorm. Sie hat aber 
doch längst nicht mit diesen Sätzen von 3 auf 17 und 19 Schritt 
gehalten. Die wirffchastliche Stellung der Stecknitzfahrer hat sich 
vielmehr gewalttg gehoben. 

Hand in Hand mit den Lohnstreittgkeiten gingen Kämpfe 
um die Organisatton. Nur kraft ihres Zusammenhalts, daß 
jeder einzelne Order parierte und daß gegen Streikbrecher mit 
allen Mitteln der Gewalt vorgegangen wurde, haben die 
Stecknitzfahrer ihre Ansprüche durchsetzen können. 

Wohin ihre Organisattonsbestrebungen gingen, das verrät 
deutlich der 1557 zwischen Salzführern und Stecknitzfahrern 
geschlossene Vertrag; darin heißt es: 

„Weil die Knechte sich gegen ihre Herren mutwillig auf- 
gelehnt und zusammen verbunden und ihre Herrn über alle 
Billigkeit beschwert und bedrängt haben, so haben die Salz- 
führer gute Fuge und Recht gehabt, sich mit anderen gehorsamen 
Knechten zu versehen. Sie haben aber auf Fürbitte der vom 
Rat bestellten Unterhändler sie noch diesmals in ihrem Dienst 
belassen, doch unter der Voraussetzung, daß sie sich fortab gut 
bettagen. Werden aber fernerhin Knechte ungebührlich und 

Ztichr. d. f. L. G. XVII, 1. 2 
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mutwillig befunden, so sollen die Salzführer Macht haben, sie 
von den Schiffen zu enffetzen und andere an ihrer Stelle an- 
zunehmen." 

Es ist höchst bedenklich, daß sie sich dies Recht oer- 
briefen lassen mußten. Noch bedenllicher aber ist, daß die 
Bestimmung seitdem in jedem neuen Vertrage mit immer 
schärferen Worten wiederholl wird. 

Wie es bei dem Gewerk in Wahrheit aussah, darüber gibt 
eine Klageschrift der Salzführer an den Rat vom Januar 1575 
Kunde, in der die Hilfe der Obrigkeit gegen die Olderlüde und 
Achtmänner der Stecknitzfahrer erbeten wurde. Da wird erklärt: 

„Die Unschuldigen strafen sie. Buben und Verbrecher 
schützt man bei ihrem Mutwillen. Einer armen Stecknitzfahrer- 
witwe, die im vergangenen Sommer, zur selben Zeit, als sie 
sich gegen uns verbunden hatten und nicht fahren wollten, mit 
2 leeren Schiffen nach Lauenburg gegangen ist, haben sie 
darum eine Tonne Bier als Strafe abgenommen. Die aber, 
die damals des Kaufmanns Gut eingeladen haben und dann 
hier liegen geblieben sind oder die Waren unterwegs längs 
der Stecknitz an Land gesetzt haben, mit unsern Schiffen eine 
Weile Holz für eigene Rechnung gefahren und dann nach 4 
oder 6 Wochen endlich das Gut wieder eingenommen und 
weiterbesördert haben, die das ganze Zahr hindurch kaum 
2 Reisen für ihre Herrn gemacht haben, das sind ihre besten 
Freunde. 

Es liegt nicht an den Salzführern, wenn die Stecknitzfahrer 
nichts vor sich bringen, sondern allein an ihrer Gesellschaft. 
Wenn sie zusammenkommen, dann geschieht es mit Fressen und 
Saufen. Dazu schätzt einer dem andern das Geld ab. So 
verbringen sie ihren Verdienst, daß keiner von ihnen auf einen 
grünen Zweig kommen kann. 

Sie haben kürzlich ein neues Statut unter sich aufgerichtet, 
daß jeder neue Stecknitzfahrer, ehe er von ihnen zugelassen 
wird, 24 Mark an ihre Gesellschaft bezahlen muß, wovon sie 
die Hälfte vertrinken, die andere angeblich in ihre Armenbüchse 
tun. Sie streben danach, überhaupt keine ftemden Stecknitz- 
knechte mehr zuzulassen und sich die Fahrt eigen zu machen." 

Das war allerdings ihr Ziel. 
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übrigens hatten 1560 bereits die Salzführer die Organisatton 
als solche und die Berechttgung zur Erhebung von Aufnahme- 
geldern indirett anerkannt, indem sie in einem Vertrage die 
Herabsetzung des Eintrittsgeldes eines neuen Knechtes von 12 
auf 4 ^ ausbedangen. Im gleichen Jahre erwarben die 
Stecknitzfahrer in der Hartengrube ein Haus für ihre Armen 
und als Versammlungsraum. Ohne jemand zu fragen, ließen 
sie hier Bier schenken. Und schließlich wußten sie ttotz des 
Protestes aller Nachbarn die Einttagung der Kruggerechtigkeit 
ins Oberstadtbuch durchzusetzen. Wie sie sich in ihrer Macht 
fühllen, dafür nur ein Beispiel. 

1592 hat das Lüneburger Böttcheramt ein Schreiben von 
den gemeinen Stecknitzfahrern erhalten. Darin wurde erklärt, 
daß die Böttcher ihr Stabholz die Delvenau herab bekämen. 
Jeder Meister sollte deshalb alljährlich einen halben Reichstaler 
zum Unterhall von Wegen und Stegen im Herzogtum Sachsen- 
Lauenburg an den Stecknitzfahrerältermann nach Lübeck senden. 
Die Lüneburger Böttcher waren nicht von der Art, daß sie 
um des lieben Friedens willen für nichts und wieder nichts 
alljährlich den halben Reichstaler zahlen wollten, und haben in 
gebührender Weise geantwortet. Das hat aber die Stecknitz- 
fahrer nicht gehindert, alsbald cie lscto von den in Lauenburg 
ankommenden Stabholzschiffen das Geld zu erheben. 

Schon im 16. Jahrhundert lag es nicht mehr in der Macht 
der Salzführer, nach Belieben einen neuen Stecknitzfahrer an- 
zunehmen, geschweige denn einen alten zu entlassen. Der Rat 
hatte keine Veranlassung, sich mit den Verhältnissen ihrer Knechte 
näher zu befassen. Waren diese doch weder ein Amt noch 
Verlohnte des Rates. So haben sich die Stecknitzfahrer ihre 
Statuten selbst geschaffen. Erst 1632 sah sich die Obrigkeit ge- 
nötigt, der Gesellschaft eine Rolle zu verleihen, die wenigstens 
einen Teil ihrer Ordnungen bestättgte. 

Um die Organisation ist späterhin noch wiederholt gekämpft 
worden. Immer wieder hat der eine oder andere Salzführer 
versucht. Schiffe nach seinem Willen zu vergeben. Die Stecknitz- 
fahrer antworteten, indem sie den Boykott über ihn verhängten. 
Seine Fahrzeuge blieben liegen, bis er nachgab. Das haben 
sie zwar nicht hindern können, daß der neu eingestellte Mann 

2» 
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durch Wetteknechte schließlich seine Schisse beladen und mit 
Hilse von Empsehlungsschreiben an den Vogt von Mölln die 
Bergsahrt erledigen konnte. Aber auf dem Graben hinter 
Mölln, da war die hohe Obrigkeit weit. Und was dort die 
Stecknitzfahrer nicht selbst tun wollten, das besorgten ihre 
Linentögers. Und wenn dann der Rat in Lübeck an den 
cherzog von Lauenburg schrieb und dieser endlich von allen 
Kanzeln ein Mandat verlesen ließ, daß man dem und dem 
Stecknitzfahrer nicht die üblichen Handreichungen und Dienste 
verweigern, vor allem ihn nicht mißhandeln solle, da hatte der 
arme Mann längst dem tollWhnen Versuch entsagt, sich dem 
Gewerk wider dessen Willen aufzudrängen. Übrigens hatttn 
die Stecknitzfahrer auch alle Schleusenmeister auf ihrer Seite. 
Denn diese unterhiellen sämtliche Kruge und waren auf ihren 
gesunden Durst angewiesen. 

Der StecMitzfahrerberuf hat sich infolge dieser Entwicklung 
völlig gewandelt. Das Amt eines Kanalschiffers war nicht 
mehr eine mißachtete grobe Hantierung, sondern ein viel- 
begehrter Versorgungsposten. Da eine Vermehrung der Stecknrtz- 
schiffe bei den trüben Verkehrsverhältnissen ausgeschlossen war, 
so sind eigentlich nur Söhne von Stecknitzfahrern dazu gelangt. 
Es herrschte stets unter diesen ein Drängen um die frei- 
werdenden Plätze. Dem ist es auch zuzuschreiben, daß in 
keiner kommerzierenden Zunft und in keinem Amt in Lübeck 
so gut die alten Familien sich bewahrt haben, als gerade bei 
ihnen. ^ 

Die Kosten dieser Entwicklung hat der Verkehr tragen 
müssen. . r . 

Die Salzführer sind unterlegen, weil sre es me aus einen 
wirklichen Kampf ankommen ließen. Das geschah vielleicht, weil 
sie fürchteten, daß dann ihre lüneburgischen und lübeckischen 
Widersacher die Gelegenheit zur Sprengung ihres Verkehrs- 
monopols ausnutzen würden. 

Es gab aber viele Interessen, die ihnen und ihren Knechten 
gemeinsam waren. Schon als die Linienzieher das Vorbild 
der Stecknitzfahrer nachahmten, sich organisierten, immer höhere 
Lohnforderungen stellten und in Tarifverttägen durchsetzten, 

da haben die Stecknitzfahrer wiederholt tatkräfttge Unterstützung 
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bei den Salzführern gefunden. Die herzoglichen Amtleute und 
die adeligen Grundherren wurden durch Geldgefchenke bearbeitet, 
daß fie ihre Bauern zum Leinenziehen bei den alten Sätzen 
anhielten. Tatfächlich hat hier die Entwicklung gerade den 
entgegengefetzten Gang gemacht wie bei den Stecknitzfahrern. 
Der Schleppdienft ift aus einer freien Arbeit zu einer läftigen 
Verpflichtung geworden. 

Vor allen Dingen waren die Stecknitzfahrer ebenfo an dem 
Ausfchluß aller Fremden vom Kanalverkehr interesfiert. Schon 
im erften Lohnvertrage von 1544 wurde ihnen zur Pflicht ge- 
macht, dafür zu forgen, daß kein Holzkäufer Frachtgut nach 
Lauenburg führte. Diefelben Stecknitzfahrerfäufte, die jeden 
Eindringling von ihrem Amt fernhielten, haben auch als ultimu 
rstio dafür geforgt, daß kein fremdes Schiff fich auf dem 
Graben zeigte. War bei den Salzführern wegen perfönlicher 
Differenzen keine rechte Einigkeit, fo hiellen die Stecknitzfahrer 
unbedingt Difziplin. Es ift vorgekommen, daß die Salzführer 
felbft ihre Stecknitzfahrer gegen eine Ratsverordnung auffäsfig 
machten. 

Der Lüneburger Salzhandel hat die Folgen diefer Ent- 
wicklung mittragen müffen. Ein paar Worte über die Eichen- 
fahrt von Lüneburg nach Lauenburg. Die Eichenfchiffer waren 
selbftändig. Jeder von ihnen follte nur ein Schiff haben und 
es felbft betreiben. Sie haben zwar auch das ausfchließliche 
Recht zur Fahrt für ihre Gilde durchgefetzt. Aber ihre Ver- 
suche, die Frachten unmäßig zu steigern, wurden vom Lüne- 
burger Rat und den Salzführern der Stadt durchkreuzt, indem 
diese eigene Schiffe in die Fahrt brachten und durch AngesteLe 
führen ließen. Die Lohnbewegung der Schiffsleute ist durch Ver- 
ordnungen des Lüneburger Rates geregelt worden. 

Diese Ausführungen beruhen haupffächlich auf Lübecker 
Material. Sie werden durch Lüneburger Akten zweifellos 
ergänzt werden können. Es ist ja allgemein bekannt, daß das 
Lüneburger Archiv an Reichtum, Wert und Eigenart seiner 
Bestände kaum seinesgleichen unter den Stadtarchiven in Nord- 
deuffchland findet. 

In Lübeck wurde auf dem Bauhof ein sogenannter Graben- 
zoll vom Kanalverkehr erhoben. Dieser bietet das Material 
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für eine Verkehrsstatistik. Für 1540—42 ist ein Zollbuch er- 
hallen, das alle Einzelheiten wiedergibt, Salzeinfuhrzahlen 
liegen seit 1500 mit geringen Lücken vor, die Zollerträge sind 
schon für die Jahre 1421 bis 1430 und von 1460 ab auch mit 
Lücken erhalten. Daraus ergibt sich, daß die Salzzufuhr in 
der ersten L)älste des 16. Jahrhunderts durchschnittlich 1000 
Schiffe gleich 6330 Lasten oder 22^2 Millionen Pfund betrug, 
genug zur Versorgung von 1600000 Menschen. Die höchste 
Ziffer hat 1501, nämlich 1438 Schiffe. Der Zollertrag stellte 
sich damals auf 3005 Diese Zahl ist aber im 15. Jahr- 
hundert nicht nur häufig erreicht, sondern oft und beträchtlich 
überschritten worden, so 1460: 3401, 1461: 3846, 1462: 3587, 
so daß man die Salzzufuhr nach Lübeck in den besten Jahren 
auf 1500 Schiffe gleich 9500 Lasten schätzen kann, genug für 
fast 2 >,4 Millionen Menschen. 

Das Lüneburger Salz besaß im Mittelalter eine Monopol- 
stellung im Ostseegebiet. Die großen Mengen wesffranzösischen 
Seesalzes, die alljährlich zugeführt wurden, kamen wegen der 
schmutzigen Farbe und der schlechten Qualität nur für den 
Konsum der littauischen, finnisch-estnischen und schwedischen Land- 
bevölkerung in Betracht. Es mußten sehr hohe Preisunter- 
schiede bestehen, wenn das Seesalz auch da sich einbürgern 
sollte, wo man bisher Lüneburger Salz gebraucht hatte. Hier- 
durch allein war die enorme Bewertung und enffprechende 
Kapitalbelastung der Saline ermöglicht worden, die späterhin 
sich als ein Hemmnis jeglicher Reformen erwies, als solche 
nötig wurden. 

Gegen Ende des 15. Jahrhunderts erstand dem Lüneburger 
Erzeugnis ein ebenbürttger Konkurrent. Damals haben Ober- 
deuffche zuerst in Flandern ein Verfahren zur Raffinierung des 
Seesalzes eingeführt. Man kochte das Salz nochmal unter Zusatz 
von Ochsenblut. Dieses band alle schmutzigen Bestandteile und 
wurde als brauner Schaum abgeschöpft. Das Produkt war ein 
weißes Salz, das zwar an Güte dem Lüneburger nachstand, 
aber doch konkurrenzfähig war. Das Verfahren hat sich langsam 
ausgebreitet. Um 1550 gab es schon Salzraffinerien in Ham- 
burg und Danzig, im 17. Jahrhundert allenthalben an der 
Osffee. Der Kampf beider Arten endigte zuungunsten Lüne- 
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burgs. Die Stadt erwarb Privilegien zur Behauptung ihres 
Absatzgebietes. Ihre Macht genügte aber nicht zu deren Durch- 
führung. Man mußte vielmehr zusehen, wie gerade die höchsten 
Herren im Reiche, der Kaiser und der sächsische ^rfirst, 
spanisches Seesalz in Mengen die Elbe heraustommen ließen. 
In Pirna und Dresden wurden noch im 16. Jahrhundert Salz- 
raffinerien errichtet. Lüneburg hat schließlich auch erleben 
müssen, daß portugiesisches Salz von Hamburg auf dem 
Stecknitzkanal nach Lübeck kam. 

In der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts ist der Saline 
noch ein großer Stoß nach Westen geglückt auf Kosten der 
friesischen Seesalzproduktion, die fast völlig zugrunde ging. Da- 
mals gelang es ihr, die Nordseeküste fast bis an die Suidersee sich 
zu erobern. Dieses Vordringen hatte zur Folge, daß eine der 
Forderungen der Lübecker Salzführer erfüllt wurde. Es gall 
seitdem der Grundsatz, daß kein Wintersalz nach Lübeck und 
kein Sommersalz nach Hamburg verschifft werden dürfe. Für 
die Salzhändler beider Städte war das von höchfter Wichttgkeit. 
Bei jedem Versuch, den die Lüneburger fortab unternommen 
haben, hatten sie stets die Salzhändler beider Städte gegen sich. 

Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts setzt der Niedergang 
der Saline ein. Die Konkurrenz des raffinierten Seesalzes wurde 
immer schärfer, zumal die Fortschritte im Schiffbau die Trans- 
portkosten wesentlich verminderten, während die Produttions- 
kosten der Lüneburger stiegen. Man hatte mit wilden Quellen 
fortgesetzt zu kämpfen. Die Brennholzbeschaffung wurde immer 
fchwieriger und teurer. So ist die Salzzufuhr nach Lübeck 
langsam aber stettg zurückgegangen bis zum Ende des 16. Jahr- 
hunderts auf rund 700 Schiffe und bis zum dreißigjährigen 
5kriege auf 500 Schiffe im Jahresdurchschnitt. Bis zu dieser 
Zeit hat die Maskopeihandlung fortgedauert. Dann aber, als 
die Lüneburger den Preis des Salzes ohne Rücksicht auf die 
schwierigen Absatzmöglichkeiten immer weiter steigerten, wurde 
der Stteit wieder lebendig. Die Lübecker ttaten 1634 zum 
erstenmal offen mit ihren Zielen hervor, indem sie ein Angebot 
für das ganze Sommersalz zu einem festen Preise unter Aus- 
schluß der Maskopeihandlung forderten. Die Lüneburger lehnten 
damals ab. Im folgenden Jahre ist es zum offenen Bruch ge- 
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kommen. 1643 hat die Saline sich den Bedingungen der Lübecker 
anbequemen müssen. Diese übernahmen die auf ein bestimmtes 
Quantum festgelegte Sommersalzausbeute für eigene Rechnung 
zu einem feften Preise. Seitdem haben die Lübecker sich nie 
wieder zu anderen Bedingungen herbeigelassen. Die folgenden 
dreißig Jahre waren eine Zeit unausgesetzten Kampfes. Wieder- 
holt hat man fich erft im Spätherbst, gelegentlich auch gar nicht 
einigen können. Dann kam überhaupt kein Salz nach Lübeck. 
Die Lüneburger Saline war in einer verzweifelten Lage. Man 
befiedete grundsätzlich nur drei Pfannen in jedem chaus. Einige 
Häufer lagen sogar still. Die Vorräte häuften sich. Daß man 
noch nicht mit Verlust arbeitete, war nur der schweren Krisis 
der Spanienfahrt zu verdanken. 

Als 1648 wegen der in Lauenburg erhobenen schwedischen 
Lizenzen die Stecknitzfahrt fast völlig ruhte, hat in Lüneburg 
der unternehmende Johann von Köln die Neuorganisation des 
Handels in die Hand genommen. Nach seinen Plänen ist 1659 
das Salzkontor errichtet worden, das fortab den Vertrieb der 
gesamten Ausbeute der Saline besorgte. Er hat kein Mittel 
unbenutzt gelassen, um die Lübecker Salzführer auszuschalten. 
Er versuchte neue Schiffahrtswege durch die mecklenburgischen 
Gewässer zu erschließen, oder leitete die Ausfuhr nach der 
Offfee über Hamburg. In Lübeck wußte er kapitalkräftige Kauf- 
leute als Salznebenhändler zu organisieren. Aber am Ende be- 
haupteten die Salzführer doch ihre Stellung. Es gelang ihnen, 
sich mit den neuen Salzhändlern zu verttagen. Diese wurden 
in die Salzfuhr aufgenommen. 

Daß diefe Kämpfe für den Verkehr nicht förderlich waren, 
braucht kaum erwähnt zu werden. Immerhin hat der Salz- 
verkehr von Lüneburg nach Lübeck fich in der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts behauptet. Er betrug etwa 350 Schiffe im 
Jahresdurchschnitt, das sind 2200 Lasten oder 8Z4 Millionen 
Pfund, genug für 600000 Menschen. 

Erst das 18. Jahrhundert brachte den enffcheidenden Rück- 
gang. Die Salinenverfassung, die Organisatton ihres Bettiebes 
waren verattet. Sie arbeitete zu teuer, vor allem auch, weil sie 
viel zu schwer mit Renten belastet war. Salz gehört zu den 
Waren, deren Preis seit dem Mittelaller eigenllich nicht ge- 
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sttegen, sondern eher gesunken ist. Der Stecknitzverkehr aber 
war nicht minder resormbedürftig. 

Zur Verbesserung der Wasserstraße sind wiederholt Anläufe 
gemacht worden. Namentlich in den 60er Jahren des 17. Jahr- 
hunderts, als die Vorsteher der spanischen Kollekten ordentliche 
Pläne dazu ausarbeiten ließen. Aber die erste Vorbedingung 
der Ausführung, die Veseitigung des Verkehrsmonopols der 
Salzführer, ist nicht zu erreichen gewesen. Diese haben vielmehr 
damals und im Beginn des 18. Jahrhunderts die offizielle An- 
erkennung ihrer Gerechtsame durchgesetzt. Gerade hierin, daß 
sich das Salzführerkolleg und die Organisation der Stecknitzfahrt 
als ein Hemmschuh für die gedeihliche Fortentwicklung erwiesen, 
sind sie für Lübeck und kaum minder für den lüneburgischen 
Salzverkehr nach der Ostsee verhängnisvoll geworden. Alle 
Bemühungen, die die hannoversche Regierung im 18. Jahr- 
hundert unternahm, um den Handel wieder zur BMe zu bringen, 
blieben erfolglos. In schnellem Tempo ging es bergab. Von 
entscheidender Bedeutung ist die Errichtung der Hallischen Salz- 
niederlage in Stettin unter Friedrich Wilhelm I. gewesen. Lluf 
dem Wege durch den Finowkanal ist der Transport des Salzes 
von Halle dorthin kaum teurer gekommen als der von Lüneburg 
nach Lübeck. 

1719 ist der Salzverkehr auf dem Stecknitzkanal zum ersten 
Male auf unter 200 Schiffe herabgegangen und hat diese Zahl 
nur 1722 und 1757 mit 210 und 208 Schiffen wieder erreicht. 
Von 1764 bis 1803 hat er stets weniger als 100 Schiffe 
betragen, im Jahresdurchschnitt nur 400 Lasten, soviel wie 
100000 Menschen zu ihrem Unterhalt nötig haben. Der einst 
so gewaltige Salzhandel war damit auf rein lokale Bedeutung 
herabgekommen. 

Die Stecknitzfahrt ist allerdings nicht so tief gesunken. Schon 
im 17. Jahrhundert war für die lübeckischen Salzhändler das 
Speditionsgeschäft kaum weniger wichttg als der Salzhandel. 
Mit dessen Rückgang steigerte sich noch die Bedeutung. Ganz 
allgemein hat der Verkehr in den achtziger Jahren des 18. Jahr- 
hunderts seinen Tiefftand erreicht. Die Zahl der Stecknitzfahrer 
ist von etwa 80 um 1540 auf 28 bis 30 um 1780, die der 
Schiffe von 220 bis auf 72 (1784) zurückgegangen. In napo- 
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leonischer Zeit hat der Verkehr sich wieder mächtig gehoben. 
Damals haben verschiedene Stecknitzfahrer sich selbständig ge- 
macht und fortab mit eigenen Schiffen die Fahrt betrieben. 
Noch in der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts hatte der 
Kanal größere Bedeutung für den Verkehr. Im Zusammenhang 
mit den Revisionsverhandlungen über die Elbschiffahrtsatte sind 
1844 die Gerechffame der Salzführer und Stecknitzfahrer auf- 
gehoben worden. Erst der Bau der Eisenbahn hat dann den 
Verkehr ruiniert. 
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Lübeck und der ^Ursprung der 

Kat5vecsallung. 

Von Frid Körig. 

Den letzten Jahrgang dieser Zeitschrift eröffnete Hermann 
Bloch mit einer Untersuchung, die, vom Freibrief Friedrichs I. 
für Lübeck vom Jahre 1188') ausgehend, den Ursprung der 
Ratsverfassung in den deutschen Städten behandelt. Indem 
Bloch die in den letzten Jahren geäußerten Bedenken gegen die 
formelle und inhallliche Echtheit des Barbarossaprivilegs nach- 
prüft, stellt er fest, daß das Barbarossaprivileg nicht mehr als 
Zeugnis für das Vorhandensein eines Rates in Lübeck noch im 
zwölften Jahrhundert dienen könne, da erst seine 1225 er- 
folgte Verfälschung die consules in seinen Wortlaut hinein- 
gebracht habe. Und indem Vloch dann weiter in einem Über- 
blick über die Verhältnisse anderer deutscher Städte alle nicht 
ganz einwandftei gesicherten Nachrichten über das Vorkommen 
von consules grundsätzlich ausscheidet, kommt er zu dem Er- 
gebnis, daß nicht in den Gründungsstädten, sondern in den 
oberrheinischen Bischofsstädten die Wiege der Ratsverfassung 
für Deutschland zu suchen sei. 

Blochs Ausführungen trafen in der Ablehnung eines Rats 
in Lübeck für das ausgehende zwölfte Jahrhundert mit dem 
Ergebnis von Untersuchungen zusammen, die Oppermann 1911 
in den Hansischen Geschichtsblättern veröffentlicht hattet; in 
diesem Punkte stimmten sie auch mit einer kurze Zeit später 

') Im folgenden nach alter Tradition kurz „das Barbarossaprtvileg" 
genannt. 

h Die Annahme Oppermanns, die Entstehung des Lübecker Stadtrates 
sei 1222 oder ganz kurz vor 1222 erfolgt (a. a. O. S. 77), findet ihre Wider- 
legung in der Tatsache, daß die consuics bereits 1201 in einer einwandfreien 
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erschienenen Freiburger Dissertation °) überein; im bestimmten 
Gegensatz stehen sie aber zu den älteren, sowohl in der allge- 
meinen Literatur wie auch in den mehr auf Lübeck bezüglichen 
Arbeiten, welche den Zusammenhang des Ursprungs der Rats- 
verfassung in Lübeck mit der Tätigkeit Heinrichs des Löwen in 
mehr oder minder nahen Zusammenhang bringen^. 

Der Tatsache der Verfälschung des Barbarossaprivilegs wird 
sich gewiß niemand verschließen können, und man wird es Bloch 
zu Danke wissen, daß er in vorsichtiger Prüsung des Privilegs 
es wahrscheinlich gemacht hat, daß das sicher vorhanden ge- 
wesene echte Privileg Friedrichs l. mit der Verfälschung wörtlich 
gleichlautend gewesen ist, mit Ausnahme der beiden Sätze, welche 
die consules, den Rat, erwähnen^). Daß in der echten Vorlage 
statt von den Lonsules von den cives oder der civitss die 
Rede war, darin wird man Bloch gewiß zustimmen müssen. 

Daß eine derartige Versälschung einen bestimmten Zweck 
gehabt haben muß, liegt auf der Hand: Bloch findet ihn darin, 
daß durch sie für die Prüfung der Münzprägungen „der Rat 
als Organ der Gesamtbürgerschaft eingeführt wurde", daß sie 
ein „Verdrängen der cives durch die consules" bezweckte 
und auf.einen „vielseitigen Ausbau der Ratsverfassung" hin- 
zielle°). Die Verfälschung wäre also gegen die Gesamtbürger- 

bischöflichen Urkunde begegnen. L. U.B. I, Nr. 9.— Eberle (vgl. Anm. 3), 
der beide Urkunden, von 1201 und 1222, und andere übersieht, hält den Lübecker 
Rat erst „im zweiten Viertel des 13. Jahrhunderts" sür sicher belegt. Bei Eberle 
sind die Städtegründungen Heinrichs des Löwen doch sehr zu kurz gekommen: 
sowohl in der Verwertung ihres Quellenmaterials und ihrer älteren Literatur 
wie auch in ihrer versassungsgeschichtlichen Bewertung. — Hier sei nur darauf 
hingewiesen, daß bereits Frensdorff (Die Stadt und Gerichtsverfassung 
Lübecks im 12. und 13. Jahrhundert. Lübeck 1861. S. 41) die Urkunde 
von 1201 als älteste namentliche Erwähnung der consule» in Lübeck angeführt hat. 

H Eberle, Beiträge zur Geschichte der Bestellung der städtischen Organe 
des deutschen Mittelalters I: Das Ratskollegium in den deutschen Städten bis 
zur Zeit der Zunftkämpfe. Freiburg 1914. 

H So Frensdorff, a. a. O. 2S; Hegel, Die Entstehung des deutschen 
Städtewesens, S. 166; Rietschel, Die Städtepolitik Heinrichs des Löwen. 
Histor. Ztschr. Bd. 102, S. 237 ff.; Draeger. Hans. Gesch.-Bll. 1913, S. 6. 

H Diese beiden Sätze erfahren allerdings im Verlaufe dieser Unter- 
suchung noch einen Zuwachs. 

H Bloch, S. 13 Anm. 41 und S. 23 Anm. 75; S. 11. 
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schüft gerichtet zugunsten einer kleinen, aber einflußreichen 
Minderheit: des Rates in seiner Entstehung. 

I. 

Die Annahme, daß die consules des verfälschten Privilegs in 
bewußtem, auch sachlichem Gegensatz zu den cives seiner echten 
Vorlage stehen, würde eine beachtenswerte Stütze erhalten, 
wenn die Ausdrücke cives und consules auch sonst als Gegen- 
sätze auftreten. Im Sprachgebrauch der Lübecker Urkunde ift 
das allerdings nicht der Fall; auf einige Beispiele sei kurz 
verwiesen. 

Als im Jahre 1224 Bischos Bertold sich auf Bitten der 
Bürger, der tiurgenses, herbeiließ, eine Zehntabgabe der bur- 
genses in eine fefte Geldabgabe anzusetzen, ließ er die Namen 
der als Zeugen beteiligten csnonici und trurgenses unter die 
Urkunde setzen. Nachdem die Namen der Kanoniker angeführt 
sind, heißt es dann: ei tiee nomina consulum^). Die con- 
sules sind also unmittelbar vorher als burgenses bezeichnet. 
Wenn sich ferner im Jahre 1227 Papft Gregor IX. gegen 
„schlimme Statuten" wendet, welche die eonsules i-ubicenses 
erlassen hätten^), so spricht eine weitere Papstbulle desselben 
Jahres d) wieder nur von einigen cives I-ubicenses, welche im 
Sprengel der Domkirche widerrechtlich eine Kirche zum Schaden 
des Kapitels errichtet hätten, obwohl es doch sicher feststeht, 
daß es die consules waren, welche durch die selbständige 
Gründung des alten Heiligen-Geist-Hospitals und seiner Kirche 
auch diesmal, wie so häufig, den kirchlichen Unwillen auf sich 
gezogen hatten'°). Es ist überhaupt auffallend, wie lange sich 
noch in den Zeugenreihen die Bezeichnung cives I-ubicenses 
erhält, wo es sich unzweifelhaft nur und ausfchließlich um 
Ratsmitglieder handelt. Einige Fälle feien hier angeführt, die 
eine Nachprüfung auf die Ratsmitgliedschaft der cives-Zeugen 
leicht zulassen. 

') U.B. Bistum Lübeck Nr. 51; S. 55 f. 
») Ebb. Nr. 59; S. 61. 
«) Ebb. Nr. 56; S. 59. 

»") L. U.B. Nr. 66 S. 73. 
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1243, U.B. Bistum Lübeck, S. 8S. 

1251, März. U.B. Bist. L., S. 101. 
1252, November 8. U.B. Bist. L, 

S. 105. 

1230, September 8. L. U.B. I, S. 59. 
— 1229. Ebb. S. 55. — 1236, 
März 21. Ikbd. S. 83. (tlogtierus 
6e bsr<jewjcl< in der ältesten Rats- 
linie: Deecke Nr. 167.) 

1232, Februar 11. L. U.B. I, S. 62. — 
1245, Januar 2. Ebd. S. 104. 

1245, Januar 2. L. U.B. I, S. 104. 
1245, Januar 2. L. U.B. I, S. 104. — 

1261, Oktober 18. L. U.B. l, S. 237. 

cives-lburgenscs-) Zeugen begegnen: 

1241, April 28. L. U.B. I, S. 89. 
Diese sind als consuics belegt: 

Ebensowenig wie bei diesen und anderen") späteren Fällen, 
wo in den Zeugenreihen nur von cives die Rede ist, an deren 
Ratsmitgliedschast gezweifell werden kann, läßt sich aus dem 
älleren Vorkommen von cive5-Zeugen in den Ur^nden vor 
dem ersten Austreten des Wortes „consules" (Lübeck 1201) 
irgendein Schluß nach der Richtung ziehen, daß diese cives nicht 
con5ule5 gewesen sein könnten. Es liegen vielmehr auch sür 
mehrere der älleren cives-Zeugen Anhallspuntte dasür vor, 
daß sie Ratsmitglieder waren, oder zum mindesten einer bürger- 
lichen Behörde angehörten, die von der im amtlichen Auftrage 
und unter Benutzung älterer Vorarbeiten zu Beginn des 15. Jahr- 
hunderts vom Stadtschreiber niedergeschriebenen Ratslinie 

") Weitere Beispiele bei Crull, Die Ratslinie der Stadt Wismar, 
(Hans. Geschichtsquellen Bd. II) S. X. 

") Abdruck bei Deecke, Von der ältesten lübeckischen Ratslinie. Lübeck 
1842, S. 28 fs. Deecke hat seine Vorlage, die in dem 1318 angelegten über 
memorislis enthalten ist, durch eigene Einschaltungen erweitert. Folgende 
Nummern sind von ihm aus Urkunden usw. entnommen: 19—26, 36, 45, 
75—77, 80-82, 104, 125, 127-128, 132-133, 144, 148—149, 154-155, 
179-181, 205, 209, 219, 232, 237, 241-243, 251, 295, 299-303, 313—314, 
352-353, 355, 393—394, 403, 447, 450—452. Die Namen zweier Rats- 
herren: ^Isrckus vsn Vkeneclien (zwischen 126 und 127) und solisnncs 
vsn vclingi, (zwischen 166 und 167) hat Deecke versehentlich, die Namen 
der Stadtschreiber Nenricus, .^Icxsnclcr und Oerlscus cie brcmis 
absichtlich ausgelassen. Die erste zusammenhängende Eintragung reicht 
bis Gerhard Hoymann (s- 1418). Von da an sind es gleichzeitige Einzelein- 
tragungen. Seit etwa 1230 hat Deecke die einzelnen Namen ausgiebig mit 
Nachweisen des Vorkommens in Urkunden usw. belegen können; sür die ältere 
Zeit war dies weniger oft möglich. Für die Ratslinie sind ältere Vorarbeiten 
nachweisbar: vgl. Brehmer, diese Ztschr. Bd. IV, S. 204, Anm. 10. Das 
dort genannte Pergamentblatt (ein solches ist es, nicht zwei Pergamentstreifen) 
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als Rat aufgefaßt wurden. Da ist zunächst der l.utbertus civis 
l-ubicensis et lrster eius ^Ilxvinus in einer bischöflichen Ur- 
kunde für das Iohanniskloster in Lübeck vom Jahre 12l)0"). 
Die Vermutung, daß die beiden Brüder mit den consules 
l.utbertu8 und -^Ilwinus in der von demselben Bischöfe für das 
Lübecker Iohanniskloster ausgestellten Urkunde vom Jahre 
1201 identisch sind"), hat mehr als Wahrscheinlichkeitswert. 
Dieser l.utbertu5 et ^Ilwinus lrster begegnen aber bereits 
1197 in einer gleichfalls für das Iohanniskloster bestimmten 
Urkunde des Grafen Adolf von Holstein unter den Isici- 
Zeugen"); zwei 1201 begegnende consules sind damit für das 

war lange Zeit vermißt, wurde aber während der Drucklegung dieser Aus- 
führungen, dank den Bemühungen von Herrn Pros. Curtius, auf der Stadt- 
bibliothek wieder aufgefunden. Das wichtige Blatt bedarf noch näherer Unter- 
suchung: hier sei nur bemerkt, daß es verschiedene Hände aus der Zeit von 
etwa 1300 und später ausweist und den Eindruck einer amtlich geführten Liste 
macht. Benutzt wurde es sicher als Borlage der ältesten erhaltenen Ratslinie. 
— Bon den Eintragungen der Ratslinie läßt sich für den größeren Teil des 
13. und 14. Jahrhunderts feststellen, daß sie in ihren positiven Angaben im 
wesentlichen zuverlässig ist, dagegen zahlreiche Namen ausläßt. Soweit daher 
für die ältere Zeit cives-Namen in der Ratslinie aufgeführt werden, ist ein 
Hinweis auf die Ratslinie doch mit heranzuziehen, während aus ihrer Nicht- 
erwähnung in der Ratslinie keine Schlüsse gezogen werden können. 

") U.B. Bistum Lübeck Nr. 20, S. 26. 
") Mr das Vorkommen von Brüdern unter den ältesten Ratsmitgliedern 

vgl. Frensdorff, Hans. Gesch.-Bll. 1876, S. 140f. 
L. U.B. II, Nr. 1, S. 2. — Die in Kopenhagen befindliche Vorlage des 

Druckes bedarf allerdings noch der Untersuchung. Vgl. die unter dem Ab- 
druck wiedergegebene Bemerkung von Waitz, der an der Echtheit der Urkunde 
nicht zweifelt. — Nachdem sich zwei der 1197 angeführten Laienzeugen als 
consules erwiesen haben, liegt es sehr nahe, in den drei übrigen — kfilcke- 
brsnckus, Qtiersrckus, ^rnolclus — auch consules zu vermuten. Vergleichs- 
material aus den Urkunden fehlt; die Ratslinie führt aber kurz nach dem 
l.uclbertus (vsmme Nuse) einen Qkersrckus (von l.une) und etwas nach diesem 
^rnolckus (von kionovcre) an. Im Druck von Deecke sind diese Namen durch 
Einschiebungen weiter voneinander entfernt. — Bei den Brüdern Alwin 
und Lutbert liegt der Fall nun so, daß in der Ratslinie tatsächlich ein 
Alwin und ein Lutbert mit demselben Zunamen „vamme Hufe" be- 
gegnen. Bei Deecke Nr. 9 und 65. Entweder ist der unter Nr. 9 genannte 
Alwin selbst der Bruder von Nr. 65 und nur an eine falsche Stelle geraten, 
oder er ist der Vater der beiden Brüder, von denen der eine, Alwin, vom 
Schreiber der Ratslinie ausgelassen wäre. Es wäre nicht das einzige Mal, 
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ausgehende 12. Jahrhundert als Zeugen in sie persönlich nicht 
angehenden Urkunden, also als öffentliche Vertrauenspersonen 
festgestellt. Vielleicht begegnet l,utbertus bereits unter den 
Zeugen des Barbarossaprivilegs (1188), für dessen Zeugen- 
liste auch Bloch keine Verfälschung annimmt; der l,uibertu5 
des Barbarossaprivilegs kann allerdings auch mit zwei 
anderen Trägern dieses Namens identisch sein"). Von 
den übrigen der elf dort hinter den ncivocnti folgenden Zeu- 
gen begegnen noch acht in der ersten Ratslinie; es fehlen 
also zwei") Namen, ein Umstand, der bei der auch für 
spätere Zeit festzustellenden Lückenhaftigkeit der Ratslinie nicht 
ins Gewicht fällt. Bei den Zeugenreihen der drei noch in 
Betracht kommenden Urkunden der siebziger Jahre des 12. Jahr- 
hunderts") ist das Ergebnis allerdings dürftiger: mit Bestimmt- 
heit ist nur von drei der dort genannten — kerengerus, 
kscemsn und l.utbertu5 l.3nring'^) — anzugeben, daß sie in 
der ällesten Ratslinie vorkommen; bei Zilriclus Lrispus ist 
es nicht ausgeschlossen, daß er mit dem auch im Barbarossa- 
privileg wiederkehrenden Zilrickus Struve übereinstimmt. Bei 
l.utt)ertu8 l.c>nring ist übrigens beachtenswert, daß 1224 ein 
Träger dieses Namens bestimmt im Rate sitzt"); man wird es 
hier mit Vater und Sohn zu tun haben. In jeder der 
wenigen vor das Jahr 1201 fallenden Bürgerzeugen- 
listen läßt sich also für alle oder einige der in ihnen 
enthaltenen Namen nachweisen oder doch wahrschein- 
lich machen, daß ihre Träger Mitglieder des Rates oder 
einer diesem vorausgehenden, aber Wesensverwandten 
bürgerlichen Behörde gewesen sind; ihre Bezeichnung als 
cives oder Isici konnte um so weniger befremden, als noch 

daß der Verfasser der Ratslinie den Namen des Sohnes ausgelassen hätte, 
wenn er den des Vaters erwähnt: der bei Deecke Nr. 287 genannte Volmar 
von Attendorn verttitt Vater ('s 1305) und Sohn ('s 1334). 

'") Bei Deecke Nr. 15 und 23 (letzte Nummer Zusatz von Deecke). 
") Bei Deecke Nr. 8, 13, 29, 30, 32, 34, 40 und 44; die Nummern 36 

(berntierus <1c Lrtticneburcti) und 45 (VVsIvericur Zosstienensis) hat Deecke 
aus dem Privileg in die Ratslinie übernommen. 

") 117, U.B. Bistum Lübeck S. 15; 1175, ebd. S. 15; 1177, L. U.B.l, S. 7. 
") Bei Deecke die Nr. 12, 10 und 15. — Zilrickus 5truvc: Nr. 32. 
'") U.B. Bistum Lübeck Nr. 51, S. 56. 
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in der Mitte des 13. Jahrhunderts immer wieder Zeugen- 
reihen von Ratsmitgliedern als cives oder burgenses bezeichnet 
werden"). 

Noch weniger sind Bußbestimmungen, welche den Anteil 
der cives oder civitss gegenüber dem herrschaftlichen Beamten 
abgrenzen, in dem Sinne zu verwerten, daß sie gegen das 
Vorhandensein eines Rates sprächen; lassen doch derarttge 
Bestimmungen die Frage ganz offen, wer als Organ der cives 
oder civitss zu gellen hat. Nur soviel wird man sagen dürfen: 
während im ausgehenden 12. und beginnenden 13. Jahrhundert 
die civitss und die cives in den Urkunden fast ausschließlich 
genannt werden, gewöhnt man sich im 13. Jahrhundert mehr 
daran, die Organe dieser communio civium als handelnd in 
den Vordergrund zu stellen. Das kann aber aus den angeführten 
Gründen keinen Gegensatz in dem Sinne bedeuten, daß die 
civitss des ausgehenden 12. Jahrhunderts diese Organe nicht 
gehabt hätte'''). Der Übergang im Sprachgebrauch der Urkunden 
ist denn auch ein sehr allmählicher: noch auf lange Zeit hinaus 
verwenden die Urkunden die Worte cives lburgenses) und 

") Vgl. auch Frensdorff, Stadt- und Gerichtsverfassung, S. 41 f., 
Crull, a. a. O. S. X, und Draeger, Hans. Gesch.-Bll. 1913, S. 7. 

") Aus dem häufigeren Vorkommen des Wortes cives oder burgens« 
in älteren Urkunden anderer Städte wird man ebensowenig einen zwingenden 
Schluß nach dieser Richtung ziehen können. Gegen die fünf consules der 
Hamburger Urkunde von 1190 wird ein Bedenken deshalb, weil sie an anderer 
Stelle nur als Isici bezeichnet werden, gewiß nicht erhoben werden dürfen (Bloch, 
S. 15, Anm. 45). Wie Reincke in der Ztschr. d. V. f. Hamb. Gesch. XIX, 
S. 159 hervorhebt, liegen gegen diese Urkunde allerdings andere schwere Be- 
denken vor. — Mr Bremen hat von Bippen, Geschichte der Stadt Bremen, 
Bd. I, S. 379 f., hervorgehoben, daß es rein zufällig ist, wenn dort die 
consules erst 1225 in den Urkunden begegnen und mit guten Gründen fest- 
gestellt, daß aus dem Nichterwä en von consules in den ätteren Urkunden 
keine Schlüsse gezogen werden d fen, daß nicht schon geraume Zeit vorher 
der Rat vorhanden war. -Die A rführungen Rietschels, Markt und Stadt, 
S. 168: „... daß die MarNansiedelungen anfänglich keine Organisation be- 
saßen. Sie waren Gemeinden zur gesamten Hand; einziges Organ der 
Gemeinde war die Gesamtheit der Gemeindegenossen. Das zeigt sich auch in 
den ällesteti Urkunden, welche die Stadtgemeinde erwähnen. Nie ist darin 
von einer Gemeindebehörde die Rede", vermag ich mir aus demselben Grund« 
nicht zu eigen zu machen. 

Ztschr. d. B. f. L. G. XVII. 1. 3 
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consules für dieselben Personen, und erst im ausgehenden 
13. Jahrhundert bürgert sich langsam in den Urkunden, 
namentlich den Testamenten, der Brauch ein, die Rats- 
mitglieder als ciomini stärker hervorzuheben^'). Damals war 
der Rat, nachdem er durch die Ablösung der Befugnisse des Vogts 
die volle öffentliche Gewalt in seiner Hand vereinte"), vom ver- 
tretenden Organ der Gemeinde zu ihrer regierenden Obrigkeit 
geworden"); es ist natürlich, daß sich seine Glieder jetzt deut- 
licher von der übrigen Bürgei^chast abheben, während es ebenso 
erllärlich ist, daß vorher das vertretende Organ hinter der 
vertretenen Gemeinde oft zurücktrat. Auf das Verhältnis von 
Rat und Gemeinde wird im Anhang noch näher einzugehen sein. 

H. 

Auf eine „Einführung des Rates als Organ der Gesamt- 
bürgerschast" als Zweck und Folge der Verfälschung des Jahres 
1225 wird bei dem mangelnden begrifflichen Gegensatz der 
Worte cives und consules in den damaligen Urkunden nicht 
ohne weiteres gefolgert werden dürfen. Wenn, wie Bloch selbst 
heworhebt, es bereits für das Jahr 1201 urkundlich belegt ist, 
„daß die Stadt durch consuies verwaltet wurde""), und wenn 
sich auch für das ausgehende zwölfte Jahrhundert das Vor- 
handensein des Rats in hohem Maße wahrscheinlich machen ließ, 
so wäre es immerhin auffallend, daß es noch im Jahre 1225 
eines Fälschungsaktes bedurft hätte, um den Rat an Stelle der 
Bürger die Prüfung der Münzprägungen in die Hand zu 
geben. Doch hier kann nur eine genaue Prüfung der beiden 
von Bloch beanstandeten Sätze weiterführen. Eine solche 
Prüfung muß in erster Linie fesfftellen, ob und in welchem 
Umfang eine Erweiterung der Befugnisse des Rats durch die 
Verfälschung angestrebt und erreicht wurde. Da nach Blochs 

") In der ältesten Ratslinie beginnen die Namen etwa seit der Mitte 
des 14. Jahrhunderts den ciominus-Titel vorgesetzt zu erhalten; Deecke bringt 
ihn nicht mit zum Abdruck. Das Fehlen dieses Titels sür die alleren Namen 
der Ratslinie scheint mir ein weiterer Anhaltspuntt sür ihre Güte zu sein. 

'h Frensdorsf, a. a. O. S. ülf. 
") Gierte, Deutsches Genossenschastsrecht I, S. 276. 
") Bloch, S. 14. 
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Auffassung eine Versälschung des Privilegs nur an den beiden 
Stellen, welche die consules nennen, vorgenommen wurde, 
so hätte diese Erweiterung zwei Ziele gehabt: einmal dem Rat 
das Richten über Vergehen gegen die städtischen Verord- 
nungen in die Hand zu geben, und dann dem Rat das Recht, 
jederzeit die städtische Münze zu prüsen, zu verschaffen'^. 

Um zur Beurteilung dieser Frage sicheren Boden zu 
gewinnen, bedars es eines Vergleiches mit den Sätzen 
der ällesten Lübecker Rechtshandschrist, des sogenannten 
Lübecker Fragments, zu der die Versälschung zeitlich und 
inhaltlich in sehr nahen Beziehungen steht. Frensdorff datierte 
das Fragment um 1227'»), wobei die Anhaltspuntte zur 
Datierung der Rechtsauszeichnungen vorwiegend aus der 
ihnen in der Handschrist des Fragments unmittelbar vor- 
ausgehenden Zollrolle geschöpst waren. Mollwo") lehnte 
es ab, aus der Zollrolle Daten auch sür das Mer der Rechts- 
auszeichnung gewinnen zu können und beschränkte sich daraus, 
die Zollrolle aus das Jahr 1225 zu datieren. Eine Nachprüsung 
der Handschrift selbst ergibt, daß es sich um eine Abschrift 
handell, die kaum vor die dreißiger bis vierziger Jahre des 
13. Jahrhunderts angesetzt werden dars'H. Die Vorlage des Ab- 

") Die beiden verdächtigen Sätze lauten: 1. Pretcres omnis civitsti» 
decrets id c5t köre eonsules judicstiunt: quicquid inde receperint, dusr 
Partes civitsti, tercism judici exiiibebunt. (Dgl. über diesen Satz noch den 
Anhang.) — 2. Lonsules outem tisnc de nvstra donstione prerogstivsm 
tistresnt, ut tociens in anno monetsm exsminent, quociens velint. 

'°) Das lübische Recht usw., S. 42, und Hans. Gesch.-Bll. 1897, S. 120, 
Anm. 1. — Abgedruckt ist das Fragment mit dem Datum: „Zwischen 1220 
und 1226"^. L. U.B. I, S. 37-43. 

Die ältesten lübischen Zollrollen 1894, S. S und 9. — Nicht ganz 
richtig gibt Mollwos Ansicht Opp ermann, a. a. O. S. 79, und nach ihm 
Bloch, S. 11, wieder. 

' ') Das ergibt sich einmal aus dem Schriftcharakter. Hier sei nur eine 
für die Altersbestimmung wesentliche Beobachtung hervorgehoben: die Schrift 
des Fragments weist für die nach unten verlängerten Schäfte des i und r 
bereits starke Krümmungen auf; in anderen Lübecker Urkunden sind mir diese 
Krümmungen erst für die vierziger Jahre begegnet. Vgl. zu diesem Merk- 
mal Ztschr. f. Gesch. d. Oberrheins N. F. Bd. 26, S. 59, wobei aber zu berück- 
sichtigen ist, daß für oberrheinische Urkunden eine fortgeschrittenere Schrift- 
entwicklung sicher anzunehmen ist. Sodann ergibt sich auch schon aus 

3* 
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schreibers ist aber unzweifelhast älter. Vielleicht hatte der Schreiber 
auch zwei Vorlagen zur Verfügung: die Zollrolle und das Rechts- 
stagment, die er unmittelbar hintereinander abschrieb. j)ier be- 
darf es nur der Untersuchung des zweiten Teiles der j)andschrist, 
des Rechtsstagments. 

Da ist zunächst beachtenswert, daß dort, wo das 
Fragment dieselben Materien behandell, wie die unver- 
dächtigen Teile des Barbarossaprivilegs, das Fragment durch- 
aus selbständige Fassungen ausweist^'); daß dagegen an 
den beiden verdächtigen Stellen eine weitgehende 
Übereinstimmung auch im Wortlaut stattfindet''). Ferner 
ist bereits festgestellt, daß die Vesttmmungen des Fragments 
über das Prüfungsrecht der Münze durch den Rat und über 
den Münzfuß vor das Jahr 1226, in welchem die Stadt erst 
die völlig selbständige Verfigungsgewalt über die Münze er- 
warb, zu setzen sind"). Sodann liegen für den andern Satz 
des Fragments, daß der Rat über die Verletzer städttscher 
WillWren zu richten habe, urkundliche Belege seiner An- 
wendung vor, die über das Jahr 1225 zurückreichen. 

äußeren Beobachtungen ein Anhaltspunkt, daß das Fragment eine Abschrift 
von einer älteren Vorlage bringt. Zu Anfang des Satzes über den erben- 
losen Nachlaß: 5i vir cieccciit iicrecle (L- U.B. I, S. 40, Z. 10 v. u.) hatte 
der Schreiber zunächst geschrieben: „5i vir clececlit sine prvcurstore"; 
das war in diesem Zusammenhang ganz sinnlos, findet aber seine einfache 
Erklärung darin, daß der Schreiber beim Abschreiben seiner Vorlage wirklich 
wenige Zeilen später (L. U.B. I, S. 40, Z. 2 v. u.) ein „sine procurstore" 
vor sich sah. Vielleicht entstand diese Abschrift, deren unscheinbare Form 
schon Frensdorff aufgefallen ist (Das lübische Recht, S. 82), im Zusammenhang 
mit den um 1240 wahrzunehmenden Neuredaktionen des lübischen Rechts. 

") Z. B. in der Bestimmung über die Ausbewahrung des erbenlosen 
Nachlasses. Keutgen, Urkunden zur städtischen Verfassungsgeschichte, S. 184, 
8 8, und L. U.B. l, S. 40. — Für die auf den Zoll bezüglichen Paragraphen 
des Barbarossaprivilegs siehe Mollwo, Zollrollen, S. 80 ff. 

") Zum Vergleich mit den S. 35, Anm. 27 abgedruckten Sätzen des 
Privilegs seien hier die entsprechenden des Fragments wiedergegeben. 1. Oui 
inlregerit, quoci c:ivitss clecrcverit, consules juUicsbunt. Oe cc> quoci 
incle proveniet, scivocstus tcraism psrtcm, civitss ciuss aacipiet. 2. Lon- 
»ulum sutein intcrest, tocie» examinsre monetsm, quocics volunt. 

") Oppermann, a. a. O. S. 80. Auch Frensdorff, Das lübische 
Recht usw., S. 30, spricht sich dahin aus, daß beide Bestimmungen einem 
älteren Rechtsbestande (als 1228) angehört haben können. 
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Einmal nach der Richtung, daß die Stadt sich mit ihren 
ciecrets nicht auf das Gebiet des Lebensmittelgewerbes be- 
schränkte"), sondern mit ihnen in städtische Angelegenheiten der 
verschiedensten Art eingriff. So verbot der populus civitstis 
1212 die Darbringung von Geschenken in Lebensmitteln 
(victuslis) an die KircheUnd wenn sich im Fragment bereits 
der gegen den kirchlichen Erwerb von Liegenschaften gerichtete 
Satz sindetb'), so rechnet ihn eine Bulle Gregors IX. zu den 
queclcim iniqus ststutg, welche die consules I-ubicenses 
erlassen hätten"); als städtisches Statut muß also dieser Satz 
einige Zeit vorher in Lübeck erlassen sein. Ein weiterer Satz 
des Fragments bezeichnet sich selbst als ckecretum. Hat ein 
Lübecker, so wird im Fragment bestimmt, eine Frau von aus- 
wärts geheiratet, so darf diese, wenn sie nach ihres Ehemannes 
Tode wieder die Stadt verläßt, nur ihr Eingebrachtes mit sich hin- 
ausnehmen. Wer aber diesem ctecretum zuwiderhandell, hat 
die außerordentlich hohe Buße von 100 Mark Silber an die Stadt 
zu zahlen"). Hier liegt unzweifelhaft ein weiteres Beispiel 
dafür vor, daß der Rat durch ckecrets sehr kräftig in städ- 
tische Angelegenheiten verschiedenster Art eingriff. Aber auch 

") Mr das echte Privileg von 1188 ist diese Beschränkung anzunehmen, 
wie Bloch mit guten Gründen wahrscheinlich gemacht hat. Vgl. unten S. 41 
zu Anm. 46. 

") U.B. Bistum Lübeck Nr. 27, S. 32. Aus dem Umstände, daß das 
erlassene Statut aus den Widerstand des Lübecker Kapitels stieß, ist durchaus 
nicht etwa zu folgern, daß das städtische Verordnungsrecht an sich damals 
als unrechtmäßig empfunden worden wäre; 1277, wo das Verordnungs- 
recht des Rats außer allem Zweifel steht, war bei einem Statut gleichen 
Inhalts der Widerstand vielleicht noch stärker. Als Übergriff wurden die Maß- 
nahmen, welche der Urkunde von 1212 zugrunde liegen, nur deshalb empfunden, 
weil sie nach Ansicht des Kapitels das Gebiet innerstädtischer Angelegenheiten 
verließen und in die kirchliche Sphäre zu Unrecht Hinübergriffen. 

'") dicmini Liquiciem licct immobilis sus cvnkcrrc ecclcsiis, quin 
vcncist pro srgento ct illuck conlerot illis. L. U.B. l, S. 41. 

U.B. Bistum Lübeck Nr. 59, S. 61. 
L. U.B. I, S. 40. — Das Eingreifen der städtischen Koren in das 

privatrechtliche Gebiet möchte ich doch in stärkerem Maße annehmen, als es 
Frensdorff (Stadt- und Gerichtsverfassung S. 51 und 77) tut. Es ist mehr 
ein Zufall, wenn sich diese Art der Enfftehung privatrechtlicher Sätze nur für 
den ebenerwähnten fesfftellen läßt. 
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für das jucjicsre der consules über die Verletzer solcher 
6ecrets ist ein Anhaltspuntt gegeben: zwar wird in der Ur- 
kunde von 1212 nur gesagt, daß eine Buße von 3 Mark 
Silber auf das übertreten des städtischen Verbots gesetzt sei. 
Aber wenn in den späteren lateinischen Handschriften des lübischen 
Rechts auf den Bruch des Marktftiedens eine Zusatzbuße von 
3 Mark Silber an die consules erwähnt wird, von der zwei Drittel 
an die Stadt, ein Drittel an den ftadtherrlichen Richter fallen 
sollen"), so kann es kaum zweifelhaft sein, daß 1212 die ja 1201 

bereits genannten consules das Richten über den Verletzer des 
Verbots ausgeübt haben. Wenn nicht noch mehr Anhallspunkte 
für die Besttmmung über die ciecrets civitstis in den Urkunden 
vorliegen, so liegt das offenbar daran, daß sie mit Ausnahme 
der das kirchliche Gebiet streifenden keinen Anlaß zu Weite- 
rungen und damit zu Beurkundungen gegeben haben; soviel 
ist aber sicher, daß der Satz des Fragments auch für die Zeit 
vor 1225 nichts auffälliges hat. Endlich ist für das Verhäll- 
nis von Fragment und verfälschtem Barbarossaprivileg noch 
anzuführen, daß schon Bloch es für erwägenswert hiell, ob 
nicht bei dem Satz über die ciecretu civitstis die Fassung des 
Fragments gegenüber der Urkunde die natürlichere, sinngemäßere 
ist, weil sie die Konsuln als Richter über den Verletzer 
städttscher Verfügungen unmittelbar erkennen läßt"). Dieser 
Beobachtung ist gewiß zuzustimmen; nach alledem wird es aber 
als gesichert gelten dürfen: Der die Rechtsaufzeichnungen 
enthaltende Teil der Vorlage, die dem Schreiber des 
erhaltenen „Lübecker Fragments" vorgelegen hat, ist 
vor das Jahr 1225 anzusetzen. Sowohl das Richten 
des Rates über Vergehen gegen die städtischen Ver- 
ordnungen wie seine Befugnis, jederzeit die städtische 
Münze zu prüfen, sind also bereits vor dem Jahre 
1225 als geltendes Recht belegt. Die Verfälschung des 
Barbarossaprivilegs hat in diesem Jahr in der Weise stattge- 
funden, daß aus der damals in Lübeck vorhandenen Aufzeich- 
nung des geltenden Rechts zwei Sätze in den Inhalt des echten 

") Hach, das alte lübische Recht, Cod. I, 82. — über weitere Strafen 
von 3 Mark Silber vgl. Pauli, diese Ztschr., Bd. 1, S. 199. 

") Bloch, S. 11, Anm. 34. 
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Privilegs hineingearbeitet wurden. Bei der Verfälschung 
von 1225 wird man daher ebensowenig von einer er- 
strebten Kompetenzerweiterung des Rats als von einem 
„Verdrängen der cives durch die consules" sprechen 
dürfen. Die verfälschten Sätze enchalten nichts, was nicht in 
Lübeck zu der Zeit ihrer Entstehung Rechtens gewesen wäre; es 
handelt sich hier also nicht um eine materielle Fälschung, sondern 
um eine Umarbeitung des echten Privilegs auf den Stand 
der Dinge um das Jahr 1225, die allerdings als Fälschung 
insofern anzusprechen ist, da sie vorgibt, eine Originalurkunde 
aus der Kanzlei Friedrich Barbarossas zu sein. 

III. 

Wer auch eine Umarbeitung solcher Art hat man sicher nicht 
ohne einen bestimmten Zweck vorgenommen. Als man in 
Lübeck im Jahre 1225 nach Vertreibung der Dänen weisen 
Rat pflegte, „wo se weder quemen an den keiser, eren rechten 
heren"^'), da wird im Rate manche besorgte Stimme laut 
geworden sein, ob der städtischen Freiheit mcht auch aus diesem 
Schritte Gefahren erwachsen könnten. Man hatte sich kräfttg an 
der Abwerfung der dänischen Herrschaft beteiligt; dabei aber 
sorgsam darüber gewacht, daß die Stadt nicht „die Beute des 
einen oder andern der wider die Dänen verbündeten Fürsten 
werden und nur eine Herrschaft gegen die andere vertauschen 
möchte" War man vor dem königlichen Stadtherrn, unter 
den man jetzt wieder zu gelangen beabsichtigte, wirklich vor 
ähnlichen Gefahren geschützt? Würde die nach mittelalterlichem 
Brauche naheliegende Bestätigung des Barbarossaprivilegs aus- 
reichen? Würden nicht dann die königlichen Beamten, welche 
zur Wahrung der Rechte des königlichen Stadtherrn ihren 
Einzug in die Stadt halten würden, leicht ihre Forderungen 
weiterspannen können, als es dem Rechtszustande von 1225 
gegenüber angebracht gewesen wäre? In dieser schwierigen 

") Hoffmann, Geschichte der freien und Hansestadt Lübeck, S. 37. 
Detmar bringt die Notiz zum Jahre 1226, wie er auch die Erlangung der 
Reichsfreiheit ein Jahr zu spät ansetzt. 

") Frensdorff, Stadt- und Gerichtsverfassung, S. 67. 
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Lage nahm man zu dem Mittel seine Zuflucht, das im Mittel- 
aller so oft der Schwächere ergriff, um sich vor dem Stärkeren 
zu schützen: man arbeitete das vorhandene echte Privileg auf 
den Stand des Jahres 1225 um und ließ dies neue, in Lübeck 
hergestellte angebliche Privileg Barbarossas durch des Kaisers 
Enkel, Friedrich II., in feierlichster Form bestätigen. 

Bei dem zweiten der beiden verdächttgen Sätze bedarf es 
kaum eines besonderen Nachweises, daß man ihn deshalb aus 
dem gellenden Lübecker Recht in das umgearbeitete Barbarossa- 
privileg hinübergenommen hat, weil man auch dem neuen 
königlichen Münzer gegenüber vor einer den städtischen Inter- 
essen, dem Handel und Wandel verderblichen Ausnutzung seines 
Rechts geschützt sein wollte Ein Satz über das Prüfungs- 
recht der Münzprägungen durch die bürgerlichen Organe ist 
vielleicht auch schon für die echte Urkunde Friedrichs I. zu ver- 
muten; er mag vielleicht gelautet haben: potestutem etium 
lcivesl kubeunt exuminuncii clenurios monetsriorum in 
ponttere et puritute"). War dieser Satz vorhanden, was 
zweifelhaft bleiben muß, so ist es nicht ohne Interesse, daß 
die NeuredaMon des Privilegs im Jahre 1225 Wert darauf 
legte, daß das Prüfungsrecht beliebig oft und zu beliebiger 
Zeit vorgenommen werde; diese Erweiterung, wie sie bereits 
im Lübecker Fragment begegnet, ist gewiß aus der Praxis er- 
wachsen und schien besseren Schutz gegen zu befürchtende 
Übergriffe des königlichen Münzers zu gewähren, als die ver- 
mutliche Fasfung im echten Barbarosfaprivileg. Aber mit der 
Übernahme dieses Satzes aus dem Fragment begnügte man 
sich 1225 nicht. Während das Fragment es offenläßt, was 
geschehen soll, wenn die Münzprüfung zu Beanstandungen Anlaß 
gab, fügt das überarbeitete Barbarossaprivileg dem eben be- 
handelten Satze eine posittve Sttafandrohung gegen den Münzer 
an. Hier ist die einzige bisher nachweisbare Stelle 
im überarbeiteten Privileg, wo man über den für die Zeit 

Dgl. Frensdorff, Stadt- und Gerichtsverfassung, S. 37. 
") So folgert Bloch, a. a. O. S. 12 f., aus dem Vergleich mit dem 

Hamburger Privileg von 1189. Bei der sehr zweifelhaften Art der über- 
lteferung dieser Urkunde — vgl. Bloch, S. 13, Anm. 40 — ist aber bestimmtes 
darüber nicht zu sagen. 



41 

vor 1225 nachweisbaren Rechtszustand Hinausgriff: aus 
ihr ist daher auch am ficherften zu erkennen, gegen wen die Fälschung 
gerichtet war: gegen die stadtherrlichen Beamten^^). Praktische 
Bedeutung hat der Satz nicht gewinnen können: noch im selben 
Jahre erkauste sich die Stadt für eine jährliche Abgabe von 
60 Mark Silber an die kaiserliche Kammer das Recht, selbst 
Münzen zu schlagen. 

Nicht so ohne weiteres ergibt sich, daß auch die Übernahme 
des Satzes, der das Richten der consules über die ciecreta 
civitstis zum Inhalt hat, erfolgt ist, um dem neuen königlichen 
Vogt gegenüber gesichert zu sein. Für diesen Satz macht 
Bloch es durch einen Vergleich mit der Gadebuscher Rechts- 
bewidmung von 1225 im hohen Grade wahrscheinlich^°), daß 
er an Stelle einer älleren Bestimmung im echten Privileg 
Friedrichs I. getreten ist, welche die Bußen von den Vergehen 
der Bäcker, Metzger und Wirte zu zwei Drittel den cives, 
zu einem Drittel dem herrschastlichen iuciex überwies. Die 
große Wahrscheinlichkeit dieser Vermutung weiß Bloch durch 
den Hinweis auf Friedrichs I. Privileg für Hamburg vom 
Jahre 1189 noch wirksam zu steigern, das eine ganz ähn- 
liche Bestimmung enthält^ ^). Die Beauffichtigung und Rege- 
lung des Lebensmittelverkehrs war also im echten Barbarossa- 
privileg vom Jahre 1188, und damit auch in dem durch dieses 
bestätigten Freibrief Herzog Heinrichs^^) Stadt zuer- 
kannt. Das „Richten" aus Vergehen gegen die Marktpolizei 
stand dem Organ der Bürgerschaft, dem Rat oder seinem Vor- 

Daß Bloch diesen letzten Satz nicht als interpoliert beanstandete, ge- 
schah offenbar deshalb, weil er nicht mit den consules im Zusammenhang 
stand und Bloch den Zweck der Fälschung ausschließlich in der Verdrängung 
der cives durch die consules sah. 

Bloch, S. 8ff. — Vgl. auch Oppermann, a. a. O. S. 69. 
Bloch, S. 11. — Es sei noch darauf hingewiesen, daß die Beauf- 

sichtigung des Lebensmittelverkehrs auch in anderen Städten als Haupffunktion 
in den Befugnissen der Räte und ihrer Vorläufer begegnet. Vgl. Eberle, 
a. a. O. S. 7 (Halberstadt); S. 9f. (Freiburg); S. 15 (Hagenau); S. 18 
(Medebach): S. 21 (Lippstadt). 

'h Über das Verhältnis des echten Barbarossaprioilegs zu dem Frei- 
brief Herzog Heinrichs vgl. kurz Draeger, a. a. O. S. 2; ausführlich Frens- 
dorff, Stadt- und Gerichtsverfassung, S. 32ff. Im einzelnen ändern sich 
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läufer, zu"); jedoch blieb der Vogt als herrschaftlicher Beamter 
an dem Bußenbezug mit einem Drittel beteiligt. Schon zu 
der im Barbarossaprivileg der Stadt zugestandenen Regelung 
des Lebensmitteloerkehrs bedurfte es des Erlasses von Verord- 
nungen, ciecretci. Die städtischen ciecrets hatten 1225 bereits 
sicher das weit größere Gebiet der gesamten innerstädttschen 
Angelegenheiten sich erobert^") und beschräntten sich längst nicht 
mehr nur auf das alle Gebiet. Wenn das Richten über die 
Vergehen gegen derarttge ttecrets ausschließlich in die Hände 
der consules gelangte, und das war es vor 1225, so be- 
deutete das gewiß eine weitgehende Ausschaltung des stadt- 
herrlichen Richters"), des gcivocstus, dem der Verlust an 
obrigkeillicher Macht allerdings dadurch erleichtert wurde, 
daß sein Anteil an den aus dieser Gerichtsbarkeit er- 
wachsenden Bußen nicht geschmälert wurde. Eine solche 
Entwicklung konnte sich ja unmittelbar mit dem Satz 
des echten Barbarossaprivilegs, den dieses als besonderen 
Beweis königlicher Gunst der Bestättgung des herzoglichen 
Privilegs anfügte, rechtfertigen: Lonaeciimus, ut quiequick 
inlrs civilstem sui iuris in posterum emencisre lburgenses) 
vsluerint, sine tsmen preiucticio nostri incticis, 
emencisre non obmittsnt; in diesem Satz war das Recht 
der Köre eigentlich in vollem Umfange enthalten'^. 

einige Angaben bei Frensdorff infolge der Tatsache, daß das echte Privileg 
nicht vorliegt, sondern nur die Verfälschung von 1225. 

So auch in Hamburg (1189): Bloch, S. 11, Halberstadt (1105); 
Eberle, a. a. O. S. 7; Hagenau (1164) ebd. S. 15; Medebach (1165) ebd. 
S. 18 f: Lippstadt (1198 oder später) ebd. S. 21. — Ob es in den genannten 
Städten damals bereits einen Rat gab oder nicht ist für diese Frage gleich- 
gültig, hier kam es nur darauf an, festzustellen, daß das „Richten" in Sachen 
des Marktverkehrs, genauer vielleicht: über Vergehen in der Herstellung und 
dem Vertrieb von Lebensmitteln, in den genannten Städten ausschließlich in 
den Händen der Organe der Gemeinde lag. 

") Vgl. o. S. 37. 
°') Vgl. auch Frensdorff, a. a. O. S. 85. 
") Vgl. auch Frensdorff, a. a. O. S. 76; dort wird auch auf die Mög- 

lichkeit der Gefährdung der Interessen der Vertreter des Stadtherrn durch 
die „Geltendmachung jener Befugnisse" hingewiesen. — Da das Barbarossa- 
privileg in der vorliegenden Gestalt verunechtet ist, erhebt sich auch für diesen 
wichtigen Satz um so mehr die Frage, ob er zum Bestandteile des echten Privilegs 
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Die Stadt hat von diesem Recht, ihr Recht auszubauen, bald 
und reichlich Gebrauch gemacht; und die Rechte des Vogtes 
blieben insofern gewahrt, als er keine Einbuße an seinen Ein- 
künften erlitt"). Ganz die gleiche Entwicklung ist für das von 
Heinrich des Löwen Schwiegervater gegründete Freiburg i. Br. 
festzustellen; der um 1218 niedergeschriebene Stadtrodel be- 
stimmt: Lonsules gutem possunt cieeretg constituere 
super vinum, psnem, esrnes et glig. Die Verordnungs- 
gewatt des Rates, zunächst von der Beauffichtigung des Lebens- 
mittelverkehrs ausgehend, hat sich dort um 1218 bereits auf 

gehört hat, als auch er das Verhältnis zum stadtherrlichen juclex berührt. 
Doch sprechen stichhaltige Gründe sür die Echtheit. Die Anwendung des Satzes 
ist urkundlich seit 1212 nachweisbar (s. oben S. 37); seine solgerichtige Weiter- 
bildung hat er im Fragment (Richten der consules über die Verletzungen 
der Beschlüsse der Stadt) erhalten: hier wird die Tatsache, daß die Stadt 
Willküren verschiedener Art, ohne ein beschränktes Anwendungs- 
gebiet, erläßt, bereits als selbstverständlich vorausgesetzt. Indem 
die Fälschung den sortgebildeten Satz übernahm, gleichzeitig aber den Satz, 
welcher erst zur Bildung des Satzes des Fragments den Anlaß gegeben hat, 
sind in ihr zwei Phasen der Entwicklung vorhanden, während sie die älteste 
unterdrückt. An solgenden Sätzen läßt sich am besten übersehen, welche 
Entwicklung die Besugnisse des Rats in Lübeck genommen haben. 

ca. 1163; Privileg Herzog Heinrichs: LuicquicI pistores sut csrni- 
ficcs sive tsbemsrü commiserint, quocicumque super tioc exercucrint, 
<iuc Partes civibus, tercis juckici solvatur. 

1188; echtes Barbarossaprivileg (enthielt einmal den vorstehenden Satz; 
sodann den neuen): Singulari qusctsm grscia ipsis acttiuc conceciimus, ut 
quiequict intra civitstem sui iuris in posterum emenctare vsluerint. sine 
kamen preiuckicio nostri iuciicis, non obmittant. 

Vor 1225; Fragment (statt beider Sätze nur): Ou> infregerit, quock 
civitas clecreverit, consules juciicabunt; cie eo, quoct incle proveniet, acl- 
vocstus terciam partem, civitas cluss accipiet. 

Versälschung des Barbarossaprivilegs von 1225: (Unterdrückt den Satz 
aus dem herzoglichen Privileg; setzt statt dessen den Satz des Fragments in 
nicht geschickter Änderung des Wortlauts, behält aber gleichzeittg den im echten 
Barbarossaprivileg neuausttetenden Satz bei.) 

Dieser Überblick beweist, so glaube ich, zweierlei schlagend: einmal die 
Echtheit des neuen Satzes des Barbarossaprivilegs, sodann das höhere Alter 
der Vorlage des Fragments gegenüber der Fälschung von 1225. 

Im lübischen Fragment wird allerdings bei der Sttasbesttmmung 
bei Vergehen gegen das oben erwähnte clecrctum der Anteil des Vogtes 
nicht erwähnt. Sie lautet einsach: centum (!) msrcss srgenti civitsti 
componet. 
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verschiedene Gebiete des städtischen Lebens let cilis) erstreckt^^). 
— Auch hier gibt die Untersuchung der Verfälschung Auffchlüsse 
über das langsame Wachsen der Macht der Stadt auf Kosten 
der herrschaftlichen Beamten, denen man zwar finanziell keinen 
Abbruch tat (Bußanteil), aber um so mehr die Ausübung der 
Hoheitsrechte allmählich aus der Hand zu nehmen sich bemühte. 
Daß nur eine durch längere Erfahrung und Tätigkeit geschulte 
städttsche Behörde zu einem derartigen Unternehmen fähig war, 
liegt auf der Hand; ein neues Moment, das für eine reichliche 
Zeitspanne der Dauer des Rates vor 1225 spricht. 

Daß in den beiden in das überarbeitete Privileg auf- 
genommenen, gegen die stadtherrlichen Beamten gerichteten 
Bestimmungen gerade die consules vorkommen, wird kaum mehr 
als ein durch die Fassung der Vorlage bedingter Zufall, viel- 
leicht ein den damaligen Ratmannen nicht unerwünschter Neben- 
gewinn bei dem eigentlichen Zweck der Verfälschung des Privilegs 
gewesen sein. Man könnte denken, daß es gegen einen König, 
der 1218 den von ihm selbst 1212 anerkannten Rat in Basel 
aufhob, „da es dem Herrscher nicht zustand, ohne Wissen und 
Willen des Bischofs von Basel in dieser Stadt einen Rat zu 
bilden")", nicht wertlos erscheinen mochte, von ihm eine Be- 
stättgung eines Privilegs seines kaiserlichen Großvaters zu 
erhalten, in welchem der Rat in Lübeck ausdrücklich 
anerkannt war. Doch schwerlich wird man von dem 
Basier Vorgang etwas in Lübeck gewußt haben, und 

Keutg en, Urkunden zur städtischen Verfassungsgeschichte, S. 128,8 79. 
— Was Bloch über das Alter der Freiburger Rechtsaufzeichnungen sagt, ist 
durch neuere Behandlung dieser heiklen Frage überholt. Für die Freiburger 
Vorlage des Bremgartner Textes, welche bereits die consules enthielt (Rietschel. 
Neue Studien in der Festschrift für Thudichum 1907, S. 41, Abs. 34), hat 
A. Schultze die Möglichkeit ihrer Entstehung vor 1218 zugegeben (Ztschr. 
f. d. Gesch. d. Oberrheins N. F. XXVIII, S. 205). Weiter noch geht Flamm 
(ebd. XXIX, S. 118), der nach Prüfung der inneren Gründe keine Bedenken 
hat, auch den Rodel noch vor das Jahr 1218 zu setzen. — Gleichzeitig hatte 
ich in der Hist. Vierteljahrschrift 1914, S. 158, Anm. 4 nochmals darauf 
hingewiesen, daß aus paläographischen Gründen der Rodel am besten zwischen 
die Jahre 1217 und 1223 zu setzen ist. In Z. 6 dieser Anm. muß es heißen: 
„Vorlage des Bremgartner Textes". Genug: in Freiburg begegnen vor 1218 
consules. 

") Bloch, a. a. O. S. 39; Eberle, a. a. O. S. 29 f. 
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die allgemeine Verordnung des Kaisers gegen die 
Räte in den Bischofsstädten, soweit sie nicht die Zustimmung 
ihres bischöflichen Stadtherrn fanden, fällt erst sieben Jahre 
später. Zudem war des Kaisers Politik nur insofern „städte- 
feindlich", als ihn die Rücksicht auf die bischöflichen Stadtherren 
dazu zwang; Lübeck hatte nach der Richtung gewiß nichts zu 
befürchten. Immerhin — als Nebenmottv für die Vornahme 
der Verfälschung sind solche Erwägungen möglich; ihre eigentliche 
Ursache liegt aber offenbar in der einen Sorge und dem einen 
Bestreben: Sicherung der vorhandenen städtischen Frei- 
heiten gegen Übergriffe der stadtherrlichen Beamten°^. 

Nur in diesem Zusammenhang wird man daher auch die 
verfälschten Sätze des Privilegs benutzen dürfen; für die 
Entstehung der Lübecker Ratsverfassung ist die Vor- 
nahme der Verfälschung dagegen bedeutungslos. Das 
Verhältnis des Rates zur Gemeinde wurde durch sie 
nicht berührt; Rechte der Bürger nicht zugunsten des 
Rates geschmälert^'). Nur das eine war aus ihnen zu ent- 
nehmen: daß damals längst ein vollausgebildeter Rat in 
Lübeck vorhanden war. Und damit erhebt sich von neuem die 
Frage nach seinem Ursprung. 

Aus dieser durchaus einheitlichen Tendenz der Fälschung ergibt sich 
nun auch ein sicherer Maßstab zur Entscheidung der Frage, wieweit die 
Fälschung in der Wiedergabe der Sätze ihrer echten Vorlage unverdächtig ist: 
überall dort, wo das Verhältnis zu den stadtherrlichen Beamten 
nicht berührt wird, dars für ihre Bestimmungen volle Glaub- 
würdigkeit auch für das Jahr 1188 vermutet werden. Das gilt 
auch von dem Satze über das Patronat der Marienkirche. Die von Opper. 
mann, a. a. O. S. 72, erwähnte Bulle Cölestins vom Jahre 1195 schließ 
ein Patronatsrecht der Stadt an der Marienkirche nicht aus; 1222 wird das 
alte Patronatsrecht der Stadt von Bischof und Kapitel ausdrücklich anerkannt. 
Bei der Ausübung dieses Rechtes werden sich Streitigkeiten zwischen Kapitel 
und Stadt ergeben haben, was bei dem immer gespannten Verhältnis beider 
nicht zu verwundern ist. An dem Recht selbst zu zweifeln, liegt aber kein 
Anlaß vor. 

Es ist auch schwer einzusehen, wie etwas derartiges durch eine 
Verfälschung hätte erreicht werden können: die in der Stadt dann zu ver- 
mutende Gegenpartei des Rates hätte doch sowohl über den Inhalt des echten 
Privilegs wie die wirklichen Rechte des Rates Bescheid gewußt. Ganz anders 
liegen die Dinge den erst neu einziehenden königlichen Beamten gegenüber. 



46 

IV. 

In wenigen Sätzen sei ins Gedächtnis zurückgerufen, was 
sich aus der bisherigen Untersuchung an Tatsachen ergeben hat, 
die hier zu Rate zu ziehen sind. 

Der etwa 1163, kurz nach der Neugründung der Stadt, 
ausgestellte Freibrief Heinrichs des Löwen erkannte der Stadt, 
so darf als gesichert gelten, zum mindesten auf dem Gebiete 
des Lebensmittelsgewerbes eine von dem stadtherrlichen Gerichts- 
beamten, dem Vogte, unabhängige verwaltende und richtende 
Gewalt zu. Die Ausübung dieser Rechte lag notwendiger- 
weise von Anfang an in den Händen einer besonderen bürgerlichen 
Behörde. Die auf den drei Echtdingen versammelle Gemeinde 
der freien städtischen Grundbesitzer konnte als Träger der ein- 
geräumten Rechte schon deshalb nicht in Bettacht kommen, da 
die drei Echtdinge ja das Gericht des Vogtes waren, dessen 
Einfluß dieses Gebiet städttschen Lebensmittelverkehrs ausdrück- 
lich entzogen war. Von Anfang an war also in Lübeck 
eine bürgerliche Behörde vorhanden, die zugleich ver- 
waltend und richtend auftritt. Die Ausübung des 
Pattonatsrechts an der Marienkirche, vielleicht auch ein 
Prüfungsrecht der Münze, sowie der Bezug der für die Ge- 
meinde fälligen Gerichtsbußen muß auch in ihrer Hand gelegen 
haben. Im Einklang mit dem der Stadt 1188 formell zu- 
erkannten Recht, das städttsche Recht zu bessern, dehnte diese 
Behörde, für die 1201 zum ersten Male der Name consules 
begegnet, ihre verordnende und richtende Tättgkeit von dem 
eben genannten engen Gebiete auf die verschiedensten Zweige 
städttschen Lebens aus, ohne dabei das Recht des stadtherrlichen 
Vogtes am Bußenbezug anzutasten. Seit 1212 waren derartige 
Fälle urkundlich nachweisbar; das vor 1225 niedergeschriebene 
älteste Stadttecht kennt ein allgemeines städtisches Willkürrecht, 
also eine gesetzgebende Gewalt, und das Richten über Verletzer 
dieser Ordnungen allein in den Händen des Rats. Bei dem 
Herrschaftswechsel von 1225 modernisierte man das vorhandene 
Barbarossaprivileg auf diesen Stand der Dinge; die Urkunde 
Friedrichs II. vom Mai 1226 bestättgte ihn. 

Wie alt ist demnach der Rat in Lübeck? 
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Stellt man die Frage so: Seit wann gibt es eine bürger- 
liche Behörde, mit der die später als „Rat" bezeichnete Be- 
hörde nachweisbar in engstem Zusammenhange steht?, so muß 
man für Lübeck sagen: sicher seit der Neugründung der Stadt 
durch Heinrich den Löwen; Heinrichs des Löwen Freibrief 
mag sie mit keinem Worte erwähnt haben, setzt aber ihre 
Existenz voraus. 

Will man als notwendige Voraussetzung zur Begriffs- 
bestimmung des Rats einen größeren nachweisbaren Umfang 
autonomer Rechte in den Händen dieser bürgerlichen Behörde 
wissen, als es für den auf Herzog Heinrich zurückzuführenden 
Teil des echten Barbarossaprivilegs nachweisbar ist, so wird 
man sagen müssen: seit 11K8; denn die der Stadt damals er- 
teilte Befugnis, das städüsche Recht zu bessern, leitet in seiner 
praktisch nachweisbaren Anwendung ganz folgerichtig zu dem 
Satz des Rechtsfragments von 1225 hinüber, welches von den 
städtischen Willwren ganz im allgemeinen, ohne beschränktes 
Anwendungsgebiet, spricht, und dem Richten der consules 
über ihre Verletzer. 

Meint man aber, den vollen Besitz der ganzen obrigkeü- 
lichen Gewall als wirkliches Kriterium der vollentwickellen 
Ratsverfassung ansehen zu müssen, so führt die urkundliche 
Überlieferung in den Anfang der zweiten Hälfte des dreizehnten 
Jahrhunderts, wo die Befugnisse des stadtherrlichen Vogtes 
vom Rate aufgenommen sind, wo König Heinrich III. von Eng- 
land 1267 den Begriff „Rat" mit den Worten umschreiben 
konnte: jpsi burgenses, per quos ipss vills regitur^"), 
wo der Rat nicht nur vertretende, sondern auch regierende 
Obrigkeit war, und seine Mitglieder sich als clomini von den 
übrigen Bürgern abhoben. 

Will man endlich das Vorhandensein des Rats in Lübeck 
von dem ersten Auftreten des Wortes consules abhängig 
machen, so wäre das Jahr 1201 zu nennen. 

Die Enffcheidung kann, so meine ich, nicht zweifelhaft sein. 
Die letzte Fragestellung muß abgelehnt werden, da sie nicht 
auf die Sache, sondern das zufällige Auftreten des Namens 

") L. U.B. I, Nr. 201, S. 27V. 
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geht^b). Eine vergleichende Untersuchung über das erste Auf- 

treten des Wortes consules oder consilinrii in den deutschen 
Städten muß Gefahr laufen, die Anfänge einer Titulatur, nicht 
aber einer Institution festzustellen. Sodann ergab sich aus der 
Untersuchung des Lübecker Urkundenmaterials, daß es eine reine 
Frage des Zufalls ist, wann im ständigen Wechsel zwischen der 
Bezeichnung cives und con5uIe5 1201 zum ersten Male 
der Name consules auftritt. 

Die drei übrigen Antworten haben jede ihre bedingte Gülttg- 
keit. Aber da es sich hier offenbar nur um die zwar schnelle, 
aber gleichmäßig und ungestört verlaufende Entwicklung ein 
und derselben bürgerlichen Behörde handell, darf es als ge- 
sichert gelten: Jene erste bürgerliche Behörde, die gleich 
nach der Neugründung der Stadt durch Heinrich den 
Löwen vorhanden war, ist der unmittelbare Vor- 
läufer des Lübecker Rats, ist der Rat selbst in seiner 
Entstehung. 

Für diese bürgerliche Behörde lassen sich noch einige 
charakteristische Züge über das hinaus gewinnen, was sich aus 
den nur sehr knappen Worten des herzoglichen Privilegs er- 
schließen ließ. Allerdings nicht aus den Lübecker Quellen des 
zwölften Jahrhunderts unmittelbar; diese fließen eben äußerst 
spärlich. Aber auf dem Wege einer vergleichenden Unter- 
suchung. 

Schon oben wurde darauf hingewiesen, wie ähnlich die 
Entwicklung war, welche das städtische Verordnungsrecht in 
Lübeck und der zähringischen Gründungsstadt, Freiburg i. Br., 
genommen hat^"). So alt wie die wissenschaftliche Unter- 
suchung der ätteren Lübecker Rechtsgeschichte sind andere ver- 
gleichende Hinweise auf die zähringische Gründungsstadt, und 

Das hat bereits von Below (Mitteilungen d. Inst. f. österr. Gesch. 
Bd. 35, 1914, S. 382) und ftüher (Die Entstehung der deutschen Stadt- 
gemeinde, S. 1l)6) hervorgehoben. Ebenso lehnt Hegel (Die Entstehung des 
deutschen Städtewesens, S. 191) es ab, „Form und Namen der regierenden 
Stadtbehörden" einen besonderen Wert beizulegen und betont an anderer 
Stelle (Chroniken der deutschen Städte, Bd. 8, S. XXVI): „Es ist notwendig, 
sich bei diesen Dingen nicht an die Namen, sondern an die Sache zu halten." 

">) S. o. S. 43. 
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weitere wurden erhoben bis zur jüngsten Literatur Hier 
sei ein neuer Hinweis erlaubt. In Freiburg sehen wir den 
Rat unmittelbar aus jener Unternehmergilde von 24 mercstores 
personsti, Kaufherrn von Ruf, hervorgehen, mit denen sich 
der zähringische Stadtherr in Verbindung gesetzt hatte, um die 
Neugründung der Stadt vorzunehmen"). „Wirtschastlicher 
Zweck derselben ist die Aufmachung und Errichtung eines 
Markts, im einzelnen insbesondere die Erstellung der 
Gewerbelauben, bald auch die ersten Aufgaben einer ge- 
ordneten Marktpolizei. Es sind Unternehmer, die zugleich in 
ihre eigene Tasche arbeiten und amtliche Aufgaben zu erfüllen 
haben."") Für die Ausübung der ersten Anfänge der Markt- 
polizei in den Händen der ättesten bürgerlichen Behörde in 
Lübeck ergab sich das nöttge bereits aus der Jnterpretatton 
des herzoglichen Privilegs. Aber auch dastr, daß diese Be- 
hörde den Markt in Lübeck errichtete, d. h. die für den Ver- 
kauf und auch die Anferttgung handwerksmäßig hergeferttgter 
Waren die auf dem Markt notwendigen Einrichtungen schuf 
(Buden, Schrangen, Tische, Verkaufsplätze im Gewand- und 
Lohhaus), liegen besttmmte Anhallspunkte vor. Zu Ende des 
dreizehnten Jahrhunderts, wo sich durch das erste erhaüene 
Oberstadtbuch die geheimnisvollen Schleier lüsten, die leider die 
älteste Geschichte der Stadt verdunkeln, sind Gewandhaus, Loh- 
haus, Schrangen und ein Teil der Buden in den Händen der 
Stadt; die größere Zahl der von den verschiedenen 
Handwerkern zum Verkauf ihrer Gewerbeerzeugnisse 

") Dgl. z. B. Pauli, Die sogenannten Wieboldsrenten. Abhandlungen 
aus dem lübischen Recht. T.4, S. 2 f. — Frensdorff, Stadt- und Gerichts- 
Verfassung, S. 10. - Rietschel, a. a. O., S. 2S8 ff. - Draeger, Hans. 
Gesch.-Bll. 1913, S. 22 ff. 

F. Beyerle. Untersuchungen zur Geschichte des älleren Stadtrechts 
von Freiburg i. Br. und Villingen a. Schw. Deutschrechttiche Beiträge, her- 
ausgegeben von K. Beyerle, Bd. S, S. 124 ff., namentlich S. 143—145. Diese 
Ausführungen dürfen in allem wesentlichen als gesichert gelten. Zur Frage, 
ob der Name Unternehmergilde den 24 coniurstore» lori gegenüber gerecht- 
fertigt ist, vgl. Hist. Vierteljahrsschrift 1910, S. 528, Anm. Den Gilde- 
charatter der Freiburger 24 coniurstores lori vertreten auch: K. Beyerle, 
Zffchr. d. Savignyst. f. Rechtsgeschichte, Germ. Abt. 1910, S. 41, und ebd^ 
Anm. 2, und Seeliger, Hist. Bierteljahrsschrift 1913, S. 503. 

") F. Beyerle, a. a. O. S. 145. 
Ztschr. d. B. f. L. G. XVII, I. 4 
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benutzten Buden auf dem Markt befindet sich, meist 
in ansehnlichen Komplexen, im Eigentum einer Reihe 
alter, dem Rate nahestehender Familien. Die Bocholt, 
Bremen, Fünfhausen, j)ildemar, Stalbuck, Steneke und andere 
lassen sich als EigenLmer solcher Budengruppen, deren Zahl 
bis auf zehn aneinanderliegende Buden hinaufging, nachweisen. 
Von ihnen mieten die Handwerker die Buden, die mit dem 
alleinigen Recht. des Verkaufs der Waren ausge- 
stattet und in ihrer Zahl begrenzt waren, wieder ab. 
Wie wertvoll diese Buden ihren EigenÄmern waren, erhellt 
am besten der Umstand, daß ihre Eigentümer die höchsten 
überhaupt nachweisbaren Renten aus ihnen verkaufen konnten"). 

Aus der Verbindung dieser etwa hundert bis hundertfünf- 
undzwanzig Jahre nach der Neugründung der Stadt festzu- 
stellenden Verhältnisse mit den klaren Nachrichten, die wir für 
Freiburg i. Br. besitzen, wird es gewiß in hohem Grade wahr- 
scheinlich, daß die Gründung Lübecks durch eine Gruppe von 
Unternehmern im Einvernehmen und Auftrage des Stadtherrn 
unternommen wurde, denen als Entschädigung ihrer organi- 
satorischen Arbeit der Martt und die wirtschaftliche Ausnutzung 
seiner Einrichtungen überwiesen wurde. Vermutlich erhielten 
schon damals einzelne Unternehmer einzelne Gruppen der 
Marttbuden zu ihrer eigenen Ausnutzung — nicht zum eigenen 
Gebrauch, aber als Objekte bestimmter, durch Vermietung zu er- 

") Auf diese ganz knappen Mitteilungen muß ich mich hier beschränken. 
Das Nähere hoffe ich in einer zusammenhängenden Darstellung des Frühkapita- 
lismus in Lübeck bringen zu können. Wr die Lübecker Marktverhältnisse vgl. 

' einstweilen Pauli, Lübische Zustände I, S. 48 ff. Die Verhältnisse der im städ- 
tffchen Besitz befindlichen Markteinrichtungen beleuchtet eingehend ein Verzeichnis 
des Jahres 1262 (L. U.B. l, S. 248-252), über das Arnold, Zur Geschichte des 
Eigentums, S. 47, zu vergleichen ist. — Aus diesen Verhältnissen wird auch 
die außerordentlich straffe Abhängigkeit des Handwerkes in Lübeck oom Rate 
verständlich, auf die neuerdings Keutgen, Ämter und Zünfte, S. 221, im 
Anschluß an Wehrmann (Die älteren lübeckischen Zunftrollen) hingewiesen 
hat. — Zur Frage im allgemeinen vgl. Keutgen, Untersuchungen über den 
Ursprung der deuffchen Stadtverfassung, S. 185, und Heil, Die Gründung 
der nordostdeuffchen Kolonialstädte, 1896, S. 16. Die Dissertation von P. R. 
Koetzschke, Das Unternehmertum in der ostdeuffchen Kolonisation des Mittel- 
alters, 1894, war mir leider während der Niederschrift dieses Auffatzes 
nicht zugänglich. 
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zielender Einkünfte überwiesen. Nichts spricht deutlicher für die 
Annahme eines kapitalistischen Unternehmerkonsortiums, das 
die Neugründung Lübecks ausführte, als gerade dieser spätere 
massenhafte 83esih von Marktbuden in den Händen einzelner 
alter Familien. Und zur Gewißheit wird diese Annahme durch 
die Feststellung, daß bei den späteren, durch Unternehmer im 
ostdeutschen Kolonisaüonsgebiet ausgeführten Städtegründungen 
die Unternehmer llocstoresl gerade durch Überweisung der 

Markteinrichtungen entschädigt wurdenIhrem Stande nach 
waren die Lübecker Gründungsunternehmer offenbar, wie die 
Freiburger, Kaufleute««). Aber auch das ergibt sich aus dem 
Vergleich mit Freiburg: die bürgerliche Behörde, in deren 
Hand Herzog Heinrich die Regelung des Lebensmittelverkehrs 
legte, kann nur eben dieses Unternehmerkonsortium gewesen 
sein. Durch Herzog Heinrich wurde also das Unter- 

nehmerkonsortium zugleich zur bürgerlichen Behörde; 
die private Vereinigung wurde Träger öffentlicher 
Rechte«'). 

») Besonders deutlich spricht sich der zwischen Herzog Heinrich von 
Schlesien und zwei Lokatoren geschlossene Vertrag über die Gründung einer 
Stadt am Salzwerk Wieliczka in Galizien aus (1290). Der Herzog beur- 
kündet: c,uo<j sescüoni et tlvsmbolclo lrstribus ciectimus civilstem nostrom 
IN l^sgno Ssle iure k^rsnconico collocsnciom. ctsntes ipsis rscionc 
locscionis ibiitem ... omnis msccils csrnium, scsmpno psnum 
et rutorum. rtubss quoque bslnesres ... lnsuper ctsmus eisctem 
sesctioni et tivsintiolcjo, ut nullus mscells csrnium, rcsmpns psnum vel 
sutorum »ive stutiss bslnesres ectikicsre riebest civilste in preciicts, obsque 
preciictorum sescbonis et ttvsinbolcti voluntste psriter et sssensu. S. den 
Druck bei: R. Koetzschke, Quellen zur Geschichte der ostdeutschen Kolonisation 
im 12 bis 14. Jahrhundert (Quellensammlung zur deutschen Geschichte, her- 
ausgegeben von Brandenburg und Seeliger), S. 138. Vgl. ebd. S. 128 
(Brieg, 1250) und S. 134 (Krakau. 1257). 

"H Dasür spricht auch die Darstellung, welche Helmold, Lronics 
SIsvorum, Kap. 86, gibt: die institores sc ceteri bsbitsntes senden Ab- 
gesandte an Heinrich den Löwen; nach der Verständigung zwischen dem Herzog 
und Grafen heißt es: rcversi sunt mcrcstorcs. — Für die hohe wirt- 
schaftliche Bedeutung des Lübecker Marktes und seiner Einrichtungen spricht 
auch noch, daß Helmold immer wieder vom „torum bubilre" spricht. Vgl. 
Frensdorff, Stadt- und Gerichtsverfassung, S. 19. 

") Vgl. dazu die Charakterisierung des Freiburger Unternehmerverbandes 
durch K. Beyerle, Zs. d. Savignyztschr. f. Rechtsgeschichte Germ. Abt., Bd. 31, 

4* 
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Vermutlich wird aber nicht erst der Welfenherzog, sondern 
schon Graf Adolf von Holstein, als er 1143 zur ersten Grün- 
dung Lübecks schritt, sich mit diesen Unternehmern in Verbin- 
dung gesetzt haben""), wie es ja bei dem Hergang der deutschen 
Kolonisatton des zwölften Jahrhunderts für Fürsten und Herren 
das übliche war, sich der Hilfe von Unternehmern bei länd- 
licher und städtischer Siedelung zu bedienenWenigstens 

S. 41 f.: „Die Freiburger Loniurstio ist . . . ein engerer Ausschuß von vor- 
nehmeren Kausleuten, der als freiwilliger Verband ins Leben trat, sich 
nach außen und unten alsbald sozial abschloß und von vornherein seitens 
des Stadtherrn mit öffentlichen Aufgaben betraut wurde." — 
Für den Lübecker Unternehmerverband liegt die Vermutung sehr nahe, daß 
auch er eine Unternehmergilde war, wenn auch quellenmäßige Belege dafür 
nicht beizubringen sind. Als Anzeichen nach dieser Richtung ist einstweilen 
vielleicht die Tatsache zu beachten, daß für die Frühzeit der Ratslinie noch 
Brüder vorkommen. Vgl. oben S. 31, Anm. 14. — So berechtigt der Spott 
ist, mit dem v. Below 1889 (Entstehung der deutschen Stadtgemeinde, 
S. 97) „die Neigung, alle neuen Institute aus schon vorhandenen anderen, 
mögen sie auch einen grundverschiedenen Charakter haben, hervorgehen zu lassen", 
bedacht hat (vgl. dazu auch Hist. Vierteljahrsschrift 1906, S. 546; 1909, S. 425 f.), 
so wird doch gerade in diesem Falle der Hinweis auf die Herkunft des Personen» 
kreises der neuen Behörde wertvoll sein, da er über die wirtschaftlichen 
Kräfte, die hinter dem ganzen Vorgang stehen, erst den rechten Aufschluß gibt. 

Dem widerspricht nur scheinbar die bekannte Angabe Detmars zum 
Jahre 1163: Do weren to Lubeke nicht den buremeystere; de Helden dink 
to rechte, alse in eynem dorpe (Die Chroniken der deutschen Städte, Bd. IX, 
S. 20 und 249). Dieser Satz ist nur in dem Sinne zu verwerten, daß aus 
ihm zu entnehmen ist, welch' großen Abstand der Verfasser der Ratschronik 
für seine Zeit zwischen dem Lübecker Rat und der Verfassung eines einfachen 
Dorfes empfand. Um den daran anschließenden, gleichfalls als direkte historische 
Nachricht unbrauchbaren Bericht über die Einsetzung des Rates durch Heinrich 
den Löwen (vgl. Frensdorfs, Hans. Gesch.-Bll. 1876, S. 136—142) in das 
rechte Licht zu rücken, führt Detmar an, daß es vorher in Lübeck „nur" 
burmester gegeben habe. In der Verwertung beider Stellen geht Draeger, 
a. a. O., S. 6 und 57, entschieden zu weit. Vgl. dazu auch Bloch, a. a. O., 
S. 7, Anm. 20. 

") über den interessanten Fall des Jahres 1106 — Vertrag des Bremer 
Erzbischofs mit sechs Unternehmern holländischer Herkunft über die Urbar- 
machung des Bremer Bruchlandes — vgl. diese Ztschr., Bd. 16, S. 153, 
Anm. 1, und Koetzschke, a. a. O., S. 1 ff.; Koetzschkes kleine und preiswerte 
Quellensammlung ist überhaupt ein vortreffliches Hilfsmittel, um sich über 
die große deutsche Kolonisationsbewegung des 12. und 13. Jahrhunderts an 
der Hand der Quellen zu unterrichten. Bereits Frensdorfs (Stadt und 
Gerichtsverfassung, S. 10) hat für die erste Gründung die Möglichkeit der 
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macht j)elmolds Bericht über die Aufgabe des durch Heinrich 
den Löwen in seinem Handel lahmgelegten, durch Feuersbrunst 
zerstörten Lübecks des Grafen Adolfs den Eindruck, daß hier 
eine bereits organisierte städtische Bevölkerung die Stadt verließ, 
an anderer Stelle — der „Löwenstadt" — eine Neusiedelung 
versuchte und dann zum ersten Siedlungsplatz zurückkehrt^"). 
Räumlich liegt gewiß eine Neubesiedlung des zerstörten 
Lübecks von Grund auf vor, und vielleicht war es eine Ent- 
schädigung an die geschädigten Unternehmer, wenn der Welfen- 
herzog, den ohnehin ein großzügiger und freigebiger Zug aus- 
zeichnete"), ihnen als Ersatz für ihre zerstörten „mit großen 
Kosten aufgeführten Baulichkeiten"'^ nun die gesamten Ein- 
richtungen des Marktes zur eigenen Ausnutzung überließ. 
Historisch greifbar werden die ganzen Verhältnisse erst bei der 
Neugründung durch den Welfenherzog. 

V. 

Zwei allgemeine Fragen, die in der Stadtrechts-Literatur 
der letzten Jahre im Vordergründe standen, seien noch gestreift. 
Einmal: Welche Stellung nahm Heinrich der Löwe seinen 
Gründungsstädten gegenüber ein? Und dann: Wie verhält sich 
die für Lübeck festgestellte Entwicklung der Ratsverfassung zu 
der in den alten Städten, vornehmlich den oberrheinischen 
Bischofsstädten? 

Gewiß wird man Heinrich den Löwen nicht mehr als den 
bewußten Schöpfer und Förderer der Ratsverfassung an- 
sprechen dürfen — auch nicht in der vorsichtigen Formulierung, 
die Rietschel diesem Gedanken gegeben hat"). Wenn, wie es 

Mitwirkung von Unternehmern offengehalten und reiches Material für 
Städtegründungen durch Unternehmer beigebracht (ebd. S. 16 ff.). über Koloni- 
sation des Osten und Hanse vgl. auch D. Schäfer, Die Hanse und ihre 
Handelspolitik 1885, S. 4 ff., und Witte, Besiedlung des Ostens und Hanse. 
Pftngstblätter des Hans. Geschichtsvereins 1914. 

Helmold, a. a. O., Kap. 86. 
") Vgl. Rietschel, a. a. O., S. 258. 
'h Helmold, a. a. O., Kap. 86. 
") a. a. O. S. 266. Vgl. dazu namentlich Bloch, a. a. O. S. 37; 

Joachim, Zffchr. d. V. f. Hamb. Gesch., Bd. 14, S. 185; v. Below, Mitt. 
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ja in hohem Grade wahrscheinlich ist, im herzoglichen Frei- 
brief des Jahres 1163 eine besondere Bezeichnung der bürger- 
lichen Behörde überhaupt nicht zu vermuten ist, diese vielmehr 
hinter der von ihr vertretenen cives zurücktritt, und wenn als 
besonderes Gebiet, auf dem der Herzog ihr eine verwaltende 
und richtende Tätigkeit neben der des stadtherrlichen Vogts 
einräumt, nur das für seine Zeit längst übliche, nämlich die 
Regelung des Lebensmittelverkehrs"), genannt wird, so spricht 
das allerdings sehr wenig für besonders weitgehende Pläne 
des Herzogs auf dem Gebiete städtischen Verfassungslebens. 
Aber man wird des Herzogs Einfluß auch nicht unterschätzen 
dürfen. Schon dem Umfange der Rechte nach, welche die 
Unternehmer-Behörde durch ihn erhielt. Bei der Verbindung 
des einen, das Lebensmittelgewerbe behandelnden Satzes des 
Privilegs mit der bedeutsamen Tatsache, daß die Einrichtungen 
des Marktes als Eigentum der Unternehmer galten, wird man 
schon für 1163 sagen dürfen, daß die Regelung und Nutzung 
des gesamten Marktverkehrs") der Unternehmer-Behörde 
rechtlich als Behörde, wirtschaftlich als Unternehmen 
unterstellt war. Es bedarf keiner näheren Ausführung, daß 
damit der eigentliche Lebensnerv der Stadt in ihre Hand ge- 
geben war"). Und dann hat der Herzog mittelbar durch 

d. Inst. s. österreichische Geschichtsforschung, Bd. 35, S. 382 ff., und die dort 
angeführte Literatur. 

") Es ist das jene Kompetenz, die v. Below (Entstehung der deutschen 
Stadtgemeinde, S. 59) schon für die Landgemeinde in Anspruch nimmt. 

Man wird den Satz über das Lebensmittelgewerbe nicht zu eng inter- 
pretieren dürfen. Vgl. die treffenden Bemerkungen Frensdorffs (Stadt- 
und Gerichtsverfassung, S. 21) über die Art der ersten städtischen Rechts- 
urkunden und das, was sie zwar nicht sagen, aber auch nicht ausschließen. — 
Ferner: Sohm, Die Enfftehung des deuffchen Städtewesens, S. 69, Anm. 97: 
Die Kaufleute sind die alleinigen Urteilfinder in dem Gericht über Speise- 
kauf (<te citisrüs), welches einen unausscheidbaren Teil der Markt- 
gerichtszuständigkeit bildet. — Als erste Funktionen der sich neubildenden, 
dem Rat vorausgehende Behörde bezeichnet auch neuerdings Eberle, 
a. a. O., S. 36 f, die Marktgerichtsbarkeit, Maß-, Gewichts- und Lebens- 
mittelpoltzei. 

") Die Auflaffung vor dem Rat scheint zuerst für die Baulichkeiten 
auf dem Markt, die bottiac oder tabernse, wie sie die älteren Stadtbucheintra- 
gungen nennen (1250: qustuor tsbcmse in loro; 1262: septcm tsbernse 
sutorisc. Brehmer, diese Zffchr., Bd. 4, S. 230, und 239), erfolgt zu sein. 
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weitgehende Förderung der städtischen Freiheiten in Lübeck 
die schnelle und ruhige Entwicklung der Unternehmer-Behörde 
zum Rat gewiß gesördert. Freiheit der städtischen Grundstücke 
von einem Zins an den Stadtherrn, Verwirllichung des Satzes: 
„Stadtluft macht stei", d. h. der in die Stadt einwandernde 
Eigenmann irgendeines Herrn wird frei nach Jahr und Tag, 
und Gewährung des Patronatsrechts an der Marktkirche — 
das sind gewiß kräfüge Zeugnisse eines auf das Gedeihen der 
von ihm angelegten Städte gerichteten Strebens. Insofern 
werden Rietschels Ausführungen über des Herzogs Städte- 
politik ihre Geltung behalten"). 

Für die zweite der genannten Fragen ist die Antwort, so 
meine ich, in dem Ergebnis dieser Blätter bereits enthalten. 
Eine „naturwüchsigere""), bodenständigere Entwicklung als die 
des Rates in Lübeck aus der Unternehmer-Behörde, die schon 
auf das erste räumliche Werden der Stadt entscheidenden Ein- 
fluß ausübte, oder auch in der zähringischen Gründungsstadt 
Freiburg i. Br., ist kaum auszudenken; eines Importes des Rats 
aus den alten Römerstädten"), den Bischofsstädten am 

Von den drei Fällen, die Nehme (Das Lübecker Oberstadtbuch S. 44) anführt, 
gehören die beiden ersten bestimmt zu solchen Marktbaulichkeiten. Mit 
Frensdorff (Stadt- und Gerichtsverfassung, S. 86) ist doch wohl dabei zu 
bleiben, dah das juciicsre cke cespitslitstum proprietstiirus als Kompetenz 
der piscits legitims auch die freiwillige Gerichtsbarkeit mit umfaßte; oom 
Markt aus wäre dann die konkurrierende Tätigkeit des Rats, die Nehme (a. a. 
O-, S. 110) schon für das Jahr 1227 feststellt, ausgegangen, um mit der völligen 
Verdrängung des Vogtgerichts auf diesem wichtigen Gebiet für die ganze 
Stadt zu enden. 

") Namentlich a. a. O. S. 273 ff. — Die Auffassung Draegers (a. 
a. O., S. 90), die den persönlichen Einfluß des Herzogs auf die Auswahl 
und den Inhalt des herzoglichen Stadtrechtsprivilegs ausschaltet, vermag ich 
nicht zu teilen. Dagegen schließe ich mich Draeger durchaus darin an, daß 
große Partien des Lübecker Rechts Neuschöpfungen, im Zusammenhang mit 
allgemeinen Rechtsideen der Zeit, sind. Als Mittel dieser Rechtsschöpfung 
wurden im Verlauf dieser Untersuchung die städtischen Willküren mehrmals 
hervorgehoben. Nach den Ergebnissen der Arbeit Draegers dürste es nicht 
mehr angebracht sein, Soest so ohne weiteres als „Mutterstadt" Lübecks zu 
bezeichnen, wie es noch Bloch, a. a. O., S. 20, tut. 

'^) R. Schroeder, Deuffche Rechtsgeschichte, 5. Aufl., S. 651. 
") So Bloch, a. a. O., S. 36. Nicht einmal für den Titel consule» 

ist dieser Weg der Übermittlung anzunehmen, da, wie Bloch (a. a. O., S. 37, 
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Oberrhein, bedurfte es dazu nicht. Und das dürfte auch für 
die übrigen Gründungsftädte Heinrichs des Löwen gelten. Für 
Schwerin liegen die Verhältnisse der urkundlichen Überlieferung 
allerdings noch ungünstiger als für Lübeck. Aber wenn das 
1226 an Güstrow verliehene Schweriner Recht „die Rats- 
verfassung in reicher Ausbildung, ihrer Höhe zustrebend" zeigt, 
so wird doch das Schweriner Recht nicht gerade in dem Augen- 
blick, wo Güstrow mit ihm bewidmet wurde, diesen Grad der 
Ausbildung erlangt haben. Und der Satz des Braunschweiger 
Hagenrechts vom Jahre 1227: kurgenses suos consules 
ksbesnt, sicut dsbere consueverunt, quorum consilio civitss 
regstur dürfte immerhin auf eine allmähliche Entwicklung der 
Ratsverfassung in Braunschweig hinweisen. In diesem Zu- 
sammenhang sei noch auf das kurz vor 1218 entstandene Rostock^") 
verwiesen: in dieser, vom Fürsten Burwin und seinen Söhnen 
gegründeten und mit der „Wohllat des Rechtes der Stadt 
Lübeck" bedachten Stadt führt die bürgerliche Behörde von 
vornherein den Namen consules^'); vermutlich auch hier im 
engsten Zusammenhang mit dem Gründungsvorgang selbst 
stehend. 

Demgegenüber die oberrheinischen Bischofsstädte. Bei dem 
ällesten der von Bloch angeMhrten Beispiele, Basel (1185 bis 
1190), ist es nicht einmal sicher, ob das consilium wirNich 
der Stadtrat oder ein bischöflicher Rat war"), und das zu einer 
Zeit, wo sich in Lübeck die Stufen des allmählichen Ausbaues 

Anm. 127) hervorhebt, „der Name consules vorwiegend in den nördlichen 
Gegenden Deutschlands erscheint", während am Oberrhein die Worte Con- 
silium, consilisrii begegnen; consulc» sind dort erst nach 1214 sür 
Strahburg belegt. Sehr große Wahrscheinlichkeit hat es übrigens für 
sich, daß am Oberrhein die Gründungsstadt Freiburg es war, die zuerst 
den consuIcs-Titel auszuweisen hat. Dgl. das oben S. 44, Anm. 54 Ange- 
führte. Über die fortgeschrittenere Entwicklung Freiburgs im Verhältnis zu 
den oberrheinischen Bischofsstädten s. Hegel, Die Entstehung des deutschen 
Städtewesens, S. 157. Vgl. dazu auch Seeliger, Hist. Vierteljahrsschrift 1913 
S. 503 (^eiburg), und 501 (Straßburg). 

°") Crull, Ratslinie der Stadt Wismar, S. XUI. 
«) Mekl. U.B. I, Nr. 244. 
") v. Below, Mitteilungen d. Inst. f. österr. Geschichtsforschung 1914, 

S. 383. 
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der Ratsverfassung deutlich verfolgen lassen. Nur unter schwersten 
Kämpfen mit den bischöflichen Stadtherren, die um ihren Ein- 
fluß auf die von ihnen bisher beherrschte Stadt besorgt waren, 
und oft nur mit bescheidenem Erfolge auf dem Gebiete der 
Kompetenz, konnte sich in einzelnen von ihnen im dreizehnten 
Jahrhundert die Ratsverfassung wirklich durchsetzen^'). In 
anderen oberrheinischen Städten mit gut ausgebildeter Schöffen- 
verfassung konnte der Rat überhaupt nicht Wurzel fassen; in 
Trier kam erst 1303 ein Rat auf und wurde wenige Jahre 
nach seiner Einsetzung aufgehoben'^). 

Es wird demnach bei der von Hegel begründeten Auf- 
fassung bleiben dürfen — in den Neugründungen des zwölften 
Jahrhunderts ist der Rat entstanden. 

Alle Verhältnisse waren in ihnen so günstig wie nur 
möglich, um eine werdende bürgerlich-autonome Verfassung 
in kurzer Zeit zur vollen Blüte zu bringen. In ihnen saß kein 
bischöflicher Stadtherr, der, um seine eigene Macht besorgt, mit 
allen erdenklichen Mitteln, mit kaiserlichen Verfügungen und 
Kirchenbann ähnliche Regungen zu unterdrücken suchte. Und 
dann die große Einfachheit der Verfassungsverhältnisse. Da 
gab es nicht die Unzahl von herrschaftlichen Gerichtsbeziehungen, 
die, teils in territorialer, teils in personaler Ausprägung, etwa 
eine Stadt wie Köln"), in kaum zu entwirrendem Netze über- 
zogen. Es gab aber auch innerhalb der Stadt und ihrer Be- 
völkerung selbst keine Einrichtungen, die erst zu überwinden 
gewesen wären — kein alles Schöffentum, keine Genossenschaft 
von Ministerialen, keine Burrichter mit Unter-Richter-Zustän- 
digkeit, wie in Soest"). „Es findet sich keine Spur, die auf 
einen Kampf der Ratsverfassung mit einer älteren Gemeinde- 
verfassung hindeutete""). Die Einfachheit der Verhält- 
nisse in Lübeck ist aber nicht ein Zeichen der Armut, 

") Dgl. auch oben S. 44 f. 
Rietschel, Markt und Stadt, S. 165 f. 
Dgl. Seeliger, Studien zur älteren Derfassungsgeschichte Kölns 

(1S09), namentlich S. 38 ff. und die beigefügte Karte. 
So hm. Die Entstehung des deutschen Städtewesens, S. 98. — 

Für Lübeck vgl. Frensdorfs, Stadt» und Gerichtsverfassung, S. 29 und 23. 
") Rietschel, Markt und Stadt, S. 165 (für die Gründungsstädte). 



58 

sondern der überlegenen, im Verhältnis zu den alten 
Bischofsstädten durchaus modernen Organisation. Als 
etwas Neues konnte auf solchem Boden die Ratsverfassung 
erwachsen, und es wird nicht wundernehmen, daß die Früchte 
dieser Neubildung gerade jenem Personenkreis zufielen, der an 
der Gründung selbst schöpferischen Anteil nahm: den Unter- 
nehmerkaufleuten. Der Rat in Lübeck geht fo im letzten Grunde 
auf die gewalttgen Kräfte zurück, welche das Werk der deutschen 
Kolonisaüon des Ostens geschaffen haben — ein Werk, an 
dessen weiterem Fortgang Rat und Stadt im dreizehnten Jahr- 
hundert so tatkräfttgen Anteil genommen haben. 

Gewiß ist es eine „reizvolle Aufgabe, zu unterfuchen, 
welcher Anteil an der weiterhin im Mittelalter gellenden 
Stadtverfaffung auf die alten Römerftädte und welcher auf die 
Gründungsstädte fällt"Bloch glaubte die Entscheidung end- 
gülttg zugunsten der Römerstädte fällen zu müssen. Bei dem 
vorwiegenden Interesse, welches die Forschung in den letzten Jahr- 
zehnten an der Erforschung der Quellen gerade dieser Städte 
genommen hat, ist dieses Urteil verständlich. Wenn aber erst 
einmal die norddeuffchen Gründungsstädte dieselbe liebevolle 
und eingehende Durcharbeitung nicht nur ihres innerstädtischen 
rechts-, sondern auch wirtschaftsgeschichtlichen Materialsge- 
funden haben, wie es bei den augenblicklich im Vordergründe 
der Forschung stehenden Römerstädten der Fall ist, so wird, 
glaube ich, dies Urteil einer ttefgreifenden Revision unterzogen 
werden müssen, und die rechtsschöpferische Kraft der Gründungs- 
städte nicht nur für die Frage der Ratsverfassung festzustellen 
ftin. 

v. Below, Vierteljahrsschrift f. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 
1909, S. 416. 

Mr die rechtsgeschichtliche Seite ist diese Aufgabe bereits 1861 durch 
Frensdorffs Stadt- und Gerichtsverfassung erfüllt. Daß im Verlauf der 
letzten Jahre und heute, nach über fünfzig Jahren wissenschaftlicher Arbeit, 
einzelne Änderungen in dem von Frensdorff gezeichneten Bilde vorzunehmen 
waren, ist selbstverständlich: die Grundzüge seiner Darstellung behalten aber 
auch heute noch, namentlich für die Verhältnisse der späteren Zeit, ihren 
vollen Wert. 
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Nnkang. 

Civitstis clecrets. 

Wiederholt war im Verlaufe der Untersuchung auf die 
städtischen Willküren, die ciecrets civitstis, einzugehen'"). 
Hier sei noch im Zusammenhang die Frage berührt, wie 
diese städtischen Verordnungen zustande kamen. Nach dem 
Wortlaut des auf die civitstis 6ecretu bezüglichen Satzes des 
Fragments und der verfälschten Varbarossaurkunde möchte es 
scheinen, als ob hier zwischen civitss und consules ein Gegen- 
satz in dem Sinne anzunehmen sei, daß zwar das „Richten" 
über die Vergehen gegen die (iecrets den consules, das Er- 
lassen der clecrets aber der civitss zustünde. Doch besteht 
dieser Gegensatz nur scheinbar. Wie oben") gezeigt werden 
konnte, ist der Gegensatz zu den consules in dem Verhältnis 
zur Gerichtsbarkeit des stadtherrlichen Vogtes zu suchen: nicht 
dieser, sondern das Organ der civitss, die consules, sollen 
über die städtischen (tecrets richten. 

Der ganze Verlauf der bisherigen Untersuchung hat über- 
haupt gezeigt, daß es sehr mißlich ist, aus Lübecker Quellen 
des dreizehnten Jahrhunderts einen Gegensatz zwischen den 
Begriffen civitss lcives, burgenses) und consules feststellen 
zu wollen. Deshalb ist auch davor zu warnen, aus dem 
isolierten Vergleich einiger Rechtssätze oder Urkundenstellen auf 
Kompetenzverschiebungen zwischen Gemeinde und Rat zu 
schließen. Wenn daher noch die letzte lateinische Handschrift 
des Revaler Codex vom Jahre 1263 unter der Überschrift: 
l)e ststuto civitstis den bekannten Satz bringt: Oui inlre- 
gerit quocj civitss servuncium ciecreverit, consules 
iuciicubunt cke eo"), die ältesten, wenig jüngeren deutschen 
Handschriften denselben Gegenstand aber unter der Überschrift: Van 
der ratmanne köre bringen: So we dat to breket, dat de 
ratman fettet, dat schalen de ratman richten"), so ist daraus 

S. 36 f.. 41ff. 
") S. 44. 
d') Hoch, Cod. I, 28. — Dort im Text irrtümlich civitsti, statt civits5. 

Vgl. Frensdorff, Das lübische Recht, S. 7, Anm. 2. 
") Hach, Cod. ll, Art. 43 Westphalen, Art. 30). 
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gewiß nicht zu folgern, daß damals einschneidende Ver- 
schiebungen im Verhältnis zwischen Gemeinde und Rat statt- 
gefunden hättenDerselbe Vorgang müßte sich dann bereits 
zu Anfang des dreizehnten Jahrhunderts schon einmal abgespiett 
haben: 1212 richtete sich der Widerstand des Domkapitels gegen 
den populus civitstisb^) der bei einer Buße von 3 Mark Silber 
verboten habe, der Kirche Lebensmittel lvictuslisl darzubringen; 
1227 waren es dagegen die consules^^, welche, wie die päpst- 
liche Bulle erklärt, einige iniqus ststuts contra tteum erlassen 
hätten, daß kein Lübecker Bürger Immobilien an die Kirche 
veräußern dürfe, und daß die Reichnisse an die Geistlichen auf- 
hören sollten. Von einem Gegensatz kann auch hier nicht ge- 
sprochen werden; das eine Mal steht die Gemeinde im Vorder- 
gründe, das andere Mal ihr vertretendes Organ, der Rat. 
Wenn in einer Urkunde des Jahres 1256 die Worte: consules, 
consules et cives und civitas durcheinander für denselben 
Begriff verwandt werden^'), so wird auch hier recht deutlich, 
daß im Verfassungsleben Lübecks im dreizehnten Jahrhundert 
Gegensätze dieser Art sicher nicht vorhanden waren. Eine An- 
teilnahme einzelner, dem Rate nahestehender Bürger an dem 
Zustandekommen der ctecreta ist dabei durchaus wahrscheinlich 
und auch urkundlich nachweisbar. Frensdorff hat die hierher 
gehörigen Stellen für die zweite Hälfte des dreizehnten Jahr- 
hunderts, unter Heranziehung des Materials benachbarter Städte, 
besonders Hamburgs, erschöpfend verarbeitet Für die erste 
Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts ist hier allerdings noch 
eine Ergänzung beizufügen. Im Staatsarchiv Oldenburg ruht 
die städtische Gegenurkunde der im Lübecker Urkundenbuch ab- 
gedruckten, über die Regelung der Zehnten in den Dörfern des 
Stadtgebietes handelnde Urkunde Bischofs Bertold von Lübeck 

") In der Änderung drückt sich nur die schon beobachtete Tatsache aus, 
daß der Rat als solcher gegenüber der durch ihn vertretenen Bürgerschaft 
in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts mehr hervortritt, entsprechend seiner 
Entwicklung zu einer mehr regierenden als vertretenden Obrigkeit. Dgl. 
oben S. 34. 

") U.B. Bistum Lübeck, Nr. 27, S. 32. — Vgl. oben S. 37 und 38. 
") U.B. Bistum Lübeck, Nr. 59, S. 61. 
") U.B. Bistum Lübeck, Nr. 120, S. 109 ff. 

Stadt- und Gerichtsverfassung, S. 200 ff. 
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vom Jahre 1229. Ausgestellt ist sie von: consules 
et burgenses i-ubicenses. Nach den Eingangsformeln heißt 
es hier: Ls propter et presentes noverint et luturi, quoct 
N05, qui consilio civitstis tunc tempore presictemus, 
kubito ciiscretorum nostrorum consilio con- 
cor6uvimu5^^). Es ist dies das älteste Vorkommen von ctiscreti 
in Lübecker Urkunden, aber auch die älteste Stelle, die über „den 
sitzenden Rat" berichtet""); aus der Gegenüberstellung von 
„sitzender Rat" und „ckiscreti" wird man in letzterem „den alten 
Rat" erblicken dürfen. Dasselbe Verhältnis nimmt Wehrmann "^) 
noch für die im Jahre 1277 begegnenden msiores civitutis 
an, die, namentlich angeführt, mit den consules zusammen 59 
an der Zahl, vom Bischöfe wegen des Erlassens von statuts 
novs iniqus et inconsuetu mit dem Bann belegt werden. 
Frensdorff ist geneigt, anzunehmen, daß der Rat gelegentlich 
einzelne angesehene Bürger, die nicht im Rate saßen, mit zur 
Beratung herangezogen habe"^, betont aber auch, daß von 
einem verfassungsmäßigen Ausschuß der Gemeinde nicht die 
Rede sein könne. Der eigentlich ausschlaggebende Faktor 
beim Erlassen der ciecretu civitutis war und blieb 
während des ganzen 13. Jahrhunderts der Rat. Das 
gill ebensosehr für den Vorgang des Jahres 1212 wie die nach 

Im Text der städtischen Urkunde steht nicht etwa, wie man erwarten 
sollte, der Bischof als Gegenpartei, sondern wieder die consules et burgenses, 
wie in der bischöflichen. Hier liegt eine Gedankenlosigkeit bei der Ausfertigung 
vor. Das letzte Wort beider Urkunden lautet übrigens nicht qusrts, sondern 
üstum. Wr die Jndiktionszahl wie die weiteren Datumsangaben ist Raum frei- 
gelassen. — Verderbter Druck bei Lünig, Spiciiegium ecdesissticum II, S. 301. 
Die bischöfliche Urkunde ist abgedruckt: L. U.B. I, Nr. 44, S. 54 f. 

'»») Dgl. Frensdorff, Stadt- und Gerichtsverfaflung, S. 101. 
Hans. Gesch.-Bll. 1873, S. 105 f. 

"'s Für die sehr wenigen Lübecker Quellenstellen würde man mit der 
Annahme, daß es sich bei den ciiscreti, msiores und potiores nur um den 
„alten Rat" handelt, auskommen. — Die jursti der Urkunde von 1280 
(U.B. Bistum Lübeck, Nr. 275, S. 273) lehnt Wehrmann a. a. O., S. 105, 
Anm. 2, mit guten Gründen ab. Wie wenig zuverlässig Titulaturen in Ur- 
kunden auswärtiger Aussteller sein können, zeigt eine Bulle von Papst 
Jnnocenz IV. vom Jahre 1246 (L. U.B. I, S. 111), die an die juclic«, 
scsbini ct populus I.ubiccnsis gerichtet ist. Vgl. auch Frensdorff, a. a. 
O., S. 174, Anm. 26. 
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1225, der Verfälschung des Barbarossaprivilegs, festzustellenden 
Fälle. Sollte wirklich eine Mitwirwng der auf dem echten 
Ding versammelten Gemeinde anzunehmen sein, so wird diese 
„Teilnahme der Gemeinde mehr untergeordnet, auf all- 
gemeine Zustimmung beschränkt" gewesen sein'°^). Wenn das 
pisaitum Icgitimum sehr bald wesentliche Befugnisse, z. B. die 
öffentliche Auflassung der Grundstücke, an den Rat abgibt, so 
ist es im letzten Grunde das herrschaftliche Gericht des Vogtes, 
welches eingeschränkt wird, nicht die Gemeinde. Als das 
eigentliche und einzige wirkliche Organ der Gemeinde hat aber 
— daran läßt die Sprache der Urkunden kaum einen Zweifel 
übrig — während der hier behandelten Periode der Rat zu 
gelten; indem es dem Rat gelang, im Laufe des dreizehnten 
Jahrhunderts den königlichen Vogt zu verdrängen und die 
ganze Gerichtsbarkeit zu erlangen"^), war die volle staats- 
rechtliche Unabhängigkeit der Gemeinde endgültig gesichert. 
Für die Verfassungsgeschichte Lübecks bis in die zweite Hälfte 
des dreizehnten Jahrhunderts steht das Verhältnis zu den 
stadtherrlichen Beamten, namentlich dem Vogt, im Vordergrund. 
Die im einzelnen friedlich und ohne bemerkenswerte Störungen 
verlaufene Entwicklung endet mit einem vollen Sieg des Rates, 
der als alleiniges Organ der Gemeinde und als ihre Obrigkeit 
zugleich handell. Späteren Jahrhunderten war es vorbehalten, 
besondere Organe dieser Gemeinde zu entwickeln, die ihrerseits 
an dem vom Rat ausgeübten Regiment einen Anteil erstrebten. 

Frensdorff, Stadt» und Gerichtsverfassung, S. 86 und 207. 
Ebd. S. 92. 
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Das Lübecker Dcaugewecde bis 

Aur Nuskedung der ScauecAunst 1865. 

Von I6an5 Nlbreckt. 

Übersicht. 

Einleitung. 
I. Das Lübecker Brauwesen innerhalb der Grenzen des Zunstbetriebes. 

Kap. 1. Geschichte der Zunft. 
s) 1363 bis ca. 1500. 
b) ca. 1500 bis 1666/60. 
c) 1669 bis 1865. 

Kap. 2. Braurecht und Brauerberuf. 
Kap. 3. Verhältnis zum Rat und bürgerliche Stellung der Zunft. 
Kap. 4. Betriebsverfassung. 

s) Borschriften über den Braubetrieb. 
b) Bierprobe, Bierverkauf, Biertransport. 
c) Biersatz. 

Kap. 5. Organisation der Zunft. 
o) Brauerälteste, Deputierte, Sootherren. 
b) Brauerknechte, Schopenbrauer. 
c) Jnterna der Zunft. 
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IV. Die Krüge. 
V. Fremde Biere. 

Zusammenfasiung und Schluß. 
Anhang. Statistik der jährlichen Bierproduktion seit dem Anfang des 16. Jahr- 

hunderts. 
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Li'nleitung. 

Eins der ältesten Kunstgetränke ist das Bier. Schon früh 
verstand man es, aus Korn einen berauschenden Trank herzu- 
stellen. Die Kunst der Bierbereitung war weitverbreitet, doch 
gewann sie ihre besondere Ausbildung auf germanischem Boden. 
Gepflegt zunächst von den Klöstern und auf den großen Gütern, 
fand die Bierbrauerei bald Aufnahme in den Städten, wo sie 
sich im 15. und 16. Jahrhundert zum wichtigsten Gewerbe aus- 
bildete. Die Städte Nord- und Mitteldeutschlands, der Nieder- 
lande und Belgiens wurden der Sitz einer hochentwickeüen Brau- 
technik, deren Überlegenheit sich den ganzen Bereich des chanse- 
handels als Absatzgebiet ihres Erzeugnisses sicherte. Das 
Schwergewicht lag auf dem Küstensaum, wo die Handels- und 
verkehrsreichen Seestädte das Braugewerbe zu besonderer 
Leistungsfähigkeit erhoben, doch war auch das Bier verschiedener 
Binnenstädte wie Einbeck, Zerbst, Hannover, Braunschweig u. a. 
von besonderer Güte und weitberühmt'). Die Boraussetzung 
dafür war die ungemeine Beliebtheit des Biers. Man kann 
sich jetzt kaum vorstellen, eine wie große Rolle es im damaligen 
Haushatte spielte. Während es heute nur noch Luxusgettänk 
ist, war es damals vielmehr Nahrungsmittel, das arm und 
reich als solches unentbehrlich war. 

Unter diesen Voraussetzungen ist es verständlich, daß auch 
in einer Stadt wie Lübeck sich das Brauwesen zu einer ansehn- 
lichen Höhe erhob. Wenn es auch nicht wie für Hamburg und 
Wismar Lebensnerv war, so wurde es doch das wichttgste 
Stadtgewerbe, das für sein Erzeugnis auch in weiterem Um- 
kreise Absatz fand. 

jftbt. I. Da5 Lübecker Gcauwesen inneckalb de5 

Lunstbetciebes. 

Kap. I. Geschichte der Dunst, 
s) 1363 bis ca. 1500. 

Die ersten Zeugnisse für die Bierbrauerei in Lübecks Mauem 
fallen ins 13. Jahrhundert. Schon Waldemars II. Skanör-Lov 

') H.W.B. d. Stw. Bd. 2. S. 1039. 
Ztschr. d. «. f. L. V. XVII, I. 5 
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erwähnt „Traffnol"'). In Skanör und Falsterbo wurde in 
den Lübecker Bitten am Anfange des 13. Jahrhunderts Bier, 
wahrscheinlich doch Lübecker, getrunken^). Die Erwähnungen 
von Malz^), Hopfen und Hopfengärten auf Lübecker Gebiet 
reichen bis in den Anfang des 13. Jahrhunderts b) zurück. In der 
Mitte des 13. Jahrhunderts war Malz bereits ein Exportartikel. 
In einer Urkunde von 1247—50 fordert Hakon der Alle von 
Norwegen die Lübecker auf „mittstis ergo stt nos nsves 
vestrss cum rebus nostro regno necessurüs, cum blscio et 
brssio"°). Eine so ausgedehnte Malzfabrikation ist nur denkbar 
bei einer entsprechend ausgedehnten Bierproduktton, und so er- 
wähnt dieselbe Urkunde von 1247—50 auch zum erstenmal 
Lübecker Bier unter diesem Namen. Es heißt da „cerevisism 
vero Ivbioensem negsgusm volumus nostri cielersnt mer- 
Qutores, nisi quontum eis in itinere sullicint stt bibencium, 
quis terro nostrs in liuc minime emencistur". Wir haben 
hier also eine Stufe der Entwicklung vor uns, auf der das 
Lübecker Bier bereits einen Handelsartikel bildete, dessen Berttieb 
schon lebhaft gewesen sein muß. 

Doch erst aus dem Jahre 1363 liegt die erste wichttge 
Urkunde für den damaligen Stand des Lübecker Brau- 
gewerbes vor, die aber schon den Abschluß einer Entwicklung 
darstellt. Wie diese in Lübeck vor sich gegangen ist, läßt 
sich nur vermuten, da keine Urkunden vorliegen; doch wird 
der Berlauf ähnlich gewesen sein wie in anderen größeren 
Städten Norddeutschlands'). Brauen war Bürgerkunft. Ur- 
sprünglich braute jeder Hausbesitzer für seinen Bedarf. So 
gewann der Bürger Erfahrung, und es ist natürlich, daß 

') Schäfer, S. IXXXl. 
-) S. Abt. I. Kap. 6. 
') 1262 und 1292 ist von Verpflichtungen gewisser Mühlen zur Lieferung 

eines bestimmten Malzquantums die Rede, und zwar von brscium orciescium, 
t>rscium triticum und brscium avenucium (L. U.B. I, S. 247; L. U.B. II, 
S. 1042. Dittmer, Die Lübecker Wassermühlen. Stieda, S. 37). 

°) Schon die Zollrolle von 1220—26 erwähnt die Einfuhr von slavischem 
Hopfen. 1280, 1295 werden Hopfengärten auf Lübecker Gebiet erwähnt 
(Stieda, Lüb. Hopfenbau. M. f. L. G. 3, S. 5. L. U.B. I, S. 579). 

H L. U.B. I, S. 143. Stieda, S. 38. 
') Stieda, S. 39. Bing, S. 240, 241. 
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spekulative Kaufleute dieses neue Produkt bürgerlich-gewerblicher 
Kunst den Handelsgegenständen einreihten und ihre gewonnene 
Erfahrung benutzten, um über ihren Bedarf zum Verkauf zu 
produzieren. So erwuchs aus der Kaufmannschaft ein neues 
Gewerbe, das sich mehr und mehr zu einem besonderen Betriebe 
organisierte. Das Brauen wurde Beruf. Da ferner das Brauen 
der Bürger allmählich befchränkt wurde wegen Feuersgefahr, 
der einzelne auch das Eigenbrauen aufgab, da die Berufsbrauer 
im großen befferes Bier herstellen konnten, so öffnete fich ihnen 
ein neues Abfatzgebiet: die Stadt und Umgebung, die Krüge. 

In diefe Zeit verfetzt uns die erfte Brauordnung von 1363 ^). 
Hier ist die Absonderung der Brauer zu einem besonderen 
Stande bereits erfolgt. Die einleitenden Worte der Ordnung 
„aldus fcholen de bruwere ere ammeth holden" sankttonieren 
nur den bereits erfolgten, wenn auch noch losen Zusammenschluß 
der Brauer zu korporativer Organisation. Wie gesagt, ist diese 
Organisation durchaus noch nicht fest. Die Brauordnung von 
1363 enthält eigentlich nur einige regelnde Betriebsvorschriften, 
während sie die inneren Korporationsverhältnisse fast unberührt 
läßt. Das empfanden die Brauer selbst. Als Amt hatten 
sie keine Handhabe, den einzelnen dem Gesamtkorporations- 
interesse unterstellen zu können. So wandten sie sich an den 
Rat mit der Bitte um Neuregelung ihres Gewerbes. „Tho 
deme ersten mene we wol also, dat we neen ambacht wesen 
wolden, dat we dat doch vaten konden, dat we dwank hadden 
under uns, wente user is vele, de daar nicht umme gheven, 
wat man em segcht, und sint also sullefherich und seghen se willen 
bruwen, wat dat se tho rade werden ^)." 

Sie bitten um eine feste Organisation und, um diese zu 
wahren, um eine leitende Behörde. „Darumme sint we des 
begherne, dat we wolde hebben veer hovetlude also de koop- 
mann bi der Travene und de wantsnidere, wat uns use hovet- 
lude segheden, dat we dat Helden na der tyd." 

Dieser Vorschlag ging aus von der ärmeren Majorität der 
Brauer, die eine Handhabe suchte, um die reichere Minorität 

°) Die Brauordnungen von 1363, 1388, 1416 und 1462 sind abgedruckt 
bei Wehrmann, S. 178—185. 

') Brauereiakten Vol. Ill (L. St.A.), Abdruck s. Stieda, S. 61. 
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auf ein Durchschnittsniveau herabzuziehenIn der zweiten 
Brauordnung von 1388 entsprach der Rat ihrem Wunsche und 
gab ihnen die erbetene kaufmännische Organisation. Aber nicht 
der Gesamtheit der Brauer; sie galt nur für die Dickebeerbrauer"), 
d. h. für diejenigen, welche hauptsächlich auf Export brauten und 
selbst Handel trieben. Diejenigen, die Pfennig- und Stopbier 
brauten, waren anscheinend von dieser Vergünstigung aus- 
geschlossen. 

Aber schon die Brauordnung von 1416 kennt den Unter- 
schied nicht mehr. Sie bezieht sich auf die Gesamtheit der 
Brauer: ebenso die von 1462. Das Typische, was uns aus 
dem Verlauf der Ordnungen dieser beiden Jahrhunderte ent- 
gegentritt, ist die allmähliche Beschneidung der Freiheiten des 
einzelnen mit Rücksicht auf die Gesamtheit, ein langsames 
Erstarren der Korporatton in mehr und mehr beengenden 
Formen. Ich werde das später noch im einzelnen zeigen. Es 
ist der Anfang einer konttnuierlichen Entwicklung, die am Ende 
des 17. Jahrhunderts beendet ist, und die unter veränderten 
Zeitumständen im 19. Jahrhundert den Braubetrieb erstickte. 

Wie stark die Produktton der Brauer im 14. und 15. Jahr- 
hundert gewesen ist, läßt sich nicht ermitteln. Sie wird nicht 
gering gewesen sein. Die Stadt selbst hatte starken Bedarf, 
und der Export hatte in diesen Jahrhunderten vielleicht seine 
größte Höhe erreicht, da schon am Ende des 15. Jahrhunderts 
die ersten Schutzzölle in den Absatzgebieten eingefiihrt wurden, 
die naturgemäß den Handel lähmen mußten. 

b) ca. 1500 bis 1666/69. 

Um etwa 1500 ttat im Lübecker Brauwesen eine ein- 
schneidende Änderung ein. Das Bier, das die Brauer her- 
steLen, war Rotbier. Es war beliebt und wurde in der Stadt 
viel getrunken. Weit beliebter aber als das Lübecker Bier und 
besonders von den Wohlhabenderen bevorzugt war das berühmte 
Hamburger Bier, das in Lübeck in unverhältnismäßig großen 

»") Am Schluß der Bittschrift heißt es: „Dyt hebbe we darumme aldus 
ghemaket, ofte dat juwe wille sy, dat sik de arme alse wol nere, alse de rite." 

") Dickbier war das vollwertige Exportbier, während die geringeren 
Sorten nur in der Stadt vertrunken wurden. 



69 

Mengen vertrunken wurde. Kein Wunder, daß in Lübeck Ver- 
suche gemacht wurden, diese Bierart^^) nachzuahmen und so das 
Geld, das man hierfür ausgab, der Stadt Lübeck zu erhalten. 

Nach anscheinend mißglückten Anläufen") gelang es einem 
Brauer Hans Frille aus der Fischergrubeum 1500, ein Bier 
herzustellen, das allgemeine Anerkennung fand und nach dem 
Erfinder „Frillenbier" genannt wurde"). 

Einen zweiten Versuch machte ein Kaufmann Israel im 
Anfang des 16. Jahrhunderts; sein Bier, das sogenannte Jsraels- 
bier, wurde auch viel getrunken, scheint aber nicht besonders 
gut gewesen zu sein^°). 

Fußend auf diesen beiden Versuchen gelang es nun, wirkliches 
Weißbier nach Hamburger Art zu brauen, und es dauerte nicht 
lange, so begann man es in großem Umfange herzustellen"). 

Das Hamburger Bier war Weißbier. 
1466 heißt es in einem Verzeichnis von Personen, die mit dem 

Stoepbeerbrauen verlehnt sind: „N. N. de mach des jars veertich brouwe 
brouwen, eenmal „mit", dat ander mal roet beer, so eme dat gelevet." 
(L. U.B. XI. S. 88.) 

") Nr. 77 (M. s. L. G. 3, S. 104). 
^°) In einem Bericht vom 15. Juli 1584 heißt es: „... und nicht 

allein nach gemeiner Art der Bierbrauer Rotbier gebraut, sondern auch 
rebus inventir sliquici sciclencto vel potius novum moclum invenienclo Weiß- 
bier, den Menschen zunutze, auch privat und Singular Personen nicht wenig 
srommen zugebracht, daran dann ein E. Rath in betrachtunge guocl in Irene 
constituta republica prsemia bonis sc benemeritis, poenae malis 6ebeantur, 
nicht unpillich verursacht, sollich Brauhaus sür allen andern stattlich zu 
privilegieren". Dieses Privileg bestand in einer erblich dem Hause sür ewige 
Zeiten verliehenen Akzisebevorzugung (es gab nur 3 K 8 6 Akzise für das Zeichen) 
und in der alleinigen Berechtigung des Inhabers, diese Bierart brauen zu dürfen. 

") Schäfer druckt in den Hans. Gesch.-Bll. IV, S. 117—118, ein inter- 
essantes Spottgedicht auf das Israelsbier ab. Zur Charatteristik des Gedichts 
und des Biers sei hier Bers 4 genannt: 

„Ach Iszrahel, wo schmeckstu soe vule, 
Du thuest einem thosamende dat mule 
Du schmeckst als ein Brandt, 
Du byst gelick einem pattoniken drank." 

") Reimar Kock schreibt in seiner Chronik S. 325: „So oele als dat 
Witte Bier belanget, ist gewisse wahr, dat in düssen Jahren (1530) etlike und 
de vornehmsten manck den 64 (Bürgerausschuß) dat wittbruerwerk angefangen 
und mit Macht hebben vort gefettet und dat beide de Weite und de Garste 
van der tyt an van Jahren to Jahren is dührer geworden." 
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Die Zahl der Weißbrauer wurde schnell so groß, daß bald der 
Zusammenschluß zu einer besonderen Zunft erfolgte, für die 
Anfang der dreißiger Jahre des 16. Jahrhunderts die erfte 
Ordnung vorliegt. 

Diese neue Konkurrenz paßte den Rotbrauern natürlich 
nicht, und es ging nicht ohne Reibereien ab"). Das Ziel der 
Weißbrauer war, das Hamburger Bier zu verdrängen und 
es gelang ihnen auch, den Konsum erheblich herunterzudrücken. 
Sie standen von vornherein unter größerer Bevormundung 
durch den Rat und waren viel straffer organisiert als die Rot- 
brauer. Sie brauten „orloffs"weise nach der Reihe"). Ihr 
Produkt wurde nur in der Stadt vertrunken"). Weißbier war 
Stadtbier. 

Daneben wurde aber auch das Frillenbier weitergebraut, 
und zwar in solchen Mengen, daß es dem Konsum des Weiß- 
biers Abbruch tat, da es ihm ähnlich war und wegen der 
niedrigen Akzise bedeutend billiger vertäust werden konnte. 

So war es den Weißbrauern ein Dorn im Auge. Wahr- 
scheinlich aus ihr Betreiben wurde dem Frillenbrauer verboten"), 
sein Bier in die Krüge zu senden; nur den Bürgern durste er 
es tonnenweise verlausen und in seinem Hause verzapsen. Über- 
tretungen dieses Dekrets sührten zu Prozessen mit dem Rat, 
der schließlich 1592 den ganzen Streit beilegte. Er trat mit 
dem Frillenbrauer in Berhandlungen, aus Grund derer dieser 
den Prozeß abrief und sein Haus samt der Braugerechttgkeit 
dem Rat für 15 000 ^ abtrat, der es dann wieder an die Weiß- 
brauer verkaufte"). So waren sie sürs erste die Konkurrenz 
los, aber nicht für lange. 

1530 entstand ein Streit der Rotbrauer und Bäcker mit den Weiß- 
brauern. Die beiden klagten, daß die Weißbrauer „duren Kop makeden, beide 
an Garsten und Weiten". 

1539 heißt es in einer Supplikationsschrift: „up dat wy den 
Hamburgern so voll als möchlick nachfolgen mochten". 

über das Reihebrauen s. Abt. I, Kap. 4 s. 
") Nur am Anfang haben sie eine kurze Zeit ihr Bier ausgesandt. Es 

eignete sich aber nicht zum Export. 
") Dekret von 1561. 
") Durch den Bescheid des Reichskammergerichts vom 3. März 1593 

bestätigt. 
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Um 1600 hatte das Lübecker Brauwerk seinen Höhepuntt 
bereits überschritten. Hohe Schutzzölle, ja Verbote des Im- 
ports von Lübecker Bier in den Absatzgebieten lahmten den 
Handel der Brauer. Innere Wirren trugen zum Nieder- 
gang bei. Vor allem wurden die Rotbrauer getroffen, die 
sich jetzt nach anderen Mitteln umsahen, um ihren Verdienst 
aufzubessern. 

So fingen einige Rotbrauer in den zwanziger Jahren des 
17. Jahrhunderts an, das alte Frillen- oder, wie es bald auch 
genannt wurde, Bleichbier zu brauen"). Obwohl ihnen auf so- 
forttges Betteiben der Weißbrauer 1628 verboten wurde, 
anderes als ihr Rotbier zu brauen, so ließen sie es doch nicht 
ttotz weiterer RatsverboteDa infolgedessen den Weiß- 
brauern ein fühlbarer Schaden erwuchs, scheuten sie auch vor 
Gewaltmaßregeln nicht zurück und nahmen das Bleichbier fort, 
wo sie es auf der Sttaße oder in den Krügen fanden. Trotz 
Klagen der bettoffenen Personen erfolgte 1643 ein neues Dettet, 
welches das Schenken von Bleichbier in den Stadtkrügen gänz- 
lich verbot Aber man wußte es zu umgehen, wenn man 
nicht dirett dagegen Handelle. 

1647 gab der Rat den Rotbrauern etwas nach. Zwar 
befahl er beiden Korporattonen, bei ihrem allen Bier zu bleiben, 
doch gestattete er den Rotbrauern, ihr Bier „auf eine lieblichere 
Art" zu brauen. So ging die Sache weiter und wurde nur 
schlimmer. 

Da ihre Bitten beim Rat nichts nützten, griffen die Weiß- 
brauer zur Selbsthilfe und sttengten beim Reichskammergericht 
einen Prozeß gegen die Rotbrauer an''). 

Da die Rotbrauer geringere Akzise bezahlten als die Weihbrauer, 
angeblich weil sie mehr von dem teuren Hopsen zu ihrem Rotbier brauchten, 
konnten sie das Bleichbier, das dem Weißbier ähnlich war und nicht mehr 
Hopsen brauchte als dies, bedeutend billiger herstellen, wodurch sich die schnelle 
Beliebtheit des Weißbiers und der erbitterte Streit zwischen den beiden 
Korporationen erklärt. 

») 1S36, 1638. 
") Das Brauen von Bleichbier überhaupt verbot der Rat schon nicht 

mehr. Den Berkauf in die tkrüge außerhakb der Stadt und an die Bürger 
gestand er stillschweigend zu. 

") 1651. 
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Aber trotz eines kaiserlichen Entscheides'^) gegen sie, trotz 
verschiedener Ratsverbote"), das Bleichbier in die Kruge zu 
senden, ließen sich die Rotbrauer nicht beirren"). Der Rat 
war müchtlos. Der Reichskammergerichtsentscheid ließ aus sich 
warten, so daß die Weißbrauer die Klage 1665 schließlich wie- 
der zurückzogen. Da das Bleichbier sehr beliebt wurde, stellten 
die Rotbrauer es in großen Mengen her") und sandten es in 
die Krüge, so daß sie das Weißbier säst aus dem Stadtkonsum 
verdrängten und die Weißbrauer dem Ruin nahebrachten"). 
Sie waren gezwungen, ihr Bier unter Preis zu verkausen. 
Eine ganze Reihe von Weißbrauhäusern ging ein, ihr Wert 
sank enorm"). 

Da unter diesen Wirren das ganze Stadtwesen litt, be- 
mühten sich sämtliche bürgerlichen Kollegien, die beiden Parteien 
zum Vergleich zu bewegen, der dann auch schließlich am 
18. November 1666") zustande kam, und den der Rat nach 
längerem Zögern am 30. Juli 1669 bestättgte"). Beide Kor- 
porationen vereinigten sich zu einer Zunft, in der jedem ftei- 
ftand zu brauen, was er wollte. 

Aber erst das Jahr 1672, in dem eine besondere Behörde 
zur energischen Durchsührung der Reiheordnung eingesetzt wurde, 
sthrte das Brauwesen wieder zur Gesundung'^. 1686 erhiell 

") 1654. 
'') 1651, 1653, 1664, 1666. 

1657 brauten sie ein Bier, das dem Weißbier so ähnlich war, daß 
man es den „Zweiseler" nannte. 

Da das Bleichbier der Reihe nicht unterlag, auch der Probe nicht 
unterworfen war, so waren ihnen keine Schranken gesetzt. In einer Ratschrist 
aus den sechziger Jahren heißt es: „Inmittelst haben die Rotbrauer des Bleichen- 
bier Brauens je länger je mehr gemachet, das viele ihrer Zunftgenossen mit 
mehrem Fuge Bleich- oder Frillen- als Rotbrauer genannt werden möchten" 
(Brauwerk Dol. lV). 

") Die Weißbrauer brauten sonst je 16 Zeichen im Jahr, jetzt kaum noch 6. 
") Sie fielen von 14—16 <X)0 K auf 3—50l)0 K im Preis (s. Brau» 

werk Vol. I., Bericht des Brauers Plön 1704). 
") Abgedruckt ist die Urkunde in Masers Reichstädt. Handbuch, Teil II. 
") Am 30. Oktober wurde die neue Ordnung publiziert. 

Die Brauhäuser stiegen um Tausende im Wert. Die Produktion 
hob sich wieder; während vorher der einzelne Brauer kaum achtmal im Jahr 
gebraut hatte, braute jetzt jeder dreizehnmal. 
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das Lübecker Brauwerk in einer umfassenden Ordnung die Grund- 
lage seiner Verfassung, die im wesentlichen bis 1865 in Kraft blieb. 

c) 1669 bis 1865. 
Das 16. Jahrhundert ist die Zeit des beginnenden Nieder- 

gangs des Lübecker Brauwerks, der dann im 17. Jahrhundert 
unaufhaltsam fortschreitet. 

Die durch die Kriege notwendig gewordene fortwährende 
Erhöhung der Biersteuern drückte auf das Brauwerk. Die Ab- 
nahme der Bevölkerung nach dem Dreißigjährigen Kriege, vor 
allem die empfindliche wirtschaftliche Schwächung durch den Krieg 
verengte den Absatz und verminderte den Konsum, überall in 
Deutschland ging im 17. und 18. Jahrhundert das Brauwesen zu- 
rück. Die Jahrhunderte sind erMt von Klagen über den un- 
aufhaltsamen Verfall der ehedem „goldenen Braunahrung'"'). 

Der Export nahm ab, weil die Exportländer jetzt gelernt 
hatten, selbst ihr Bier herzustellen und ihr eigenes Gewerbe 
durch Schutzzölle und Einfuhrverbote sicherten. Auf den ade- 
ligen Gütern der benachbarten Fürstentümer wurde schon seU 
dem Ende des 15. Jahrhunderts in immer steigendem Maße 
selbst gebraut. Ende des 18. Jahrhunderts hörte in Lübeck der 
Versand von Bier fast ganz auf. 

Dazu kam die typische, immer weitergehende Bierver- 
schlechterung im Laufe der Jahrhunderte, die die heimliche wie 
offene Einfuhr ftemder, besserer Biere begünstigte und den 
Konsumenten den Geschmack am heimischen Produkt verdarb. 

Auch die im 18. Jahrhundert mehr und mehr aufkommenden 
Genußmittel, wie Kaffee, Tee, Kakao, Branntwein, verdrängten 
das Bier aus seiner beherrschenden Stellung, und seine Rolle 
als Nahrungsmittel spielte es allmählich aus. 

Um die Mitte des 18. Jahrhunderts lag der Verfall des 
Lübecker Brauwesens vor aller Augen. Die Zahl der Brau- 
gerechtigkeiten war viel zu groß für die Zahl der Einwohner 
und ihren Bedarf an Bier. Jetzt machte das Zwangsinstitut 
der Reihe seine verderbliche Wirkung geltend. 

Der einzige Rettungsanker war eine Konzenttierung des 
Braubettiebs durch Verminderung der Zahl der Braugerechttg- 

") H.W.B. d. Stw. 2. S. 1041. 
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leiten. Aber obwohl die Zunft dieser Einsicht 1761 Raum gab, 
sank die Größe des jährlich gebrauten Bierquantums trotz 
verhältnismäßig bedeutend verminderter Zahl der Braugerechtig- 
keiten immer mehr. 

Der Betrieb verlangte nach Freiheit, und so kommen am 
Ansang des 19. Jahrhunderts") die ersten Vorschläge zur Resorm 
des Lübecker Brauwesens heraus, die vor allem Aushebung der 
Reihe, der Probe und des Biersatzes, mithin fteie Konkurrenz, 
fordern. Aber während man im übrigen Deutschland schneller 
die Notwendigkeit erkannte, sträubte man sich in Lübeck, mit den 
allen Einrichtungen zu brechen. Nur der fabrikmäßige Groß- 
betrieb konnte das Brauwerk neu beleben. Aber verschiedene 
Bitten um Erlaubnis zur Anlage von Bierbrauereien schlug der 
Rat ab^b). 1836 gründeten die Brauer selbst eine größere 
Bierbrauerei auf Rechnung der Zunft, um hier im großen 
besseres Bier auf bayrische Art herzustellen, die sog. „Zunft- 
brauerei", für deren Betrieb ein gelernter bayrischer Brau- 
meister herangezogen wurde. Aber das war nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Hamburg, Bremen, Kiel, Altona hatten 
den Großbettieb schon fteigegeben und damit einen neuen Auf- 
schwung der städttschen Bierbrauerei herbeigeführt, deren Er- 
zeugnis in Lübeck stark importtert wurde. 

In der nächsten Umgebung, in Fackenburg und Schwartau^"), 
entstanden größere Brauereien, deren Bier gern getrunken 
wurde, und der Kampf der Zunft gegen das Einschmuggeln 
dieser Biere war vergeblich. 

1863 machte man endlich Ernst. Eine Kommission zur 
Reform des Brauwesens wurde eingesetzt^'). 

Am 16. November 1864^^) beschloß Senat und Bürgerschaft, 
die Brauerzunft mit dem 1. Mai 1865 aufzuheben. 

") Lüb. Bll. 1839, S. 101. 
") 22. Mai 18S5, 1802 u. a. 

In den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts legte der Krämer Leven- 
hagen in Schwartau eine Bierbrauerei an. Als er anfing, dieses Bier nach 
Lübeck zu versenden, wurde aus Betreiben der Zunft durch das Wette-ErkennMis 
oom 31. März 1835 die Einsuhr von Schwartauer Bier in Stadt und Gebiet 
verboten. 

") Durch das Dekret vom 14. Oktober 1863. 
Gesetz oom 23. November 1864. 
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Das war der Sieg der neuen Zeit. Freie Konkurrenz war 
ihre Forderung, eine Institution, deren Segen das Brauwerk 
wie kaum ein zweites Gewerbe empfand. 

isiap. 2. Sraureckt und Srauecberus. 

Wie schon im Kapitel 1 erwähnt wurde, stand das Brau- 
wesen zunächst auf der Stufe der Hauswirtschaft. Als dann 
das Bier Handelsgegenstand wurde, wuchs das Brauwerk zu 
einem besonderen Gewerbebetriebe aus, dessen Vertreter das 
Brauen zum Verkauf auf Kosten der Hausbrauerei für sich zu 
reservieren suchten. So unterschied man in Braunschweig zwischen 
dem „veilebruwer" und dem „coventesbruwer, de des beigers nycht 
verkoft"^H. Wohl überall wurde schon früh die Zahl der Brau- 
berechtigten bzw. derBrauhäuser beschränkt. Ja, in manchen Städten 
führte die Entwicklung bei starker Stadtgewall bis zu direkter 
Übernahme des Brauwesens durch die Stadt, die den Brauberech- 
tigten nur im städtischen Brauhause der Reihe nach zu brauen 
erlaubte oder ein eigenes Brauamt schuf^H. 

In einer so blühenden Handelsstadt wie Lübeck, wo für 
den Bierexport von vornherein ein günstiger Boden vorhanden 
war, konnte es nie zu einem so beengenden System kommen. 
Hier bildete sich ein besonderer Brauerstand, der sich im 14. 
Jahrhundert zu einer Organisation zusammenschloß, und dessen 
Bestreben von vornherein darauf gerichtet war, das Brauen 
zum Verkauf als ein besonderes Recht vom allgemeinen Brau- 
recht der Bürger loszulösen und nur den Mitgliedern der 
Korporation vorzubehallen. Das Recht, zum Verkauf zu brauen, 
wurde Monopol der Berufsbrauer. Im Laufe der Zeit bildete 
sich so ein gewisses persönliches Braurecht heraus, das die Zu- 
gehörigkeit zur Zunft verlieh. Die selbstverständliche Vorbedin- 
gung war natürlich der Besitz eines Brauhauses, das jeder 
kaufen oder einrichten konnte, der die Mittel dazu besaß. Don 

«y Bing, S. 261. Ebenso war in Münster das Brauen zum Verkauf dem 
„stetigen" Brauer vorbehalten (Grewe, S. 3). 

") In Bayern wurde das Brauen sogar landesherrliches Regal und 
wurde entweder als Lehen vergeben oder in landesfürstlicher Regie betrieben 
(H.W.B. d. Stw. 2, S. 1040). 
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einer besonderen Konzession dazu seitens des Rats ist nirgends 
die Rede. Eine Brauordnung von 1409 stellt jedem frei, sich 
dem Brauwerk zu widmen. Allerdings wurden nur Leute mit 
dem nötigen Betriebskapital zum Brauwerk zugelassen"). Hier 
zeigt sich der typische Gegensatz zwischen Braugewerbe und 
Handwerk. Während dies nur auf Grund einer erlernten tech- 
nischen Fähigkeit betrieben werden konnte, war der Brauerberuf 
in dieser Hinsicht voraussetzungslos. Nur der Besitz eines 
Brauhauses entschied. Für den Betrieb konnte sich der Brauer 
gelernte Arbeitskräfte halten. Er selbst legte meist keine Hand 
mit an, sondern führte nur die Aufsicht, besorgte den Einkauf 
der zum Brauen nöttgen Materialien und sorgte für den Ver- 
trieb der fertigen Ware. 

Bis ins 16. Jahrhundert betrieb eine Reihe von Brauern 
neben ihrem Braugewerbe noch andere Berufe; es stand ihnen 
frei, außerdem noch kaufmännischer oder handwerMcher Tätigkeit 
nachzugehen. Zum Teil war in diesen Fällen das Brauen nur 
Nebenberuf"), doch läßt die Organisation der Brauer als 
besonderer Stand darauf schließen, daß schon Ende des 14. 
Jahrhunderts im allgemeinen das Brauen Hauptberuf war^^. 

") Brauordnung von 1409. Aufgezeichnet im ältesten Wettebuche Sie 
scheint nicht lange gegolten zu haben, da sie durchgestrichen ist. 

Art. 2: „Item we na dessem dage eyn dickeber bruwer werden wil, 
de scal hebben c ms. lub. unvorborget sunder argelist, und we penningber 
bruwen wil, de scal l, ms. lub. hebben unvorborget sunder argelist, und 
stopber scal vry wesen up sick sulven als et van oldinges ghedan heft." (Eben- 
so war noch 1547 für einen Weißbrauer der Besitz von 100 Gulden vor- 
geschrieben.) 

Art. 4: „Item were yenich unberuchted man, de hir nu borger is, de 
bruwerk anslan wolde, de mach dat don sunder vurder bewisinge, wo he den 
werd van gude hadde." 

Art. 5. „Item were ock ymand, de van buten hir in queme, de bru- 
werk anslan wollde, de mut dat bewisen, dat he echte unnd recht unnd neu 
wend geboren ensy, unnd nymandes eghen und van gudem ruchte. Ock 
enscal he nicht beruchtides hebben van wine." 

") Brauordnung von 1409: 
Art. 3. „Item welk man bruwerk anslan wil, de eyn Copman were edder 

in enen ammete sete, de mach sines ammets und Copenschop allike wol 
bruken." 

") In Hamburg wird seit der Mitte des 15. Jahrhunderts das Brauen 
Hauptberuf (Bing, S. 268). Auch in Wismar findet sich die Auffassung des 
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Wahrscheinlich schon im Laufe des 15. Jahrhunderts erlitt 
die Berechtigung, Brauer zu werden, gewisse Einschränkungen. 
Gemäß der alten bürgerlichen Freiheit des j)ausbrauens ließ 
man sie jedem Bürgerssohne unbeschränkt. Während aber noch 
1409 zugewanderten Elementen, wenn sie nur kapitalkräftig 
waren, freistand, Brauer zu werden, hatte jetzt jeder Fremde 
entweder eine verhältnismäßig hohe Konzessionsgebühr zu zahlen 
oder mußte sich die Berechtigung dazu durch eine längere Dienst- 
zeit als Knecht erwerben, die im Laufe der Zeit immer mehr 
verschärft wurde Da nun erst mit dem Einttitt in die Zunft 
diese Berechttgung in Kraft ttat, so ruhte jetzt das persönliche 
Braurecht sowohl auf der Berechtigung wie auf dem Zwang, 
Zunftmitglied zu werden. 

Neben diesem persönlichen Braurecht entwickelle sich all- 
mählich noch ein anderes, ein Realrecht, dessen Träger das 
Brauhaus wurde. 

Von einer besonderen Konzession zur Neuanlage von Brau- 
häusern ist anfangs nirgends die Rede, bis im Anfange des 
16. Jahrhunderts der Rat zugunsten der Produzenten dieselbe von 
seiner besonderen Genehmigung abhängig machte und so die 
Zahl der Brauhäuser schloß. So wurden die vorhandenen 
monopolisiert und Träger eines Privilegs, eines jus brsxsncii^'). 

Dieser Polittk unterwarf der Rat im Anfang des 16. Jahr- 
hunderts die Weißbrauer. 

Nur auf dieser Basis ist ein Institut wie das Reihebrauen 
überhaupt möglich. Es war so ein Braurechtb°) geschaffen, dem 

Brauens als Beruf schon im Anfang des 15. Jahrhunderts (Techen, S. 167). 
überhaupt war es in den Seestädten früher und stärker als Beruf aus- 
geprägt als in Binnenstädten, und in Lübeck war diese Ausprägung be- 
sonders stark und früh. 

1517 mußte ein Fremder entweder 20 Gulden zahlen oder 6 Jahre 
dienen (Weihbrauer). 1549 : 30 ^ oder 6 Jahre (Rotbrauer), 1554: 
40 ^ oder 7 Jahre (Rotbrauer), 1676: 100 Reichstaler oder 7 Jahre, 
1686: 60 K oder 10 Jahre dienen. Außerdem mußte er erst das Bürger- 
recht erworben haben, ehe er Brauer werden konnte. 

") Im 15.—17. Jahrhundert wurde fast überall die Zahl der Brau- 
rechte geschlosien. Z. B. in Berlin im 15., in Ahlfeld im 16., in Wismar 
im 17. Jahrhundert (Bing, S. 265; Techen, S. 164). 

»') Ein Recht, das mit Erlaubnis des Rats auch von einem Hause auf 
ein anderes übertragen werden konnte. 
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die Reiheordnung Rechnung trug, indem sie jedem Brauhaus 
seine „Orloffe" zuwies und dem Besitzer derselben teils die 
Vermietung gestattete"-), teils ihn durch eine Geldsumme ent- 
schädigte, falls er nicht in der Lage war, selbst seinen Orloff 
auszunutzen. 

So war das dingliche Braurecht zu einer sicheren Rente 
geworden, die auf dem Hause ruhte, eine Tatsache, die auch in 
dem hohen Preise der Brauhäuser zum Ausdruck kam^y. 

Anders scheint es mit den Rotbrauern zu stehen. Sie 
waren ja überhaupt viel freier organisiert als die Weißbrauer 
und brauten hauptsächlich auf Export. So war die Regelung 
der Konkurrenz bei ihnen nicht so dringend wie bei den Weiß- 
brauern, die nur für den Stadtbedarf produzierten. Wie es 
scheint, bedurften sie für Neugründungen von Brauhäusern 
keiner besonderen Konzession. Allerdings reicht das Material 
nicht ganz aus. Aber auch bei ihnen schloß sich die Zahl der 
Brauhäuser allmählich, wenn auch nicht rechtlich, so tatsächlich, 
da sie bei dem Rückgang des Gewerbes die Nachfrage durch- 
aus deckte, so daß die Brauordnung von 1656, die auch bei 
ihnen die Reiheordnung einführte, nur den Tatbestand rechtlich 
normierte. Mit der Vereinigung von Rot- und Weißbrauern zu 
einer Zunft 1669 ist die Entwicklung beendigt. Es gab jetzt 
174 Braugerechtigkeiten, Realgerechtsame, gebunden an das 
Brauhaus als Träger, eine Zahl, die auch der Rat jetzt respek- 
üerte, indem er keine neue Konzessionen mehr erteilte. 

Vor das persönliche Braurecht trat jetzt das dingliche'^'). 
Eins setzte das andere in Kraft. Der eigentümliche oder miet- 
weise Besitz eines Brauhauses berechtigte zum Genuß der 

Allerdings nur mit Genehmigung des Rats. 
") Allerdings war die Zahl der Weißbrauhäuser noch nicht so gefestigt, 

daß der Rat nicht noch einige neue Konzessionen erteilte, so daß die Weiß- 
brauer 1558 baten, keine Weißbrauhäuser mehr zuzulassen, da sie „umme 
veleheit der witbruhuser nicht mehr als 20'/> Ber" gemacht hätten. 

In den meisten Städten erwuchs so ein doppeltes Braurecht. Da- 
neben gab es Städte, in denen nur einerlei Braurecht herrschte, so z. B 
in Hamburg nur das dingliche (Bing, S. 263). in Riga und Bremen nur das 
persönliche (Bing, S. 267; Hoyer, S. 198—199). 

°') Schon früh genügte auch der mietweise Besitz eines Brauhauses. Nur 
hatte später der Mietbrauer eidlich darzutun, daß er auf eigene Rechnung 
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Orloffe, auch wenn in dem Hause überhaupt nicht gebraut 
wurde, und zum Betrieb, aber erst, wenn der Besitzer Zunst- 
mitglied geworden war; bis am Ansang des 19. Jahrhunderts 
das dingliche Braurecht auch allein Geltungskrast erhielt, indem 
man jetzt die Orloffsgelder") den Brauhausbesitzern auch zuge- 
stand, ohne daß sie Zunftmitglieder wurden. 

Während vorher das Brauen zum Teil als Nebenberuf 
gestattet war, wurde das seit der zweiten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts verboten, und der Brauerberuf als solcher fixiert. So 
wurde 1586 einem Glaser untersagt, neben seinem Amt das 
Brauwerk zu betreiben"). Gleichzeiüg damit fiel auch für den 
Brauer die Möglichkeit, außer seinem Beruf noch anderem Er- 
werb nachzugehen"): nur die kaufmännische Tätigkeit, wie sie 
der Bierhandel mit sich brachte, ließ er sich nicht nehmen. 
Man wollte wohl nicht den Verdienst verschiedener Berufe in 
der Hand eines Mannes vereinigen, um einerseits diesen zu 
veranlassen, seinen einzigen wirklich gründlich zu betreiben, ander- 
seits für alle Bürger genügend Berufsmöglichkeiten zu schaffen. 
So war es auch schon seit dem 14. Jahrhundert verboten, zwei 

und nicht auf die eines anderen arbeite. Solche Mietbrauer gab es auch 
in Hamburg und anderen Städten (Bing, S. 259—260). 

°°) Während es im 16. Jahrhundert den Weißbrauern noch freistand, 
ihre Orloffe mit Genehmigung des Rats selbst zu vermieten, ließ man nach 
1669, um die Ordnung besser wahren zu können, diese Vermietung durch die 
Ältesten vornehmen, die zunächst die Orloffe der Reihe nach ausboten, dann sie 
überhaupt nicht mehr vermieteten, sondern sie liegen ließen. Dadurch, daß 
der einzelne um so öfter an die Reihe kam, genoß der Brauende den 
Profit. Während bei der privaten Vermietung der Preis für einen Orloff 
natürlich schwankte, wurden sie später nach einer festen Taxe bezahlt. Wr 
die zur Bezahlung der ruhenden Orloffe nötigen Gelder kam die ganze Zunft 
auf. Der Preis für einen Orloff betrug 1670: 30 K, 1672: 20 
1676 ff.: 40 K. Wer überhaupt nicht braute, erhielt im Jahr zwei Zeichen 
weniger als die übrigen Brauer. Wer 3—4 Zeichen verbraute, mußte ganz 
mitbrauen. Aus den Brauhäusern, die nicht benutzt wurden, durften die 
Braugeräte nicht entfernt werden. 

") In Lüneburg wurde schon 1496 verfügt, daß niemand „de in einem 
ampte sittet" neben demselben das Brauwerk betreiben solle (Bodemann, 
S. 50 51). 

") 1707 beschloß Rat und Bürgerschaft, daß keiner zwei Professionen 
betreiben dürfe. Ähnliche Verbote wie 1586: 1705, 1709, 9. Oktober 1719, 
27. August 1710, 11. Oktober 1777 u. a. (s. Akziseakten II). 
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Brauhäuser auf einmal in Betrieb zu nehmen oder ein zweites 
auf eigene Rechnung durch sogenannte Setzbrauer bewirtschaften 
zu lassen. 

Anderseits war es nicht gestattet, daß zwei oder mehrere 
sich zu einem Betriebe zusammentaten 

Andere Gründe hatte das Berbot"^, gleichzeittg Rot- 
und Weißbier zu brauen. Da beide Biere einer verschiedenen 
Besteuerung unterlagen, sollte es Akzisehinterziehung verhindern; 
außerdem machte die verschiedene Betriebsverfassung der beiden 
Zünfte eine Trennung notwendig. 

Die besonderen Besteuerungsverhältnisse führten auch zu 
dem Verbot, gleichzeittg Bier und Essig zu brauen; erst Ende 
des 17. Jahrhunderts gestattete man es gegen eidliche Ver- 
sicherung, kein Essigmalz zu Bier verbrauen zu wollen""). Das 
Essigbraurecht war zunächst ein vom Rat erteittes persönliches 
Privileg, bis es auch allmählich auf das Essigbrauhaus über- 
ging und zum Realrecht wurde"'), ohne daß ein persönliches 
Braurecht nöttg war, da der Eintritt in die Brauerzunft nicht 
vorgeschrieben war"'). 

Das persönliche Braurecht war nicht nur auf das männliche 
Geschlecht beschränkt. Auch Frauen konnten Zunftmitglieder 
werden. Wenn ein Brauer starb, so konnte seine Witwe den 
Betrieb fortführen, nachdem sie die Mitgliedschaft erworben 
hatte. Sonstige weibliche Personen, auch Brauerstöchter und 
-schwestern, ließ man nicht zu, wenigstens nicht seit dem 17. Jahr- 
hundert""); geschah es doch, so waren es Ausnahmen. Wollten 

Während ein derartiges Kompagniegeschäst in Wismar seit dem 15. 
Jahrhundert ebenfalls verboten war, gab es in Hamburg solche Gesellschaften 
noch im 17. Jahrhundert (Techen, S. 166. 299; Bing. S. 272). 

") Bis 1666. 
Brauordnung von 1686. 

") Anfang des 18. Jahrhunderts gab es 9—10 Essigbrauer; 1829 : 8, 
die jährlich etwa 1706 Tonnen Essig produzierten im Werte von etwa 
16 lXX) /i (Behrens, S. 166). 1838 existierten etwa 39 Essigbraugerechtigkeiten, 
die aber nur zum kleinen Teil benutzt wurden. Es gab nur 8 Essigbrauer, 
von denen 6 zugleich Bier brauten. 

") Sie gehörten zum Teil den Schonenfahrern an. 
") Ob von Anfang an diese Beschränkung vorliegt, ist nicht festzustellen. 

Die Brauordnungen von 1363 und 1388 haben den Passus „vort mer so 
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sie den Betrieb fortsetzen, so hatten sie für einen Zunstbruder 
zu sorgen. 1717") wurde besttmmt, daß unverheiratete Brauers- 
töchter über 16 Jahre nach dem Tode ihrer Ellern noch 
4 Jahre das Brauwerk ausüben dursten"); danach waren sie, 
wenn sie sich nicht verheirateten, nur zum Genuß der Orloffs- 
gelder berechtigt. 

Ms im Laufe des 18. Jahrhunderts immer mehr der Konsum 
zurückging, lastete die große Zahl der Braugerechttgkeiten schwer auf 
den aMven Brauern. Ein Bettieb nach dem andern ging ein, 
da es lohnender geworden war, nur das Orloffsgeld als jähr- 
liche Rente zu genießen, als wirklich zu brauen. So hatten 
die akttven Brauer hohe Summen zu bezahlen. Aber selbst die 
so verminderte Zahl der Betriebe war für den Bierbedarf der 
Stadt viel zu groß. Der Export hatte kaum noch Bedeutung. 
In Kleinbetrieben fristete die Zunft ihr Dasein. Nur eine 
Konzentrierung konnte das Brauwesen retten. Da es in Lübeck 
nicht wie in Hamburg erlaubt war, die Orloffe selbst aufzu- 
kaufen, was eine Konzentrierung des Brauwerks in der Hand 
weniger Begüterter von selbst zur Folge gehabt hätte, so mußte 
man andere Maßregeln ergreifen, um dasselbe zu erreichen. 
Denn geschehen mußte etwas. Wie konnte auch das Brauwerk 
im 18. Jahrhundert derselben Zahl von Brauern eine aus- 
reichende Lebensmöglichkeit schaffen wie im 16. Jahrhundert ^b), 
da es noch in Blüte stand, während der Absatz jetzt stark ge- 
sunken war und die jährliche ProduMon des einzelnen immer 
kleiner wurde")? 

we beer bruwet, he st man efte vrowe". Aber es ist auch hier sehr gut 
möglich, daß es sich nur um Brauerwitwen handelt. 

Dekret vom 5. November 1717 (Akziseakten lll). 
") 1718 waren es nur noch 3 Jahre (Dekret vom 26. Februar 1718). 

1546 gab es 176 Brauer, 1547 sogar nur 164. 1700 gab es 174 
Braugerechtigkeiten, von denen im Lause der Zeit zwar verschiedene ruhten, 
aber doch zu wenige. 

") 1388 braute der Brauer bis zu 52mal im Jahr, im 15. Jahr- 
hundert bis zu 60- und 70mal, im 16. Jahrhundert Rotbrauer 40—60mal, 
Weißbrauer 16—20mal, im Ansang des 17. Jahrhunderts die Rotbrauer 
22—25mal, die Weihbrauer 12—15mal; 1673 braute der einzelne im Jahr 
13mal, 1697—99 7-8mal, 1740—50 6—7mal, 1800 4-6mal, 1810—30 
3—4mal, 1840 kaum noch 2mal. (Die letzten Angaben beziehen sich nur 

Ztschr. d. «. f. L. «. XVII, 1. 6 
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Aus diesen Erwägungen heraus beschloß die Zunft 1761, 
die Zahl der Braugerechtigkeiten durch Ablösung zu vermindern. 
Jedes Zunftmitglied hatte zu diesem Zwecke einen jährlichen 
Beittag von 20 ^ „Iohannisgeld" in eine sogenannte „Negocen- 
kasse" zu bezahlenAber diese Abgabe reichte nicht weiter, als 
alle zwei Jahre eine Gerechttgkeit aufzukaufen (7—8000 ^). Da 
das nicht genügte, wurden Gelder aufgenommen, die der Zunft, 
da sie Kredit besaß, reichlich zuflössen. So belastete sie 
sich mit einer hohen Schuldsumme. Leichtsinnig wurde jetzt 
eine große Zahl von Gerechttgkeiten getilgt. Das dauerte, so 
lange der Kredit vorhielt. Als dann aber infolge der ftanzö- 
sischen Okkupatton die allgemeine Geschäftslage das Geld ver- 
teuerte, wurden der Zunft auf einmal hohe Summen geWndigt. 
Eine falsche Wirtschaftsfiihrung, die allgemeine Kreditlosigkeit 
warfen sie schließlich zu Boden. So war sie 1811 gezwungen, 
ihre Zahlungsunfähigkeit zu erklären. Die Schuld betrug über 
eine halbe Million, der etwa 400000 K Akttva entgegenstanden. 
Da der Rat einen Konkurs der Zunft als bürgerlichen Kolle- 
giums nicht zulassen wollte, drang er auf gütliche Einigung. Durch 
eine Erhöhung des Iohannisgeldes auf 80 ^ versprach die 
Zunft, innerhalb einer gewissen Frist die Schuld ttlgen zu wollen. 
Da die Gläubiger darauf eingingen, wurde 1815 eine außer- 
gerichtliche Kommission zur Regelung der Sache eingesetzt. 
(Unter Leitung von zwei Ratsmitgliedern fungierten zwei bürger- 
liche Deputterte und vier Deputterte der Gläubiger.) Es glückte 
der Zunft, ihre Verhältnisse zu sanieren, und so löste sich 1830 die 
Kommission auf. Es gelang ihr so, die Zahl der Braugerechttg- 
keiten bis 1863 auf 93°^) zu erniedrigen. Aber ttotz der ver- 
hältnismäßig stark verminderten Zahl der Gerechttgkeiten ging 
die Produttion des einzelnen immer mehr zurück. So griff 
man 1835 zu einem weiteren Mittel, um den Zunftbettieb zu 
konzenttieren. Während es früher keinem gestattet war, mehr 
als eine Braugerechffame auszuüben, wurde am 10. März 1835 

auf das Stadtbier. Die Seezeichen hinzugerechnet, erhöht sich die Zahl zwar, 
aber seit dem 18. Jahrhundert nicht mehr erheblich.) 

30. Oktober 1761 wurde die Zunftbeliebung vom Rat bestätigt. 
") Eigentlich 122, aber der Rest war auf einen Betrieb, die Zunstbrauerei, 

übertragen. 
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ein Mietegesetz geschaffen, das demjenigen Brauer, der ein Brau- 
haus als Eigentum besaß, erlaubte, weitere Braugerechtigkeiten 
in seiner Hand zu vereinigen, das heißt von anderen zu mieten. 
Im ganzen stand ihm der Erwerb von vier Gerechtigkeiten srei. 
Der Vermieter blieb Zunstmitglied mit allen Verpflichtungen. 
Jeder, der von nun an akttver Brauer werden wollte, hatte 
den eigentümlichen Besitz eines Brauhauses nachzuweisen. 
Mietebrauer wurden nicht mehr zugelassen. Selbstverständlich 
stand es jetzt auch jedem frei, bis zu vier Brauhäuser eigen- 
tümlich zu erwerben. Diese Mieteordnung bereitete den all- 
mählichen Übergang zu größeren, rentableren Betrieben vor. 
Zwar schritt man 1861, da bei der regen Nachfrage mit den 
Mieten von Spekulanten Wucher getrieben wurde wieder zur 
Abschaffung dieses Gesetzes, aber ehe sich die alle Kleinwirffchast 
wieder konstituieren konnte, schritt man 1864 zur Aufhebung 
der Zunft. 

Damit fiel der Stadt die Aufgabe zu, die Braugerechllgkeiten 
selbst durch eine Enffchädigungssumme abzulösen, da mit Auf- 
hebung der Reiheordnung auch die jährliche Rente forffallen 
mußte. 

Abzulösen waren 93 Braugerechtigkeiten und 28 dazu- 
gehörige Bierspunderlehen. Für jede Gerechtigkeit bezahlte die 
Stadt 3000 für jedes Bierspunderlehen 800 Mit der 

Spekulanten kauften die alten verfallenen Brauhäufer auf und trieben 
mit den Mieten einen Wucherhandel, bis die Brauer durch Befeitigung des 
Mietegefetzes das Joch abfchüttelten. Am 23. April 1861 wurde als Erfatz 
für die Mieten von der Zunft wieder eine Paufchalfumme für die ruhende 
Gerechtigkeit bezahlt — 105 fobald 122 Braugerechtfame in der Stadtreihe 
abgelaufen waren. Paffive Brauer, d. h. folche Brauhausbefitzer, die, ohne 
felbft zu brauen, Mitglieder der Zunft waren, erhielten 150 1862 gab es 
51 Brauereien im Befitz von Zunftbrüdern (von denen 45 im Betrieb), 41 
im Befitz von Nichtmitgliedern, 30 Braugerechtigkeiten im Besitze der Zunft, 
die sie auf die Zunftbrauerei übertragen hatte. 

") Eigentlich 122; da aber 30 von der Zunft felbft fchon abgelöst und 
auf die Zunftbrauerei übertragen waren, nahm die Stadt diese von der Ent- 
schädigung aus. Den Prozeß, der sich darüber entspann, gewann die Stadt. 

") Zur Beschaffung der Tilgungsgelder wurde eine Braukasse gegründet, 
welche von 2 Senatsmitgliedern und 4 bürgerlichen Deputierten verwaltet wurde. 
In diese Kasse floß die neue erhöhte Akzise. Die Gerechtigkeiten wurden durch 
4 ^ige Obligationen im Betrage von je 100 ^ getilgt, die durch Auslosung 

6» 
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Aufhebung der Zunft wurde das Vermögen derfelben an die 
einzelnen Mitglieder verteilt. 

lUkap. Z. Verkältnl5 zum Kat und bürgerliche Ltellung 

der Lunst. 

Faft überall verlief die Entwicklung des Brauwerks anders, 
als die der übrigen städtifchen Gewerbe. Entfprechend feiner 
urfprünglichen Eigenfchaft als Nebengewerbe der Kaufmannfchaft 
hat es feine Sonderart vor dem Handwerk stets bewahrt. Das 
Hervorgewachsensein aus dem ursprünglich allgemeinen bürger- 
lichen Braurecht spiegelt sich vor allem in dem charakteristischen 
Merkmal des Braugewerbes wieder, daß von den Brauern nie 
eine handwerkliche Vorbildung verlangt wurde. Die Bier- 
brauerei war das einzige größere Exportgewerbe. Der starke 
Export, der Umstand, daß das Bier nicht, wie die Produkte des 
Handwerks, auf dem städtischen Markt verkauft wurde, und vor 
allem das oben erwähnte Moment gaben der Entwicklung des 
Braugewerbes die Richtung und verhinderte in den meisten 
Städten die Entstehung von Brauerzünsten. Zwar schlössen sich 
überall die Brauer, dem allgemeinen Zuge der Zeit folgend, zu 
Korporationen, Brauergilden, zusammen, doch waren das im 
allgemeinen keine Zünfte im Sinne von Handwerkerzünften. 
So gelangten z. B. in Münster die Brauer nie zu zunstarttger 
Organisatton^E>). Die Brauergilden trugen mehr den Eharakter 
kaufmännischer Bereinigungen. Allerdings unterschieden sie sich in 
gewerblichen Verhältnissen wenig von den Ämtern, da der Ratsie der- 
selben Politik unterwarf wie alle Lebensmittelgewerbe. Die Brauer 
ftanden so zwischen Kaufleuten und Ämtern, ähnlich wie die 
Gewandschneider und Krämer. 

Diese Sonderstellung wurde auch vom Lübecker Rat an- 
erkannt. Er hat sie als Korporation stets von den übrigen 
Handwerkern getrennt. 

Zwar die Brauordnung von 1363 bezeichnet die Brauer 
als Amt. Aber auf ihre Verwahrung dagegen wurde ihnen 

allmählich bezahlt wurden. Als sämtliche Obligationen eingelöst waren, löste 
sich die Kasse aus (Dezember 1870). 

Grewe, S. 5. 
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schon 1388") kaufmännische Organisation zugestanden mit ziemlich 
fteier Selbstbestimmung. Dieses Schwanken der Bezeichnung 
des Korporationsverhältnisses bringt die Zwischenstellung der 
Brauer gut zum Ausdruck. Gemäß dieser kaufmännischen 
Organisation wurde auch nie von ihnen eine Morgensprache 
verlangt wie von den Ämtern ^^). 

Unter stärkerer Bevormundung seitens des Rats standen 
allerdings von vornherein die Weißbrauer. Da sie nur für 
den Stadtbedarf brauten, lag es nahe, sie von der freien kauf- 
männischen Organisation, wie die Rotbrauer sie besaßen, aus- 
zunehmen'«). Im 17. Jahrhundert suchte der Rat auch die 
Rotbrauer mehr und mehr unter seine Bevormundung zu 
ziehen. In dem Prozeß vor dem Kaiser 1654 suchte er sie 
als Amt auszuspielen, wogegen sie sich jedoch energisch ver- 
wahrten, indem sie auf ihre Eigenschaft als „Commerzienwerk" 
pochten. Sie waren es auch tatsächlich, wie sich später noch 
zeigen wird, da sie nicht nur Handel mit Bier, sondern auch 
mit sonstigen Waren trieben. 

Die Sonderstellung der Brauer wurde auch dadurch gekenn- 
zeichnet, daß sie nicht, wie die Ämter, der Wette unterstanden, 
sondern eine eigene Gerichtsbehörde hatten: die Akziseherren 
Auch nach 1813, als die Akzisebehörde einging, und ihre Funttion 
der Wette übertragen wurde, wurde stets in Brauersachen von 
den Wetteherrn „in ihrer Eigenschaft als Akziseherren" das Urteil 
gefällt. 

Schon durch ihren Namen hoben sie sich seit dem 16. Jahr- 
hundert von dem Handwerk ab. Das Wort „Brauerzunst" 
könnte irreführen. Aber in Lübeck bedeutet Zunft nur Korpo- 

") Brauordnung von 1388. 
") Wehrmann, S. 93. 
") Eine Brauordnung von 1532, auf welche die Schonenfahrer in ihrer 

Tegenremonstrationsschrift 1715 hinweisen, die ich im Original nicht gefunden 
habe, enthält folgenden Artikel: „Ock hefft E. E. Rath de Macht, wan ener 
wil Bruer warden, dat he mut vor de wedde gähn glick andere Aempter und 
Handwerker, und ward allda von der Wedde mit dat Bruwerk oerlehnet 
und in dat Ampt gefettet." Wenn diese Ordnung überhaupt echt ist, so kann 
sie sich nur auf die Weißbrauer beziehen, die allerdings zunächst vom Rat 
besonders konzessioniert wurden. 
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ration überhaupt; die Bezeichnung für das Handwerk ist stets 
„Amt", während die kaufmännischen Korporationen sich „Nacien" 
nannten. 

Ihre äußere Trennung von den Handwerkern wurde 1669 
verfassungsmäßig dadurch festgelegt, daß die geeinte Brauer- 
zunft in der Bürgerschaft ein besonderes Kollegium bildete mit 
eigener Sttmme'H. Sie nahmen die 10. Stelle unter zwölf Kol- 
legien ein, von denen sämtliche Ämter nur eins bildeten. 

Seit 1848 existierte die Brauerzunft nur noch als gewerb- 
liche Korporation, nicht mehr als polittsche. 

Ihre Mitglieder nahmen besonders im 15.—17. Jahr- 
hundert eine angesehene Stellung in der Stadt ein. Sie waren 
oft unruhige Köpfe. In den Unruhen am Anfang des 15. Jahr- 
hunderts und in den Reiserschen Unruhen spiellen sie die 
Hauptrolle. 

In gewerblicher Beziehung wurden sie vom Rat wie die 
Ämter behandell. So bedurften ihre sämtlichen Ordnungen, 
ehe sie gesetzliche Kraft erhiellen, der Bestättgung durch den Rat, 
der auch befugt war, dieselben nach seinem Ermessen zu 
verändern 

Die Produktton der Brauer unterstand seiner Aufficht und 
Regelung. Auch die inneren Verhältnisse nahm der Rat mehr 
und mehr in seine Hand. Während der Brauer im 14. und 
15. Jahrhundert die fteie Wahl der Älterleute und fteie Preis- 
besttmmung des Stadtbieres besaßen, wurde ihnen dies Recht 
im 16. Jahrhundert vom Rat genommen. 

Mit der Aufhebung der Zunft 1865 fielen sämtliche 
Schranken, die sie bis dahin als Korporation zusammengehalten 
hatten. 

") Bürgerrezeh vom 9. Januar 1669. Wehrmann, S. 93. 
Den Brauern oblag die Abfassung der Ordnungen vermöge ihrer 

größeren Sachkenntnis, dem Rat die Genehmigung. In der Brauordnung 
von 1462 heißt es „1462 wart desset nabescrevene van dem Rade to Lubike 
und den bruweren darsulvest belevet." Aber dem Rat stand die jeweilige 
Änderung zu. In fast allen Ordnungen heißt es am Schluß „und alle desse 
stucke schalen waren also langhe alse id den heren behaget und dewile dat se 
willen". 
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Kap. 4. Setrieb5oerfalsung. 

s) Vorschriften über den Braubetrieb. 

1. Brauvorschriften. 
Bevor ich zur Schilderung des Braubetriebes übergehe, 

möchte ich erst eine Skizzierung des Lübecker Brauverfahrens 
geben. 

Bis auf das Mahlen des Malzes fand alles im Hause des 
Brauers statt. Zunächst wurde das Korn gemälzt. Die ge- 
weichte Gerste wurde zum Keimen auf den Boden gebracht. 
Im geeigneten Augenblick wurde dann der Keimprozeß durch 
Erhitzung über einer Darre^°) unterbrochen, wodurch sich das 
Korn in Malz verwandelte. Nachdem dann das Malz auf der 
Mühle geschrotet worden war, war es zum Brauen ferttg. 

Nach einem Brauberichtb«), ^ der Wende vom 17. 
zum 18. Jahrhundert stammt, ging das Brauen folgendermaßen 
vor sich. 

Das gemahlene Malz wurde zunächst in das sog. „Mesch- 
küben" gestürzt. Wenn dann das Wasser in der Pfanne kochte, 
wurde abgeschlagen oder soviel Wasser darauf gegossen, daß 
es damit eingemaischt werden konnte. Hatte die Maische eine 
gewisse Zeit gestanden, so wurde der Hopfen, von dem man 
inzwischen einen Exttakt hergestellt hatte, hinzugetan^^) und die 
Mischung auf eine andere Kufe übersetzt, das „Sey-Mben", wo 
sie geklärt und dann abgebraut wurde. 

Der erste Aufguß lieferte „den besten Wehrt", den man 
durch einen Hahn aus der Kufe ablaufen ließ. Der zweite 
„den mittelsten Wehrt", der dritte „den Stellwehrt", der letzte 
„das absettels". Was dann noch übrig war, wurde zu „Covent" 
verbraut. 

'°) Man verwandte in Lübeck nur Rauchdarren, bei denen nicht nur 
die entwickelte Wärme an die Gerste trat, sondern der Rauch selbst durch die 
Gerste hindurch seinen Weg nehmen muhte, was den Geschmack des Bieres 
nicht gerade verbesserte (s. Vaterstädtische Blätter 1907, S. 152). 

L.St.A. Verzeichnis von Druckschriften Nr. 53. 
°') Der kochende Hopfen wurde mit dem „Hopfenrührer" umgerührt: 

der Hopfenextrakt mit der Schöpfkelle, dem „Schopen", in die Maische über- 
geschöpft. Diese beiden Instrumente sind als Sinnbilder des Brauerberufs 
in das Zunftsiegel aufgenommen. (Abb. s. Vaterstädtische Blätter 1907, S. 76.) 
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Jede Würze kam in eine besondere Kufe, um dort abzu- 
kühlen. War der Stellwehrt genügend gekühlt, so wurde die 
Hefeb') hinzugetan und nach und nach die übrigen Würzen 
mit ihm vermengtbb). 

Am nächsten Tage brachte man das Bier aus Fässern in 
den Keller, wo es ausgären konnte. Am dritten Tage nach 
dem Brauen ist die Gärung vollendet, und die Fässer können 
am vierten Tage zugespundet und versandt werden 

Die Rückstände bei der Bierbereitung, Sey und Gest, wurden 
an die Knochenhauer bzw. Bäcker verkaustb^). 

") Die Hefe war in Lübeck obergärig, die die Gärung zwar schneller 
beförderte, aber das Bier weniger haltbar machte als die untergärige Hefe. 
Zu den alten gut eingebrauten Exportbieren wird man jedoch wohl die letztere 
verwandt haben. 

»») Die Würze wurde also nicht noch einmal wieder aufgekocht, wie 
z. B. in Hamburg und auch wohl in den meisten anderen Städten, was die 
Haltbarkeit des Biers verringerte. Allerdings glaube ich aus Andeutungen 
entnehmen zu dürfen, daß bis ins 17. Jahrhundert, bevor man das 
Bleichbier braute, auch in Lübeck das Hamburger Verfahren eingeschlagen 
wurde. 

°') Das frühere Exportbier behandelte man viel sorgfältiger. 1554 war 
für Rotbier, ehe es zur Probe durfte, eine Gärzeit von 14 Tagen vor- 
geschrieben. 1547 durfte Weißbier nicht eher zur Probe, als bis es 
zwei Nächte unter dem Spunde gelegen hatte. 1560 und 1563 waren 
drei Nächte vorgeschrieben, später wieder zwei. 1830 verlangte man noch 
einen Tag. 

Die Brauer sandten ihren Gest auch nach auswärts, besonders nach 
Hamburg. 1699 wurde auf Ersuchen der Lübecker Bäcker die Gestausfuhr 
verboten. Trotzdem verschickten die Brauer ihn weiter. 

1702 wurde einem Brauer Warnke vom Rat das Privileg verliehen, 
allen überflüssigen Gest aufzukaufen und nach Hamburg zu verkaufen. Der 
Lübecker Gest war besonders gut, so daß er in Hamburg gern gekauft wurde, 
sonst hätte Warnke bei seinen 300 K jährlicher Pacht nicht verdienen 
können. Sehr bald wandten sich die Bäcker gegen dies Monopol. Sie hatten 
vorher nach Hamburg eine ziemliche Quantität ihres Brotes absetzen können, 
da es durch den guten Lübecker Gest besonders wohlschmeckend war. Seit 
nun der Lübecker Gest nach Hamburg übergeführt wurde, fürchteten die Bäcker 
für ihren Absatz. Das Resultat aller Streitigkeiten war, daß der „Gestführer" 
bei seinem Privileg blieb, bis ihm 1799 auf Drängen der Bäcker die 
Gestpacht gekündigt wurde. Im 19. Jahrhundert scheint das alte Ver- 
bot der Gestausfuhr wieder erneuert zu sein, wofür die Bäcker jährlich 
eine kleine Summe bezahlten (1838 s. Akziseakten III). Bäcker: ^ 
Dol. B. 3. 
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Das unentbehrliche Gerät der Bierbrauerei war die große 
kupferne Braupfanne^°), deren Preis recht hoch warb'), ^ie 
war meistens eingemauert „cum skiersmentis et sliis upper- 
tinenciis permursts" und wurde als Immobilie in das Stadt- 
buch eingetragen. Zur Pfanne gehörte ihr „tobehoringe", das 
„yserwerk", das schwerer war als diese selbstb^). 

Der Grund zur Heraushebung des Braugewerbes aus dem 
Stande der Hausbrauerei war der Handelsgewinn gewesen, den 
der Vertrieb des Bieres abwarf. Zunächst waren die Nachbar- 
länder das Absatzgebiet für die städtischen Brauer, erst später 
öffnete sich ihnen die Stadt selbst. Nur das beste Bier, das 
der Brauer herstellen konnte, kam zum Versand, die dünner ge- 
brauten Sorten waren für den Stadtkonsum gut genugb^). 

Zunächst braute jeder Brauer, was ihm beliebte, teils auf 
Export, teils in die Krüge. So war es noch 1363. Aber 
schon die Brauordnung von 1388 erlaubte jedem Brauer, 
nur einerlei Bier zu brauen, Dickbier, Pfennigbier oder Stop- 
bier. Die Wahl einer dieser Sorten stand dem einzelnen 
freib'^), und zwar hatte er, wenn er eine andere Sorte brauen 
wollte, dies den Älterleuten ein halbes Jahr vorher anzu- 
zeigen 

Ebenso schied man jetzt das Brauen „to krughe" vom 
Brauen „tu der zee". Da das Brauen zum Versand wegen des 

Aus dem Jahre 1468 wird eine Braupfanne von 20 Tonnen Inhalt 
angegeben (L.U.B. XI, S. 343). Die Braupfanne in dem Brauhause Wahm- 
straße 37 faßte 4630 Liter (Vaterftädtifche Blätter 1907, S. 74). 

") Im 15. Jahrhundert kostete eine Pfanne mit Zubehör 85, 100, 
120 ^ (L.U.B. IX, S. 371, 791; VIII, S. 94; IX, S. 201). Die jährliche 
Miete belief sich auf 5—7 K. 

°°) 1456 heißt es: Eine Braupfanne „mit alle eren tobehoringen, 
namliken twe grate wulve geheten brandroden mit veer dwerbalken, enen vor- 
bauen, enen yseren boeshaken, enen yferen tunghen, da men dat vuer mede 
uththuet" (L.U.B. IX, S. 341). Eine andere Bermietungsurkunde nennt 
eine Pfanne „dede wecht twe schippunt, dat iserwerck wecht veer sceppunt 
myn en halff lispund" (L.U.B. S. 436). 

") Aus der Bittschrift der Brauer von 1388 erfahren wir die damaligen 
Bierforten. Man unterschied: Dickbeer, Penninkbeer, Stopbeer, ketelber, von 
denen das Dickbier das sorgfältig eingebraute Verfandbier war. 

'") Brauordnung von 1388 und 1416. 
") Brauordnung von 1416. 
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größeren Risikos größere Anforderungen an die Kapitalkrast des 
einzelnen steWe, so werden sich wahrscheinlich von vornherein 
die Exportbrauer aus der Gesamtzahl der Brauer herausge- 
hoben haben. Sie waren der vornehmere, weil kapitalkräftigere 
Teil der Brauerschast. 

Den verschiedenen Absatzgebieten entsprechend, waren auch 
die Gesichtspunkte der regelnden Ratspolitik verschieden. 

1363 tritt uns zum ersten Male eine typische Erscheinung 
im damaligen Brauwesen entgegen. 

Der Grundsatz der damaligen Wirtschaftspolittk, jedem 
Zunftmitglied sein Auskommen zu sichern und zu verhüten, daß 
der Kapitalkräfttgere den Ärmeren erdrückte, führte dazu, der 
Produktton des einzelnen gewisse Schranken zu setzen. 

Die Brauordnung von 1363 erlaubte jedem Brauer, als 
Maximum einmal die Woche zu brauen bei festgesetztem 
Malzquantum für den Brau^b). 

Anders wurde es 1388. Die Ratspolittk wurde von freieren 
Ideen gelentt. Man trug jetzt den verschiedenen Absatzgebieten 
Rechnung. Für den Krugbrauer blieb die alte Beschränkung 
bestehen. Das Brauen zum Versand dagegen regelte man 
nach dem Grundsätze der freien Konkurrenz. 

Jedem Brauer war es erlaubt, zur See zu brauen, so oft 
er wollte; nur hatte er die vorherige Genehmigung der Älter- 
leute einzuholen, was wohl nur der Konttolle wegen verlangt 
wurde. Dann durste er aber nicht für den einheimischen Bedarf 
produzieren, sondern mußte alles aussenden. So wollte man 
den heimischen Markt entlasten. 

Bei dem Maximalsatz des wöchentlichen Brauens für den 
Stadtbedarf scheint aber zu viel Bier gebraut worden zu sein, 
so daß öster das Angebot die Nachstage überstieg. Um diesem 
Notstand abzuhelfen, setzte die Brauordnung von 1416 fest, daß 

") Diese Beschränkung der jährlichen Bierproduktion ist typisch für die 
damalige Zeit. In Wismar gestattete man 1356 und 1365 2mal die Woche, 
1399 und 1417 Imal die Woche, 1480 14mal im Jahr, 1559—71 12mal 
im Jahr zu brauen. In Rostock braute man anfangs 20mal im Jahr, 
1700 8mal (Techen, S. 168). In Lüneburg gestattete man 1488 wöchentlich 
Imal zu brauen (Bodemann, S. 49). Gleiche Verfügungen erscheinen in den 
Burspraken von Reoal, Riga, Pernau im 14. Jahrhundert (Stieda, S. 52). 

") Eine Last Malz. 
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es zwar bei dem alten Satz bleiben sollte. Wenn aber im 
Sommer der Biewerkauf nicht recht gehen wollte"), so waren 
die Älterleute befugt, das Brauen auf 14 Tage zu setzend^). 

Die Beschränkung der Stadtproduktion ist ja ve^tändlich, 
da eine Regelung der Konkurrenz auf diesem kleinen Felde des 
Wettbewerbes nahelag. Im übrigen wehte ein frischer Zug 
durch das Brauwerk. Das Spiel der freien Kräfte förderte die 
ProduMon. Es war vielleicht die Blütezeit des Brauwerks, 
eine Zeit, die nur noch einmal in der zweiten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts ein Gegenstück erhält. 

Das wurde mit dem Jahre 1462 anders. Der Unterschied 
zwischen See- und Krugbrauen fiel. Für die Gesamtproduktion 
des einzelnen, einerlei, ob er für den Export oder für den Stadt- 
konsum braute, wurde wieder eine bestimmte Menge vorgeschrieben. 

Kein Brauer durfte im Jahr mehr als 40mal brauen, und 
zwar jedesmal nur sechs DrömtMalz. Dabei blieb es bis 1554 
Auch in dieser Ordnung der Rotbrauer wird das Maximum 
auf 40 Bräue pro Jahr festgesetzt. Wenn aber acht bis zehn 
Brauer ferttg sind, und es dann an Bier gebricht, so erteilte 
der Rat nach Bedarf diesen Brauern weitere Konzession. Das 
wuchs schließlich zu einem ziemlich freien Braubetrieb aus"). 

Es wurde weit mehr als 40mal im Jahre gebraut. Eine 
liberale Ratspolitik legte den Brauern nichts in den Weg, 
duldete es nicht nur, sondern billigte es auch. Aber in den 
Reihen der Brauer selbst erhob sich die Oppositton. Durch 
mehr als ein halbes Jahrhundert zieht sich jetzt das Streben 
der ärmeren Majorität, die reichere Minorität durch Aus- 
gleichung und Beschränkung zu drücken, um selbst nicht erdrückt 
zu werdend^. Aber es blieb bis in den Anfang des 17. Iahr- 

") „id en were zake, dat dat beer nicht van der Hand en wolde." 
„umme beter endracht willen, uppe dat de rike den armen nicht 

vorderve." 
Das Folgende gilt nur für die Rotbrauer. 
Schon 1547 klagen einige Brauer, „dat eth Bruwerck so frey ist, 

dat ein Jder so vaken bruwet alse he will, darover vele vorderwen". 
"°) Der Rat selbst war gegen ihre Bestrebungen. Er fürchtete, daß bei 

einer Beschränkung der Zahl der Bräue zu wenig Schiffsbier für die ärmere 
Bevölkerung gebraut würde, da jeder dann seine 40 Zeichen zu Gutbier 
verbrauen würde. Notgedrungen mußte er ihnen aber doch nachgeben 
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Hunderts hinein die Bewegungsfreiheit gewahrt. Es war eine 
Nachbliite des Brauwerks, wenn auch schon die Zeit des be- 
ginnenden Verfalls. 

Alles dies betraf nur die Rotbrauer, die allerdings fast 
dreimal so stark waren wie die Weißbrauer ^s). Ganz anders 
war die Organisation der letzteren. Da sie nur für den Stadt- 
konsum produzierten, war bei ihnen eine größere Beschränkung 
der Konkurrenz nötig, um den einzelnen die Existenz zu sichern. 

Sie brauten orloffsweise und nach der Reihe. Die Gesamt- 
heit der Weißbrauer war in drei Ouarttere geteilt, von denen 
immer eins zur Zeit braute""). Je nach Bedarf wurde den 
Quartieren der „Orloff" angesagtOb diese Form bestehen 
blieb, ist nicht genau zu erkennen, da das Material nicht reicht. 
Wie mir scheint, gab es später vier Quartiere, und es braute 
nicht mehr das ganze Quartier, sondern immer nur ein Teil, 
dem die Erlaubnis (Orloff) gegeben wurde, zu brauen. Aber 
auch hier machten sich mit der Zeit fteiere Tendenzen bemerk- 
bar. In der Brauordnung von 1630 ist es jedem gestattet, 
wann er will, auch außer der Ordnung, zu brauen. Ich glaube 
aber nicht, daß diese Bestimmung sich lange hiell. 

(10. März 1583). Aber das blieb auf dem Papier, so daß sich die Opposition 
1599 wieder an den Rat wandte, der auch jetzt wieder mit Bedenken ihren 
Wünschen nachgab, indem er die Beschränürng auf 40 Bräue auf ein 
Jahr zur Probe gestattete. Er verbot, die einzelne Brauberechtigung zu ver- 
kaufen und ordnete an, „dat de riken de armen Bruwers in verkopende des 
Moltes nicht aversetten und benehmen" sollten; aber auf Klagen der 
Armen und Schiffer, daß sie nicht genug Kovent- und Schiffsbier bekommen 
könnten, gestattete er noch in demselben Jahre wieder 50—60 Bräue im Jahr. 
Eine neue Bitte der Opposition am 27. Oktober 1611 schlug der Rat ab, 
mußte ihr aber doch 1618 wieder willfahren. Aber sehr bald baten die 
Brauer selbst wieder um weitere 10 Zeichen, die ihnen auch gewährt wurden. 

") 1546 gab es 130 Rot- und 46 Weißbrauer, 1547 117 Rot- und 
47 Weißbrauer, 1548 116 Rot- und 48 Weißbrauer, 1549 114 Rot- und 
48 Weißbrauer, 1550 111 Rot- und 48 Weißbrauer, 1551 102 Rot- und 
50 Weißbrauer. 

„dat alle wittbruwer up dre oerdel geordet werden und wenn eyn 
quarter uth gebruwen, dat als denne eth ander negst volgen und bruwen 
möge, desgelik ock dat drudde verdell und so fort." 

'°') So kam jeder Brauer im Jahr eine gewisse Zahl von Malen an 
die Reihe; 1546—52 17-21mal, 1558 20V.mal (vorher bis 24), 1571-85 
durchschnittlich 16mal, 17. Jahrhundert durchschnittlich 12-15mal. 
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Die Reiheordnung ist eine eigenartige wirtschaftliche Maß- 
nahme, die für das Brauwesen der ganzen damaligen Zeit 
chpisch ist. Durch eine starke Bevormundung der Gesamtheit 
sicherte sie dem einzelnen einen festen Verdienst"^). Die Ge- 
samtheit der Produzenten stand kartellartig den Konsumenten 
gegenüber. Es ist ein System, das nur zu einer Zeit auf- 
kommen konnte, welches die Zahl der vorhandenen Brauhäuser 
als rechtlich gegründete, feststehende Norm anerkannte, die nur 
durch besondere Konzession des Rats durchbrochen werden konnte. 
Daß dies System seine großen Schwächen besaß, indem es dem 
einzelnen Brauer bequemen Verdienst sicherte und die Masse 
der Konsumenten jedesmal von einer kleinen Zahl monopolisierter 
Brauer abhängen ließ, liegt auf der Hand. Ihm vor allem ist 
der Niedergang des Brauwerks zuzuschreiben. 

Die Folgen des Dreißigjährigen Krieges trafen auch das 
Lübecker Brauwerk. Die veränderte Wirtschastspolitik der Absatz- 
länder lähmte den Bierhandel. So ging die jährliche Bier- 
produktion der Rotbrauer stark zurück. Der Export sank bedeutend. 
Auch sie wurden größtenteils zu Stadtbrauern. So hatte der 
Rat keine Veranlassung mehr, ihnen ihre steiheitliche Organisation 
zu lassen, die nur noch einem kleinen Teil zugute kam. 1656 
wurden auch sie der Reiheordnung unterworfen, allerdings nur 
für Krug- und Stadtbier. See-, Berger- und Schiffsbier konnte 
außerhalb der Reihe gebraut werden. Als Maximum jedoch 
der Gesamtproduktton wurden 30 Zeichen"") festgesetzt""). 
Die Gesamtzahl der Rotbrauer wurde in vier Quartiere geteilt. 

Mit der Vereinigung der Rot- und Weißbrauer zu einer 
Zunst, 1666, wurde das Reihebrauen, wenn auch nicht rechtlich, 
so doch taffächlich aufgehoben, indem man das Bleichbier, das 
jetzt alle anderen Biersorten verdrängte, von der Reiheordnung 
ausnahm. Die Folge davon war eine Konzentrierung der 

"y Die Orloffe wurden so verteilt, daß im Laufe des Jahres jeder 
Brauer gleich viel braute. 

"») Das Zeichen — 72 Scheffel Malz. 
Wenn aber jemand seine 30 Zeichen oerbraut hat und noch 

mehr Exportbier brauen will, so kann ihm von den Akziseherren gestattet 
werden, von einem anderen Brauer, der seine 30 Zeichen nicht abzubrauen 
vermag, einige Zeichen zu kaufen. 
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der übrigen Brauer. Auch die Brauordnung von 1669, die die 
Reihe wieder einführte, änderte nichts'"). Diesen trostlosen 
Zustand konnten auch verschiedene Ratsverordnungen, die die 
Reihe einschärften'°°), nicht beseittgen, weil die Behörde fehlte, 
um sie wirklich durchzuführen, da die Ällesten aus egoistischen 
Interessen alles im Brauwerk drunter und drüber gehen ließen. 
Erst als auf Beschwerden der Brauerschast 1672 die sieben 
Deputierten als kontrollierende Behörde eingesetzt wurden, konnte 
das Brauwerk wieder gesunden. 

Sofort mit Durchführung der Reiheordnung machten sich 
auch ihre Schattenseiten bemerkbar. Die Ämter Nagten über 
Mangel und schlechte Qualität des Bieres und baten dringend 
um Abschaffung der Reihe'"'). Ja, unter den Brauern selbst 
entstand eine Bewegung gegen die Reiheordnung'°^), der aber 
der Rat nicht nachgab. 

Zur Durchführung der Reihe war das ganze Brau- 
werk in vier Quartiere geteill, von denen jedesmal eins braute. 
Kein Quarüer darf brauen, ehe das andere vollständig abgebraut 
und verkaust hat. Die Ältesten und Deputterten sorgen sür die 
Losgebung der Orloffe'""). Die Brauerboten sagen den Orloff 

Einige wenige reiche Brauer kauften die freien Orloffe der Un- 
vermögenden auf, obwohl dies ftreng verboten war, brachten die Krüge durch 
Unterbietung und Gefchenke in ihre Hände und zogen das ganze Abfatzgebiet 
an fich. 

"") 30. Juli und 30. Oktober 1669: 23. Auguft 1670; 12. Februar und 
18. März 1671. 

20. Dezember 1669; 28. Juni, 23. Juli, 26. Auguft 1670; 12. März, 
8. Auguft, 16. Dezember 1673; 27. Januar, 13. Februar, 19. Juni, 16. Juli, 
18. Auguft, 3. November, 16. November 1674; 1. Mai 1676 und auch 
fpäter hörten die Klagen über das fchlechte Bier nicht auf. 

14. Mai und 18. Oktober 1670 baten 76 Brauer um Aufhebung 
der Reihe. 

Anfangs brauten alle Mitglieder eines Quartiers auf einmal. 
Später teilte fich jedes Quarüer in zwei Teile, die fich Vor- und Nachbrauer 
nannten, bis fich bei abnehmendem Konfum auch diefe Hälften weiter teillen. 
Im 19. Jahrhundert braute man überhaupt nicht mehr nach Quartieren. Je 
nach Bedarf brauten einer oder mehrere. 
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an"°). Wer zur See brauen will, muß es den Ältesten zur 
Kontrolle anzeigen. 

Die Reiheordnung bezog sich nur auf das Stadtbier. See- 
bier wurde außer der Ordnung gebraut"'). Als Maximum 
wurden insgesamt 30 Zeichen"^) festgesetzt, eine Zahl, die sich aber 
seit 1676 auf 24 erniedrigte. Doch gab man, um dem Bier- 
export keine Schranken zu setzen, gegen eidliche Versicherung, 
daß das Bier wirklich zur See versandt wurde (um Mzise- 
unterschleif zu verhüten, da das Seebier geringere Akzise gab), 
auch die Erlaubnis für weitere Zeichen. 

1688"^) und 1689'") versuchte der Rat, durch einen Kon- 
trakt die Brauer zu einer bestimmten Zahl von jährlichen 
Bräuen Stadtbier zu verpflichten, um durch eine feste, genau 
übersehbare Produküon Akziseunterschleif zu verhüten. Aber 
die zu hoch gestelüe Forderung ließ diese Versuche bald wieder 
scheitern, so daß man auf die alle Ordnung von 1686 wieder 
zurückgriff, die dann im wesentlichen bis 1865 in Krast blieb. 

Die Schwächen der Reiheordnung veranlaßten die Konsu- 
menten, besonders die Ämter, noch verschiedene Male für die 

"°) Wenn einem Brauer zu brauen befohlen wird, muh er fein ganzes 
Malz (80 Scheffel) innerhalb acht Tagen im Sommer in 3 Malen (um 
Schlechtwerden des Bieres zu verhüten), im Winter in 2 Malen verbrauen. 
Aber schon in der Mitte des 18. Jahrhunderts ist das zweimalige Ausbrauen 
des Zeichens im Winter, wegen verringerten Konsums, aufgegeben. Winter 
und Sommer wurde alles in 3 Malen verbraut. 

'") 2. Dezember 1676 wurde bestimmt, daß die Biere, die auf der 
Trave vertrunken wurden, oder nach Hamburg, Oldesloe, Segeberg oder sonst 
zu Lande gingen, in der Reihe mitgebraut werden sollten. 

'") zu 80 Scheffel. 
"^) Durch die Dekrete vom 25. Mai und 5. September 1688 wurden 

jedem Brauer jährlich 12 Zeichen zugewiesen. Alle 10 Tage wird das Zeichen 
ausgesteckt. Jedesmal braut ein Drittel der Brauer. Aber wegen Mangel 
an Absatz bewährte sich die Neuordnung nicht. 12 Zeichen im Jahr für den 
Brauer waren zu viel, für ü standen sie ein. 

'") So wurde 1689 am 12. September ein neuer Kontrakt mit den 
Brauern geschlossen. Gegen gewisse Garantien seitens des Rats verpflichteten 
sie sich, jährlich 10 Stadtzeichen zu verbrauen. Sämtliche Brauer wurden in 
zwei Quartiere geteilt. Jedesmal braut eins. Alle 18 Tage sollten die 
Ältesten die Zeichen ausstecken. Aber auch das war zu viel, so daß man 1701 
auf die Ordnung von 1686 wieder zurückgriff. 
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Aufhebung der Reihe zu plädieren'"); aber man blieb dabei 
bis zur Aufhebung der Zunft 1865"^. 

2. Malzquantum für den Brau und daraus gewonnene Zahl 
der Tonnen Bier. 

Wenn die Politik des Rats im großen und ganzen auch die 
Förderung des Brauwerks zum Ziele hatte, fo ftand sie doch 
in einigen Punkten durchaus auf feiten der Konfumenten. In 
erfter Linie hinsichtlich des Fabrikats felbft. Das war, wie in 
fast allen Städten, auch in Lübeck der Fall. Schon die Brau- 
ordnung von 1363 enthält regelnde Vorschriften über die Güte 
des Malzes"'). Vor allem setzte er den Brauern die Höchst- 
grenze der Biermenge fest, die sie von dem für ein Brau vor- 
geschriebenen Malzquantum brauen durften. 

Trotzdem ging fast überall die Qualität des Bieres im 
Laufe der Jahrhunderte zurück"^). Wenn die Brauer auch 

"°) 1677, 7. Dezember 1701. 
Ein interessantes Dokument sür die damaligen wirtschastlichen An- 

schauungen bildet eine Schrift des Dr. Schomerus, der sich mit verschiedenen 
anderen Gelehrten gegen die Abschaffung der Reihe ausspricht (19. Oktober 
1677). Schomer gab zu, daß ein tüchtiger Brauer bei Freiheit des Brauens 
öfter im Jahr brauen könne als jetzt, daß auch vielleicht das Bier besser 
werden würde. Trotzdem ist er aus sozialen Gründen gegen die Aufhebung 
der Reihe. Unter den vorhandenen 173 Brauern seien etwa 40 Bermögende, 
die bei freier Konkurrenz die ganze Produktion an sich ziehen und den Rest 
der ärmeren Brauer ruinieren würden. Das wäre ein Verlust von 133 
Haushaltungen, die jetzt ihr Auskommen hätten, der nicht nur diese Familien, 
sondern auch das Handwerk, das an diesen 133 Familien verdiente, tteffen 
würde. Bor allem würden die Brauhäuser, die jetzt durch die Reihe einen 
festen Wert erhielten, bei ihrem Aufhören ganz erheblich im Werte sinken. 
Rund eine halbe Million an Schaden würde die Hauseigentümer treffen. 
Schomer sah in der zu befürchtenden Verarmung des bei weitem größten 
Teiles der Brauer mit ihren Folgen für die Stadtwirtschaft das Moment, 
das schwerer wog als die eventuelle Hebung des Braugewerbes durch 
Konzentrierung der Produktton in der Hand weniger Begüterter. 

"') „To deme ersten male schalen de bruwere hebben ghut malt, dat 
nicht brandich si und nicht kymich sy und dat id reyne stovet und reyne ghe- 
maket si." Zwei Personen waren oom Rat verordnet, das Malz, wenn es 
zur Mühle kam, zu prüfen. 

Diese Bierverschlechterung ist eine typische Erscheinung. In Wismar 
braute man 1368 von 10 Drömt 21 Tonnen, 1578 von 12 Drömt 71 Tonnen, 
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vielleicht mit der Zeit lernten, das Malz besier auszunutzen 
infolge wachsender technischer 5kunst, so ist doch der j)auptgrund 
der erhöhte Verdienst, der aus einer erhöhten Tonnenzahl für ein 
Brau gezogen werden konnte. Zum Teil verlangten auch die 
Steigerung der Löhne, des Preises der Rohprodukte, die fort- 
währende Erhöhung der Bierakzise, die Verteuerung der ganzen 
Lebensbedingungen, der die Preissetzung des Bieres nicht immer 
ganz folgte, diesen Ausweg. Der Maximalsatz wurde sttll- 
schweigend überschritten, und der Rat besaß nicht Macht genug, 
seine Politik durchzusetzen; es blieb ihm nichts anderes übrig, 
als, dem Gewohnheitsrechte folgend, die Höchstgrenze immer 
höher zu' verschieben. 

An der Hand einer Stattsttk läßt sich der Vorgang am 
besten beobachten. 

Jahr: Malzmenge: Maximalsatz: 

1363 .... 96 Scheffel 18 Tonnen 
1462 .... 72 - 18 - . 

Rotbrauer. 

1518 .... 72 Scheffel 
um 1540'") . 72 
1547 .... 72 
1554 .... 72 

1597 .... 72 
1631 .... 72 
1644—54 . . 72 

24 Tonnen 
26 - 
30 - '"h 
Kein Satz vorgeschrieben. Jeder 
kann aus seinem Malz „weynich 
edder vel" brauen; 
28—30 Tonnen 
28—30 
28 

1606 aus dem Drömt 7 Tonnen, 1630 von 12 Drömt 80 Tonnen (Techen, 
S. 172). In Hamburg braute man im 15. Jahrhundert aus 80 Faß Korn 
34 Tonnen, im 16. Jahrhundert aus 80 Faß Korn 50 Tonnen (Bing, 
S. 283). Ähnlich war es auch in Bremen (Hoyer, S. 194). 

In einer Rotbrauordnung von 1536 heißt es: aus 4 Drömt 24 
Tonnen. Ich vermute, daß es sich hier um einen Schreibfehler handelt. Eine 
derartige Begünstigung der Brauer ist nicht verständlich. Das wären, auf 
6 Drömt gerechnet, 36 Tonnen, während 1547 nur 30, 1644 28 Tonnen und 
1547 schon wieder 6 Drömt die Norm sind. 

Besseres Bier zu brauen (24—26 Tonnen) steht jedem frei, „so 
gut alse idt de lüde vor ehr gelt hebben wilt". 

Ztschr. d. V. f. L. G. XVII. 1. 7 
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1656 .... 72 Scheffel 24 Faß Seebier. 30 Tonnen 
Stadtbier, 36 Tonnen Bleichbier, 
42 Tonnen Bergerbier; 

1657 .... 72 - 33 - Stadtbier 
in den 60erJahren 72 - 30 Faß Stadtbier. 

Weißbrauer. 

1536 .... 60 Scheffel 15 Tonnen 
1547 .... 80 - 26 
1605 .... 80 - 26 
1618 .... 80 - 32 
1630 .... 80 - 32—35 - 
1633—69. . . 80 - 36 

nach 1669 
1669 .... 80 Scheffel 33 Faß 
1687 .... 80 - 36 
1691 .... 84-85- 36-38- 
1814—65 . . 90 - 48 - (mit Einschluß des Füll- 

bieres 51 Faß). 

Das waren die festgesetzten Grenzen. In WirMchkeit brauten 
die Brauer viel mehr"'). 

Im 18. Jahrhundert sahen die Brauer es als ihr gutes 
Recht an, von einem Malzzeichen soviel zu brauen, wie sie 
konnten'"). Der Rat ließ sie stillschweigend gewähren, der 
Probe die Feststellung der Tauglichkeit der Biere überlassend. 

Diese allmähliche Verschlechterung des Bieres mußte natur- 
gemäß dem Bier den Absatz verderben. Klagen der Konsu- 

1605 brauten die Weihbrauer statt 26 Tonnen etwa 38—40. In 
den fünfziger Jahren des 17. Jahrhunderts brauten sie statt 36 Tonnen 40 
bis 44 und mehr. Ebenso brauten die Rotbrauer in derselben Zeit statt 28 
Tonnen bis 35 und mehr. Im 18. Jahrhundert wurden statt 36 Faß 40 
bis 45 gebraut. 1734 wollten die Brauer nicht einmal das Angebot von 40 
Tonnen als Höchstgrenze als bindend annehmen. Der Rat war selbst schwankend, 
die Kontrolle nicht scharf genug. Der Bierstecher, der das Bier zur Probe stach, 
hatte die jedesmal gebraute Fäflerzahl zu notteren; aber teils ließ er sich be- 
stechen, teils verließ er sich aus Bequemlichkeit auf die Angabe des Brauers. 

Sie behaupteten, je nach der Qualität der Gerste mehr oder weniger 
brauen zu können und wiesen im übrigen auf die Probe als konttollierendes 
Jnstttut hin. 
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menten in der Stadt werden etwas alltägliches, und der Export 
hörte schließlich fast ganz auf, da man fast nur noch Bleichbier ver- 
sandte, das bis zur höchst zulässigen Grenze ausgebraut wurde. 

3. Biersorten, Mühlenverhältnisse, Gebinde. 
1363 wurde das Bier aus einer Mischung von Gersten- 

oder Weizen- und Hafermalz hergestellt. Das vorgeschriebene 
Verhältnis war 1:7. Auf sieben Drömt Gersten- oder Weizen- 
malz kam ein Drömt Hafermalz "H. Die Verwendung von 
Hopfen wird zwar im 14. und 15. Jahrhundert nicht erwähnt, 
darf aber als sicher angenommen werden "H. Je nach dem 
Prozentsatz an Würze unterschied man die verschiedenen Bier- 
sorten: Dickebeer, Stopber, Penninkber'") und Ketelber. Im 
16. Jahrhundert nannte man die Biere nach ihrem Preise: 
6.^-Bier, 5.^«-Bier, 44-Bier^'b). Im 17. Jahrhundert unter- 
schied man Gutbier, Seebier, Schiffsbierund Covent. 

Die Weißbrauer stellten ihr Bier aus sechs Drömt Gerste, 
acht Scheffel Weizen und ein Drömt Hopfen her"«). 

Später verwandte man sowohl für das Rotbier wie für 
das Weißbier und seit dem Anfang des 17. Jahrhunderts für 
das Bleichbier nur noch Gerste. 

Um ein so wichtiges Gewerbe wie das Brauwerk leistungs- 
fähig zu erhallen, war schon früh eine vorsorgliche Ratspolitik 

'") Während in Preußen schon 1335 die Bereitung von Bier aus 
Hafermalz untersagt war (Hans. U.B. 2, Nr. 578. Stieda, S. 41). 

In manchen Teilen Deutschlands, am Niederrhein, in Westfalen, 
in den Niederlanden, Flandern, zum Teil auch in Frankreich, verwandte man 
lange statt des Hopfens eine Kräutermischung, die sogenannte „Grut", deren 
Herstellung Monopol der Territorialherren war, die daran die Bierbesteuerung 
anknüpften und erhebliche Einnahmen aus ihrem Grutrecht bzw. Grutbann 
zogen, über die Grut ist viel geschrieben worden. Ausführliche Darstellungen 
geben: A. Schulte, Vom Grutbier; Grewe, Das Braugewerbe der Stadt 
Münster: Scheben, Die Zunft der Brauer in Köln. 

1462 wird die Herstellung von Penninkber verboten. Stopber 
darf nur mit besonderer Erlaubnis des Rats gebraut werden und soll das 
halbe Stübchen für 1 oder 1 Scherf (— '/> 4) verkauft werden. 

'") Gerechnet für das Stübchen. 
Schiffsbier diente hauptsächlich zur Verproviantierung der Schiffe, 

wurde aber auch in der Stadt getrunken. 1 Tonne Schiffsbier — Tonne 
Gutbier -i- V, Tonne Covent. 

"°) 1550, 1563. 
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bestrebt, den Brauern den Bedarf an Gerste, dem wichtigsten 
Braustoff, sicherzustellen. Außer allgemeinen Maßnahmen, 
wie dem Marktzwang, kamen ihnen noch besondere Vergünstt- 
gungen zugute. Durchfuhr-und häufige Ausfuhrverbote"") 
für Gerste sorgten für genügenden Borat. 

Daß aber dieser vor allem den Brauern zugute kam, be- 
wirkte ihr wichtigstes Recht, das Vorkaufsrecht, das sie mindestens 
seit dem 16. Jahrhundert besaßen. Die Befugnis, das Korn, 
das zu Wagen in die Stadt kam, zu kaufen, ehe es den 
bestimmten Markt erreicht hatte, die ihnen im Anfang der 
16. Jahrhunderts zustand"'), beseitigte die Zunft selbst schon 

Im 17. und 18., wahrscheinlich auch schon im 16. Jahrhundert, 
stand der Rat prinzipiell auf dem Standpunkt, jede Durchfuhr von Gerste zu 
verbieten. 1725 wurde das Gesuch um Durchfuhr einer Partie Gerste als 
„dieser Stadt Verfassung und Ordnung zuwider" abgeschlagen. In demselben 
Jahre erklärte der Rat in einem abschlägigen Bescheid, „daß sothane Durch- 
fuhr nicht etwa eine neue und nur auf gewisse Fälle eingerichtete, sondern 
vor vielen seculis eingeführte und illimitierte Ordnung sey". 

Ebenso wie die Durchfuhr suchte der Rat auch die Ausfuhr von in 
der Stadt gekaufter Gerste zu verhindern. Häufig verwehrte er Fremden, 
die auf dem Lübecker Markt Gerste eingekauft hatten, diese aus Lübeck aus- 
zuführen. (So schon 1370 sL.ll.B. IV, S. 122.s Weitere Ausfuhrverbote 
1571, 1572, 1584, 1623 sHansen, S. 74, Anmerkung 2s, 1687, 1723, 1740 u. a. 
sVol. Kornkauf, Fasz. 1; Akziseatten 4s). Ja, er verbot zugunsten der 
Brauer zeitweilig die Ausfuhr von Gerste überhaupt, auch den Einheimischen, 
teils um sie nur für das veredette Produkt, das Malz, zu gestatten und so 
den Lübecker Brauern und Mälzern den Verdienst zukommen zu lassen, teils 
um den Brauern den Bedarf zu sichern, indem er auch den Malzexport verbot. 
(Wettebescheid vom 14. und 15. März 1704, daß keine Gerste unvermälzt aus- 
gestattet werden könne. In einer Akzisetaxe aus der Mitte des 18. Jahr- 
Hunderts heißt es: „In der Malzzeit darf kein frischer Gersten ausgeführt 
werden, es sey denn Saatgersten", während das Dekret vom 21. September 1699 
anordnet, daß die Fehmarnsche und Mecklenburger Gerste oder das davon 
gemahlene Malz aus der Stadt nicht mehr ausgeführt werden solle sAkzise- 
akten lVs.) Im großen und ganzen ließ jedoch der Rat dem Lübecker Kauf- 
mann, so lange es irgend ging, das Recht der Gerstenausfuhr, vor allem der- 
jenigen Gerste, die er auf eigene Rechnung einführte. Als jedoch die Brauer, die 
in der zeitweiligen Prohibitivpolitik des Rats allmählich nur die Ausübung eines 
alten Rechts sahen, die Befugnis beanspruchten, während der Mälzzeit die 
Gerstenausfuhr „ganz und indistincte" zu verbieten, sprach der Rat sie ihnen 
ab. (Entscheid vom 15. November 1737. Genauere Darstellung bringt 
Hansen, S. 74.) 

"') Hansen, S. 119. 
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bald wieder"^). Das Recht dagegen, den Kaufleuten auf dem 
Markte in den Kauf treten zu können, bewahrten sie sich. Mr 
die zu Schiff eingeführte Gerste besaßen sie das Vorkaufsrecht 
während der drei Liegetage'"). Diese Vergünstigung sicherte 
ihnen die beste Gerste zum Verbrauen und verhinderte eine 
Preissteigerung durch gleichzeitige Nachfrage der Kaufleute und 
Mälzer. 

Ebenso wie aus Gerste besahen die Brauer das Vorkaufs- 
recht auf Hopfen. Schon die Hopfenordnung von 1300 kiis 
1350'") gesteht den Brauern ein gewisses Vorkaufsrecht zu. 
Im 15. Jahrhundert durften die Kaufleute erst einkaufen, wenn 
der Hopfen zwei Tage auf dem Markt zur Verfügung der 
Bürger, d. h. wohl haupffächlich der Brauer, gestanden hatte'"'). 
Der Marktzwang fiir Hopfen'"), im 18. Jahrhundert Durchfuhr- 
verbote, sorgten für den nötigen Vorrat, verschiedene Vorschriften 
für die Güte des Hopfens'"). In der Umgebung Lübecks 
selbst wurde bis in das 17. Jahrhundert viel Hopfen gebaut. 
Um diesen dem Stadtbedarf zugute kommen zu lassen, war es 
den Hopfenbauern'") im 16. Jahrhundert verboten, ihren ' 
HlPfen an Fremde zu verkaufen. Anfang des 17. Jahrhunderts 
suchten die Kaufleute den Brauern auch diesen Rohstoff weg- 

'«) Hansen, S. 73. 
Auch dieses Recht verleitete die Brauer zu unberechtigten Ansprüchen, 

die svsort den Widerspruch der Kaufleute hervorriefen. Diese Kämpfe schildert 
ausführlich Hansen, S. 73 und 74. Hinsichtlich der Kornkaufsverhältnisse 
innerhalb der Zunft verweise ich ebenfalls auf Hansen, S. 78—8l>, dessen 
Darstellung ich mich nach Durchsicht der Akten anschließe. 

"H L.U.B. II. S. 923. 
Hopfenordnung von 1481. 
Der Hopfenmarkt befand sich auf dem Koberg. Der Marktzwang 

erstreckt» sich 1481 auf 3 Tage, 1569 auf 24 Stunden. 
Kein Messer durfte Hopfen meffen, ehe der Wraker ihn auf ftine 

Güte hin geprüft hatte. Man durft« keinen Hopfen verkaufen „sunder he sy 
ripe und droge" (Hopfenordnung von 1481 und 1569). Schon ein Bes^uß 
der Hansestädte 1416 verbot, Hopfen ohne vorherige Prüfung durch Sach- 
verständige zum Handel zuzulassen (H.R. 5, S. 558). 

M. f. L. G. 3, S. 1. Die Hopfenbauer bildeten ein eigenes 
Amt, das der „Höppener". Roch 1651 bitten sie um Verleihung einer neuen 
Rolle. So trifft die Vermutung Stiedas (a. a. O.), daß der Dreißigjährige 
Ikrieg den lübischen Hopftnbau zerstört habe, nicht zu. 
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zukaufen, bis auf Klagen derselben 1628 den Hopfenmessern 
befohlen wurde, einkommenden Hopfen zunächst den Brauern 
anzubieten; erst wenn diese ihren Bedarf gedeckt hätten, 
sollte der Kaufmann kaufen dürfen "b). 

Die im Anfang des Kapitels erwähnten Biersorten waren 
die, welche für gewöhnlich in den Handel kamen. Im 17. bis 19. Jahr- 
hundert gab es jedoch ähnlich wie heute eine bestimmte Zeit, 
n der man besonderes Luxusbier herstellte'"). 

Die Brauer waren mahlpflichttg auf den städtischen Mühlen. 
Bis 1676 wurde auf zwei Mühlen gemahlen: „up den graten" 
und „up den lutken Damme" (Hüxtermühle). Dann wurde die 
Mühle auf dem kleinen Mühlendamm für die Brauer geschlossen 
und alles Malz auf dem großen Mühlendamm vermahlen. In 
geeichten Säcken'^') von bestimmten Maßen'^^) wurde das 

"«) Senatsdekret vom 28. Oktober 1628 (Vol. Hopfenhandel). 
"") Es war das alte dick eingebraute Rotseebier, auch Märzbier, Doppel- 

bier genannt, zu dem im 19. Jahrhundert auch Weizenmalz verwandt wurde. 
Es durfte nur von Bartholomäi bis Ostern hergestellt werden (1686) und 
durfte nur mit besonderer Erlaubnis gebraut werden. 19. April 1825 ist 
eine ausführliche Ordnung über das Luxusbier vorhanden: Das Brauen 
beginnt Ende September bis Mitte Oktober, sobald es die Witterung erlaubt, 
und dauert bis Ende Mai. wenn es nicht zu warm ist, oder solange diejenigen, 
die an der Reihe sind, es wagen wollen. Es gab 3 Sorten Luxusbier. 
1. Doppelbier 8 Faß aus V. Last Malz; 2. Weißbier oder Ambre Ale 
^ 12 Faß aus '/. Last Malz; 3. Märzbier 14 Faß aus V. Last Malz. Es 
brauen von jeder Sorte je zwei Brauer zur Zeit. und zwar sämtliche Brauer 
nach der Reihe, wie das Los entschieden hat. Im März können auch drei 
zur Zeit brauen. Bor der Losung muß jeder erklären, welche Sorte er brauen 
will. Keiner darf brauen, ehe sein Vorgänger oder dessen Kollege seinen Vor- 
rat bis auf zwei Faß verkauft hat. Der wortführende Altermann erteilt dann 
die Erlaubnis. Vermietung oder Verkauf des Zeichens ist nicht gestattet. 

"') 12. Februar 1652 wurde ein beeidigter Sackmacher mit der alleinigen 
Herstellung der Säcke betraut. Die Säcke wurden in Gegenwart der Akzise- 
herren gemessen und dann mit dem Adler gezeichnet und mit einem gestempelten 
Kupfer- oder Bleilot versehen. Ein behördlich gestempeltes Eisenmaß befand 
sich auf der Akzise; ebenso erhielten der Sackmacher, die Rot- und Weißbrauer 
ein solches Maß. 

1462 in 12 Säcken zu 6 Scheffeln; 1547 Rotbrauer in 9 Säcken zu 8 
Scheffeln, Weißbrauer in 10 Säcken zu 8 Scheffeln; 1554 Rotbrauer in 12 Säcken 
zu 6 Scheffeln; 1652 Rotbrauer in 9 Säcken zu 8 Scheffeln, Weißbrauer in 
10 Säcken zu 8 Scheffeln ; 1669 in 10 Säcken zu 8 Scheffeln; 1700 in 10 Säcken 
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Malz zur Mühle gebracht. Die Mühle war die Kontrollstatton 
für die Malzmenge. Ein Rumpf ftand da, in dem das Malz 
nachgemeffen wurde 

Als Behätter für das Bier kannte man nur Fäffer. Flaschen- 
bier wurde erst in der Mitte des 19. Jahrhunderts her- 
gestellt^"). 

Um für die Güte des Fabrikats zu garantteren und den 
Brauer eventuell zur Verantwortung ziehen zu können, schrieben 
die Brauordnungen von 1363, 1388, 1416 und 1462 jedem 
Brauer vor, sein Zeichen auf die Tonne aufbrennen zu lassen"^). 
Kein Brauer durste Tonnen, die mit stemder Marke versehen 
waren, auflaufen und benutzen. Das Zeichen durfte nicht 
gelöscht und das eigene angebracht werden, ausgenommen, 
wenn sie schon über See und Sand gegangen waren. 

Vielleicht um dem einheimischen Böttcherhandwerk den 
Verdienst zukommen zu lassen""), war 1416 und 1462 bestimmt, 
daß Dickbier nur in lübische Tonnen gefülll werden durste. 
Für das geringere Bier (Covent) durste man beliebige Tonnen 
benutzen. 

Später finden sich keine Vorschristen mehr über das Merken 
der Tonnen. Jetzt wurde nur das Seebier, um seinen Ruf 
im Auslande hochzuhalten, auf der Probe von dem Bierbrenner 
gebrannt, zum Zeichen, daß es die Probe gehalten habe"'). 

zu 8V» Scheffeln; 1814 in 10 Säcken zu 9 Scheffeln; 1830 auf Klagen 
der Brauer über die unförmlichen Säcke entweder in ganzen 9-Scheffelfäcken 
oder in halben. 

"'I Das lag dem Malzfchreiber ob, der die Mühlenzeichen abforderte, 
über das Malz Buch führte und von den 10 Säcken 4—S durch die Aus- 
facker nachmeffen ließ. Beim Nachmeffen durfte der Rumpf nicht gerüttelt 
werden. Das Korn wurde abgeftrichen und der Brauer, der überfackt hatte, 
beftraft (allerdings war ein gewiffer Spielraum von einem bis zwei Scheffel 
gelaffen). 1813 ging das Lehen des Malzfchreibers ein. Seine Funktion 
übernahm der Auffeher in der Mühle. 

'") Noch 1831 durften die Brauer ihr Bier nur in Gebinden, nicht in 
Flafchen verkaufen (Lüb. Blätter 1839, S. 101). 

Diefelbe Borfchrist findet fich auch in anderen Städten. So in 
Wismar, Greifswald (Techen, S. 172) und Lüneburg (Bodemann, S. 57). 

'") Stteda, S. 51. 
"') S. Abteilung I, Kapitel 4 b. 
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Was das Tonnenmaß belangt, so muß später unterschieden 
werden zwischen Weiß- und Rotbiertonnen. Die Weißbrauer 
benutzten Tonnen mit Hamburger Maß'"). 

Nach 1669 wurde die Bleichbiertonne Normalmaß für alle 
Brauer. 

b) Bierprobe, Bierverkauf, Biertransport. 
1. Bierprobe. 

Das Merken der Tonnen bot im 14. und 15. Jahrhundert 
eine Garantie für die Güte des Fabrikats. 

Als im 16. Jahrhundert die Weißbrauerzunst sich organisierte, 
übernahm man wahrscheinlich aus Harnburg für diese ein Institut, 
das auch dem Konsunrenten die Möglichkeit bot, seine Interessen 
zu vertreten: die Probe'^"). 

1539 finde ich die erste Erwähnung von „6 Probers", 
einer Behörde, die sich aus 3 Brauern und 3 Bürgern zusaminen- 
setzte""). Die Probe'^') fand statt unter dem Vorsitz eines 

Anfang des 16. Jahrhunderts war ihnen gestattet, die leeren Tonrwn 
des Hamburger Kellers zu kaufen und zu benutzen, nur muhten die Tonnen 
dann mit „dem Arne" gebrannt werden. Die Weihbiertonnen hiellen 48 
Stübchen, die Rotbiertonnen 40. Da aber das Normalmaß nicht staatlich 
geregelt war, sondern nur gewohnheitsmäßig festgesetzt war, anderseits es 
im Interesse der Brauer lag, allmählich die Tonnen möglichst klein zu machen, 
und die Tonnen auch im Gebrauch einschrumpften, so schwantte das Tonnen- 
maß im Laufe der Zeit. Die Weihbiertonne ging bis auf 42 Stübchen her- 
unter. Daß aber das alte Maß nicht vergessen war, zeigen Prozesie wegen 
zu kleinen Tonnenmaßes und ein Ratsdekret an die Böttcher 1654, das die 
Weißbiertonne wieder zu 48 Stübchen herzustellen befahl. Dann kam das 
neue Bleichbier auf. Da die Rotbrauer es zunächst brauten, wurde es in 
deren Gebinde gefüllt (40 Stäbchens. Als dann nach der Vereinigung 
der beiden Zünfte fast nur noch Dleichbier gebraut wurde, wurde dessen Ge- 
bind« Normalmaß auch für die anderen Biere, sowett sie überhaupt noch 
gebraut wurden. Das alte Weißbiergebinde hieß Tonne. Die Rotbrauer 
verwandten für Krugbier sogenannte «schmale Tonnen", für Seebier „Fässer 
mtt vollen Banden; die Unterscheidung wurde aber nicht streng durchgeführt. 
Mr das Bleichbiergebinde findet sich nur der Ausdruck „Faß", das Wort 
„Tonne" verschwindet allmählich. 

"») In Hamburg bestand schon im 15. Jahrhundert die Probe für See- 
bier (Bing, S. 253). Später findet sie sich überall. 

"") 1547 (Weißbrauerordnung) sind es 3 Brauerälteste und 3 andere 
Bürger. Alle Jahr gehen 2 ab und werden durch neue ersetzt. 

'") Zur Unterhaltung der Probe zahlte jeder Brauer für den Brau 2 S 
(1547). Rotseebier gibt für die Last 1Probegebühr (1554). 
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Ratsmitgliedes, dessen Urteil als entscheidend angenommen 
wurde, wenn sich die Probeherren nicht einigen konnten, das 
aber sonst in die Geschäfte nicht eingriff. Diese Behörde unter- 
suchte das Bier' '^^ auf seine Tauglichkeit. 

Vor allem lag dem Rat daran, daß der Ruf des Lübecker 
Biers im Lluslande nicht litt. So durste das Weißbier, das 
die Probe nicht hiell, nicht exportiert werden. Ja, wenn das 
für gut befundene Bier wirklich zum Versand kam, so mußte es 
„up dem stade" noch zum zweiten Male geprobt werden, „dar- 
mit de stömde Man durch vorfelschunghe des beeres nicht be- 
dragen werde"')". 

Aus demselben Grunde übertrug der Rat das Institut auch 
aus die Rotbrauer. Die Rotbrauerordnung von 1554 setzte fest, 
daß alles Wer, das über See geht, der Probe unterworfen 
werden solle "^). 

Aber diese Rotbierprobe scheint sich bei dem damals über- 
haupt sehr steien Betrieb nicht lange gehalten zu haben. Die 
Brauer wußten sich dem Zwang ganz zu entziehen, bis der 
Rat auf Beschwerden der Kaufleute 1582 die alle Forderung 
wieder in Krast setzte"'), zunächst allerdings nur auf westwärts 
gehendes Wer. Dann dehnte er sie aber auch auf die übrigen 
Biere aus"'). 

Betreffs des Stadtbieres ließ er ihnen, wie sie ja über- 
haupt steier organisiert waren als die Weißbrauer, steie Hand, 

Das gesamte Weißbier. 
Wetßbrauerordnung 1S47. 
Rolbier, das die Probe nicht hielt, durfte ebenfalls nicht exportiert 

werden, sondern mußte in der Stadt verkauft werden. Roter Stadtbier 
unterlag der Prob« nicht. 

In diesem Jahre hatten verschiedene Kaufleute die Brauer beim 
Rat auf 30 000 ^ Schadenersatz verklagt, weil ihnen ihr Bier, das sie nach 
Westen (Amsterdam und Antwerpen) gesandt hatten, schlecht geworden war. 

>»») Trotz Bitten der Brauer, sie mit der lästigen Probe zu verschonen. 
Zum Zeichen, daß das Bier die ij^obe gehalten hatte, wurde jedes Faß vom 
Bierbrenner gebrannt: Gutbier mit dem .Adler", weniger gutes Bier mU dem 
.Schild", Bergerbier mU des .Lontors Wappen", Schiffsbier mit dem .5". 
Ende des 17. Jahrhunderts wurde, um den Export zu heben, nicht mehr 
gestattet, Bier unter dem Schilde auszusenden. 
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bis 1656, als auch sie der Reihe unterworfen wurden, die 
Probepslichtigkeit auch auf das Stadtbier ausgedehnt wurde. 
So unterlag jetzt sämtliches Bier der Probe. 

Am Anfang des 17. Jahrhunderts wurde außer der Probe 
noch eine Nachprobe festgesetzt'^^. Im Winter hielt man ge- 
wöhnlich zwei, im Sommer drei Probetage wöchentlich, später 
überhaupt nur noch zwei'^^). 

Die Probe war gleichzeitig Gericht für Probevergehen. 

Stadt- und Seebier wurde an verschiedenen Plätzen ge- 
probt 

Die Zusammensetzung der Probebehörden änderte sich im 
Laufe der Zeit'^"). 

'") Am Tage nach der Probe kamen die Probeherren noch einmal 
zusammen, um aus den Krugen Proben kommen zu lassen, um nachträglicher 
Versälschung vorzubeugen. Man sandte anfangs eine Probetonne, später 
nur zwei Kannen oder Krüge zur Probe. Damit dies Bier nicht etwa extra 
gut hergestellt wurde, sondern von der gleichen Qualität war wie das übrige, 
waren sowohl in dem Weißbrauerknechteeid wie in dem Stadtbrauereid 
entsprechende Formeln vorgesehen. 

1669 für Weißbier am Mittwoch und Sonnabend vormittags, 
für Bleichbier nachmittags um 1 Uhr. 1676 und 1700 ff.: Freitag und Dienstag. 

>°°) Wo die Stadtbierprobe ftattfand, habe ich nicht finden können. 
Als um 17l)0 das Bierverkaufshaus gefchaffen wurde, fand sie hier statt. 
1713 ging dies Institut schon wieder ein. Im Anfang des 19. Jahrhunderts 
fand die Probe im Kanzleigebäude statt; seit 1851 im Brauerzunfthaus. 1858 
war das Probelokal im Stiehlschen Hause (Schüsselbuden). Die Seebierprobe 
fand an der Traue beim Fischergrubenturm statt. 

"") 1689 setzte sich die Behörde der Stadtbierprobe zusammen aus 
4 Brauern (2 Älteste und 2 Deputierte), 1 Bergenfahrer, 1 Krämer, 1 Mit- 
glied der großen Ämter. Allerdings hatten die vier Brauer nur drei Sttmmen, 
die übrigen je eine. Das blieb so mit Ausnahme einer Spanne Zeit in der 
Mitte des 18. Jahrhunderts, wo anscheinend nur drei Brauer bei der Probe 
saßen. Dann scheinen die vier Brauer auch vier Stimmen für sich in An- 
spruch genommen zu haben, was dann auch eine Vermehrung der Zahl der bürger- 
lichen Deputterten zur Folge hatte. Im Anfang des 19. Jahrhunderts sitzen statt 
eines Mitgliedes aus den großen Ämtern zwei bei der Probe. Die Seebier- 
probe handhabten 1554 3 Brauer und 4 Kaufleute; im 17. Jahrhundert ff.: 
1 Schonenfahrer, 1 Rigafahrer, 1 Stockholmfahrer, 3 Brauer. So war das 
Verhältnis zugunsten der Brauer verschoben. Die Leitung beider Proben 
lag in der Hand je eines Ratsmitgliedes, dessen Urteil bei Sttmmengleichheit 
enffchied. 
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Die Seebierprobe hielt sich bis in den Anfang des 19. Jahr- 
hunderts Länger hielt sich die Stadtbierprobe. Erst 1859 
wurde sie beseitigt. 

Das veraltete Institut hatte sich vollkommen überlebt. Die 
bürgerlichen Probeherren zogen sich allmählich von der Probe 
zurück, so daß sie schließlich nur noch in den Händen der 
Brauer lag, die parteiisch und nachlässig arbeiteten. Vor allem 
wurde die Probe dadurch illusorisch gemacht, daß man trotz 
verschiedener Verboteschon früh das Bier aussandte, ehe 
die Probe seine Tauglichkeit festgestellt hatte, so daß sie schließlich 
nur noch Sinn hatte für den Brauer, der bei Wrakung seines 
Bieres erhebliche Sttafe zahlte, nicht mehr für den Konsumenten, 
der für das gewratte Bier in den Krügen den vollen Preis 
bezahlen mußte. 

Außerdem war die Probe recht subjettiv. Sie war Mund- 
probe, bei der es auf den individuellen Geschmack der Probe- 
herren hinauslief. Ein wirklich objekttver Maßstab fehlle. So 
bot die Probe dem Konsumenten durchaus keine sichere Garantte 
für wirkliche Güte und mußte auch oft den Brauer ungerecht 
tteffen. 

1859 ttat an ihre Stelle Beauffichttgung der Anfertigung 
und des Verkaufs durch das Polizeiamt. 

Das Bier, das die Probeherren für untauglich befanden, 
wurde „gewratt" (d. h. für wrak erklärt). Eine absichtliche Ver- 
dünnung des Bieres, um mehr Geld herauszuschlagen, war 
streng verboten"'). Je nach der Güte wurde der Preis für 
das Wrakbier bestimmt, der für den Brauer beim Verkauf an 
die Krüger bindend war; mit den Bürgern konnte er sich 
einigen'"). Wrakbier durfte nur in solchen Krügen verzapft 

1808 ist der letzte Beleg. Nach einer ausführlichen Ordnung vom 
11. September 1680 müssen alle Fässer, die zur See gehen, numeriert in einer 
Reihe zwischen der Clemenstwiete und dem Fischergrubenturm morgens 
zwischen 9 und 10 Uhr aufgestellt werden. Von jeder Nummer (1 Brau) 
sticht der Bierstecher aufs Geratewohl ein Faß an und bringt die Probe davon 
den Probeherren. 

'") 1630, 1656, 1709, 1731. 
'") 1547, 1669, 1686. 
'") 1630. 
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werden, die für wrake und halbe Biere (Schiffsbiere) eingerichtet 
waren'"), wo sie zu festgesetztem Preis verzapft wurden. 

1686 wurde der Brauer, wenn sein Bier mißraten war, 
das erste- und zweitemal in demselben Quartal gewarnt; sein 
Bier passierte als „Warnungsbier" die Probe. Erst das dritte- 
mal wurde das Bier gewrakt. Aber schon die Brauordnung 
von 1689 hob diesen Gebrauch wieder auf und setzte feft, daß 
das untaugliche Bier zum erstenmal für bestimmten Preis 
nach St.-Annen-Zuchthaus gebracht, zum zweitenmal als 
Schiffsbier verkauft und das drittemal konfisziert werden 
sollte'"). 

Später kümmerte man sich nicht mehr um den Verbleib 
des Wrakbieres, sondern überließ das Risiko des Verkaufs den 
Brauern und Krügern""). Um den Brauer anzuhalten, gutes 
Bier zu brauen, wurde schon im 17. Jahrhundert auf Wrakbier 
eine gewisse Strafe gesetzt, die im Laufe der Zeit bedeutend 
erhöht wurde. 

Alle Maßregeln aber konrrten die zunehmende Werver- 
schlechterung nicht hemmen. 

2. Bierverkauf und Biertransport. 

Zunächst hatten Bürger und Krüger fteie Wahl, welchen 
Brauer sie mit der Bierlieferung beauftragen wollten. Diese 
fteie Konkurrenz der Brauer war angängig, solange die Rot- 
brauer mehr zum Versand brauten als für die Krüge, obwohl 
doch schon früh Unterbietungen und Zugaben, um die Krüger 
zu gewinnen, vorgekommen sind'"^). 

Je mehr dann aber der Export zurückging, desto größer 
wurde die Konkurrenz in der Stadt, die schließlich in der Mitte 

"°) 1630. Später versuchte man bestimmte Wrakbierkrüge einzurichten, 
die nur Wrakbier zapften (1674), gab den Versuch aber bald wieder aus (1686). 

'") Auch das hörte bald auf. Das Wrakbier wurde wieder auf be- 
stimmten Preis gesetzt. Im 19. Jahrhundert wurde der Brauer das erfte- 
mal im Jahr gewarnt, erst das zweitemal wurde das Bier gewrakt, viel- 
leicht weil die Strafsumme so hoch war (Behrens, S. 180). 

"') (ks war schließlich auch unmöglich, da das Bier, bevor es zur Probe 
kam, schon längst verkauft war. 

"h So verbot schon die Ordnung von 1363 Geschenke an die Krüger, 
und die von 1388 den Verkauf des Bieres unter festgesetztem Preis. 
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des 17. Jahrhunderts dazu führte, daß die Brauer vollständig 
in die Hand der Krüger gerieten und ihr Bier nur unter Preis 
und mit Geschenken loswerden konnten. Um diesem Zustand 
ein Ende zu machen, wurden auch die Rotbrauer der Reihe 
unterworfen, wodurch sich die Zahl der jeweils konkurrierenden 
Brauer bedeutend verminderte. Aber damit noch nicht genug, 
wurde den Krügern die Wahlfreiheit ganz genommen und ihnen 
vorgeschrieben, ihr Bier von der Probe zu nehmen, wo sie 
Anweisungszettel an die einzelnen Brauer erhiellen^^d). 

Wenn dies wirklich durchzusetzten gewesen wäre, so hätte 
es völlige Ausschaltung der Konkurrenz bedeutet, aber es war 
eben nicht durchzusetzen. 

Anders verhiell es sich mit den Bürgern. Ihnen wurde 
die Wahlfreiheit nie genommen. Sie konnten ohne Zwischen- 
instanz dirett vom Brauer beziehen. Da aber später bei Ein- 
führung der Reiheordnung der einzelne nicht wissen konnte, 
welcher Brauer gerade braute, so waren verschiedene Maßregeln 
gettoffen, um das Publikum davon in Kenntnis zu setzen""). 
Selbstverständlich konnten sie auch ebenso wie die Krüger sich 
das Bier auf der Probe anweisen lassen"'). 

1696 suchten die Brauer den Verkauf noch mehr zu zenttali- 
sieren. Weil die Verordnungen bettesfs der Krüge nicht beachtet 
wurden und das Bier doch mit Umgehung der Probe unter 
der Hand verkauft wurde, richteten sie in der Fleischhauersttaße 

Vorschrift 1656; 22. November, 17. Februar 1671; 1. August. 
20. Februar 1672; Brauordnung von 1689: „die Krüger sollen allen Brauern 
gemeinsam sein, deswegen sollen sie samt und sonders gehalten sein, ihr Bier 
von der Probe zu nehmen". 

1669 wurde täglich eine Tafel ausgehängt mit den Namen der- 
jenigen Brauer, die gerade brauten, und zwar 1. an der Börse am Markt, 
2. an der Tür der Zulage auf St.-Marien>Kirchhof, 3. auf der Probe. 1672 
war außerdem bei der Probe noch ein Angestellter, der die Leute anwies, 
wo sie Bier bekommen konnten. 

"') Zu den Zwecke war den Brauern streng befohlen, während der 
Probezeit eine bestimmte Anzahl Fässer in ihrem Keller liegen zu lasien 
und diese nicht eher auszusenden, als bis sie einen AnweisungszeUel von der 
Probe in Händen hatten: 1669 mindestens 6 Faß; 1678/76 von jedem 
'/, Malz 2 Faß Bier und 2 Faß Schifssbier (8 Tage lang); 1686 von 
jedem '/» Malz 1 Faß Bier und 1 Faß Schiffsbier (bis 1 Tag nach der Probe); 
1832 für den Brau 1 Faß Bier (bis der worfführende Ältermann es freigibt). 
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ein Bierverkaufshaus ein. Den Brauern wurde verboten, ihr 
Bier direkt an die Krüger zu verkaufen. Der ganze Vertrieb 
fällte durch das Bierverkaufshaus gehen, wo die Verwaltung^") 
den Krügern gegen Barzahlung Anweifungszettel an die ein- 
zelnen Brauer ausgab. An die Bürger durfte der Brauer 
direkt verkaufen, mußte es dann aber bei den Verwaltern an- 
zeigen. 

Diefe Einrichtung wäre an fich vortrefflich gewefen. Da 
aber der ganze Betrieb nicht straff organisiert war, sondern 
unordenllich und lässig gehandhabt wurde, so war schließlich 
der Schaden größer als der Nutzen. Fast alles Bier wurde 
unter der Hand verkauft, so daß der Käufer, der sich beim 
Berkaufshaus angab, seinen Anweisungszettel oft verschiedene 
Male umschreiben lassen mußte, da die Brauer, die den Ver- 
trieb im Hause leiteten, nicht Bescheid wissen konnten, wer noch 
Bier hatte'"). Daher drangen die Ämter bald auf Abschaffung 
dieser Einrichtung und erreichten sie schließlich 1701. Aber sie 
lebte noch einmal wieder auf. 1709 wurde sie wieder zum 
Versuch genehmigt'"), um nach vier Jahren zum zweiten- 
mal dem Drängen der Ämter zum Opfer zu fallen'"). 

So trat der alte Zustand wieder ein. In direktem Verkehr, 
den niemand mehr hinderte, vollzog sich jetzt der Verkauf sowohl 
zwischen Brauer und Bürger, als auch zwischen Brauer und 
Krüger. 

Zum alleinigen Transport des Bieres waren die Bier- 
spunder berechtigt'"). Sie spundeten die Fässer zu, besorgten 
den Transport der Tonnen in die Krüge und Bürgerhäuser'") 
und führten auch das Malz zum Schroten in die Mühle. 

Sie waren Verlehnte. Wer ein Bierspundergewerbe be- 
treiben wollte, mußte die Hälfte eines Bierspunderwagens eigen- 

12 Brauer. 
Da die Brauer kein Verzeichnis des ausgesandten Bieres mehr 

einschickten. 
"') Der Rat hatte damals gewisse Verpflichtungen den Brauern gegenüber. 
"b) Trotzdem die Brauer an den Reichshoftat appellierten, blieb es dabei. 

1363 ist dieser Name noch nicht vorhanden, hier ist nur allgemein 
von Trägern die Rede. Im 15. Jahrhundert kam der Name wahrscheinlich auf. 

Zum Transport des außerhalb der Stadt gehenden Bieres waren 
sie nicht ausschließlich berechtigt. 
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tümlich erwerben. Sie bezahlten für ihr Lehen an den Rat 
nichts. Als allmählich die Zahl der Bierspunderwagen fest 
wurde, da der Rat nicht mehr zuließ, ließen sie sich ihr Privileg, 
das nun zu einer Realgerechtigkeit geworden war, beim Verkauf 
des Wagens teuer bezahlen. Schon eine Ordnung von 1509 
schrieb vor, daß kein Bierspunder dem anderen die Kundschaft 
wegnehmen dürfe. Jeder hatte seine bestimmten Brauer, in 
deren Belieben es stand, sich ihre Bierspunder auszusuchen. 
Jeder Wagen hatte zwei Bierspunder. Wollte ein Teil seinen 
Anspruch verkaufen, so mußte er sich mit seinem Kompagnon 
betteffs eines Ersatzmannes vergleichen. 

1761 gab es 36 Bierspunder Jeder Wagen hatte 
anfangs etwa acht bis neun Häuser, dann nach 1761 mit Ver- 
minderung der Braugerechtigkeiten sieben bis acht, im 19. Jahr- 
hundert noch etwa vier bis fünf zu versorgen 

Außerdem waren sie von Rats wegen verpflichtet, zusammen 
mit den Karrenführern bei Feuersbrunst den Wasserttansport 
zu besorgen 

Sie unterstanden dem Trägerältermann. 

c) Biersatz. 
In den Anfängen des Braugewerbes wird jeder das Bier, 

das er herstellte, so teuer verkauft haben, wie er konnte. Mit 
zunehmender zünfttger Organisatton aber machten sich auch hin- 

18. Ihrh. 1795 

2F 
1'/. - 

1 . 

3./^ 
2 . 

1',. . 

1800 

3F 
2'/. . 
IV, . 

1805 

3 . 
1'/. . 

'") Diel größer wird die Zahl im 16. und 17. Jahrhundert auch nicht 
gewesen sein. 1800 waren es noch 32, 1805 noch 30 und 1864 noch 28. 

"°) Als Lohn erhielten sie: 
1363 1562 1624 

für ein Brau — 2 K* 4 /l* 
für ein Faß . 2 ^ — — 
für ein V, Faß — — — 
für ein V« Faß — — — 

* Weißbier. 
Außerdem erhielten sie im 19. Jahrhundert für das Ausfahren von 
1 Last Malz 2^8^, für das Einholen der leeren Fäsier für die Last 2 A 8 F, 
für das Zuspunden der Fässer erhielten sie auch noch eine Kleinigkeit. 

Feuerordnung 1545, 1707, 1761. Die Bierspunder fahren das 
Wasser vor, die Karrenführer hinter das Feuer. Als Lohn erhielten fie für 
die erfte Fuhre 8F, für die zweite 6 F, für die dritte 4 für die vierte ff. 
1 ./l pro Tonne. Außerdem erhielten fie und die Träger jeden Montag vor 
Pfingften 2 Laft Brandbier von der Wette zum Geschenk. 
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sichüich des Bierpreises nivellierende Bestrebungen geltend. Schon 
in der Ordnung von 1363 war den Brauern ein Maximalpreis 
sür die Tonne vorgeschrieben. Auch in diesem Punkte wurde die 
Ratspolitik von den Interessen der Konsumenten geleitet, indem 
sie dem Brauer eine gewisse Preisgrenze zog, über die er nicht 
hinausgehen durste'b'). 

War so für den Konsumenten gesorgt, so war den Brauern 
anderseits darum zu tun, daß die Konkurrenz den Preis nicht 
drückte. 

Auch in diesem Punkte ist die Brauordnung von 1388 ein 
Sieg der ärmeren Mehrheit über die kapitalkräftige Minderheit. 
Der festgesetzte Preis war jetzt nicht mehr Maximaltaxe wie 
1363, sondern die feste unveränderliche Norm, nach der sämt- 
liche Brauer sich zu richten hatten"'), so daß Unterbietungen 
seitens Kapitalkräfttgerer nicht mehr zu fiirchten waren. 

Allerdings bezog sich diese Norm nur auf das Stadtbier"'). 
Was der Brauer ins Ausland versandte, verkauste er so teuer, 
wie er konnte. 

1388 und 1416 überließ der Rat den Brauern selbst die 
Festsetzung des Preises. Ihre Älterleute waren befugt, den 
Brauern den Preis vorzuschreiben. 

Im 16. Jahrhundert jedoch führte ihn eine Polittk, die 
überhaupt bestrebt war, die Brauer mehr unter stine Vor- 
mundschast zu ziehen, zur Beschränkung dieser Autonomie. So- 
wohl die Weißbrauordnung von 1547 wie die Rotbrau- 
ordnung von 1554 legte die Bierpreissetzung außer in die Hand 
der Ällerleute auch in die der Mziseherren, die die Ratsinteressen 
vertraten. Hatten diese sich geeinigt, so teilten sie den festgesetzen 
Preis dem Rat mit, der ihn dann publizierte, sich auch die 
letzte Entscheidung vorbehielt. 

Die Preissetzung fand zweimal im Jahr statt'"). 

Solche Maximaltaxen finden sich z. B. auch in Brandenburg und 
Preußen. Häufiger sind Mindesttaxen mit der Aufforderung an den Brauer, 
so teuer zu verkaufen, wie er kann (Bing, S. 2SS). 

Verbote, das Bier unter Preis zu verkaufen: 1388, 1416. 
"') Ebenso 1554, 1656. 

1388 einfach „na der tyd". 1547 Lätare und Martini (Weihbrauer), 
1554 Andrea und Mitfasten (Rotbrauer), seit 1656 Philippi Iakobi und 
Martini. 



113 

Nach einem Bericht eines Brauers aus der Mitte des 
17. Jahrhunderts"») müssen sich die Rotbrauer dieser Bevor- 
mundung aber zu entziehen gewußt haben, denn er betont aus- 
drücklich, daß die Rotbrauer als „Commercienwerk" in der 
ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts den Bierpreis nur durch 
die Ällesten und Sootherren sestsetzen ließen, während die Weiß- 
brauer die alte Ordnung bewahrten. Nach 1656 mußten sich 
auch die Rotbrauer der alten Ordnung fügen. 

Im 17. und 18. Jahrhundert ging die Preissetzung mehr 
und mehr in die Hand des Rats über, der sich durch beeidigte 
Kornmakler über den Kornpreis informieren ließ, und die Brauer 
hatten durch ihre Ällesten nur noch beratende Stimme. 

Schon die alten Ordnungen"^) besttmmten, daß sich der 
Bierpreis nach dem Gerstenpreis richten sollte. Als der teuerste 
und wichtigste Braustoff wurde das Korn zum Maßstab 
genommen"^). 

Aber eine feste Proportton hat es in Lübeck nie gegeben. 
Erst im 18. Jahrhundert finden sich Versuche, das Verhältnis 
zu normieren; man ist aber zu einer allgemeinen gülligen 
Proportton nicht gelangt"^. 

>»») Bericht des Brauers Hinrich Plan (Akten: Brauwerk Bol. l,)- 
'») 1S47 und 1554. 1388 und 1416 heißt es nur „na der tydt". 
"h Ebenso auch in Ratzeburg. 

über das Berhältnis in der älteren Zeit ist nichts bekannt. Nur 
der Vergleich des tatsächlichen Preises mit dem gleichzeitigen Gerstenpreise 
kann ein Bild liefern (s. die Bierpreisstatistik am Ende dieses Kapitels). Nach 
dem Bericht des Brauers Plön verfuhren die Rotbrauer Anfang bis Mtte 
des 17. Jahrhunderts folgendermaßen: wenn die Gerste für den Scheffel 20 
galt, so setzten sie das Bier auf 6 Mark; von 20 F legten sie so viel Schillinge 
als der Scheffel Gerste höher galt, auch dem Tonnenpreise zu. 1706 liegt 
folgendes Projekt der Brauerzunft vor: 1 Scheffel Gerste: 20 ^ — das Faß 
7 Mark, 1 Scheffel Gerste: 20—30 F — das Faß 8 Mark, 1 Scheffel 
Gerste: 30—40 F — das Faß 9 Mark; das wurde aber nach Prüfung 
durch den Bürgermeister Dorne abgelehnt. Aus verschiedenen Dekreten 
(25. Mai 1709; 20. Januar, 3. März, 10. Juni 1719; 29. April 1739; 
11. November 1748) ergibt sich folgende Proportion: 1 Last Gerste: 36 Reichs- 
taler — das Faß 7 Mark, 1 Last Gerste: 48 Reichstaler — das Faß 8 Mark, 
1 Last Gerste: ca. 66 Reichstaler — das Faß 9 Mark. 1776 findet sich das 
Verhältnis: bis 36 Reichstaler die Last — 6 Mark das Faß, 36—50 Reichs- 
taler die Last — 7 Mark das Faß, 50 Reichstaler bis 200 Mark die Last 
— 8 Mark das Faß, über 200 Mark die Last — 9 Mark das Faß. 1830 

8 Ztschr. d. «. f. L. s. XVII, 1. 
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Gewohnheitsmäßig setzte man den Bierpreis nach dem 
Gerstenpreise fest. Gewöhnlich richtete man sich danach, ob seit 
dem letzten Biersatz ein Fallen oder Steigen der Gerstenpreise 
stattgefunden hatte, oder ob das Anhalten der Kollegien um 
Erniedrigung oder der Brauerzunft um Erhöhung besonders 
dringend nötig war. Auch war eine Preissetzung nur nach dem 
Gerstenpreis einseillg. Mehr noch als es zum Teil geschehen'^^), 
hätten noch andere Momente berücksichtigt werden müssen, wie 
Holz, Hopfen, die allgemeine wirtschaftliche Lage. 

So war die Preissetzung schwierig. Außerdem war der 
Rat in seinen Festsetzungen nicht frei. Er stand in einer üblen 
Mitte. Machte er es den Brauern recht, so revoltierten die 
Ämter und umgekehrt. Es kam oft wegen der Bierpreise zu 
stürmischen Szenen, ja zu kleinen Ausständen, und der Rat 
hatte nicht immer den Mut, festzubleiben und sich nicht ein- 
schüchtern zu lassen""). In einer kleinen Preisstatistik möchte 
ich noch ein Bild des Verlaufes geben, indem ich durch gleich- 
zeittge Beifügung des Gersteripreises das tatsächliche Verhältnis 
vor Augen führe. Anspruch auf Vollständigkeit macht diese 
Tabelle nicht. Es ist nur um das Bild des Verlaufes zu tun. 

schlug die Wette folgende Norm vor: unter 19 Reichstaler die Last — 9 Mark 
das Faß, 19—35 Reichstaler die Last — 10 Mark das Faß, 35—51 Reichs- 
taler die Last — 11 Mark das Faß, 51—67 Reichstaler die Last — 12 Mark 
das Faß, 67—83 Reichstaler die Last — 13 Mark das Faß, 83—99 Reichs- 
taler die Last — 14 Mark das Faß, 99—115 Reichstaler die Last — 15 Mark 
das Faß, über 115 Reichstaler die Last — 16 Mark das Faß. Diese Norm 
wurde dekrettert und zur etwaigen Benutzung bei künfttgen Biersätzen an- 
genommen, aber benutzt wurde sie nicht. 

1. Mai 1731 versprach der Rat, künfttg nach Beschaffenheit und 
Umständen der Zeiten sowie es Billigkeit zwischen Verkäufer und Käufer er- 
fordere, den Preis zu determinieren. 1629 und 1740 wurde wegen des 
teuren Hopfen- und Holzpreises das Bier höher gesetzt. 

'd") 5. Mai 1719 fand wegen des zu hohen Bierpreises eine Remon- 
stration der Ämter statt, die sich vor dem Rathause zusammenrotteten, so daß 
der Rat es nicht wagte, den betreffenden Preis zu verordnen. Ebenso gingen 
1724,1725,1728 und sonst öfters die bürgerlichen Kollegien in corpore gegen den 
Rat vor, und zwar mit Erfolg. Bei den Brauern war der Bierpreis der 
ewige Zankapfel, der auch in verschiedenen Unruhen eine Hauptrolle spielte 
(Höveln, S. 66 ff., 76 ff.; Lüb. Bll. 1859, S. 259 ff.). 



115 

Tonnenpreis: Gerstenpreis für den Scheffel: 
8 __ 

12 — 
24 -ca. 2 

25 V, - ca. 3 - 

Weißbier Rotbier Gerstenpreis 
für die Tonne: für die Tonne: für die Tonne: 
. 4 A 4 — 8 st 

1566   3 - 4 - — 10 - 
1566  4-4- — — 
1597   4 - 2 - — 13 - 
1597   4 -10 - — — 
1598   5 - — 16 - 
1602   5 - 6 ^ 14 - 
1624   8 - — — 
1624   9 - — — 
1625   6 - — — 
1627   7 - — — 
1629   8 - — — 
1630   10 - — — 
1631  9 - — — 
1632   8 - — — 
1644   8 - 7 ^ — 

Jahr: Weißbier: Gerste für den Scheffel: 
1649   8 ^ — 
1650   9 - — 
1650   10 - — 
1653   10 - — 
1675   9 - — 

Jahr: Bleichbier: Gerste für den Scheffel: 
1659   8 ^ 26 st 
1660/61   9 - 2 ^ 
1662   9 - 30 st 

Jahr: 
1309 . . . 
1363 . . . 
1442 . . . 
1460 . . . 

Jahr: 

'") M. f. L. G. 3. S. 43. 
"V Brauerordnung v. 1363: zu verstehen: Bier einschließlich der Tonne. 

Bruns, S. l-V. 
L.U.B. 7. Nr. 962. 
Hansen, Anhang. 

«E 
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Jahr: Bleichbier: Gerste für den Scheffel: 

1663   7 
1664/70   7 
1675   8 
1676   8 
1677   7 
1687   6 
1689   6 
1697   8 
1700    . 7 
1702   7 
1703   6 
1719  8 
1721  7 
1790'«°)  9 
1795   10 
1795   11 
1800   11 
1805   13 
1805   14 
1810  12 
1815  12 
1815 ....... 11 
1820   10 
1820   9 
1825   9 
1825   10 
1830   10 
1830   11 
1835   10 
1835   10 
1840   12 
1840   12 
1845   11 

^ 1 ^ 
- 14—15 fi 
- 24 
- 23 - 
- 20 - 
- 8 st — 
- 8 - — 

- 7 st 

60— 66 Rtl. die Last 
84-86 - - - 

94 - - - 
96—100 - - - 

110 - - - 
124 - - 

52—60 - - 
56-64 - - 
50-60 - - - 
48'/. - - - 
39'/, - - 

28—34 - - - 
40—44 - - - 

41 - - - 
50'/. - - 

46 - - - 
über 50 - - - 

66-74 - - 
61- 71 - - - 
50-60 - - 

Die Preisstatisttk von 1790—1864 ist genau durchgeführt unter Bei. 
fügung von Gersten», Holz- und Hopfenpreis auf einer Tabelle: Brauwerk, 
Bol. t>I. Ich bringe hier den Preis in Abständen von je 5 Jahren. 
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Jahr: 

1845 
1850 
1850 
1855 
1855 
1860 
1860 
1864 

Bleichbier: 

12 ^ 
10 - 
11 - 
13 - 
14 - 
13 - 
13 - 
12 - 

Gerste: 

63—67 Rtl. die Last 
45—50 - - - 
48—56 - - - 

93 - - - 
107 - - - 
270 ^ - 
300 - - - 
220 - - - 

(wird fortgesetzt.) 
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iHkleine Mitteilungen. 

Linige lpätmittelalterliche Llnngeräte. 

In Nummer 4 der Mitteilungen aus dem Museum für 
Hamburgische Geschichte') bespricht Pros. l)r. O. Lauffer einige 
„spätmittelalterliche Zinnfunde aus Hamburg und einige nieder- 
deutfche Vergleichsftücke". Es handelt sich hierbei um elf 
Zinnkannen und um einen Zinnbecher. Von diesen Stücken 
befinden sich zwei Kannen im Museum für Hamburgische Ge- 
schichte, eine im Museum sür Kunst und Gewerbe in Hamburg, 
eine im historischen Museum zu Bremen, zwei im Kunstgewerbe- 
museum zu Berlin und eine in der Altertumssammlung zu Götttn- 
gen'^). Den größten Bestand an diesen seltenen Zinnarbeiten 
hat das hiesige Museum auszuweisen, nämlich drei Kannen und 
einen Becher. Als Ergänzung hierzu möchte ich auf eine im 
Privatbesitz befindliche Kanne ausmerksam machen (s. d. Tasel). 
Sie gleicht am meisten der einen Lübecker (Mus.-Jnv. Nr. 4217; 
Lauffer, Abb. 9). Wie diese hat sie nicht einen besonderen Fuß, 
sondern steht auf der Bodenplatte; dicht oberhalb derselben ist 
die Kannenwandung schars eingezogen, was auf den ersten Blick 
den Eindruck hervorruft, als stände sie auf einem hohlen Fuß; 
so aber wird, vornehmlich wenn sie gefüU ist, ihre Standfestig- 
keit bedeutend erhöht. An der Stelle, wo die Gefäßwandung 
sich nach oben hin verjüngt, ist ein feiner Reif als Trennungs- 
linie hineingearbeitet. Der obere Teil ladet wieder etwas aus, 
worauf sich dann mit einer scharfen Knickung das fast senkrechte 
Randstück ansetzt. Der Deckel ist wie bei allen übrigen flach 
gewölbt und in der Mitte mit einer runden Platte bedeckt, von 
der Lauffer annimmt, daß sie „wohl vor allen Dingen zur 
Bersteifung dient""). Der am Kannenrand und an der Aus- 
bauchung angelötete 5-förmige Henkel ist mit einer Laubranke 

') 7. Beiheft, 2. Teil zum Jahrbuch der Hamburgtfchen wissenschaftlichen 
Anstalten. XXX, 1912. Hamburg 1913. 

H a. a. O. S. 8 u. 9. 
a. a. O. S. 12. 
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in Flachrelief geschmückt. Oben trägt er zwei seitliche Laschen, 
die den Drehstift des Deckels halten. Dieser Stift geht durch 
ein starkes, senkrecht stehendes Zinnband, das fast bis zur 
Mittelplatte des Deckels reicht. Das bei fast allen anderen 
Kannen sich findende Widerlager mit den beiden seitlichen 
Knöpfen oberhalb des Gelenks fehll bei unserm Stück; statt 
dessen ist das Zinnband an der betreffenden Stelle bedeutend 
höher. Was die Maße anbetrifft, so stellt sich heraus, daß das 
hier beschriebene Exemplar kleiner ist als die von Lauffer ver- 
öffentlichten. Die Höhe ist 15 am, der Durchmesser des Bodens 
bettägt 9,3 cm und der des Ausgusses 8,5 cm. Aber gleich den 
übrigen ist es ein Bodenfund, der bei den Ausschachtungs- 
arbelten zum neuen Theaterbau gemacht wurde. Irgendwelche 
Marke oder Zinnplaketten, wie sie eine größere Zahl der bei 
Lauffer erwähnten Kannen ausweist, ttägt unsere nicht. Höchst 
wahiicheinlich hat man diese Kanne aber doch als Lübecker 
Arbeit anzusehen, ebenso wie die ihr ähnliche im Museum, 
überhaupt muß diese Form hier sehr gebräuchlich gewesen sein; 
denn sie findet sich in gleicher Weise wieder auf dem Schinkel- 
Altar in der Marienkirche, der datiert ist von 1501 und in ein- 
zelnen Teilen dem Lübecker Maler Hermann Rode zugeschrieben 
wirdH. Auf der Flügelinnenseite dieses Altars sieht man links 
vorne einen kleinen achffeittgen gedeckten Tisch, worauf ein 
Zinnteller mit einem Fisch, ein Messer, Brot sowie die erwähnte 
Zinnkanne zu sehen sind. Gleichzeitig gewährt dieser Altar auch 
eine ungefähre Datterung des beschriebenen Zinngerätes ^). 

Vgl. „Bau- und Kunstdenkmäler der freien und Hansestadt Lübeck" 
Bd. II, S. 219 ff. (wo auch Abbildung). 

°) Kurz vor Drucklegung obiger Mitteilung werde ich auf ein weiteres, 
bis dahin unbekanntes Vergleichsstück aufmerksam, das R. Hausmann in den 
soeben effchienenen „Baltischen Studien" veröffentlicht („Baltische Studien 
zur Archäologie und Geschichte", herausgegeben v. d. Ges. f. Gesch. u. Alter- 
tumsk. d. Osffeeprovinzen Rußlands. Berlin 191-t, S. 241—248 u. Taf. XXIII). 
Es handelt sich um eine Kanne des Museums der gelehrten Estnischen Ge- 
sellschaft zu Dorpat. Sie ist gleich den unseren ausgebaggert, und zwar im 
Embach bei Dorpat, und ähnelt besonders der bei Lauffer Fig. 8 abgebildeten 
Lübecker Kanne, wenn sie auch etwas schlanker ist. Ihre Höhe mißt 24 cm, 
der Durchmesser des Fußes 16,7 cni und der der Mündung 10 cm. Der 
Deckel weist auch das charakteristtsche Zinnband sowie die Rundscheiben mit 
Buckeln am Widerlager auf. Auch die Zinnplakette im Boden ist vorhanden, 
nämlich eine thronende Maria. Dieses Medaillon stimmt mit dem bei Lauffer 
Fig. 25 abgebildeten aus der Lübecker Kanne überein. Im Deckel sitzt dann 
noch eine achtblätterige Rosette. Mit der späteren Markierung des sog. Rosen- 
zinns hat diese Rosette noch nichts zu tun; denn der Feingehalt an Zinn bei 
der Kanne ist nach der beigegebenen Analyse recht niedrig (51,05 ^ zu 49,4 H 
Blei bzw. A),9 ^ zu 49,15 ^ Blei) und enffpricht durchaus nicht den sonst 
damals üblichen Vorschriften. Die Lübecker Kannengießerrolle von 1508 wie 
auch die Wismarer von 1387 und manche andere verlangen für Kannen und 
„Mankgut" eine Mischung von 3 Teilen Zinn und 1 Teil Blei. Allerdings 
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Während diese Kanne, wie schon erwähnt, keine Marke 
ausweist, möchte ich hier ein weiteres Beispiel erwähnen, das 
sowohl sür die Markierung dieser Stücke von Bedeutung ist, 
wie auch für Lübeck besonderes Interesse hat. Es ist das eine 
Tonkanne mit Zinndeckel aus der Zeit um 1500. Der Deckel 
hat einen Durchmesser von 6 cm, eine Höhe von 2,5 cm und ist 
gewölbt. Seine Befestigung entspricht ganz derjenigen bei den 
Zinnkannen. Im Innern ist ein lübischer Doppelhohlpfennig oder 
Blasiert mit Strahlenrand und Doppeladler eingelassen«). In 
dieser Hinsicht bildet der Krug eine Ergänzung zu den von 
Lausier a. a. O. auf Seite 14—16 angeführten Stücken. Wie 
bei diesen so haben wir auch sicher hier den Hohlpfennig als 
Ursprungsmarke anzusehen und den Deckel also als Lübecker 
Arbeit anzusprechen. Nach freundlicher Mitteilung von Herrn 
Pros. vr. G. Brandt, dem Direttor des Thaulow-Museums in 
Kiel, stammt diese Kanne aus einem Probsteier Bauernhaus. 
Sie gehört jetzt zu den Ausstattungsstücken des Zimmers aus 
dem 15. Jahrhundert (Raum 7 des genannten Museums)^. 

Als süddeusiches Vergleichsstück will ich hier noch einen 
kleinenZinnbecher erwähnen (s. d. Tafel). Er stimmt, in der Größe 
mit dem im hiesigen Museum befindlichen (Lausier, Abb. 10) un- 
gefähr überein; die Höhe ist 8 cm, der obere Durchmesser 
7,7 cm, der untere 4 cm. Die Form ist jedoch abweichend. 
Ein besonderer Fuß ist nicht vorhanden; von der Bodenplatte 
aus erhebt sich der Becher zylindrisch und ladet oben stark aus. 
Dicht unter dem Rande ist die Außenseite mit einem 9 mm 
breiten, scharf modellierten schönen Rankenfries geschmückt 
(s. d. Tafel). Innen findet sich an derselben Stelle ein feiner 
Linienreif eingeätzt. Leider weist die Wandung an der einen 
Seite ein ca. 1 qcm großes Loch auf, das durch Feuer ent- 
standen sein muß; denn noch hängen Tropfen des geschmolzenen 
Zinnes nach innen hinein. Der Becher ist s. Z. in der Wakenitz 
beim ehemaligen Tivoli gefunden worden und befindet sich 

forderte Riga (nach Demiani. „Franz Briot, Caspar Enderlein und das Edel. 
zinn", Leipzig 1897, S. 108) für diesen Zweck ein Teil Zinn und ein Teil 
Blei. Da der Verfasser den Herstellungsort frei läßt, so wäre hiernach an- 
zunehmen, daß die Kanne aus Riga stammt, während sonst die mancherlei 
Ähnlichkeiten mit den Lübecker Stücken auf Lübeck als Ursprungsort hinweisen 
würden; auch die lübeckischen Pfundzollbücher 1492—96 (Dr. F. Bruns in 
Hans. Geschichtsbl. 1908, S. 397 und 407) führen Zinnkannen sowie Zinn 
besonders nach Reval als Ausfuhrartikel an. ^ 

H H. Behrens, „Münzen und Medaillen der Stadt und des Bistums 
Lübeck" (Berlin 1905) S. 13 setzt diese Blafferte „Ende des 15. und Anfang 
des 16. Jahrhunderts, nach 1492". ^ ^ , 

') Vgl. G. Vrandt, „Führer durch die Sammlungen des Thaulow- 
Museums in Kiel", Kiel 1911, S. 21 und 22, wo diese Kanne allerdings nicht 
besonders erwähnt ist. 
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hiesigen Privatbesitz. Er ist Nürnberger Arbeit; unter 
^mBoden sieht man nämlich in einfachem Linienkreis folgende 

Schild geteilt, oom halber Adler, hinten drei 
Schragbalken mit einem zwischen den beiden oberen. Nach 
fteundlicher Mitteilung von Herrn Pros. Dr. E. Hintze in Breslau, 
unseM ^ten Kenner der deutschen Zinnarbeiten, handelt es sich 
um ^e Marke des Nürnberger Zinngießers Albrecht Preisensin, 
der Ende des 16. Jahrhunderts wirkte. Daß sich hier ein so 
a^emeines Gebrauchsstück wie der Zinnbecher nürnbergischen 
Ursprungs findet, darf nicht wundemehmen; denn nach Wehr- 
mann°) genossen gerade die Nürnberger hier, im Gegensatz zu 

uvngen „Gästen", weitgehende Vorrechte, wie umgekehrt 
die Lübecker in Mrnberg. Sie dursten die Verkaufslokale mit 
den Erzeugnissen ihrer Vaterstadt ständig offenhalten, was 
sonst den Fremden nicht gestattet war; 1438 wurde ihnen vom 
Nat zum erstenmal ihre Vergünstigungen öffentlich bestätigt. 

I. Warncke. 

Lln Seilrag zur lübeckischen Llockenkunde. 

hiesigen Staatsarchiv herausgegebenen 
„Lub. Glockenkunde" des verstorbenen Pros. Dr. Th. Hach des 
verdienswollen Forschers auf dem Gebiete der Wbeckischen Kunst- 

^^^^^^^^Zkschichte, wird aus Seite 1t der ehemaligen Abend- 
glocke von St. Ägidien Erwähnung getan. Danach ist sie 1326 
gegossen, wog 2328 T und ist 1682 von Albert Benning beim 
Guß der kleinen Sermonglocke miteingeschmolzen worden. Aber 
auch ihre Inschrift und der Name ihres Gießers sind noch er- 

von Melle erwähnt in seiner im Anfange des 
18. I^rhiinderts enfftandenen zweibändigen, im Manuskript auf 
der Stadtbibliothek befindlichen „Ausführlichen Beschreibung 
der Kayserlichen, Freyen, und des H. Römischen Reichs Stadt 

Glocken. Nur von St. Ägidien gibt er die 
Inschristen von zwei solchen an. Seite 386 heißt es bei ibm- 

Jahren (eben 1682!) ward eine Glocke der St' 
ÄgldienklAe mngegossen, auf welcher zu lefen war: >^nno 
vomini terig sextre, snte Ncitivitstem t>este 

vnginis (3. Sept. 1326) per msnum t^sgistri 
^icli tsets 5UIN. Sonsolor vivs, kleo mortus, pello noeivs " 
^vannt ist zugleich ^r Name eines unserer ältesten hiesigen 
Glockengießer der Nachwelt erhalten geblieben. Von der 

1872 S "Die älteren Lübeckischen Zunftrollen" 2. Aufl. Lüb. 
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Tätigkeit und den Arbeiten dieses Magisters Willefridus ist 
nichts bekannt. Doch ist die Möglichkeit oder mehr noch die 
Wahrscheinlichkeit vorhanden, daß unsere älteste Glocke von 1315 
(fricher im Dom, jetzt im Museum, Glockenkunde S. 25) oder 
die Glocke aus dem 14. Jahrhundert im Dom (Glockenkunde S. 24) 
oder die Clemensglocke in St. Iakobi (Glockenkunde S. 38) aus 
seiner Werkstatt stamme. Wenn auch die Inschrift der zweck- 
genannten mit der unsrigen völlig übereinstimmt, und die Ent- 
stehungszeit bei beiden die gleiche ist, so möchte ich daraus 
noch nicht den Schluß ziehen, daß auch sie von dem Magister 
Willefridus gegossen ist. « 

Die zweite bei Melle wiedergegebene Inschnft bezieht sich 
auf die Vorgängerin der 1723 von Lorenz Strahlborn gegossenen 
Stundenglocke (Glockenkunde S. 14). Melle schreibt darüber 
auf S. 386: „Auf einer anderen, und zwar der Stundenglocke, 
die 1723 umgegossen worden, war zu lesen: ^^nno ^mmi 
1^. CcOC vn llll do wart disse Seiger gchen, Gade, Marien 
vn sunte Antonius to Lave." Sollte sie vielleicht Hiiinch 
Dobberan zuzuweisen sein, der 1414 die Stundenglocke über 
der Uhr in St. Marien goß? 

^ I. Warncke. 
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Sespceckungen. 

Misliver fra «ongerne Lkriltiern I' og i5an5'' Lid, udgivne ved 
William Christensen. Pä Carlsbergfond ets Bekostning. 
2 Bände. Kopenhagen. In Kommission bei G. E. C. Gab, 
1912, 1914. Vlll u. 307, 471 S. Preis: 10 Kronen. 

Unter Mssive ist in der Ausgabe ein verschlossen aus- 
gegangener Brief, in Gegensatz zu dem der Urkunde nahestehenden 
offenen Brief, vei^tanden. Die Veröffentlichung dieser unverkürzt 
wiedergegebenen Briefe erstreckt sich über die Jahre 1449—1513. 
Es sind ihrer 772. Davon bringt der erste Band die der 
dänischen Königsfamilie, der zweite die von fremden Fürsten, 
Geistlichen, Adlichen, Bürgem und Städten. Ausgeschlossen 
sind die vom Reichskanzler in des Königs Namen ausgestellten 
und mit dem Gerichtssiegel versehenen Briefe, ebenso die nur 
in den Kopiebüchern erhaltenen (schon sonst herausgegebenen) 
und endlich die, die allein in Auszügen bekannt sind. Die Briefe 
sind mit ganz wenigen Ausnahmen, die vorzüglich auf Malmö, 
Aarhus, das Archiv des Kapitels Lund und das norwegische 
Reichsarchiv enffallen, dem Reichsarchiv zu Kopenhagen ent- 
nommen. Denn es sind nur solche Schreiben berücksichtigt, die 
das damalige Dänemark betrafen: darum ist das Archiv der 
Sture ffetzt in Kopenhagen) bei Seite geblieben, ausgenutzt aber 
das des Kapitels von Lund (jetzt in Stockholm). In manchen 
Fällen mußte die Verbindung Dänemarks mit den andem 
beiden nordischen Reichen bei der Auswahl Schwierigkeiten 
machen. Briese an sichere Norweger und Schweden sind Über- 
gängen, selbst wenn sie von den Königen herrührten. Bei den 
Königen aber mußte unterschieden werden, ob sie als dänische, 
norwegische oder schwedische Könige anzusehen waren. Bei den 
von Schweden an die Könige gerichteten Briefen aber ist der 
Umstand, daß diese in allen Fällen nur ihren Ansprüchen nach, 
nicht aber in der Tat Könige über Schweden waren, und ihr 
großes Interesse für die dänische Geschichte für die Aufnahme 
ins Gewicht gefallen. Schleswig betreffende Briefe sind, ab- 
weichend von dem Verfahren in dem Repertorium, woran sich 
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die Missiven zeitlich anschließen, nicht aufgenommen. Die ver- 
änderten Verhältnisse rechtfertigen das. 

Für die eigentliche Geschichte sind aus der Sammlung be- 
sonders die Briefe von Wert, die die Beziehungen Dänemarks 
zu Schweden und zu Lübeck wie den wendischen Städten betreffen; 
und es sind deren eine ganze Anzahl, von denen freilich bei 
weitem die meisten schon früher vollständig oder in Auszügen 
gedruckt waren. Es gehören aber auch u. a. Briefe aus Schott- 
land und Frankreich und namentlich zwei längere Berichte 
Kaiser Maximilians dahin. Von bisher nicht veröffenllichten 
wären etwa hervorzuheben: ein Schreiben von König Hans an 
Olaf Stigson kurz nach seiner Niederlage in Ditmailchen'), ein 
anderes vom Ende September 1508 wegen des Stillstandes 
und der Verhandlungen mit Schweden'), eins aus dem Frühjahr 
1509 wegen Zurüstungen zu einem Seezuge und zur Verhinderung 
des Verkehrs mit Schweden'), Schreiben von Jens Munk über 
die Lübecker im Kalmar-Sunde und ihre und Svante Stures 
Pläne^), eine Beschwerde Ripens über die Wegnahme von Schiffen 
auf der Fahrt nach Flandern durch die Hamburger'), eine 
Nachricht über die Einnahme der Graffchaft Hoya durch die 
Herzoge von Braunschweig und Lüneburgy. Der politischen 
Geschichte nahe steht ein Dienstanerbieten des Lands^echt- 
führers Klein Enderlin Knopf'). 

Bei weitem reicher ist der Ertrag für die Erkenntnis des 
täglichen Lebens und dessen, was damit zusammenhängt, und 
groß die Zahl der Briefe, die man als Familien- oder Privat- 
briefe ansprechen muß. Darunter sind manche, nicht von 
Schreibern verfaßte, mit eigenem Gepräge und eigener Recht- 
schreibung. Diese sind besonders anziehend und auch für die 
Sprachgeschichte von Bedeutung. Sie sind aber auch (gerade 
wie entsprechende deuffche Privatbriefe) nicht immer leicht zu 
verstehen. Zu diesen Briefen haben vor allem die Archiv- 
abteilungen der Familien Bilde, Gyldensterne, Krummedik bei- 
gesteuert. Bunt, wie der Jnhall ist, sei in bunter Reihe aufs 
Geratewohl auf einiges hingewiesen. Wir treffen da Einladungen 
zu Familienfesten, Beileidskundgebungen, Brautwerbungen«), 
Briefe von Kaufleuten an ihre adlichen Geschästsffeunde (kaum 
je ohne Dank für ein empfangenes oder Mitteilung über ein 

0 I Nr. 204. 
') I Nr. 273. 
') I Nr. 279. 
0 II Nr. 236, 238. 
') II Nr. 280. 
') II Nr. 282. 
') II Nr. 270. 

II Nr. 35—37. 
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abgesandtes Geschenk'), MahnbriefeAndere Briefe belangen 
FiWerei''), Schiffbau und Strandrecht"), den Ablaßhandel"), 
einen Klosterzwist"). Die Königin Christine wünscht Kachelofen 
und Glasfenster in ihrer Kammer des Kopenhagener Schlosses 
in Ordnung gebracht zu sehen"). Ein Lübecker Arzt erteilt 
brieflich Rat"). Sehnsüchttg schreibt eine Nonne an einen 
früheren Gardian"), und eine andere unterstützt die Bitte 
um einen Besuch"). Anderseits schreibt ein dänischer Franzis- 
kaner-Minister aus Rom an eine Margarete Rotlascher in 
Lübeck und sendet ihr einige Veronikabilder und Agnus dei"). 
Andere Briefe enthüllen eine Ehrenerklärung"), köstliche Zu- 
rechffetzungen") oder auch die Bitte, keine Briefe zu schreiben, 
die der Empfängerin Tränen kosten"). Endlich findet sich 
ein neckischer Trostbrief über den Verlust eines Hundes"). 
Lluch der Wunsch, ein (etwas heikles) Schreiben zu verbrennen, 
fehtt nicht"). Der Kaufmann Hans Pawes schreibt z. T. 
Lateinisch"). 

Die Ausgabe ist sorgsam, mit Namenregistern ausgestattet 
und verzeichnet auch die früheren Drucke. Viel Mühe ist auf 
die Auflösung von AbWrzungen verwendet. Bot ein und der- 
selbe Brief die fragliche Form an anderer Stelle ausgeschrieben, 
so ist nach diesem Muster aufgelöst. Für den weit häufigeren 
Fall jedoch, daß derselbe Brief keinen Anhall gab, ist aus dem 
ganzen Material der beiden Bände die am öftesten vorkommende 
Form ermittell und hergestellt. Dieser umständlichen Methode 
würde ich allerdings ein nur dem ersten Anschein nach mehr 
willkürliches Verfahren vorgezogen haben, indem ich mich nach 
einem zeitlich oder sonst nahestehenden Briefe umgesehen und 
mich nach diesem gerichtet hätte. In I Nr. 23 ist mit Diweds 

») II Nr. 82. 67. 68. 72. 73. 82. 93. 173. 
^°) II Nr. 288. 294; vgl. Nr. 281 und undat. Nr. 33. 
") I Nr. 242. II Nr. 149-151. 178. 207. 
") I Nr. 128 (Jacht, die 24 Jahre aushält). 384. 385. 387. 392. 396. 

397. II Nr. 11; I Nr. 10. 96. 159. 199. II Nr. 9. 
") II Nr. 69. 70. undat. Nr. 19. Zwei Lübecker sollen das Jubiläums» 

geld in Dänemark erheben: II Nr. 245. 
") II undat. Nr. 38. 
») I Nr. 364. 
") II undat. Nr. 1. 
") II undat. Nr. 11. 
'«) II undat. Nr. 12. 
"h II Nr. 170. 
">) II Nr. 202. 
») II Nr. 255. 261; vgl. undat. Nr. 29—33. 

II undat. Nr. 40. 
") II undat. Nr. 53. 
") II undat. Nr. 30. 
«) II Nr. 82. 
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nicht Dives, sondern Divitz gemeint, II Nr. 93 mit Larber (?) 
Lorber. II S. 249 Z. 2 muß es heißen spers regium 6ecu5 
testutl. II Nr. 170 Z. 6 v. u. ist wedder umme jw statt 
wed^rumme jw zu lesen, S. 211 Z. 8 v. u. budh statt biidh. 
An Druckfehlern habe ich bemertt II Nr. 72 Z. 3 v. u. Ghe- 
sreuen statt Ghescreuen, S. 104 Z. 12 Bitle statt Bille, S. 137 

S» ^ des Te^es v. u. tben statt then, S. 407 Z. 9 tlll statt 
^ v. u. tba statt tha. — II Nr. 148 ist mit s. 

Mars! blskops dag natürlich nicht Marci evang. gemeint, aber 
^ch auch nicht Marttni, sondern wohl entweder der Tag des Papstes 
Marcus oder der der Märchrer Marcus und Marttanus, Tage, 
die zum 7. und 4. Ottober im Kopenhagener Miffal von 1510 
verzeichnet stehen. VerMen ist, den Fundort von II Nr. 41, 
50—52 anzugeben. — Gewünscht hätte ich, daß die Nummern 
der Bnefe stets an den äußeren Rand gesetzt oder über den 
Seiten neben den Jahreszahlen mitgedruckt wären, ebenso daß 
der sonst so schöne Druck nicht durch die Type des griechischen 

E str das ß entstelll wäre. Beim Register hat mir gefallen, daß d,e Zelten des Vorkommens der Personen angegeben sind. 

Wismar. Friedrich Techen. 
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Nackcickten und if^inweise. 

Aus den Hansischen Geschichtsblättern, Jahrgang 
1914, sind folgende Aufsätze zu erwähnen: 

1. Haferlach, Geleitswesen der deutschen Städte 
im Mittelalter. Das Geleitswesen der Städte ist verschieden 
von dem landesfürstlichen oder kaiserlichen Straßengeleit. 
Letzteres ist Zusicherung von Schutz und Sicherheit auf den 
öffentlichen Verkehrswegen und ist (seit 1232) Regal, das von 
den Inhabern sehr bald als Finanzquelle ausgenutzt wurde, 
so daß es sich nach vielen Seiten hin mit den Zöllen deckt. 
Das städtische Geleit dagegen ist Zusicherung der Verkehrssicher- 
heit und geordneter Rechtsverhältnisse, nicht auf den Verkehrs- 
wegen, sondern in dem an sich schon befriedeten Bezirk der 
Stadt und ihres Gebietes, ift also Ausfluß des Burgftiedens. 
Finanziell ist es nie ausgebeutet worden. 

Bei seiner weiteren Ausbildung überwog schließlich das 
Prozeßgeleit vollständig: die Sicherheit, in der Stadt verkehren 
zu dürfen, auch wenn ein Bürger Ansprüche an den Geleiteten 
hatte, also Sicherheit vor persönlichem und Sachenarrest. 

Da das strstliche Straßengeleit tatsächlich nur geringen 
Schutz gewährte, übernahmen es die Städte, auch hierfür selbst 
zu sorgen, so daß sich die Grenzen zwischen fürstlichem und städti- 
schem Geleit vielfach verwischten. Seite 163 ff. Mrt H. als 
merkwürdiges Beispiel an, wie Lübeck und Hamburg von 
1304—1324 den Schutz ihrer Straße selbst ausübten, der seit 
1309 durchaus dem den Grafen von Holftein zustehenden fürst- 
lichen Geleite entsprach. 

2. Karl Engel. Die Organisation der deutsch-han- 
sischen Kaufleute in England im 14. und 15. Jahr- 
hundert bis zum Utrechter Frieden von 1474. (Fort- 
setzung.) 

3. Friedrich Techen. Wismars Stellung in der 
Hanse. Wismar stand unter den wendischen Städten an 
letzter oder vorletzter Stelle. Seine Leistungen betrugen '/» 
der von Lübeck und V» der von Rostock oder Stralsund, sie 
schwanken zwar in ihrer Höhe, aber Wismar hat sie regelmäßig 

Ztschr. d. B f. L. G. XVll. 1. 9 
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erlegt. Mit Lüneburg lag es in Streitigkeiten über seinen Rang. 
Besonders schwierig war seine Stellung, wenn die Jnteresien 
der Hanse und die seiner Landesherren auseinandergingen. 
Wismar hat bis zum Schlüsse bei der Hanse ausgehalten. 

4. Walter Stein. Die Hansestädte. Wie im letzten 
Jahrgange die rheinüchen Hansestädte, so stellt Stein jetzt die- 
jenigen Städte in Westsalen und Niedersachsen fest, die zur 
Hanse gehörten. Nicht allgemein bekannt dürfte sein, daß auch 
Mühlhausen, Nordhausen und selbst Naumburg vorübergehend 
(in den Zeiten der Hussitengefahr) Anschluß an der Hanse ge- 
funden haben. 

5. Ferdinand Frensdorff. Zur Erinnerung an den 
25. Oktober 1913. Am 9. Oktober 1913 waren hundert Jahre 
seit der Geburt Georg Waitz' verflossen, der durch seine Schule 
einen außerordentlichen Einfluß auf die Entwicklung unserer 
Geschichtswissenschaft ausgeübt hat. Welche Anregungen er der 
hansischen Forschung gegeben hat, ist bekannt. Zur Feier seines 
hundeMen Geburtstages hatten sich am 25. Oktober 1913 eine 
Reihe von Schülern mit Angehörigen der Familie zu einer 
stimmungsvollen Feier in Götüngen vereinigt, über die hier 
Bericht erstattet wird. 

6. Rudolf Häpke. Die Handelspolitik der Tudors. 
7. Max Schäfer. Bremen und die Kontinentalsperre. 
8. Wilhelm Kruse. Lübeck und der Streit um Got- 

land 1523—1526. Der Verfasser setzt seine Darstellung bis 
zur Eroberung Wisbys im Mai 1525 durch die Lübecker fort. 

Unter den kleineren Mitteilungen sind zu bemerken: 
Dietrich Schäfer bringt zwei Urkunden von Ripen bei, 

die den Beweis liefern, daß Bischof Turo von Ripen tat- 
sächlich in der Schlacht von Bornhöved gefangengenommen 
wurde, was Hasse (Ztschr. f. Schlesw.-Holst.-Lauenbg. Gesch. 
Vli 1 ff.) beFveifell hatte. 

Paul Feit macht auf einige hansische Häusernamen in 
Brestau aufmerksam: Helsingör, Skanör und Rezeheubt (Rese- 
hovet, nördlichster Punkt von Pomerellen). 

Schließlich ist zu erwähnen, daß Dietrich Schäfer nicht 
weniger als vier seiner ehemaligen Schüler einen Nachruf 
widmet, die auf dem Felde der Ehre für unser Vaterland ge- 
fallen sind, ein schmerzlicher Verlust str die Hansische Geschichts- 
forschung: Bernhard Hagedorn (vgl. Jahrg. 1914, Seite 311), 
Theodor Tomfohrde, Hermann Heinecken und Friedrich 
Schulz. Kr. 
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Zeitschrift des Vereins für j)amburgische Geschichte 
Band XIX. (1914.) 

W. Biereye. Das Entstehungsjahr des Bistums 
Oldenburg. Biereye wendet sich gegen Curschmann, der in der 
Historischen Vierteljahrschrift N.F.XIV., Seite 182 ff., die Errichtung 
in das Jahr 948 verlegt hatte, und zwar entsprechend einem ein- 
heitlichen Plane Ottos I., der an der Reichsgrenze die Bistümer 
Aarhus, Ripen, Schleswig, Oldenburg, Brandenburg und Havelberg 
ins Leben gerufen habe. Demgegenüber führt Biereye aus, daß 
die ersten drei dänische Bistümer gewesen seien, die aller Wahr- 
scheinlichkeit nach Bremen als Missionsbistümer, zunächst ohne festen 
Sitz, gegründet habe; vor allem aber hätte der bis 955 dauernde 
wilde Grenzkrieg die Errichtung eines Bistums in Oldenburg 
ausgeschlossen. Dieses Bistum sei wahrscheinlich erst 966/967, 
also kurz vor der Gründung des Erzstistes Magdeburg 968 — 
in diesem Jahre ist das Bistum Oldenburg zum erstenmal 
sicher nachweisbar — geschaffen worden. 

Alexander Bugge gibt in seiner Besprechung von Bernh. 
Hagedorns verdienstvollem Buche über die Entwicklung der 
wichtigsten Schiffstypen sehr wichttge Ergänzungen für die frühe 
Zeit des Mittelallers, die nicht übersehen werden dürfen. 

Kr. 

Aus der Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig- 
Holsteinische Geschichte, Bd. 44, sei hier der Auffatz von 
Anna Marie Freiin von Liliencron: Beziehungen des 
deuffchen Reiches zu Dänemark im 10. Jahrhundert erwähnt. 
Von der Interpretation der Urkunde Ottos I. für den Erz- 
bischof Adaldag von Hamburg-Bremen vom Jahre 965 aus- 
gehend und sie, unabhängig von Stengel, aber im Resultat 
mit ihm übereinstimmend, als kanzleimäßige Ausferttgung der 
kaiserlichen Kanzlei erkennend, kommt die Verfasserin zu Er- 
gebnissen, die an dem Bilde, welches auf dänischer Seite 
Steenstrup, auf deuffcher Seite Biereye gezeichnet haben, 
wesentliche Korrekturen vornimmt. Das Endergebnis ist fol- 
gendes: „daß das sächsische Kaisertum einen auf die kriegeri- 
schen Erfolge Heinrichs I. gegründeten Anspruch auf Oberhoheit 
über Iütland geltendgemacht hat, und daß dieser vom däni- 
schen Königtum, wenigstens zu Lebzeiten Ottos des Großen, 
anerkannt worden ist. Otto II. hat allerdings mit den Waffen 
in der Hand ihn verfechten und Otto III. sogar, zurückweichend 
vor dem Zwang der Taffachen, auf seine prakttsche Durch- 
führung verzichten müssen. Aber prinzipiell ist der Verzicht 
auf dieses Reichsrecht e^t unter Konrad II. erfolgt." Rg. 

s* 
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Der 79. Band der Jahrbücher des Vereins für Meklen- 
burgische Geschichte bringt auf S. 1—70 die in Bern ange- 
nommene Doktordissertatton von Luise Krieg über die Schal- 
fahrt im 16. Jahrhundert und ihre wirtschaftsgeschicht- 
liche Bedeutung. Der Gedanke, die Sude aufzuräumen und 
eine schiffbare Straße von der Elbe in den Schalsee herzustellen, 
taucht 1430 auf, wird aber erst in den sechziger Jahren des 
16. Jahrhunderts ausgeführt, das Unternehmen jedoch sehr bald 
durch die Konkurrenz des Eldekanals und der Schiffahrt durch den 
Schweriner See und von diesem durch den Schiffgraben nach 
Wismar bedroht. Der größte Raum in der locker disponierten 
und etwas sorglos, z. T. feuilletonistisch geschriebenen Abhand- 
lung ist dem Holzhandel und Flößen, den Zöllen und den 
Anfechtungen gewidmet, die die Boizenburger dem Verkehr der 
Lüneburger bereiteten. Für Lübeck kommt besonders der aus- 
führliche 1587 vorgelegte Plan in Betracht, den Schalsee mit 
dem Ratzeburger See zu verbinden (S. 10—16); er war noch 
1609 nicht aufgegeben (S. 17). Hoffentlich sind die Mitteilungen 
aus den Akten im allgemeinen zuverlässiger als das, was über 
die Vorgeschichte des Kanals vorgetragen wird. Ist das der 
Fall, so würde der Arbeit mancherlei Wiffenwertes zu ent- 
nehmen sein. — Insofern die ländlichen Verhältnisse der Nachbar- 
schaft für Lübeck nicht gleichgültig sein konnten, ist auch hier auf 
die Arbeit des Professors Dr. Bertheau, Oberlehrers a. D. 
(ehemals in Ratzeburg), über die geschichtliche Entwicklung 
der ländlichen Verhältnisse im Fürstentum Ratzeburg 
(S. 71—170 ebendort) hinzuweisen. Bertheau geht der Bildung 
der Territorien des Kapüels und des Bischofs nach und unter- 
sucht vornehmlich die Lage der Bauern, wie sie sich durch die 
Jahrhunderte hindurch bis in die Gegenwart gestaltet hat. Ein 
klares Bild ist nicht herausgearbeitet. — Von allgemeinerem 
Interesse ist trotz ihres kurzen Bestehens die 1632 in Meklen- 
burg eingeführte Vermögens- und Erbschaftssteuer, über die 
der Ministerialdirektor z. D. Otto Raspe auf S. 193 bis 
200 handett. Die Erbschaftssteuer, eine der ältesten im Reiche, 
wird mit ihren Vorgängern und Nachfolgern in Beziehung ge- 
setzt. Die Vermögenssteuer aber zeichnete sich dadurch aus, daß 
die Schulden und Lasten bei der Berechnung abgezogen werden 
sollten. Allerdings hatten Besitzer und Pächter den Hundertsten 
auch von ihren Verpflichtungen, soweit sie nicht Auswärtige 
betrafen, die Steuerfreiheit genossen, an die Steuerkasse abzu- 
führen, waren aber dafür berechtigt, den Betrag ihren Gläubigern 
gegenüber zu kürzen. Da die Steuer wegen allerhand Unter- 
schleifs nicht genügend einbrachte, griff man schon 1634 zu einer 
viel roheren Art der Besteuerung nach dem Maße der Ernte 
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und der Größe der städtischen Erben ohne Rücksicht auf die 
Schulden; daneben erhob man eine mäßige Steuer von zins- 
baren Barschaften, einen ermäßigten Viehschatz von Bauern 
und städtischen Einwohnern und ein Fixum von Bauhandwerkern, 
Einliegern, Glashüttnern, Papier- und Walkmüllern. 

Wismar. Friedrich Techen. 

In sehr anziehender und liebenswürdiger Form zeichnet 
Walther Vogel in den Preußischen Jahrbüchern Bd. 160 (1915) 
S. 17 ff. das Bild des Seemannes in der deutschen Ver- 
gangenheit. Wir hören hier von Zweck und Organisation der 
Wikingerfahrten, dann den Friesen, endlich den seefahrenden 
Kaufleuten westdeutscher Städte. Das genossenschaftliche Ver- 
hältnis zwischen Schiffer (Schiffsherr) und Seeleuten verwandelte 
sich bis zur eigentlichen ^ansezeit in das Verhältnis von Arbeits- 
herren zu Lohnarbeitern: und damit beginnen auch Streik- und 
Organisationsbewegungen der Seeleute gegen Schiffsherrn und 
Reeder. Der Schiffer selbst bleibt, in hansischer Zeü, als Parten- 
reeder noch vorwiegend am Eigentum des Schiffes be- 
teiligt. In dem Schiffsvolke blieb die alte Wehrhaftigkeit er- 
halten — Vogel führt als Beispiel den Lübecker Schiffer Karsten 
Thode an —, und diese kam den norddeuffchen Städten noch 
m einer Zeit zugute, wo die oberdeuffchen im Schmalkaldischen 
^ege schnell zusammenbrachen. Die Übersicht führt bis in 
die neueste Zeit. Rg. 

In der Fesffchrift für Rudolph Sohm behandelt Alfred 
Schultze das Verhältnis von Stadtgemeinde und Kirche im 
Mittelalter'). Bei der großen Bedeutung der in diesem Auf- 
sätze behandellen Probleme für die Lübecker Geschichte sei auf 
diese klaren und weiterführenden Darlegungen hier besonders 
verwiesen. Sch. weist einleitend auf den im hohen Mittelalter 
ständig wachsenden Mnfluß der welllichen Stadtgemeinde auf 
die kirchlichen Verhältnisse der Stadt hin. Der eine Weg, 
welcher zu einem starken Einbruch des Laieneinflusses in das 
hierarchische Kirchenwesen führte, war die Pfründenstiftung, deren 
rein privattechtliche Begründung es dem Sttfter ermöglichte, 
sich über das kirchliche Ämterrecht hinwegzusetzen. Die Ver- 
waltung dieser Sondervermögen geschah in der Form der Treu- 
händerschaft. Indem nun immermehr der Rat in den einzelnen 
Städten die Altarpfründen in seine Treuhand zu übersthren 
wußte, verschaffte er sich einmal eine Erweiterung seiner wirt- 
schaftlichen Macht durch die Zenttalisierung all dieser Sttftungs- 

') Der Beitrag ist auch separat erschienen. München und Leipzig 191^. 
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kapitalien in seiner Hand, sodann aber auch einen starken, un- 
mittelbaren Einfluß in kirchlichen Angelegenheiten. — Unmittelbar, 
ohne den Umweg über die Verfügungen einzelner Bürger in 
den Pfründenstiftungen, gewann der Rat durch seine Organe, die 
als provisores die kirchliche Vermögensverwaltung an sich zogen, 
eine große Macht über die Entwicklung der kirchlichen Verhältnisse 
innerhalb der Stadtmauern. Vielleicht wären hier für die Ent- 
stehung dieser weltlichen Vermögensverwaltung der städttschen 
Kirchen und Klöster noch Rechtsgedanken heranzuziehen, die sich 
aus der Kirchenvogtei im Sinne einer Vertretung der Kirche 
in weülichen Geschäften ergeben. — über die Vermögensver- 
waltung der Kirchen hinaus ergriff der wachflnde Einfluß der 
weülichen Gemeinde Schule und Spital; an dem Beispiel der 
Stadt Neuenburg am Rhein gibt Sch. kurz den Inhalt einer 
städüschen Kirchenordnung vom Jahre 1403 wieder; ein inter- 
essantes Beispiel dafür, wie weit bereits in vorreformatorischer 
Zeit der wellliche Einfluß in kirchlichen Dingen gekommen war. 
— Als ein weiteres wichtiges Mittel, um den städttschen Ein- 
fluß in kirchlichen Dingen zu erhöhen, sei noch auf das Pa- 
tronatsrecht der Stadtgemeinden an einzelnen Kirchen — in 
Lübeck war es die Marienkirche — verwiesen, ein Faktor, auf 
den Sch. im Zusammenhang seiner Ausführungen näher ein- 
zugehen keinen Anlaß hatte. Rg. 

In den „Forschungen zur brandenburgischen und preußi- 
schen Geschichte", Bd. 27, veröffentlicht H. Krabbo eine neue 
Folge von ungedruckten Urkunden der Markgrafen von Bran- 
denburg aus askanischem Hause. Von Lübecker Urkunden sind 
dabei zwei zum Abdruck gebracht. Einmal die im Lübecker 
Urkundenbuch, Bd. ll, Teil 1, S. 359, Nr. 304, auszugsweise 
mitgeteilte Quittung des Markgrafen Woldemar von Branden- 
burg über 750 Mark Reichseinkünste. Dankenswert ist die bei- 
gefügte Übersicht über die von den Askaniern von 1305 bis 1315 
bezogenen Reichseinkünfte, wobei die Doppelquittungen der 
Jahre 1308 und 1314 eine einfache Erklärung finden. Sodann 
wird der im Lübecker Urkundenbuch III, S. 59, Nr. 62, zum 
Jahr 1315 angesetzte Brief des Markgrafen Woldemar noch- 
mals abgedruckt und in einem eingehenden Exkurse die neue 
Datierung, 1318 Mai 4, näher begründet, unter Eingehen auf 
die diplomattsch interessante äußere Form dieses Briefes. 

Rg. 

Einen nach äußerer Form wie Qualität des Inhalts gleich 
vorttefflichen Beitrag zur Geschichte des Humanismus in Nord- 
deutschland hat H. Reincke in der Biographie des Hinrich 
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Boger geschaffen. Der Untertitel charakterisiert den Mann als 
das, was er war: ein norddeutscher Wanderpoet aus der Zeit 
des Humanismus. Seine Bildung gewann der 1450 zu Hö^er 
Geborene in den siebziger Jahren in Ersurt; aber bald bot 
sich ihm Gelegenheit zu langem, nur vorübergehend unter- 
brochenem Ausenthalt in Italien. Als kranker Mann kehrte er 
von dort zurück und starb 1505 in Rostock, in allen Vorzügen 
und Schwächen der echte Sohn seiner Zeit. — Für Lübeck hat 
die Schrist insosern ein besonderes Interesse, als der 1493 
Lübecker Bischof gewordene Theoderich Arndes aus Hamburg 
dem Kreise nahestand, in dem sich die Studien und Irr- 
fahrten des Hinrich Boger abspielten. Der zum Bischof ge- 
wordene Humanist hielt sich allerdings seinem ehemaligen 
Studiengenossen gegenüber zurück; dafür trat Boger am Euttner 
Hofe dem Lübecker Patriziersohn Johann Westphahl und 
Arndes Neffen, Hinrich Bockholt aus Hamburg, näher. Beide 
wurden später Bischöfe von Lübeck; man sieht, wie nachhalttg 
der Geist des Humanismus sich mit Theoderich Arndes auch 
den Lübecker Bischofssitz eroberte. Rg. 

Gottfried Carlsson. 5verige octi l.vt>ecl< är 1509. 
(tlistorisk tickskrilt, Stockholm 1914, Seite 149—169.) Der 
Auffatz gibt nach Lübecker Akten nähere Auffchlüsse über eine 
Episode aus dem Kampfe Lübecks mit dem König Hans von 
Dänemark, der 1509 durch die Partei der Friedensfreunde in 
Schweden dieses Reich in dem schimpflichen Vertrage von 
Kopenhagen von neuem von Dänemark abhängig gemacht und 
gegen Lübeck verpflichtet hatte. Im Herbst 1509 schickte Lübeck 
mit einer starken Flotte die Ratsherren Hermann Maßmann, 
Verend Bornhower und den Sekretär Magister Johann Rode 
nach Stockholm, denen es in langwierigen Verhandlungen ge- 
lang, dem Reichsverweser Swante Nielsson Sture den Rücken 
gegen Dänemark und seine Partei zu stärken und wenigstens 
einen Vertrag auf freien Handel abzuschließen. Es war das 
der erste Schritt, der im folgenden Jahre zum vollen Bunde 
zwischen Lübeck und Schweden gegen Dänemark Mrte. über 
die Verhandlungen gibt der ausführliche Bericht Rodes genaue 
Auskunft. Kr. 

In dem von Sehling herausgegebenen großen Sammel- 
werke der deutschen Kirchenordnungen ist im fünften Bande, 
S. 327—391, nunmehr auch Lübeck und Amt Bergedorf ein- 
gehend berücksichtigt worden. In der Haupffache ist es die 
Bugenhagensche Kirchenordnung von 1531, die durch Hinzu- 
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fügung von fünf bisher ungedruckten Ratsbefchlüffen der Jahre 
1575, 1579, 1582 und 1588 ergänzt wird; es fchließen fich an: 
die Iohannisklofterordnung vom Jahre 1569 und einige Ord- 
nungen für das Landgebiet und das Amt Bergedorf. Voll- 
ftändigkeit ift nicht erftrebt. Rg. 

Aus den „Sitzungsberichten der Gesellfchaft für Gefchichte 
und Allertumskunde der Oftfeeprovinzen Rußlands" seien einige 
der erfolgreichen genealogischen Sammlertättgkeit E. Seu- 
berlichs zu dankende Nachrichten hier vermerkt. Im Jahr- 
gang 1911, zweite Hälfte (Riga 1913), S. 220 ß, sind noch 
für das 17. Jahrhundert unter den Revaler Goldschmieden 
neben einem Nürnberger zwei aus Lübeck eingewanderte 
festgestellt: Friedrich Lemcke und Jürgen Wachsmuth. Aus 
der Fortsetzung des Aufsatzes „Die ältesten Apotheken 
Liv- und Estlands" im Jahrgang 1912 (Riga 1914) (vgl. 
diese Zeitschrift, Bd. 15, S. 207) ergeben sich weitere Be- 
ziehungen zu Lübeck. Das Anerbieten des Reinhold von 
Duckenn, „des Materialisten von Lübeck", Dorpat „mit 
einem dichtigen und wollerfahrenen Apotheker, sowie mit allerlei 
Specien und Materialien vor ein billiches genügsam zu ver- 
sorgen" (1589), führte die Berufung des Apothekers Christopher 
Linbecker zur Einrichtung der Dorpater Stadtapotheke herbei 
(S. 221). In dem Testamente dieses Apothekers wird der 
Lübecker Bürger Heinrich Morian als einer seiner Hauptgläubiger 
genannt. Als Lübecker begegnen folgende Apotheker: Georg 
Buhrmann (1610—1614; Reval); Johann Burchart (1676—1691; 
Reval; war 1672 I V- Jahre lang Geselle in der Apotheke 
Jacob Stolterfohts in Lübeck); l)r. meci. Paul Curüus 
^747—1750; Narva). — Die Witwe des Revaler Apothekers 
Johann Burchart, Marie, geb. Mengler, die von 1738-1743 
die Apotheke ihres verstorbenen Gatten führte, war 1688, 
Septbr. 12, in Lübeck geboren. — Der Vater des Pernauer 
Llpothekers Johann Dietrich Burmeister (1784—1791), Daniel 
Burmeister (Kaufmann), sowie der Vater des Hapsaler Apo- 
thekers Johann Georg Hanff (1762—1775), Johann Hanff 
(Kaufmann, später Organist), waren in Lübeck geboren. Rg. 

Druck von H. G. Rahtgens, Lübeck. 
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Ferdinand Röse. 

Lin 5reund Leibel5. 

Eine Studie zur 100. Wiederkehr ihrer Geburtstage 

von trid Sökme. 

Es könnte Erstaunen verursachen, daß man, um das An- 
denken des Dichters Emanuel Geibel zu seiern, über einen vor 
hundert Jahren geborenen, nun aber schon längst vergessenen 
Philosophen, der niemals Schule gemacht und dessen Werke 
unausgeschnitten in einigen wenigen Bibliotheken, kaum jemals 
von irgendeinem zur Hand genommen, verstauben, ein Wort 
zu sagen sich gemüßigt oder verpflichtet sühlt. Eine gewisse 
Begründung dafür wird man aber schon in der 1869 heraus- 
gegebenen Geibel-Biographie des unermüdlichen Sammlers und 
Sichlers Karl Goedeke finden, in der ausdrücklich auf die Zu- 
sammengehörigkeit beider Männer, Geibels und Röses, hinge- 
wiesen wird. Außer diesem Anlaß liegt aber noch ein weiterer 
und tieferer Grund vor, eingehend in einer Lübecker Zeitschrift über 
Ferdinand Röse zu sprechen: Röse ist Lübecker und hat mit inniger 
Liebe und nie vergessender Anhänglichkeit Zeit seines Lebens auf 
seine Vaterstadt geblickt als auf eine Stätte, an der er die schönsten, 
ungetrübtesten Jahre seines durch Not und Mühsal aller Art 
erfüllten Daseins verlebt hat. Daß es im Sinne Emanuel 
Geibels gehandett heißt, wenn man seinem Freunde eine eigene, 
von des Dichters Leben losgelöste Betrachtung widmet, geht 
aus der Freude hervor, mit der er dahingehende Versuche be- 
grüßt und unterstützt hat. 

* * * 
Am 19.Iuni 1856 schrieb der Kulturhistoriker Jakob Burckhardt 

an Emanuel Schärer, den Schüler und Freund und späteren 
Biographen Röses, folgenden Briefs): 

') Das bisher unveröffentttchte Original dieses Briefes befindet sich im Röse- 
Nachlaß in der Handschriften-Abteilung der Königlichen Bibliothek zu Berlin. 

Ztschr. d. f. L. «. XVII, 2. 1v 
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„Heute erhielt ich richtig Deine Sendung lRöses Haupt- 
schrist: „Die Psychologie als Einleitung in die Individualitäts- 
Philosophie"s nebst Brief. Ich habe da und dort das Buch 
aufgeschnitten und hineingelesen. Es sind auf jeder Seite ge- 
scheite Ideen, die aber vielleicht ohne das System auch zu er- 
halten gewesen wären. Doch ich bin und bleibe ein Barbar 
in diesen Dingen. 

Für einmal zugegeben, daß dieses System Röses neu, 
herrlich und vollkommen sei, so glaube ich dennoch, daß dies 
Mes ohne Folge bleibt. Die Gleichgültigkeit der abgesetzten 
Geisterwelt setzt der heutigen Philosophie eine absolute Taub- 
heit entgegen. 

Tröstet Euch. .Auch Patroklus etc.' d. h. ich weiß herrliche 
Dichtungen und Kunstwerke, die mir schon von Amts wegen 
mehr am Herzen liegen dürfen — sie sind absolut unbemerkt 
geblieben. 

Nun möchte ich auch gern wissen, ... wie es mit Deinem 
Privatschicksal aussieht. Was Du davon meldest, das erregt 
mir ernstliche Gedanken. So kann es doch unmöglich weiter 
gehen, mit der Einen Privatstunde. Die Buchführerschaft im 
geringsten Tuchladen (nicht ,Buchladen') oder so etwas wäre 
besser als dieses Hinwelken ohne Aussicht. Ich weiß, daß ich 
in Deiner Lage schon längst einen solchen Schritt getan hätte, 
sintemal ein normales öconomisches Dasein zur Vorbedingung jedes 
heuttgen Lebens, also auch der Philosophie gehört. Ich habe 
hier vor meinen Augen ein paar Beispiele des Sichdurch- 
bringens, die meine ganze Bewunderung erregen, ideal an- 
gelegte Menschen, die sich das Schlimmste gefallen lassen, so 
lange es die Grenzen der Ehre nicht überschreitet, und die da- 
bei noch für ihre eigensten Zwecke munter bleiben. 

Nun sitzest Du in Deiner Höhle und Röse in der seinigen 
und führt beide das trübseligste Leben. Mit Röse habe ich 
wenig Bedauern; er hat ein ganz specielles Talent und eine 
große Bildung für die geschichtliche Darstellung und könnte 
sich damit seit 15 Jahren eine vortteffliche Positton gemacht 
haben, ohne daß seine Philosoph. Studien irgend etwas 
Anderes als den größten Vortheil davon gehabt hätten 
Statt dessen etc. 
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Von Dir weiß ich nicht, ob Du ebenfalls Geschichtsbücher 
hättest schreiben können; vielleicht wäre Dir hinwiederum etwas 
Anderes besser gerachen. Siehe aber doch um GotteswAen 
zu, daß irgend Etwas werde! 

Ich habe leicht schreiben, die Dinge sind bitterer als ich 
sie von Wettem dafür ansehe. Mag sein! aber schweigen darf 
ich auch nicht. Ihr wisiet bester als ich, wie die systemattsche 
Philosophie gegenwärttg in der Well angesehen ist und'wie 
der Dl^t nach dem Idealen, wo er sich überhaupt findet, 
ganz anderen Canälen zusttömt. 

Nichts für ungut... aber ich kann es nicht gut mit ansehen, 
wie Ihr auf die Wirkung des Systems hinschauet als wäre es 
das große Loos einer Lotterie. Machet die Augen auf und 
seht in welche Lager die Well getheilt ist. Das Bischen philo- 
sophische Neigung das noch vorhanden war, hat der neuliche 
Materialismuszank absorbiert. 

Nun lebe wohl und nimm mir diese Expectorattonen nicht 
übel. 

Dein stets getteuer 
I. Burckhardt." 

So wichttg dieses Urteil ist als das eines bedeutenden 
Zeitgenossen und eines Mannes, der Röse aus persönlichem, 
längerem Verkehr heraus kannte (er war mit ihm während 
seiner Baseler Studentenzeit 1838/39 befreundet) — es gibt 
kein allseittges Bild von ihm. Richttg ist es, Röse als einen 
Menschen aufzufassen, der^die in ihm lebenden Erkenntnisse über die 
Well in geordneter und in sich geschlossener Form niederzu- 
schreiben bemüht war, als einen in sich Tätigen zu verstehen, 
dem gar wenig an einem äußern Lebensaufbau, an einer nor- 
malen, ökonomischen Einordnung, an einer regelrechten Anpassung 
an die Welt seiner Tage im äußerlichen Sinne lag. Ebenso 
richttg ist der Hinweis, daß Röse ein spezielles Talent für 
eine historische Erfassung der Wirklichkeit besessen habe: ist 
man doch durchaus berechttgt, sein Werk als eine historisch ge- 
wonnene Philosophie zu bezeichnen. Eines aber übersah Burck- 
hardt: Röse wollte kein Fachhistoriker im wissenschaftlich abge- 
grenzten, unpopuMren Sinn sein. Geschichte ist ihm „die 

10* 
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Wissenschaft'), die uns alles, was uns in der Gegenwart 
umgibt, nach seinem wahren Wesen begreifen und würdigen 
lehrt, indem sie uns zeigt, wie es entstanden ist". „Die Ge- 
schichte erhellt unser Inneres und die Welt um uns her, sie 
macht uns klar, wozu uns Gott auf Erden berufen hat in den be- 
stimmten Lebensverhältnissen, in denen wir leben, indem sie uns 
alles, was das Leben um uns her bietet, so erkennen lehrt, daß 
wir die rechte Stellung im Großen Ganzen einnehmen und von 
unserm Standpuntte aus — so weit oder so beschräntt er sein 
mag — dem Gesammtzwecke des Ganzen förderlich sein können." 
Man kann bei Röse von einem der Wirklichkeit abgewandten 
Sinn nur in Beziehung auf den eigenen äußeren Lebensaufbau, 
nicht aber auf den Inhalt seines Werkes sprechen. Fast jede 
Seite seiner Schriften erweist, daß Wirkung auf die Menschen in 
seinem Wollen lag und daß er die ihn umgebenden Realitäten 
in Rechnung ziehen konnte. Das nur muß hier — anmerkend — 
gesagt werden, daß in der Tendenz, Mgemein-Lesbares zu 
schaffen, sein Wollen stärker gewesen ist als sein Können. Seine 
Sprache') ist oft schwer verständlich. Es rührt das nicht allein 
daher, daß ihm das, was seine Zeitgenossen Schopenhauer 
und Sttrner und später Nietzsche im höchsten Maße besaßen, 
und was ich Rhythmus der Sprache nennen möchte, völlig 
versagt war. Es war ihm nicht gegeben, in präzisen, kurzen 
Sätzen seine Gedanken unter schlagwortarttgen Heraushebungen 
in haftenbleibenden Fassungen zu formulieren; er hatte 
keine Fähigkeit zum Aphoristtschen, dem Sauerteig in aller 
Popularphilosophie. In schwerfälligen, oft völlig unübersichtlichen, 
mit eckigen und runden Klammern mühselig zerteillen Perioden 
rinnt der sich wetthin verzweigende Sttom seiner Gedanken 
dahin. Auch im einzelnen fehlt ihm die Musik der Sprache: 
bei der Wortwahl liegt es ihm nicht daran, wie etwa Schopen- 
hauer, mit der Wahrheit zugleich Schönheit und Anmut zu 
geben. Man mag dies vom Fachphilosophen nicht fordern, für 
den Popularphilosophen ist es fast eine Notwendigkeit, um 
Wirkung zu erzielen. Röse kämpft aber in alle diesem nicht 

y Aus einem im Nachlaß (2 und ö) befindlichen Aufiatzfragment „An- 
sicht über Geschichte". 

') Das Folgende bezieht sich nur aus die philosophischen Schriften. 
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allein mit sich und um eine eigene Beherrschung der Sprach- 
mittel, sondern zugleich mit der erdrückenden Last der sach- 
philosophischen Sprache seiner Zeit. Sein System ist die Voll- 
endung und Ergänzung vorhergegangener Systeme. Dadurch 
ist er gezwungen, sich mit diesen Vorfahren im Geist auseinander- 
zusetzen; er kann dies nur auf Grund der von ihnen formu- 
lierten Gedanken und der von ihnen angewandten Begriffsworte. 
So schleppt sich das, was er auch der Richtung nach über- 
winden will, mtt hinein in seine Werke und macht sie — wenig- 
stens zum Tell — für die, welche in den fricheren Philosophen 
nicht so zu Hause sind wie er, schwer lesbar. Immer aber ringt 
sich auch in den Arbeiten, die den Grund seiner Philosophie 
aufbauen sollen, die Erinnerung durch, daß er ja eigenllich 
nicht für Fachgenossen, sondem für alle schreiben will; wie 
eigenartige Oasen nehmen sich die Stellen aus, in denen sich 
dieses Ziel völlig Bahn gebrochen hat. Man darf in der Be- 
urteilung seiner Schwerfälligkeiten nicht ungerecht sein, sondern 
muß sie vom historischen Standpunkte aus auf sich nehmen. 
Seine späteren philosophischen Arbeiten sind leichter geschrieben 
als die ersten. Wirklich allgemein verständlich und allen Den- 
kenden zugänglich ist seine letzte Schrift, die Schärer 1881 in 
der Zeiffchrift „Das Ausland" unter dem Titel „Philosophisches 
Fragment über das Wesen der Gefühle" herausgab. Sie zieht 
noch einmal die Summe aus seiner Wellanschauung, und zwar 
in einer Form, die im einzelnen Mngender, im ganzen flüssiger 
ist als die früheren Schriften. 

Röses Leben war nur auf ein Ziel gerichtet: auf sein Werk, 
sein Schaffen, und zwar ein Schaffen aus eigener Fülle und 
in eigenem Rahmen. Daß bei einer solchen extrem innerlichen 
Wesensrichtung der Kampf um eine äußere Einordnung zu kurz 
kommen mußte, ist klar. Und so darf man an sein äußeres 
Leben nicht mit allzu großen Erwartungen herangehen. 

* * * 
Am 27. September 1815 wurde dem Kornmakler Georg 

Friedrich Röse, einem in wohlhabenden Verhältnissen lebenden 
Lübecker Bürger, von seiner Gatttn Christine Elisabeth, geb. 
Brackhagen, ein dritter Sohn geboren, der die Namen Johann 
Anton Ferdinand erhielt. 
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Ferdinand Röse verlebte seine Jugendzeit in Lübeck, be- 
suchte das Katharineum, war ein fleißiger und guter Schiller. 
Sein Vater, der als ein exzentrischer Charatter geschildert wird, 
nahm ihn 1832 von der Schule fort und brachte ihn zu einem 
Buchhändler in die Lehre. 1834 aber ist Ferdinand wieder auf dem 
Gymnasium, macht 1836 seine Maturitätsprüfung und geht im 
Oktober des Jahres mit seinem Freunde Emanuel Geibel als 
Student nach Berlin. Er studierte bis zum Ende des Winter- 
semesters 1839/40 Geschichte, Kunstgeschichte, Archäologie und 
Phllosophie in Berlin (W.-S. 1836/37 bis S.-S. 1838), Basel 
(W.-S. 1838/39 und S -S. 1839) und München (W.-S. 1839/40). 
Den Sommer 1837 verlebte er in Dresden, um die dorttge 
Kunst zu studieren; den Sommer 1838 in Paris. Im Herbst 
1839 erwarb er in Tübingen auf Grund seiner eingesandten 
Schrift „über die Eickenntnisweise des Absoluten" den Doktor- 
grad. Die nun folgenden Jahre bis Anfang 1847 lebte Röse 
tells als fteier wissenschaftlicher und populärer SchriMeller, 
teils als Redakteur unter Zuhilfename von finanziellen Unter- 
stützungen besonders durch seinen Vater und seinen Bruder 
Fritz, der bis Anfang 1846 Buchhändler in Berlin war, in 
Berlin, Stuttgart, Augsburg, Köln und Basel. 1844 ist er im 
Verlage Eottas tättg, 1846 ist er zweiter Redakteur am 
„Rheinischen Beobachter" und bis Anfang 1847 zweüer Redak- 
teur der liberal-konservaüven „Bafeler Zeitung". Cotta ver- 
ließ er wegen perfönlicher Zwistigkeiten mit G. Kolb, dem 
Redakteur der „Allgemeinen Zeitung", das Huberfche Blatt m 
Köln, weil er dem Leiter, Prof. Bercht, nicht genehm war, die 
Stelle bei der „Bafeler Zeitung" verlor er, weil er durch eine 
Nottz in den Verdacht gekommen war, ein preußifcher Spion 
zu fein. Vom Mai 1847 bis zum Ende des Sommers 1849 
war er Privatdozent an den Univerfitäten Bafel und Tübingen: 
Ende 1849 bis Anfang 1850 Redakteur in Stuttgart. Im Mai 
1850 wurde er aus Württemberg ausgewiesen, da er durch einen 
Arttkel der von ihm redigierten „Deutschen Volkswehr" „als 
Fremder die Achtung gegen die Landesgesetze" verletzte. Er ging 
nach Koblenz, versuchte sich dort durch Erlernung und Aus- 
Übung des Daguerreotypierens zu erhallen, war aber körperlich 
zu schwach dazu, auf die Dauer eine solche Arbeit zu leisten. 
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Er fristete sein Dasein durch Privatunterricht. Den Schluß seines 
Lebens brachte er in Krust und Ochtendung bei Andemach in 
der Nähe von Koblenz zu, sich zum Teil durch Unterricht er- 
haltend, zum Teil von seinen Freunden, namentlich Gustav 
Widenmann und Emanuel Geibel, unterstiitzt, von Krancheit 
und Elend heimgesucht, bis ihn am 27. November 1859 in 
5krust der Tod von seinen Leiden erlöste. 

* * * 
Röses äußeres Leben bietet nicht das Bild einer ruhigen, 

in sich stetigen Entwickelung, sondern ist lediglich ein Ablauf, 
das durch äußere Umstände sich ergebende Greifen nach diesem 
oder jenem Ziel, ein unruhiges Hin und Her, nicht unverknüpst, 
aber doch nicht ineinande^assend und eins ins andere hilfreich 
und fördernd hineinbauend. Er hat — äußerlich genommen — 
nicht gelebt, sondern sich in soundso viel Lebensformen ver- 
sucht und eigenUich nirgends den festen Standpuntt gefunden. 
Er hatte kein Vermögen und war gezwungen, sich den Lebens- 
unterhalt zu erwerben. Anfangs haben der Vater und der 
Bruder zugesteuert, später blieb das aus, und er war auf sich 
gestellt. Nachdem er nach zwei Jahren fruchtlosen Versuchens die 
Hoffnung auf eine Privatdozentenstelle begraben und die Er- 
wartung, willige Verleger für seine Schriften zu finden, 
aufgegeben hatte, landete er, wie das zu geschehen pflegt, wenn 
nicht zuletzt noch eine rettende Hand hilfteich eingreift, bei dem 
Kompromiß zwischen Lebenbegehren und Lebenmüssen. Es ist 
ihm dies ganz klar gewesen, aber er konnte es nicht ändern. 
1842 schreibt er an Schärer: „Glücklich kann und werde ich im 
Leben nur sein, wenn ich Gelegenhett erlange, meine Wissen- 
schaft zu lehren, und so mir und andern immer klarer durch- 
bllden kann. Aber ein Mensch ohne eigentliches Vermögen! — 
Ich will wenigstens nichts unversucht lassen, um mir eine 
Stellung zu erwerben, wo ich zugleich anfangen kann 1) mir 
durch Unterrichten, Schriftstellern, Repetttorien oder dgl. meine 
Lebensunterhaltung zu erwerben und 2) meine Philosophie zu 
lehren allen, die mich hören wollen, und wer den Sinn für 
posittve Lebensbildungen und Wissenschaftlichkeit, Pietät und 
ächt christliche Religiösität, — kurz, wer nicht nur Verstand, 
sondern auch Gemüth hat, der, weiß ich, hört mich gern." Mt 
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diesem Programm für ein äußeres Leben, in das er sich für sein 
eigentliches Wirken so viel, wie eben anging, hinüberrettete, 
segelte er in die brandende, gleichgüMge Flut, die nur der mei- 
stert, der festumrissene, greifbare Ziele mit eiserner Faust zu 
packen versteht, der entweder sein inneres Wollen abtut oder 
aber sicher in den Mittelpunkt seines äußeren Lebens stellt. Er, 
der eigenllich zum in sich geschlossenen, aus sich wirkenden Tat- 
menschen berufen war, konnte seine Erhaltung nicht aus seinem 
Lebensziel finden und wurde durch die harte Notwendigkeit ge- 
zwungen, ein irgendwie tättger Mensch zu werden, der irgend- 
welche, von außen an ihn herankommende, durch ÄußerlichkeUen 
und Konstellattonen des Lebens gegebene Plichten erfüllte, und 
dessen letzter Rest von Eigenkrast dazu aufgeboten wurde, nicht 
die Fäden zerreißen zu lassen, die ihn innerlich an das Ideal 
eines viel vollkommeneren, viel würdigeren, tteferen und aus 
seinen Gaben heraus reicheren Lebens banden. 

Den von vornherein schon nicht zielbewußt begonnenen 
Lebensweg sollten aber noch eine Reihe von Hemmungen be- 
gleiten, die Röses Willen zu äußerer Einordnung bald hierhin, 
bald dorchin zogen und schließlich erlahmen ließen. 

Er war das Siebenmonatskind einer kränNichen Mutter 
und hatte schon als Junge den wilden Spielen seiner Kameraden 
nur von fern zusehen können, ohne sich mittummeln zu dürfen. 
Hatte damals das Entfagenmüfsen feinen Hang zur Träumerei 
und zum Nachdenklichen verftärtt, fo wirkte feine Schwächlichkett 
später durchaus lähmend auf seine Gesamttätigkeit. Nach der 
Studienzeit brach er zusammen, seine Nerven versagten, er 
mußte ein heilendes Seebad auffuchen. Als der Dienst bei 
Cotta viel Arbeit von ihm verlangt, ist er froh, daß ihn ein 
Zwist feiner Stellung, der er körperlich nicht gewachfen ist, 
enthebt. Während feiner Württemberger Zeit ist er häufig 
krank. Sein Freund, der Arzt Widenmann, behandell ihn 
ohne dauernde Erfolge. Die neun Jahre nach feiner Ausweisung 
aus Württemberg hat er meist leidend verlebt. Ws er in der Hoff- 
nung, in Zürich eine Professur zu erlangen, 1856 eine Reise nach 
der Schweiz antritt, erkrantt er in Mainz, muß seine Absicht auf- 
geben und, nachdem er einige Wochen in Mainz krank danieder- 
gelegen hatte, unverrichtetersache nach Ochtendung zurückkehren. 



145 

Zu diesen aus körperlichen Mangeln fließenden Lebens- 
hemmungen kam noch eine Charaktereigenschaft, die eine noch 
bei weitem schwerere Anormalität seines äußeren Daseins her- 
vorrief. Er hatte keinen Sinn für Sparsamkeit. Er besaß 
nicht die Übersicht und Fähigkeit zum Berechnen, die nöttg ist, 
um eine Summe Geld auf eine weitere Zeitspanne zu verteilen. 
Es war für ihn gleichgülttg, ob er viel oder wenig Geld in 
Händen hatte: er kam nie aus. Mögen die äußeren Gründe hier- 
für darin liegen, daß er zuerst wenig für den Erwerb zu arbeiten 
brauchte und daß der Vater Geld sandte, wenn der Sohn 
darum bat — es führte ihn, da er den Vater nicht fortgesetzt 
um neue Sendungen angehen wollte, zum Schuldenmachen. 
Diesem folgte bald ein wahrer Rattenkönig von unordenüicher 
Finanzführung. Er bezahlle alle Schulden mit neuen Anleihen, 
borgte auf das nach dem Tode seines Vaters zu erwartende 
Erbe, verschaffte sich Geld auf noch unveröffenüichte Arbeiten 
hin und anderes mehr. Man kann nicht sagen, daß Röse schlechte 
Stellungen hatte, auch seine schriffftellerischen Arbeiten wurden 
ihm nicht gering bezahtt; es reichte aber alles nicht aus, um 
einmal reinen Tisch zu machen, denn in keiner Stellung blieb 
er längere Zeit, und den größten Teil seines Lebens hatte er 
keine feste Beschäfttgung. Schließlich wurde er sogar —1854 — 
ins Schuldgefängnis gesteckt; erst nach sechs Monaten löste ihn 
sein Vater aus. In der Folgezeit änderte sich nichts in seiner 
äußern Existenz. Am Ende seines Lebens gelangten sogar 
Geldsendungen, die seine Freunde ihm zur Erhaltung sandten, 
meist gar nicht mehr in seine Hände, da sie von wartenden 
Gläubigern abgefangen wurden. Daß all diese Dinge nicht da- 
zu angetan waren, ihn in den äußeren Lebensverhältnissen zu 
einem einigermaßen ftei und sicher schreitenden Menschen zu 
machen, liegt auf der Hand. 

Doch nicht genug mll diesen Hemmungen, von denen die 
letzte wohl zum Teil in die Zeitverhältnisse, die ungewisse Lage 
der damaligen Freischaffenden hineingehört — auch andere 
Hindernisse steWen sich ihm in den Weg, deren Behebung ganz 
außerhalb seiner ^aft lag. Die durch die gesellschaftliche 
Struktur gegebene Form für einen Menschen wie Röse wäre 
eine Professur an einer Universttät gewesen. Aber damals wie 
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heute führte der Weg zu einer solchen, auch für das äußere 
Leben einen vollwertigen Erwerb bildenden Stelle durch ein 
möglicherweise jahrelanges Privatdozententum, zu dem Geld 
aus einem ererbten Vermögen oder aus einer gewinnbringenden 
Beschäfttgung neben der Tätigkeit als Universitätslehrer nötig 
war. Geld, um sich mehrere Jahre hindurch über Wasser zu 
hatten, besaß aber Röse nicht. Dennoch wäre es vielleicht 
möglich gewesen, daß für ihn Berlin der erste Ort einer 
Privatdozenten-Wirksamkeit geworden wäre; denn außer so 
manchen wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Beziehungen, 
die ihn mit Berlin verbanden, wäre es ihm sehr zustatten ge- 
kommen, daß er dort bei seinem damals in auskömmlichen 
Verhältnissen lebenden Bruder hätte wohnen können. Aber 
der die Universitäten beherrschende Dogmattsmus war nicht 
dazu angetan, einem Ungeschmeidigen den ersten Schritt auf 
der Dozentenlaufbahn leicht zu machen und nun gar einem 
Menschen wie Röse, der sich in der damals in Berlin herrschen- 
den Schule Hegels durch seine abweichenden Ansichten keine 
Freunde gemacht hatte. Außerdem galt Boeckhs zum geflügetten 
Worte gewordener Ausspruch: „Der Stall ist schon zu voll!" 
auch für diese Zeit: man wollte möglichst wenig Professoren, 
um Gehatt zu sparen. In Tübingen lag die Sache später für 
ihn günsttger: hatte er doch an dem nach längeren Kämpfen von 
der Fakultät als außerordentlichen Professor durchgesetzten Philo- 
sophen Reift einen Freund seiner Philosophie und einen Helfer 
bei der Bewerbung um einen dortigen Dozentenstuhl. Daß man 
ihn aber auch hier nicht mit oftenen Armen empfing, und welche 
Auftassungen über Reifheit zur selbständigen Lehrtättgkeit ihm ent- 
gegenttaten, beweist ein Brief aus dieser Zeit an Widenmann: 
„Herr Ephorus Walz ist nemlich mit einmal sehr kurz angebunden 
gegen mich, so daß ich ihn bei wiederholten Besuchen nur ein- 
mal etwa filnf Minuten sprechen durfte: Das sei schrecklich mU 
den vielen Privatdocenten. Der Bischer aus Bonn mache schon 
so viele Mühe, weil er vor der Disputatton lesen wolle, denn 
das dürfe selbst ein Repetent nicht tun usw. Noch wider- 
wärttger war Fichte: Warum ich nicht bei ihm angeftagt hätte, 
er würde mir den richttgen Bescheid gegeben haben. Einem 
Ordinarius könne es zwar gleich sein, ob er ein paar Studenten 
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verliere (Ihn hört nicht Einer, der ihn nicht hören muß!): 
was aber Me die Privatdocenten hier woWen? Die Stellen 
seien ja alle besetzt?! ... Und der Herr Bischer aus Bonn, das 
sei noch ein anderer Mann, der habe ein baares Bermögen 
von 36000 fl. u. Frau u. Kind. Als er sich gemeldet, habe 
das Ministerium in seiner Heimath Berlin angefragt nach 
seinen Bermögensumständen u. die befriedigendste Antwort 
erhallen. Repetent Parret, ein aller Dutzbruder u. einst in 
Berlin von meinem Bruder lange wohl aufgenommen, fiel mir 
um den Hals Sonntag Mittag, hat sich aber seitdem nicht 
wieder sehen lassen. Nur Reiff, bei dem ich auch schon ein- 
mal war, hat sich ausnehmend herzlich gezeigt u. sein erstes 
Wort war: ich glaube, wir haben auf verschiedenen Wegen 
dasselbe gefunden — grade als ich ihm eben das sagen 
woUe ...". Trotz des geringen Entgegenkommens der offizi- 
ellen Bertreter der Universität hatte sich Röse in Tübingen 
einen Platz erobert, die Studenten hingen an ihm, er hatte 
gutbesuchte Kollegs, aber schließlich hemmte ihn auch hier 
wieder — denn die Kollegs brachten zu wenig ein — der 
Mangel an Geld. Als er in dieser Stunde der Not an die 
Tür seines Baters klopfte, blieb dieser unbeugsam und uner- 
bittlich und hinderte ihn dadurch, einen nun mit Erfolg be- 
gonnenen Weg bis zum Ende zu verfolgen. 

Auch seine polittschen Überzeugungen waren nicht dazu 
angetan, ihn äußerlich zu fördem. Es war eine Zeit der 
schärfsten Gegensätze, der krassesten Widersprüche. Röse, aus 
seiner Philosophie heraus ein religiös-polittscher Bermittler, 
stand von ganzem Herzen zu keiner der Parteien. Cotta, dem 
liberalen Aufllärer, und dem geisttgen Letter des gesamten 
Berlagsunternehmens, G. Kolb, war Röse zu konservattv. 
Ebenso ging es ihm bei Bercht. Dieser, Inhaber des „Rheinischen 
Beobachters", machte der Regierung zu radikale Sprünge. 
Röses, im Gegensatz zu dem nur negierenden und auflösenden 
Radikalismus zum Posittven neigender, auf philosophischen 
Prinzipien gegründeter Liberalismus schien die für die Rhein- 
provinzen richttg gemischte Arznei. Er wurde von Berlin aus 
hingesandt. Das Ergebnis war, daß er sich nach noch nicht 
einem Bierteljahr mit Bercht so entzweit hatte, daß er Köln 
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verlassen mußte. In Basel kam er einer freimütigen Äußerung 
wegen um seine Redakteurstellung, und schließlich erfolgte der 
letzte große Schlag gegen sein äußeres Leben, der es völlig 
zertrümmerte, auf Grund politischer Äußerungen. Welchen In- 
hatt der beanstandete Leitarükel seiner Zeitung „Deutsche Volls- 
wehr" gehabt hat, ist mir nicht bekannt, da mir das Blatt 
nicht zugänglich gewesen ist: aber aus der allgemeinen Ent- 
wicklung Württembergs in dieser Zett läßt es sich unschwer 
nachweisen, daß über kurz oder lang ein weiteres publizistisches 
Wirken Röses in Frage gestellt werden mußte. Röse war Demokrat: 
er nannte seine polittsche Auffassung Nattonal-Demokrattsmus im 
Gegensatz zum Sozial-Demokrattsmus und wollte damit verdeut- 
lichen, daß er nicht zur Partei der Radikalen gehöre. Seine 
Ansichten über die einzig gesunde Staatsform für Deuffchland 
waren auf dem Grunde seiner Philosophie erwachsen, und so 
wenig diese radikal etwa im Sinne Feuerbachs war, so wenig 
konnte er sich als Polittker auf diese Seite stellen. Ein bei aller 
Einheit Deutschlands bis ins kleinste hinein durchgeführtes Self- 
government war sein Ideal: „Wie in allen Teilen des mensch- 
lichen Leibes unbeschadet ihrer Selbständigkeit als Teile all- 
gegenwärttg das ganze Ich lebt, so muß auch in allen den 
durch das Selfgovernment selbständig gestellten großen und 
kleinen in einander geftgten Gliedern das ganze Nattonal-Ich 
allgegenwärtig sein." Früher hatte er geglaubt, daß seine 
schwarz-rot-goldenen Einigungsgedanken durch die Fürsten ver- 
wirklicht werden könnten, und das hatte seinen polittschen An- 
sichten eine konservattv-absoluttsttsche Färbung gegeben. 1848 
und seine Folgen hatten ihn zu der Überzeugung gebracht, 
daß seine Erwartungen eitel waren. In Württemberg hatte 
das Revoluttonsjahr zuerst die Opposittonspartei mit dem 
Hofrat Römer an die Spitze der Regierung gestellt. Aber 
nicht lange hatte diese für Röse nicht ungünsttge Konstellatton 
gedauert. Nach dem Versagen der Nationalversammlung, nach 
dem Scheitern der Kaiseridee war ein gemäßigtes reakttonäres 
Ministerium unter Schlayer an die Stelle des Römerschen 
getteten. Es begann nun ein langsames, vorsichttges, aber 
zielsicheres Abstoßen aller unliebsamen Elemente. Und unter 
diesen befand sich auch Röse. 
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Nach alle diesem quiW der Mangel seines äußeren Lebens- 
aufbaues also nicht allein aus der einem solchen Ziele von 
vornherein abgeneigten Wesensrichtung, sondern wird ebenso 
gefördert durch Körper- und Charaktereigenschaften wie durch 
die Ungunst einer aufgeregten und in sich zerMfteten Zeit 
Deutschlands. 

* -I- 
* 

Zu einem normalen äußeren Lebensaufbau ist ein be- 
wußtes, festes Erfassen äußerer Ziele, ein auch äußere Ein- 
ordnung berücksichttgendes Disponieren notwendig. Für einen 
geistig-produktiven Menschen erfüllt sich dieses Disponieren 
am ehesten, wenn er möglichst wenig Energie an die Be- 
meisterung der Außenwell zu wenden braucht, wenn er 
materiellen Sorgen enthoben ist. Bei Röse war dies in seiner 
Jugend der Fall: ob er sich nun über die Vermögenslage 
seines Vaters getäuscht hat, oder ob er trotz des Bewußt- 
ftins, daß er nicht zu den Besitzenden gehörte, im Vertrauen 
auf seine Mission während seiner Studienzeit nicht darauf aus- 
ging, für einen späteren bürgerlichen Beruf auch äußerlich sich vor- 
zubereiten, möge dahingestelll bleiben: genug, er hiell sich für einen 
Menschen, der produktive Kräfte in sich unterstützen und fördern 
durfte. Durch dieses anfängliche Nichtmithineinziehen sicher erfaßter 
äußerer Ziele, die einen lebenerhaltenden Erwerb in sich schlössen, ist 
die spätere unsichere Lage zu verstehen. Zugleich ist aber auch hier 
die Urzelle dastr zu suchen, daß er sich so schnell und gradlinig zu 
sich selbst und zu einer (Erkenntnis seiner Stellung im Kampfe der 
Geister entwickelte. Ungehindert durch äußere Nötigungen ließ 
er die Dinge auf sich wirken und fand bald die Art heraus, 
wie sich sein Inneres zu ihnen stellte. In diesem innern 
Sichfinden war sein Schicksal entschieden. Er hatte den 
ersten Schritt des Aus-sich-Schaffens getan; da gab es kein 
Zurück mehr, wenn er nicht alles, was ihm bisher Lebens- 
zweck geworden, abtun woLe und konnte. Eine Möglichkeit 
blieb ihm noch: aus seinem geisttgen Schaffen einen Erwerb 
zu machen, es in den Mittelpuntt eines bürgerlichen Berufs- 
lebens zu stellen; er hat darum gerungen: sein Wesen und die 
Well haben ihm diese Zenttalisierung seines Daseins versagt. 
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Es ist schwer, Nar und ausgeroW die Entwicklung, die bis 
zu dem Bewußtwerden eines Schaffenden vor sich gegangen 
ist, darzustellen, weil die Kenntnis der IugendeinMse meist 
durch Mangel an Überlieferung nicht restlos zu erarbeiten ist. 
Deshalb ist es oft gar nicht möglich, die Rollen darzustellen, 
welche eigner Wille und vererbte Richtung, Haus und weiterer 
Verkehr beim Zustandekommen der bewußten Erfassung des 
Lebenszieles spielen. Schwsse aus vorliegenden Tatsachen 
dürfen aber nur mit Vorsicht gezogen werden. 

Auch bei Röse kommt man über eine Wahrscheinlichkeit 
der Zusammensetzung der wirkenden Kräfte, solange nicht 
weiteres Material als bisher gefunden ist, nicht hinaus. Die 
Frage der Vererbung der bei Röse zweifellos vorhandenen 
geistigen Veranlagung muß aus den eben angegebenen Gründen 
völlig ausgeschieden werden. Als sicher aber muß angenommen 
werden, daß sich der Richtung nach sein Wesen nicht im Ein- 
klang mit dem auf prattisches Tun drängenden Willen des 
Vaters entwickelt habe. Daraus, daß der Vater alle seine 
Söhne bald in prakttsche Berufe hineinzubringen suchte, ist 
seine Richtung zu erkennen. Röses Eigenwille muß aber so 
stark gewesen sein, daß er gegen das ihm vom Vater Auf- 
gezwungene früh opponiert hat, denn anders ist die Mckkehr 
zum Gymnasium nicht zu verstehen. Daß den Vater nich; 
Achtung vor dem Auswirken einer bedeutenden Individualität 
bestimmte, von seinem Vorhaben, aus Ferdinand einen Kauf- 
mann zu machen, abzugehen, sondern die Hoffnung, daß sein 
Sohn später einen seiner geistigen Begabung entsprechenden 
auch materiell gesicherten und hervorragenden Platz im Leben 
einnehmen werde, geht daraus hervor, daß er ihn, als die 
praktische Bewährung seiner geistigen Gaben ausblieb, wider- 
willig weiter unterstützte. Es ist von großer Bedeutung, daß 
Röses Eigenbetonung zugleich eine Oppositton gegen die Familien- 
traditton war: solche Menschen wiederholen entweder Eigen- 
schaften ihrer Vorfahren, die in langen Kämpfen der Genera- 
tionen schon völlig besiegt schienen, oder sind Anfänger neuer, 
aus irgendeinem ftemden Blute fließenden Richtungen in ihrer 
Familie — immer aber stehen sie im Gegensatz zu einer langen 
Reihe von Blutsverwandten vor ihnen und nicht auf ihren 
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Schultern, werden also nicht innerlich durch eine feste Tradition 
gestützt, sondern müssen alles selbst erobern; wenn sie bei dieser 
inneren Leistung zugleich auch äußerlich ihr Leben aufbauen 
sollen, so muß ihre Wesenszusammensetzung überaus günstig 
ftin. Das Letzte traf bei Röse nicht zu. 

Die Tatsache, daß Röses geisttge Eigenrichtung geschärft 
wurde durch Opposition gegen eine auf Erwerb gerichtete Kraft, 
ermöglicht aber noch einen anderen Ausblick. Die f^h in ihm 
entwickelte Scheidung zwischen einem Erhaltungsleben und 
einem geistigen Leben und das Zusammenfallen des Geistigen 
mit dem aus der individuellen Veranlagung Quellenden weist 
auf einen der Zusammenhänge zwischen seinem Werk und 
seinem Leben hin. Denn seine philosophische Wellanschauung 
baut auf dieser großen Unterscheidung zwischen Erhaltungs- 
und (geistigem) Erhöhungsleben auf, und zwar ist der erhöhte 
Mensch der, welcher sich aus seinen individuellen Befähigungen 
heraus in den Gesamtorganismus des nationalen Lebens ein- 
ordnet. So war denn sein Lebenswerk schon vorgebildet in 
einer der ersten großen Erfahrungen, durch die er in der 
Jugend zur Erkenntnis seines Eigenwillens gelangte. 

Von seiner Familie hatte er keine wesentliche Förderung 
seiner geistigen Wünsche zu erwarten. Es ist ein gesunder Akt 
innerer Selbsterhaltung, daß der Mensch sich zu denen hin- 
gezogen fühlt, von denen er spürt, daß sie seine Wesensart 
befruchten und zu Ausgestaltung und Bewußtsein führen 
können. Diesen Schritt hat Röse getan. Es ist wiederum für 
die Gesamtverfassung seiner Jugendzeit bezeichnend, daß sein 
innigster Verkehr in einer Familie sich vollzog, deren Ober- 
haupt mit seiner väterlichen Familie nicht im Freundschafts- 
verhältnis stand: es war dies das Haus des Pastors Johannes 
Geibel, des Predigers der reformierten Gemeinde in Mbeck. 
Aus seiner Anhänglichkeit an Emanuel Geibel, der später — 
auch geisttg — ganz andere Wege ging als er, ist zu schließen, 
wie sehr er in dieser Familie heimisch gewesen sein muß, wie 
sehr er den Beeinflussungen, die von dort ausgingen, sich hin- 
gegeben haben wird. Hier fand er das, was seine geistige 
Sehnsucht befruchtete, und das, was er hier empfing, hat ihn 
sein Leben hindurch begleitet. Johannes Geibel, reif geworden 
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im Gegensatz zum kallen und unlebendigen Rationalismus, ist 
einer jener Männer, welche, ausgestattet mit einer vielseitigen 
Bildung, mit Herzenstiefe und Lebenskenntnis, Gradheit des 
Charakters und tiefreligiöser Überzeugung ihren Glauben ge- 
lebt haben und eine Durchdringung des Lebens von der 
Religion aus in dem Kreise versuchten, in den sie gestellt 
waren, und im Verkehr mit den Menschen, die an sie heran- 
kamen. Seine Wirksamkeit gehört nicht ausschließlich dem Ge- 
biet lokal umgrenzter Kirchengeschichte an, sondern durch die 
vielseitigen Beziehungen, die er gehabt hat, auch der Geschichte 
des geistigen Lebens (und zwar der stillwirkenden Kräfte) im 
Anfange des 19. Jahrhunderts. Er hat nicht viel geschrieben; 
es war das nicht seine Art. Er wirkte von Mensch zu Mensch 
durch seine Predigten, durch seine Gespräche. In das Haus 
dieses Mannes kam Röse als Kind, als aufgeweckter, kluger, 
Wissens- und erkenntnishungriger Jüngling. Einmal in späterer 
Zeit, in den vierziger Jahren, schreibt er an Emanuel, daß er 
bei dem Vater gewesen sei, ihm seine philosophischen Ansichten 
auseinandergesetzt habe und Billigung und Aufmunterung, den 
begonnenen Weg fortzusetzen/ bei ihm gefunden habe. Wir 
werden nicht falsch schließen, wenn wir annehmen, daß es 
zwischen dem Bater des Freundes und Ferdinand Röse auch 
vorher in den Anfängen und ersten Regungen des eigenen 
Denkens Stunden der Aussprache gegeben hat, ja, daß Röse 
mehr als einen Zug seiner Lebensart durch ihn entwickelt hat: 
beiden ist gemeinsam die eine schriftliche Festlegung der 
Ideen fast hindernde Vorliebe zu persönlicher Aussprache, in 
der die Gedankengebilde im Hin und Her des Gesprächs sich 
entwickeln und klären. Von Johannes Geibel ist ein Wort 
überliefert, das seine Stellung zum Verfolgen von Zielen ver- 
anschaulicht. Eines Tages kam zu ihm ein junger angehender 
Kaufmann, Samuel Hebich, und eröffnete ihm, daß er „in der 
Sehnsucht nach einem irdischen Freunde den ewigen Freund, 
Christus, gefunden" habe: er wolle nun Missionar werden, da er 
sich dazu berufen fühle. Geibel riet ihm, das bisherige Leben 
und den einmal begonnenen Weg des äußeren Berufs nicht ab- 
zubrechen, sondern abzuwarten, „bis der Herr ihn so führe, daß 
er nicht mehr anders könne". Hebich befolgte den Rat, blieb 
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Kaufmann und ist später Missionar geworden. Der gleiche 
Zug des Abwartens, des Harrens auf eine von Gott gegebene 
Fügung, der Hang zu einer hoffenden Passivität ist auch in 
Röse zu finden, nur, daß er bei Röse äußerlich nicht zum 
Guten ausschlug. Die innere Organisation der Kirche und die 
Notwendigkeit zum Missionieren führte Hebich, einen durch 
Glaubenskrast Hervorragenden, schließlich auch ohne starke 
Aktivität auf Grund inneren Hineinwachsens in das kirchlich- 
religiöse Leben an seinen Platz. Röse aber wurde nicht durch 
die Dinge dahin geschoben, wohin er gehörte, da dem gesell- 
schaftlichen Leben diese innere Organisation, die Gesundheit der 
auf Begabung und Können gegründeten Beziehungen fehlle, 
und wartete vergebens auf ein ihm zufallendes äußeres Er- 
gebnis seines ernst und ehrlich gemeinten inneren Tuns. 
Welche Luft in dem Geibelschen Hause wehte, möchte ich aber 
noch an einem andern Manne zeigen, der auch in Röses 
Schaffen eine Rolle gespielt hat. In der Zeit von 1819 bis 
1830 hat (allerdings mit vielen Unterbrechungen) der Minera- 
loge Johannes Menge, der später Australiens Kohlenschätze 
für England erschloß, in Lübeck gelebt. Er gehörte dem 
reformierten Glaubensbekenntnis an und war durch Johannes 
Geibel — er war Hanauer gleich ihm — in die Hansestadt gezogen 
worden. Menge, eine aus dem körperlich arbeitenden Bolle 
hervorgewachsene geistige Kraft, war nicht allein Fachwissen- 
schaftler, sondern hatte — ähnlich dem gleichzeittg lebenden 
Pädagogen Friedrich Fröbel — auf seine mineralogisch-natur- 
wissenschaftlichen Kenntnisse eine religiös-mysttsche Weltanschau- 
ung aufgebaut, der er in mehreren Schriften Ausdruck gegeben 
hat. Es ist nun kaum anzunehmen, daß er persönlich und 
dirett Röse in seiner Jugend beeinflußt hat. Bemerkenswert 
ist aber, daß dieser Johannes Menge in einer der Schöpfungen 
Röses, dem Märchen „Das Sonnenkind", unter dem Namen 
Retla Aipok (umgekehrt: alter Kopia scopiss, d. i. aller 
Menge) als eine zwar grotesk-komische, aber sehr emst ge- 
meinte Gestall einen Platz gefunden hat. Irgendwelche, und 
vielleicht nicht nur die von den Geibelbiographen verzeichneten 
Eindrücke mögen hier mitspielen, und es ist nicht ausgeschlossen, 
daß Röse Menges Schriften gelesen hat. Es ist auffallend 

Ztschr. d. s. L. S. XVII, 2, 11 
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(wenn es nicht auf eine Beeinflussung durch Schelling zurück- 
zuführen ist), daß Röse immer wieder zu einem Problem zu- 
rückgekehrt ist, das auch bei Menge eine Hauptsache seiner Er- 
örterungen einnimmt: der Mensch als Ebenbild Gottes. Da 
mir die Schriften Menges nur zum ganz geringen Teile zu- 
gänglich waren, kann ich hier nur Vermutungen aussprechen. 
Es ist auch möglich, daß der ganze Einfluß Menges auf Röse 
sich lediglich durch Johannes Geibel vollzogen hat und daß bei- 
den nur das ganz Allgemeine gemeinsam ist, daß sie philosophi- 
sche Systeme unter starker Einmischung religiöser Vorstellungen 
aufbauen. Denn das ist ein weiteres Erbteil Röses aus seiner 
Jugendzeit: seine Wellanschauung gipfett in einer religiösen 
Durchbildung des menschlichen Lebens. „Philosophieren heißt 
mit sich allein sein, frei sein heißt sich treu sein, jeder 
Mensch, jedes Voll hat seinen Gott und darum leben wir 
doch alle das persönlich-ewige Leben, dessen höchster Zweck 
Christus ist, wie er lebte und wie er dem sich selbst er- 
zeugenden selbstbewußten Menschheitsindividuum einst wieder- 
kehren wird am ersten Tage einer neuen Schöpfung, einer 
neuen Offenbarung." 

Von demselben Manne, der das Religiöse in ihm geweckt 
und gestärkt hat, stammen auch die ersten Anregungen zur 
Philosophie und die ersten wegeweisenden Hilfen, sich in diese 
Materie einzuarbeiten. Johannes Geibel war selbst über die 
Brücke der Philosophie zum Glauben gekommen, war mit Fr. 
H. Iacobi und Schleiermacher befteundet und hat den jungen 
Röse zuerst zur Lektüre der alten Philosophen angeleitet. Es 
wurde bestimmend für Röse, daß er nicht von einem selbst- 
schaffenden Philosophen geleitet, sondern von einem philosophisch 
Gebildeten auf das Studium der Geschichte der Philosophie 
aus den Quellen hingewiesen wurde. Ein eigengerichteter 
Philosoph hätte ihn vielleicht — ja, bei seiner Jugend wahr- 
scheinlich — in den Bann der eigenen Philosophie gezogen 
und es ihm sehr schwer gemacht, zu sich selbst zu kommen. 
So aber gelangte er ohne Abirren nach der geistigen Er- 
oberung der vor ihm aufgestellten Systeme schließlich zu seiner 
Philosophie. Nach dem Erkennen seines Standpunktes, das 
schon in der ersten Baseler Zeit sich vollzog, war seine Weiter- 
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entwicklung ruhig und folgerichttg, trotz der vielen äußeren 
Schwierigkeiten, die ihn bald umgaben. Es folgt eine Aus- 
einandersetzung mit den vorangegangenen Philosophen in einer 
retrospektiven Arbeit, die gekrönt wird durch eine erste For- 
mulierung seiner Ansicht. Daran schließen sich weitere Unter- 
suchungen, welche die Vergangenheit und Gegenwart der 
Prinzipienentwicklung der Philosophie zum Gegenstände haben, 
eine Parallele zwischen Plato und Schelling, eine Wrechnung 
mit Hegel und schließlich eine erste, nicht vollendete, Manu- 
skript gebliebene Gesamtdarstellung seiner Philosophie. Durch 
die Richtung seines Denkens wird er zu einer Hineinziehung 
des Lebens in sein System gezwungen oder vielmehr: er 
kommt zu der Überzeugung, daß seine Lehre kein System, 
sondern eine „auf Studium und Lebenserfahrung begründete 
Weltanschauung" sei. Seine praktische Tätigkeit gibt ihm Er- 
kenntnisse, läßt ihn sich klar werden über sein Zeitatter und ent- 
wickelt schließlich seinen politischen Standpunkt. Damit ist sein 
inneres Wachsen abgeschlossen und sein Leben nur noch dem 
Ziele gewidmet, in geschlossener Form das, was er erkannte, 
niederzuschreiben. 

Röses innere Entwicklung auf das Ziel zu, die Erar- 
beitung seiner philosophischen Ansicht, ist denkbar gradlinig, 
ohne Schwanken und Irrwege. Aus seinem Studium der 
Geschichte der Philosophie erwuchs ihm die Aufgabe: einen 
Weg zu finden, der von dem Ich ausgehend in Geschlossenheit 
in sich das gesamte menschliche Leben durchläuft. Die 
Schwierigkeiten, die in dieser Aufgabe lagen, die Bemeisterung 
der Masse des überlieferten, die Überwindung des Abstrakt- 
Begrifflichen, die Rundung seiner Ideen zu einer für alle 
möglichen und auf seinen Grundlagen verbindlichen WeÜan- 
schauung — all das hat er erreicht. Fördernd haben hier 
besonders seine große Begabung, sein Fleiß, seine zielsichere 
Wahl der Lektüre, die präzise Formulierung der Fragen, seine 
lebens- und rechtsgeschichtlichen, kunst- und religions-historischen 
Studien gewirkt, aber auch seine mündliche und briefliche Aus- 
sprache mit Freunden und Fachgenossen, seine Arbeit unter 
den Menschen, sein Lebm im Volke, seine Reisen, der durch 
seinen Bruder hergesteLe Zusammenhang mit Amercka, die durch 
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seine Freunde und durch seinen eigenen Aufenthalt geschaffenen 
Beziehungen zur Schweiz und nicht zum wenigsten die FWe der 
seine Zeit durchschwirrenden Fragen, deren Gipfel- und Klärungs- 
puntt schließlich die Manifestierung 1848 wurde. Was ihm im 
äußeren Leben nicht gelang, auf diesem seinem Eigengebiete 
gelang es ihm: hier beherrschte er die Welt, hier diente ihm 
sogar das, was ihm dort schaden mußte, zum Besten; denn 
nur seiner unwandelbaren Treue zu sich selbst, der jedem 
Schaffenden nötigen Liebe und Achtung vor dem ihm ge- 
gebenen Werk ist es zu danken, daß er nicht schwach wurde. 

-I- * 
* 

Röse ist in Opposition gegen den väterlichen Willen, der 
wohl als Familientradition aufzufassen ist, aufgewachsen. Hat 
er auch nichts von dem allen gesunden Kaufmannsgeschlechtern 
eigenen Trieb nach äußerer Lebensgestaltung, so fehlte ihm 
doch nicht eine andere Seite, die daraus fließt, daß der 
Handeltreibende in innigster Berührung mit dem pulsierenden 
Leben steht: das Bewußtsein, daß es etwas Großes und 
Bedeutendes um den Menschenwillen sei, und daß GeistH im 
abstrakten, unlebendigen Sinne nicht alles Daseins letzte Höhe 
sein kann, sondern daß er, der zu allen Zeiten so sehr Ge- 
priesene, nur ein gutes ökonomisches Mittel zur bessern Tat 
sei, indem er das Sachliche und Zweckmäßige erkennen lehre. 
Röse gehört mit dieser Ansicht einer Richtung an, die sich 
immer in Zeiten der Überschätzung des Denkens versucht hat 
geltend zu machen. In der Pädagogik hatten sich eher als in 
der Philosophie Charakter- und Willensbildung betonende Be- 
sttebungen gezeigt und Wege gebahnt; die Philosophie war 
auch nach Hegels Panlogismus wenig in ihren herrschenden 
Köpfen und tonangebenden Zeitschriften über eine Vergötterung 
der Logik hinausgekommen. Es ist bezeichnend für die Zeit, 
wie wenig man Schopenhauer beachtete. Allerdings gährte 
es schon an allen Ecken und Enden. Frankreich hatte in 
Comte einen Vertteter eines radikalen Wirklichkeitsstandpunttes 

Trotzdem: „Wenn die Philosophie der Zukunft auch nicht mehr allein 
über das Denken nachdenkt, so bleibt sie doch überall nichts als ein Denken." 
(über das Wesen der Gefühle). 
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hervorgebracht, und in England soLe bald Herbert Spencer 
seine Kraft für Weltsinn gegen Nur-Logik in die Wagschale 
werfen, in Deutschland hatten Feuerbach u. a. eine Befteiung 
von dem Joche alter Überlieferung gepredigt. Trotz alle diesem 
charatterisiert es Deutschland, daß 1847 die erste Philosophen- 
Versammlung vornehmlich von Logikern nach Gocha zusammen- 
berufen wird und daß man den einzigen dort in einer Dis- 
kussion zu Worte gekommenen Gegner, einen ungarischen 
Philosophen, mit den Worten abtut: was er sage, sei be- 
grifflich anfechtbar; was aber an seinen Ausführungen nicht 
anfechtbar sei, wäre ein schon längst überhotter oder wider- 
legter Standpuntt und entbehre völlig des Neuen. 

Aus dieser Schar der Logiker stammt eine Krittk der 
Röseschen Habilitattonsschrift von 1847 (Tübingen). Sie ist in 
der damals sehr einflußreichen „Zeiffchrift für Philosophie und 
philosophische Krittk", die der jüngere Fichte und der Hallenser 
Ordinarius Mrici Herausgaben, rezensiert, und zwar hat sie der 
Anonymus in einer fir ihn selbst geradezu beschämenden Art 
und Weise abgetan. Es zeugt von der Unfähigkeit, sich in 
den Standpunkt der Röseschen Wirklichkeitsphilosophie hinein- 
zudenken, wenn er schreibt: „Man kann wohl mit gleichgülttgen 
Einzeldingen, wie der Chemiker mit seinen Stoffen, so lange 
experimentteren, bis sich die Wahrheit resp. Falschheit einer 
Ansicht von ihnen erwiesen hat; nicht aber mit philosophischen 
Syftemen, die, wenn sie in Gedanken, Sinn und Tun der 
Menschen ganz und gar übergehen, eben damit auch das 
ganze Leben umgestallen, und mithin, wenn sie irrig wären, 
dasselbe in Einen großen Irrthum verwandeln, in unabseh- 
bares Elend stürzen würden!" Dieser Standpuntt geht an 
den Absichten Röses völlig vorbei. Ihm kam es zuerst ein- 
mal auf die Bloßlegung von Trieben und auf eine Unter- 
scheidungslehre von guten und bösen, von destrukttven, er- 
hallenden und erhöhenden Kräften des Lebens an. Un- 
verständnis, Verschweigen, Enfftellungen kennzeichnen diese 
Krittk. Schwerlich wird sich daraufhin jemand diese an maß- 
gebender Stelle als unreif und unlogisch, nicht einmal die 
primittvsten Forderungen der Wissenschafllichkeit erfüllend, ab- 
getane Habilitattonsschrift angesehen, geschweige denn gekauft 



158 

haben. So werden Wirkungen vereitett: aber was lebendig 
ist, lebt dennoch weiter, und Röse steht mit seinem Geisteswerk 
unserer Zeit näher als die Logismen Fichtes und Ulricis! 

Röses Philosophie — weit davon ensternt, ein weltstemdes 
Gedankengebilde zu sein — ist durchaus positive Weltan- 
schauung, ist der auf Erkenntnis vom Wert und Zweck des 
Lebens gegründete Versuch, neue, dem Lebenssinn entsprechende 
Grundsätze aufzustellen und die Möglichkeit daraus fließender 
Lebensformen nachzuweisen. Sie will nicht allein logisch ver- 
standen, sondern innerlich erfahren und äußerlich gelebt sein. 
Sein Positivismus deckt sich aber keineswegs mit dem ihm 
wahrscheinlich bekannten des Philosophen Comte, ist auch 
nicht mit der später von Eugen Dühring (einem ebenfalls 
totgeschwiegenen Manne) dargestellten Lebensphilosophie in 
einem Wem zu nennen: so sehr er der aufs Leben gehenden 
Gesamtrichtung nach mit ihnen zusammengehört, ebensosehr 
unterscheidet er sich in Grundlinien von ihnen. Eomte und 
Dühring sind Vertreter einer im Gegensatz zu allem Meta- 
physischen und Theologischen entstandenen, alles Absolute aus- 
scheidenden radikalen Philosophie. Für Röse dagegen ist das 
Absolute nichts Negatives, sondern, indem er (was jenen fehlte) 
durch Verwertung und Verwerfung an die Vergangenheit an- 
schließt und auf Schelling weiterbauend das Positive des Ab- 
soluten aus der Selbstgewißheit des Ichbewußtseins entwickell, 
übt er eine Vermittlerrolle zwischen dem Radikalismus und 
dem Logismus seiner Zeit aus und stelll einen Zusammenhang 
zwischen dem in sich abgeschlossenen Erdensein und dem all- 
ewigen Sein, d. h. dem Göttlichen, her. 

Im letzten Grunde ist aber seine Auseinandersetzung mit 
dem Problem des Absoluten nur ein aus der Fragestellung 
der Zeit quellendes Beiwerk, das seinem Positivismus eine be- 
stimmte Färbung gibt. Von ihr aus kommt er zu der Be- 
tonung, daß es nur eine Art von Sein geben kann und daß 
„durchaus nur das Individuelle die wirkliche Form des Lebens 
ist". Monismus und Individualitätsphilosophie — auf diesen 
beiden Grundpfeilern baut er auf. Ein Sein im großen wie 
im kleinen: „Es gibt weder rein geistige noch rein sinnliche 
Lebensäußerungen, sondern alle ohne Ausnahme sind geistig- 
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sinnlicher Natur mit dem Unterschiede, daß bei einigen diese 
Mischung vorwiegend geistiger, bei den andern vorwiegend 
sinnlicher Art ist." Jede Individualität ist ein Organismus, 
d. h. eine Gesamtheit von Teilen, deren Trennung organisch in 
jedem Willensatte aufgehoben wird. Wie ihm der einzelne 
ein Organismus ist, so auch die ganze Well, und zwar 
so, daß jedes Individuum ein Teil einer nächst höheren, 
sowohl durch größere räumliche Llusdehnung als auch durch 
höheren Lebenszweck die Telle in sich zusammenfassenden 
Persönlichkeit ist. Von hier aus kommt er zu der Stufenfolge 
der Individualitäten °), deren höchste erkennbare, fiir den 
Menschen auf Erden letzten Zweck bedeutende, das Well- 
individuum ist. Einzel-Ich ist Glied des Stammes-Ich, dieses 
des Volks-Ich, dieses des Staats-Ich, dieses des Menschheits- 
Ich. Zweck der Menschheit und zugleich Weg der Geschichte 
ist es, auf die Bewußtwerdung, die bewußte Einheit der Welt 
als Ich, die Erfüllung der durch Ehristus geoffenbarten Gottes- 
ebenbildlichkeit der Menschheit hinzuarbeiten. Diese Verbindung 
von Philosophie und Geschichte kann uns nicht befremden, 
wenn wir uns Historiker wie Lamprecht und Breysig ins Ge- 
dächtnis rufen, von denen der letzte in ähnlicher Terminologie 
wie Röse von einem organischen Stufenbau in der Geschichte 
redet. Ob die Ansicht Röses nur als Konsequenz seiner Grund- 
anschauung aufzufassen ist, oder ob er von Geschichtstheorettkem 
früherer Zeit, etwa von Vico°), beeinflußt ist, kann hier nicht unter- 
sucht werden. Betont muß aber werden, daß Röse in seiner Philo- 
sophie zugleich eine Geschichtsphilosophie gegeben hat, die mitten in 
einer Reihe bedeutender Forscher früherer und späterer Zeit steht. 

Daß für Röse die Frage des Absoluten nur Vorffage 
war, sehen wir auch aus den Formulierungen, die er der Auf- 
gabe der Philosophie gibt: „Die alleinige Aufgabe der Phi- 
losophie ist: den Zweck der Dinge zu erforschen." „Das Ob- 

Ähnlich Savigny, der von Volksindividuen spricht, d. h. den durch 
gemeinsamen Geist und Charatter zu einer natürlichen Einheit verbundenen 
Familien und Individuen; System des römischen Rechts I, S. 20 s. 

") Dessen Hauptschrist principi cli uns scienrs nuvva cl 'intorno alla 
commune nstura cielle disrioni 1822 zum ersten Male ins Deutsche übersetzt 
wurde. 
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jett menschlichen Erkennens ist der Mensch als Glied der 
Menschheit und sofort der ganze Reichtum der Lebens- 
erscheinungen, welche der Entwicklung zum Menschheitsindi- 
viduum angehören." „Nach Vollendung des Philosophierens 
über den Denkapparat ist die Erforschung des Wesens der 
Gefühle (d. i. des Begehrens) die nächste Aufgabe jeder 
Philosophie." „Es gill hier nicht nur. Vieles seiner wahren 
Natur gemäß zu ordnen, zu sichten und zu bezeichnen, sondern 
auch den Zusammenhang mit dem ganzen psychologischen Ap- 
parate, wie auch vor allem die Bedeutung deffelben als Ur- 
quell des Lebens der Einzelnen, der Völker usw. klar darzu- 
legen." Hiermit erweitert er die Psychologie zu einer psycho- 
logischen Soziologie und Völkerpsychologie. Im fünften und 
sechsten Kapitel seiner „Psychologie" führt er nun dieses Pro- 
gramm nach verschiedenen Richtungen hin durch. Die „Psy- 
chologie der Menschheit" sollte den zweiten Band bilden. Er 
hat diesen Teil seines Werks nicht mehr in Worte fassen können, 
da er vorher starb. Einige Grundunterscheidungen durchziehen 
alle diese Erörterungen; sie dürfen zum Verständnis nicht un- 
erwähnt bleiben. Er unterscheidet zwischen den gesunden und 
den kranken, d. h. den nur durch die Außenwell gegebenen, 
eingebildeten Gefühlen; und ferner zwischen den nur auf Er- 
haltung und den auf Erhöhung gerichteten Gefühlen. Gesund 
ist ihm ein Begehren, „sobald es überhaupt in der Eigen- 
tümlichkeit des betreffenden Individuums gegeben ist; sobald 
es auf die richttge und rechtzeitige Weise geweckt und sobald 
es auf die richtige und rechtzeitige Weise beftiedigt ist." „Alle 
Richtungen menschlicher Denk- und Gesinnungsweise wissen nur 
von guten und bösen Begehren im Allgemeinen, ohne auf die 
Individualität des Begehrenden die geringste Rücksicht zu 
nehmen, und werden uns wohl gar eine Verwirrung der 
Grundbegriffe von Gut und Böse vorwerfen, wenn wir zum 
Maßstab derselben in obiger Weise die Individualität nehmen 
wollen. Sie kennen allerdings nur abstrakte Tugenden und 
Sünden und nicht: mit ihrem eigenen Maßstabe gemessene 
gute und böse Menschen." Wer sich an die besonders auf 
straftechüichem Gebiete ausgefochtenen Kämpfe der letzten zehn 
bis zwanzig Jahre erinnert, wird zugeben, daß auch in diesen 
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Lluffassungen Röse uns kein Fremder ist, sondern ebenfalls in 
den Anfängen einer geistigen Gesamtbewegung steht. 

Bon der Grundlage des einen Lebens aus ist ihm Er- 
haltungs- und Erhöhungsleben nur eine Unterscheidung von 
Richtungen des einen Objekts, keine Zerreißung in zwei Wesen- 
heiten: „einmal Austechterhaltung des Werdens, der Selbst- 
erhöhung, d. h. Wachstum der Persönlichkeit durch immer 
größere und eigentümlichere Selbstbestimmung und andererseits 
ein Sein, ein Erhaltungsleben, d. h. Austechterhaltung des 
Gleichgewichts zwischen dem werdenden menschlichen Individu- 
um und der Außenwett." „Sein, Erhaltungsleben ist alles nur 
sinnliche Privatleben; Werden, Erhöhungsleben alles Leben, 
welches, auf gesunde Weise von religiösen, politischen und 
Kunstideen behenicht, zur adäquaten Gestaltung dieser Ideen 
wird." „Der nur im Erhaltungsleben verharrende Mensch 
ist und bleibt weiter nichts als ein mit Sprache begabtes 
Tier." „Das Prinzip jedes Erhaltungslebens ist der Egoismus, 
das Prinzip jedes Erhöhungslebens ist die Liebe, als Er- 
kenntnis des sich vom innersten Wesen aus erhöht Schauens 
durch organische Vereinigung mit andern Menschen in Willen 
und Tat." „Dieses Ziel der eigentümlichen Selbst-Vervoll- 
kommnung kann der Mensch nur als organisches Glied einer 
der höheren Individualitäten finden." Röse steht in diesen 
allgemeinen Gedanken unserer Zeit wiederum recht nah; sie 
spielen in den neunziger Jahren und am Anfange des 20. 
Jahrhunderts, geweckt durch die LeWre Nietzsches und Stirners, 
in Flugschristen und Abhandlungen eine große Rolle, und jene 
damals heftig diskutierte Frage vom Egoismus und Altru- 
ismus löst Röse in dem Satz: „Die rücksichtsloseste Aufopferung 
für diese Vereinigung, dieses größte Opfer, ist dann aber auch 
wieder der höchste und edelste Egoismus, indem es für das 
innerlichste, geistige Wachstum des Ichs die größten Vortheile 
bringt." Von diesen Grundlagen aus durchfurcht er das Leben, 
spricht über Aufopferung, Familienliebe, Freundschast und Vater- 
land, Erziehung, Fortpflanzung, Achtung vor andern, Laster 
und Krankheit, über Begeisterung und Leidenschasten, über 
Ehre, Schande, Mut, über Talent, Entwicklung der Fähigkeiten, 
Genie und viele andere Fragen, die sich ihm im Zustmmen- 
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hange und Aufbau seiner Ideen aufdrängen. Immer ist ihm 
die Außenwell, wenn sie den Menschen von seiner Bestimmung, 
sich zur vollen Harmonie zu entwickeln, abdrängen will, das 
Träg-Beharrende, das Egoistisch-Isolierende, das, was über- 
wunden werden muß. Der Individualismus, an dem er mit 
seiner ganzen starken Liebe gehangen und den er gelebt hat, 
ist ihm nicht schrankenloses Sich-Ausleben oder verweich- 
lichende Sentimentalität jeder Neigung und Regung gegenüber, 
sondern Willensstärke Selbstbeherrschung, entsagende Selbstein- 
ordnung, kraftvolles Niederzwingen wuchernder Triebe, eine auf 
klarer Erkenntnis beruhende Treue gegen das Bessere im Leben. 
Sein Individualismus ist sozial geformt. 

Es liegt im Wesen dieser gesellschastskritischen Philo- 
sophie, daß Rose ihr Eingang in das nattonale Leben zu ver- 
schaffen suchte. Es geschah das nicht allein, wenn auch zuerst, 
durch philosophische Schriften. Damit die Menschen zum Selbst- 
bewußffein, d. h. zur inneren und äußeren Befähigung, zu 
bewußter Selbstentwicklung der Individualität kommen könnten 
und damit dadurch ein Weg zu einem organischen Nattonal- 
leben gebahnt würde, war es nöttg, daß die Menge, das Bolk, 
der einzelne zu geistiger Beweglichkeit, zur Erhebung aus der 
bloßen Stufe des isolierten Erhaltungslebens, zur Anteilnahme 
am Nationalleben erzogen würde. Berschiedene mehr oder 
weniger erfolgreiche Versuche, als Volkserzieher zu wirken, hat 
Röse gemacht. Der Plan, eine Erziehungsanstall für Knaben 
in Stuttgart zu gründen, mißgLckte. Erfolgreicher war seine 
Beteiligung an der damals aufkommenden Bewegung der 
Volksschriftenvereine. Diese, das erste Stadium der heute 
allgemein als heilsam anerkannten und weit verbreiteten Volks- 
bibliotheken, sammelten gute, für das Volk leicht verständliche 
Schriften, stellten sie auf und verliehen sie. Am Zustande- 
kommen eines der ersten dieser Vereine, des „Zschokkevereins", 
und des „Allgemeinen deuffchen Volksschriftenvereins" ist Röse 
beteiligt gewesen. Daß ihm das Jahr 1848 ein unmittelbares 
Wirken für seine Ideen in Volksversammlungen gebracht hat, 
sei kurz erwähnt: er hat in Stuttgart eine kleine Gemeinde 
um sich geschart, durch die es möglich wurde, daß er seine 
Zeitung, die „Deutsche Volkswehr", herausgab. 
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Außerdem hat er als Volksschriftsteller gewirkt: kleine 
Bücher, Flugschriften, chronikarttge Geschichten und Sagen, 
volkstümliche Auffätze geschichtlichen und geographischen Jn- 
halls, kulturhistorische Arbeiten leichteren Stils, Kalender hat 
er in bunter Reihe herausgegeben. Alles ohne Eleganz 
geschrieben, für einen derben Geschmack zugerichtet, ausgestattet 
mit dem etwas plumpen Humor der achtundvierziger Zeft. 

Drei seiner Vollsschriften möchte ich besonders erwähnen. 
Seine ungedruckte Abhandlung „über Volkserziehung" steht 
noch mit einem Fuße in seinen philosophischen Gedanken- 
gängen, wendet sich mehr an Pädagogenkreise als an das 
schlichte, ungebildete Volk. Sie legt seine Ansichten über eine 
körperliche und geistige harmonische Ausbildung dar. Eine 
volkstümliche, seine Fähigkeit zur historischen Darstellung be- 
weisende Arbeit ist sein Buch „Die deutsche Vollsbewegung 
von Gottes Gnaden. Geschichte des Jahres 1848" (Stuttgart 
1849). Es ist erstaunlich, welche Fülle von Material er hier 
in klarer und übersichüich gruppierter Form verarbeitet hat, 
ohne auch nur einen Schritt aus dem Tatsächlichen heraus zu 
tun oder Lücken durch Unklarheiten zu verdecken; aber trotz 
der Objekttvität steckt auch in dieser Schrift Röse mit seinen 
polittschen Auffaftungen und Urteilen. Die dritte bedeutende 
Schöpfung Röses als Vollsschriftsteller ist sein „Eulenspiegel 
als Perückenmacher" (Tübingen 1849). In dieser Geschichte 
vereinigen sich glücklich Humor und historischer Sinn mit der 
Fähigkeit, Vergangenheiten im Gewände der Erzählung wieder 
aufleben zu lassen. Hier hat er alle die philosophischen Ge- 
spräche, die symbolischen Einkleidungen und romantisierenden 
Geheimnisse, die seine übrigen Märchen und Geschichten für 
uns heute nicht mehr recht genießbar machen, abgetan. Der 
ruhige und fteie Fluß der Erzählung geht sicher und ohne 
ausschweifende Breite dahin. Ohne den leisesten Anflug von 
Schwerfälligkeit setzt er Situation neben Situation. In den 
von köstlichem Humor gewürzten Erlebnissen seines Helden, 
des Eulenspiegels des 18. Jahrhunderts, lebt die alle Zeit 
wieder auf mit ihrem Soldatentum, ihren Jagden und Gaste- 
reien, mit Wanderburschen und Postkutschen, Perücken und 
Galanteriedegen, mit gepuderten Dämchen und dem gespreizten 
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Louisquatorzetum der Keinen Adelsgüter, mit der Verachtung 
der „Canaille" und den heimlichen Verliebtheiten, mit dem 
ganzen liebenswürdigen und spielerischen Rokoko. Hier hat 
sich sein Humor vollauf ausgelebt; denn Röse war trotz der 
vielen Lebenswiderwärtigkeiten bis zum Schluß seines Daseins 
ein kindlicher, naiv-heiterer Mensch. 

über die Gedichte Röses möchte ich mir kein abschließendes 
Urteil erlauben. Nach den Proben, die bekannt geworden sind, 
scheinen mir seine Frühgedichte formvollendeter und weniger 
gedanklich gerichtet zu sein als die späteren, denen es nicht an 
idealem Schwung, wohl aber an Sprachdurchbildung und 
Wortkunst gebricht. 

^ * 
* 

Und nun noch ein Wort über die Freunde Röses. 
Man muß durchaus unterscheiden zwischen Jugendfreunden 
und Freunden der späteren Zeit. Die ersten sind wie ein 
Refrain seines Lebens, wie ein roter Faden, der sich durch 
dieses Dasein im guten wie im schlechten hindurchzieht. Man 
kann nicht sagen, daß sie seinen wissenschaftlichen Vestrebungen 
so nahe und verstehend gegenüberstanden wie die späteren, 
deren Freundschaft ja meist auf seinem Werke beruhte, auf 
ähnlichen wissenschaftlichen Zielen und geisttgem Wollen. Was 
aber Geibel, Mantels, Lietzmann, Curtius, Storm, Niebuhr vor 
den andern auszeichnet, ist, daß sie seine glühendste und früheste, 
ungequälleste Zeit miterlebten in einer Reihe von gemeinsam, 
zumeist in Lübeck verlebten Jahren. Zwei von ihnen, Geibel 
und Mantels, standen ihm das ganze krause Leben hindurch 
zur Seite und, was viel bedeuten will, da sie seinem geistigen 
Tun, seinen philosophischen Bestrebungen nicht eng vereint 
waren, äußerlich zur Seite: Geibel war während langer Zeit 
Zuflucht, wenn kein Geld mehr da war und das Schifflein zu 
versinken drohte, und Mantels hatte die gewiß zweifelhafte 
Mission, Geschäftsttäger und Vermittler für Röse bei dessen 
Vater zu sein. Die gemeinsam verlebte Jugend — KinderzeU, 
Schulzeit'), Studentenjahre — war der Brunnen, aus dem die 

Ich möchte nicht unterlassen, hier aus den Proseflor am Katharineum 
und Stadtbibliothekar zu Lübeck, Ernst Deecke, hinzuweisen, dessen Lebens- 
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Freundschaft Geibels und Röses wieder und wieder Leben 
schöpfte, aus der das stettge Vertrauen Röses zu der Hilfs- 
bereitschaft, die wirklich aufopfernd zu nennende Uneigennützig- 
keit Geibels flössen. Denn zusammen gelebt haben sie nur noch 
kurze Zeit, vom September 1843 bis zum März 1844 in 
Stuttgart. Wir werden aber nicht fehlgehen, wenn wir unter 
diesen gemeinsamen Iugenderlebnissen mehr verstehen, als daß 
die Freunde miteinander musizierten, sich ihre selbstverfaßten 
Verse vorlasen, wissenschaftliche Arbeiten erledigten und hin 
und wieder heitere Streiche vollführten; auch in diesen Kreis 
fluteten Gegenwart und Leben mit ihren Forderungen herein: 
patriottscher Idealismus, jugendlich begeisterte Sehnsucht nach 
der Einigung Deutschlands, deren Bannerträger sowohl Röse 
als auch Geibel ihr Leben hindurch geblieben sind, einte die 
Freunde zu Gleichgesinnten. Oder wie wäre sonst die herab- 
setzende Bemerkung Röses: Storm sei ein „Schuckelmeyer", zu 
verstehen? Wie wäre es zu erklären, daß Röse im November 
1849 an Mantels schreibt: „Aber ich kann mir's denken, wie 
Ihr zusammenhockt und heulen werdet: der Wanst ist roth 
geworden, der Wanst hat die Farbe changiert, wie der 
Grünauer Hund, der in den Farbenttog gefallen war, der 
Wanst hat sich auch mitfortteißen lassen von der Partei, 
welche den Umsturz alles Bestehenden will in Süddeutschland, 
der Wanst ist radikal geworden. Wie kann der, welcher vor 
10 Jahren die Freiheit definierte als die innere und äußere 
Befähigung zu bewußter Selbstentwicklung der Individualität 
... wie kann der radikal sein?! Ich habe früher dasselbe 
gewollt, wie jetzt; nur daß ich dasselbe damals für ,durch 
andere Mittel erreichbar" hiett, als jetzt." Die in der Jugend 
gemeinsam innerlich eroberte polittsche Überzeugung war das 

bild uns jüngst (Lübeck, Borchers 1912. 4°) in feinsinnig nachfühlender Weise 
Georg Deecke geschentt hat: er war der väterlich leitende Mittelpunkt des 
Freundeskreises, der sich um Geibel und Röse gebildet hatte, und verkörperte 
für ste künstlerische Kultur, ideale Lebensauffassung und wissenschafüiche Wahr- 
heitsliebe. Röse muh mit ihm in Beziehung geblieben sein, da Deecke ihm 
für seinen „Pilger durch die Welt" 1844 und 1845 eine Reihe von Gedichten 
und Denksprüchen und eine Komposition des Geibelschen Gedichts „Der Zigeuner- 
bube im Norden" gab. 
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Band, das sich um diese Freundschaften Räses mit Mantels 
und Geibel schlang. 

Ganz anderer Art war die innere Gemeinschaft, die Röse 
und Storm verband. Das Politische kann sie nicht zusammen- 
gehalten haben, ebensowenig das Philosophische, denn auch 
Storm hat nie etwas von philosophischer Wissenschaft ver- 
standen. Wir würden zu kurz greifen, wenn wir annähmen, 
nur das Literarische, das sicher äußerlich im Mittelpunkt ihres 
Verkehrs stand, hätte beide geeint. Gewiß war der Einfluß 
Röses auf Storm gerade in dieser Beziehung sehr groß. 
Röse hat Storm nicht allein gelehrt, Krittk zu ertragen, sondern 
auch durch Einführung in ftemde Dichtwerke, besonders in 
Heine und Goethe, von der Notwendigkeit überzeugt, auf dem 
Grunde eigener ästhettscher Anschauungen Selbstkrittk zu üben, 
und ist so der Anstoß zu der unbeirrten Sicherheit gewesen, 
mit der Storm nicht nur die feinsten Nuancen der Klang- 
farben beherrschte, sondern auch zu der selbstgetreuen Kraft, 
mtt der er alles „Pulslose" ohne senttmentale Selbstbeschöni- 
gung aus seinen Produkttonen ausschied. Das aber sind Dinge, 
die damals nur im Keime vorhanden sein konnten und sich 
erst später als Folgen des Verkehrs mit Röse in Storm ent- 
wickelten. Was sie einte, war die Liebe zum Geheimnisvollen, 
zum Jn-sich-selbst-Lebenden und -Webenden, zum Triebmäßig- 
Gebundenen, Ursprünglichen, das sich ihnen besonders in den 
Sagen, in den absonderlichen Geschichten aller Ehroniken und 
in eigenarttgen Eharatteren darzustellen schien^). 

Von anderer Richtung her nahmen seine späteren Freunde 
an seinem Leben teil: nicht gemeinsame Jugenderlebnisfe, 
sondem die Achtung vor der Persönlichkeit band sie an ihn. 
Sie wußten und kannten wenig von seiner Jugend, standen 
auch den Schulfteunden fern und haben — außer Schärer — 
nie mit ihnen Berührung gehabt. Ihnen war er der geisttg 

E) Storms „Renate" V, 10—11, vgl. mit Röse: „Lebensbilder" 1844, 
S. 113—115, und Gaedertz: „Em.-Geibel-Erinnerungen" 1886, S. 39, und 
Dee«ke: „Lübische Sagen", 5. Aufl. 1911, S. 266; in einem im Nachlaß be- 
findlichen Novellenfragment erwähnt Röse.ein „Lied seiner Heimat": „Meine 
Mutter hat» gesagt, ich sollte einen Reichen nehmen"; Storms einzige ge- 
druckte Kompositton im „Pilger durch die Welt" 1844, S. 13—14. 
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Ringende, der sich ihnen in Gesprächen und Briesen immer 
rückhaltlos gab, der aus seinen Schristen zu ihnen sprach. Sie 
teilten seinen Idealismus, seine Sehnsucht nach Erhöhung und 
Vertiefung des Lebens, auch wenn sie nicht in jeder Ansicht 
mit ihm übereinstimmten. Sie sahen, trotzdem sie sich die 
Gründe für sein unglückliches äußeres Leben nicht verhehlten, 
seine Berechtigung und Verpflichtung ein, auf dem einmal ein- 
geschlagenen Wege weiterzuschreiten. Ihn als Schaffenden auf 
der Basis seines Schaffens und im Rahmen seiner Fähigkeiten 
zu fördern, war der Ausdruck für die Freundschaft, die sie 
ihm entgegenbrachten. Röses Leben ist reich an Freunden 
dieser Art gewesen. Am nächsten standen ihm sein späterer 
Biograph, der Pädagoge und Historiker der Philosophie 
Emanuel Schärer und der Freund Friedrich Rohmers, der 
Arzt und Religionsphilosoph Gustav Widenmann, auf dessen 
Anregung hin Bluntschli versuchte, Röse eine Züricher Professur 
zu verschaffen. 

q- * 
* 

Es ist mir nicht möglich, in dieser Skizze ein allseitiges 
Bild der Persönlichkeit Röses zu geben: Es fehlen da noch 
manche Züge. Auf seine pädagogischen Ideen, besonders aber 
auf seine Auffassung von Staats- und Rechtsleben im einzelnen 
einzugehen wäre von großem Gewinn; auch seine historische 
Bedeutung konnte nur hie und da gestreift werden. Eins 
aber glaube ich mit dieser Darstellung und dem Hinweis auf 
einzelne Züge in Röses Wirken und Leben dargetan zu haben, 
daß sich Lübeck seines Sohnes nicht zu schämen braucht: so 
kraus und verworren auch das äußere Schicksal Röses ge- 
wesen ist, so tapfer war doch sein Kämpfen. Es darf bei 
allem nicht vergessen werden: er gab sein Bestes auch mit 
Aufopferung äußeren Glücks für deutsche Kultur, deuffche 
Religion, für eine fteie, stolze, selbstbewußte deuffche Nation. 
Und er ist in alledem auch einer der Borbereiter der großen 
Stunde deuffcher, kraftvoller Einheit und deuffchen Bewußt- 
seins, die wir heute erleben. 

Zwei Worte Röses mögen am Schluß dieses Gedenkblatts 
stehen. Das erste ist aus dem Jahre 1836. Er schreibt an 
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Mantels: „Laß mich hören, laß mich sehen, was Du ahnst, 
fühlst, denfft über die Grundprinzipien der Wissenschaft, Kunst 
und des Lebens; laß mich hören, was Dir ist x' 
und Mngt die Stimme aus Deiner Brust naturtreu, d. i. 
wahr, so will ich Dir die Hand reichen und unser Flug soll 
hoch gehen über die Wohnungen der Menschen; ob sie uns. 
Dich und mich, erkennen oder uns für zwei Wölkchen hallen, 
die der nächste Wind zerteilt, wir fliegen darum nicht minder 
hoch, und mag sie selbst der Wind zertheilen, sie müssen den- 
noch einst befruchtend niederthauen auf die Erde, und die Kraft, 
die sie zusammenhäll ist nimmer verloren: sie schreitet fort in 
der Bahn aller Kräfte." Das zwelle Wort ist aus einem 
Brief an Schärer aus dem Jahre 1851: „Solche organifato- 
rifchen Parteien (Röfe fpricht von dem National-Demokratis- 
mus) laffen sich nicht von Demagogen hin- und herzerren, 
denn ihr Weg ift tatsächlich gegeben wie ihr Wesen. Wenn 
die Wellenuhr in der Entwicklung zur Menschheit ihre Ge- 
burtsstunde zeigt, erweckt ihnen der Herr einen Menschen, in 
dessen Wesen vereinigt, verkörpert, bewußt ist, was in den 
vielen zerstreut halb schlummert. Tausende schauen ihn an, 
jeder sieht in ihm ein anderes Bild und doch jeder sein Bild. 
Oder eine große Begebenheit veranschaulicht für einen Augen- 
blick vorgreifend das Ziel des Weges und die Folgen. Der 
Eindruck derselben überzieht wie ein Mairegen die Gefilde und 
weckt die tausendfach fch^mmemden Keime — — — oder 
aber ein Volk wird sich selbst untreu, gleich vielen Einzel- 
menschen, erkennt und erfaßt deshalb nie fein Wefen und 
stirbt, ehe es sich verwirllicht, seinen Beruf erstllt, mit feinem 
Pfunde gewuchert hat. — Gott fchütze Deutschland diesseits 
und jenseits!" 

Nöse5 blhcisten und Nussäde, soweit sie di5ker festgestellt 
wurden. 

(Ms.Nl. — Manuskript im Nachlaß, der sich in der Handschristenabteilung der 
Königlichen Bibliothek zu Berlin befindet. — Ms.v. — verlorenes Manuskript.) 

1834. Der Mond (Gedicht): Deutscher Musenalmanach f. d. 
1.1834. Hrsg. v. Chamisso und Schwab. Ig. 5. S. 374. 
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1837. Einleitung in die Instttutionen von Savigny. Ms.M. 
3. — über den Zeus von Olympia (? in einem 
Berliner Kunstblatt). 

1838. Gedichte. Hamburg, Meißner 1839. 32 S. 8°. 
1839. Guide von Basel (gedruckt; wo?). 
ea. 1840. Die Principienentwickelung der Geschichte der neueren 

Philosophie ^ Versuch einer durch historische Entwicke- 
lung erworbenen Philosophie. Ms.Nl. 1 und 5. 88 S. 
4°. — über Volkserziehung. Ms.M. 1 und 5. 42 S. 
— Die Lebensaufgabe aller Philosophie allgemein faß- 
lich dargestellt. Ms.Nl. 1. 

1840/42. Das System der realen Jdealphilosophie von F. Röse, 
dem konservativen Demagogen (Fragment). Ms.Nl. 
1 und 5. 236 S. und 14 S. 

1841. Hegels Standpunkt zur Philosophie und zu ihren Geg- 
nern. Ein Friedensartikel. M.Nl. 1 und 5. 45 S. 
— Die Philosophie als Heilkunde des Bewußtseins. 
Ms.Nl. 1 und 5. 11 S. — Über die Erkenntnisweise 
des Absoluten. Basel, Schweighauser. 1841. XXIV, 
216 S. 8°. 

1842. Lübecker Chronik. Lübeck, Asschenfeldt. 1842. 464 S. 8°. 
1844. Eine kleine Reise vor 100 Jahren (Der Hausfteund 

in Hütten und Palästen, her. von K. Steffens. 2 l1844s, 
S. 113—127). — Die Glücksritter (Hausfteund 2 s1844s, 
S. 257—275; Pilger durch die Well. Stuttgart, Hall- 
berger 1844. S. 130—145). — Neujahrslied skompon. 
von Papej (Pilger 1844. S. 2). — Vetter Michels 
Eisenbahn. Eine unglaublich wahre Geschichte des 
Herrn Magister Antonius Wanst (Pilger 1844. S.3-13). 
- Ein Lied, welches der Herr Magister Antonius Wanst 
sang smit Kompos. von Theodor Stormj (Pilger 1844. 
S. 13—14). — Der beste Trost, Gedicht (Pilger 1844. 
S. 62).—Abend- und Morgenroth, Gedicht (Pilger 1844. 
S. 146). — sBriefe des Vetter Mchel an den Magister 
Antonius Wanst aus China, Algier, Rio Ianeiro, 
Paraguay und Neu-Süd-Walesj (Pilger 1844. S. 
167—202). — Lübeckische Sagen und Geschichten. 
(Lebensbilder aus Nord und Süd, aus all und neuer 

Ztschr. d. «. s. L. G. LVll. 2. 12 
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Zeit. Hrsg. von F. Röse. Stuttgart, Hallberger. 1844. 
S. 1-155; z. T. S. 1—52, S. 94—155 schon unt. d. 
T. : Lübeckische Sagen. Dem Großvater nacherzählt. 
In: Morgenblatt f. gebild. Stände. 1839. Nr. 172—175; 
239—243; 1841. Nr. 223-229; 239—245.) 

1845. Das Volksschristenwesen und der allgemeine deutsche 
Volksschristenverein (Deutsche Vierteljahrschrist 4 s1845j 
S. 149 ff.). — Geschichte der Menschheit. Ms.v. - 
Die schöne Geschichte von dem Manne, welcher die 
Langeweile kennen lernen wollte (Fliegende Blätter 
1118451S. 177-181; 185-189). - Eine kleine Reise heut 
zu Tage (Haussteund 3 s1845j S. 17-34; 65—87). 
— Die Geschichte von Hans Fallinbrei. 1. Abt. Hans 
Fallinbrei und der Herr Baron; 2. Abt. Gespräche 
hinter dem Ofen über das Christenthum und dessen 
Gegner (Pilger 1845. S. 9-30; S. 123—143). — 
Wo der Teufel nicht selbst kommen kann, da schickt er 
ein alles Weib (Pilger 1845. S. 5-8). — Lällekönigs 
Leben, Leiden und Tod. Eine Baseler Faschingsge- 
schichte (Pilger 1845. S. 43-53). — Das Sonnenkind, 
ein Mährchen (Pilger 1845. S. 57—89). 

1846. Schwänke und Geschichten für das deutsche Volk. Berlin, 
Springer 1846.206 S. 8° (enthüll unter anderem „Wo 
der Teufel usw." und „Hans Fallinbrei"). — Die Wissen- 
schast vom Weine, Gedicht (Fliegende Blätter 2 s1846j, 
S. 159; Rheinischer Beobachter 12. Juli 1846. Nr. 193). 

1847. Enzyklopädie der Philosophie. Ms.Nl. 1 und 5. 139 S. 
- Denkschrist an die Philosophen-Versammlung in 
Gotha (Fragment). Ms.Nl. 1 und 5. 19 S. — sRezen- 
sion über Friedr. Fischer: Metaphysik vom enrpirischen 
Standpunttj (Götttnger Gelehrte Anzeigen Stück 134 bis 
137. S. 1337—1364).—Gott mit uns, Gedicht (Haussteund 
5 s1847j. Sp. 49-50). — Die 5kunst zu philosophieren. 
Habilitattonsrede, gehallen am 18. Mai 1847. Basel, 
Schweighauser 1847. 34 S. 8°. — Die Ideen von den 
göttlichen Dingen und unsere Zeit. sHabilitattonsschrist, 
Tübingen! Berlin, Reimer 1847. X, 89 S. 8°. - über 
Nattonalerziehung. Ms.v. 
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1848. über das Wesen des Persönlichen oder Geistigen und 
über den Organismus der Persönlichkeiten. Ms.Nl. 1. 
und 5. 

1849. Wer weiß, wozu das gut ist. Erzählung (Vollskalender, 
hrsg. von K. Steffens. 1849. S. 73—1l)8). — Die 
deutsche Volksbewegung von Gottes Gnaden. Geschichte 
des Jahres 1848. Stuttgart, Krauß und Schärer 
1849. 293 S. 1 Bl. 8°. — Die Laterne. Stuttgart. 
2° (nur kurze Zeit von Röse redigiert). — Der neue 
Eulenspiegel oder Deutschland vor 190 Jahren und 
jetzt. Erster Abschnitt. Eulenspiegel-Perückenmacher. 
Tübingen, Laupp 1849. XI, 148 S. 8°. 

1849/50. Deutsche Volkswehr. Demokrattsche Zeitung für poltt. 
und soziale Interesien. Stuttgart. Gr.-4*. 

1851. Was wollen die Franzosen eigenüich mit ihrem So- 
zialismus? (soll z. T. in der Kölnischen Zeitung ge- 
druckt sein; im Ig. 1851 habe ich es nicht finden 
können). Ms.v. — Sammlung historischer Anekdoten und 
Sittenschilderungen Bd. 1. Ms.v. — Katholizismus, 
Protestanttsmus und Christentum, ein versöhnliches 
Wort über die kirchlichen Folgen von 1848. Ms.v. 
— Eine Familiengeschichte oder die Sttmme der Natur. 
1. Der Brudermord; 2. Schloß Marmitz; 3. Die guten 
Bürger von Paris. Ein Roman. 30 Druckbogen. Ms.v. 

1856. Die Psychologie als Einleitung in die Jndividualitäts- 
Philosophie. Götttngen, Wigand 1856. XXVIIl. 332 S. 
8°. 

1858. Über den Ursprung des Bösen und die Grundlage 
desselben in Natur und Mensch, der vis inertise. 
Ms.v. — Philosophische Briefe von einem ehemaligen 
Universitätslehrer. M.Nl. 1. 

1858/59. Briefwechsel zweier Philosophen über Alles, was auf 
Erden und im Himmel ist und über sonst noch einige 
Gegenstände. Nl. 1 und 5. 54 S. (Fragment; z. T. 
gedruckt in der Zeitschrift: Das Ausland, überschau 
der neusten Forschungen auf dem Gebiete der Natur-, 
Erd- und Völkerkunde, 54 s1881j, S. 604—609,623—628 
unter dem Tttel: „über das Wesen der Gefühle".) 

12* 
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1859. Windmüllertreu, Gedicht. (Deutsche Liebeslieder seit 
Chr. Günther. Hrsg. von Theodor Storm, Berlin 
1859, S. 182; aus den Gedichten von 1839.) 

Außerdem liegen in dem Nl. noch über 30 größere und kleinere 
Arbeiten und Fragmente, die undatiert sind. Sie enthalten 
Philosophisches und Historisches. Femer eine große Anzahl seiner 
zeitgeschichtlich wertvollen und sür die Geschichte seines Lebens 
und für seine Philosophie aufschlußreichen Briefe. 

über Röse erschienen folgende Arbeiten: 
1847. Zeitschrift für Philosophie und phil. Krittk. NF. 17. 

S. 301—305 (anonyme Besprechung der „Ideen von 
den göttlichen Dingen"). 

1857. Kölnische Zeitung 31. Januar 1857. Nr. 31 Beilage 
(kurze Besprechung der „Psychologie"). 

1859. E. Schärer: F. Röses Jndividualitätsphilosophie l. II. 
(Deutsches Museum sRob. Prutzs 9 s1859s. Bd. 1. S. 
161-172; 210—223.) 

1873. E. Schärer: Ein vergessener polittscher Philosoph. 
(Allgemeine Zeitung 8.-9. Sept. 1873. Nr. 251—252.) 

1881. E. Schärer: Ioh. Ant. Ferd. Röse aus Lübeck. Eine 
Lebensskizze. (Zeitschrift für Philos. und philos. Kritik. 
NF. 78 s1881s, S. 34-70.) 

1889. Schramm - Macdonald: I. A. F. Röse. (Mgemeine 
deutsche Biographie Bd. 29. s1889s, S. 186—187.) 

Handschriftlich liegt bei dem Nachlaß (Nl. 4): E. Schärer: 
Das Leben von Ferdinand Röse aus Lübeck, nach seinen Briefen 
und Schriften und nach persönlichen Erinnerungen geschildert. 
Beendet Mai 1887. 196 S. -s- 36 S. 4- 21 S. 2°. 

Aufrufe zur Unterstützung Röses s. Allgemeine Zeitung 
5. Juni 1858; Coblenzer Zeitung 20. Juni 1858. Nachrichten 
aus Röses Leben bzw. Briefmaterial brachten die Geibel-Bio- 
graphen:K. Goedeke, Litzmann, Gaedertz, die Storm-Biographen: 
Schütze, Gertrud Storm. Endlich wird Röse erwähnt in F. 
Rohmers Wissenschaft und Leben. Bd. 5 (1892) S. 361 und 
in R. Eisler: Philosophen-Lexikon. Berlin 1912. S. 610. 
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Dur Lelckickte de5 Lt.-Nnnen-iIHIostec5. 

Von Friedrich Srun5. 

Die Verlegung des Museums für Kunst- und Kultur- 
geschichte zu Lübeck in die ehrwürdigen Räume des ehemaligen 
St.-Annen-Klosters und nachmaligen Werk- und Zuchthauses zu 
St. Annen gibt uns Anlaß zur Bekanntgabe zweier Auf- 
zeichnungen, welche die noch wenig erschlossene Geschichte dieses 
Klosters aufzuhellen geeignet sind. Sie gehen auf zwei nicht 
mehr vorhandene „Fundattonsbücher" dieser Stiftung zurück, 
deren eines von einem der beiden ersten Obervorsteher des 
Klosters, dem Ratmann und nachmaligen Bürgermeister Her- 
mann Meyer (1500—1528), das andere vom Vorsteher Wemer 
Buxstehude angelegt war. 

i. 

Der hier an erster Stelle wiedergegebene Bericht behan- 
dell die Vorgeschichte und die Gründung des Klosters im 
Jahre 1502. 

Obwohl nahezu gleichzeittg mit diesen Vorgängen ent- 
standen, liegt der Bericht nur in einer fast anderthalb Jahr- 
hunderte jüngeren Abschrift vor. Sie füllt in dem ersten der 
sechs dickleibigen Sammelbände des Lübeckischen Staatsarchivs, 
die auf ihren Vorsatzblättern als des Bürgermeisters Heinrich 
Kirchrings (gest. 1693) „Lübeckisches Staats-Archiv oder ge- 
sammelte ucts publicu" bezeichnet sind, die Seiten 717—722 
und bildet mit den folgenden, teilweise unbeschriebenen Seiten 
723—756 ein zusammenhängendes Ganzes. Auf S. 723—726 
und 727 f. stehen Nachrichten zur Klostergeschichte bis zum 
Jahre 1542, die ebenfalls auf die Fundationsbücher zurück- 
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gehen'). S. 726 f. enthält eine der vorletzten Seite des vom 
Ratmann Hermann Meyer angelegten vormaligen Fundations- 
buches entstammende, vom 23. Juni 1515 datierte Verein- 
barung zwischen den Bevollmächtigten des Augustinerklosters 
Windsheim und dem Lübecker Rat wegen der Rechte und 
Pflichten des letzteren gegenüber dem neu erbauten') St.-Annen- 
Kloster, „dar denne junckfrowen unseß ordens sanctt Augustini 
unde von der reformaüe des closters tho Wyndensem inthosetten 
uth pawestlicher hilligkeit begnadinge und tholattnge dartho ge- 
beden und erlanget') ingeforet und fortan under demsulven 
orden ingekledet unde bestediget schalen werden in allen tho- 
kamenden tiden". Vom Jnhall der folgenden Blätter sind be- 
merkenswert: eine „summarische Schlußrechnung" der Verwal- 
tung des St.-Annen-Armenhauses im Jahre 1650, Verzeichnifle 
rückständiger Forderungen und Schulden der Anstatt, ein Leinen- 
zeuginventar, Zusammenstellung der jährlichen EinWnste des 
Armenhauses an Renten, Mieten und Pachten und mehrere 
Jnventare über den Bestand an Hausgerät, Lebensmitteln, 
Vieh und Silbergeschirr, wie ihn die am 2. Januar 1651 neu 
anttetenden verwaltenden Vorsteher Iochim Berchstede und 
Hermann Lange von ihren Amtsvorgängern übernommen 
haben. Die gesamten Buchungen stammen also wahrscheinlich 
von einem dieser beiden neuen Vorsteher, vermutlich dem an 
letzter Stelle genannten Hermann Lange. 

Der Kompilator hat seine oben erwähnten älteren Nach- 
richten zur Geschichte des Klosters jedoch zweifellos nicht der 
Urschrift der beiden Fundationsbücher entnommen, sondern 
einer notariellen Abschrift derselben, die 1633 der Substttut der 
Ratskanzlei Peter Böhme für die Vorsteher des St.-Annen- 
Armen- und Werkhauses angeferttgt hatte, weil letztere des 
Jnhatts der damals auf der Kämmerei verwahrten beiden 

y Sie sind unten S. 191, Anm. 92, S. 195, Anm. 115, S. 196, 
Anm. 120 und S. 199, Anm. 133 und 135 in der Hauptsache mitgeteilt. 

') Eine Jnschristtafel, die oberhalb der ostseitigen, nach der Straße An 
der Mauer sührenden Klosterpsorte eingelassen ist, meldet: -lno - Änl - m - vr- 
uv-Z/ao-wapt-apt gbel>u// wr-gireenaigket. 

') Die betressende Bulle des Papstes Julius II. vom lsexto iclu» ,ep- 
tcmbrisl 8. September 1508 ist urschristlich im Lübeckischen Staatsarchiv, 
Trese, bulloc papsle» Nr. 102 erhalten. 
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Bände zur Prozeßfthrung um gewisse, der Anstalt strittig ge- 
machte Ländereien bedurften ^). 

Auf die zweimalige Übertragung des Berichtes in den 
Jahren 1633 und 1651 sind jedenfalls die öfteren Entstellungen 
des uns vorliegenden Textes, namenüich hinsichtlich der Per- 
sonennamen, zurückzuführen; die ihm eigene Unbeholftnheit des 
Stiles wird fteilich ausschließlich dem ursprünglichen Verfasser 
beizulegen sein. 

Wer dieser Verfasser war, kann nicht zweifelhaft erscheinen. 
Am Schlüsse des Berichtes nämlich, der noch des in die 

Zeit vom 12. April bis zum 7. Mai 1503 fallenden Lübecker 
Aufenchaltes des päpstlichen Legaten Kardinal Raimundus 
und seiner der neuen Klosterstiftung erteilten Gnadenbeweise 
gedenkt, erwähnt Hermann Papenbrock, dem das betreffende 
Fundationsbuch Anfang 1504 als damaligem buchfihrenden 
Vorsteher ausgehändigt war, er hoffe, in dieses Buch „vordan 
inthoschriven, weh Werner Buxtehude heft vorsumet". Die 
aus diesen Worten zu entnehmende Autorschaft Buxtehudes 
wird durch den Bericht selbst bestätigt, der in der ersten 
Person von den sechs anfänglichen Vorstehern des Klosters 
spricht und unter ihnen Werner Buxtehude erst an letzter Stelle 
auMhrt^), obwohl dieser in den amtlichen Buchungen über den 
Ankauf des für den Klosterbau benötigten Grund und Bodens H 
als erster der Vorsteher des Klosters genannt wird und also 
höchstwahrscheinlich die treibende Kraft des Unternehmens ge- 
wesen ist. 

Buxtehudes rege Betätigung für die Klostergründung er- 
klärt sich daraus, daß von seinen fünf Töchtern zwei als 
Nonnen dem Kloster Rehna angehörten und er diese, um sie 
den dortigen Drangsalierungen zu entziehen, in Lübeck als 
Klosterftauen unterzubringen gewillt war. Sein am 1. April 
1504 errichtetes Testament trifft hierüber folgende Ver- 
fügungen: „Item sy wiüick, dat ik mynen beiden geistliken 

S. unten S. 192 nebst Anm. 99. 
°) Unten S. 183. 
') S. unten S. 183, Anm. 56, S. 191, Anm. 94, u. S. 192, Anm. 95. 
') Testament von 1504 (ame mandage na palmarum) Apr. 1; St A. 

Lübeck, Urschrist. 
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rinderen, alse Elseben unde Barbaren, to Rene ime closter 
ßynde, jarlikes twintich marck Lub. to oreme lyve sampüiken 
gegeven hebbe. So wil ik, dat myne vormundere densuloen 
na myneme dode, dar se beide edder orer eyn noch ime levende 
ßyn, to orer beider levende unde so lange orer eyn levet, de 
vorscreven twintich marck Lub. ock geven unde bostellen to 
krigen; unde geve one noch samptliken darto in vorscrevener 
wise, so lange se beide edder orer eyn levet, jedoch by dusseme 
underschede, so na folget, noch twintich mr. Lub., alßo dat one 
myne vormundere samptliken vertich marck Lub. in vorscrevener 
wise scholen toteren unde geven, unde wanner se beide dot 
syn, dat denne sodane gelt ok doth sy, unde dat alles by 
dussem underschede: ofst id so geborde van schickinge unses 
Heren Godes, dat de vorscreven myne dochtere hir in dyt nyge 
closter to sunte Annen uth deme clostere to Rene genamen 
unde entfangen worden, so wil ik, dat sodane vertich marck 
Lub. gantz unde all densulven de tid orer beider levende, so 
vorscreven is, scholen volgen in dat closter to sunte Annen 
unde nicht to Reyne. Dar id ok geborde, dat de rechte vor- 
machten, dat de twintich marck Lub. lifgedinges, so ik one suß 
lange geven hebbe, schuldich waren de tid erer beider levende 
by dem closter to Reyne to bliven, nicht jegenstande, dat myne 
beiden vorscreven kindere hir to sunte Annen to closter waren, 
so wil ik, dat denne de anderen twintich marck Lub., so ik ene 
noch bauen de ersten 20 marck in dusseme testamente togetekent 
hebbe, in neynem wege to Rene, dan den erscreven kinderen 
hir to sunte Annen tokomen unde gegeven scholen werden; unde 
geve ene denne noch dartho in vorscrevener wise noch twintich 
mr. Lub. de üd orer beider levende, so dat se samptliken beth 
tom lesten des jars vertich marck Lub. hebben unde krigen 
scholen, unde scholen darmede geschichtet syn van alle mynen 
anderen nagelaten guderen. Dar se ok de ersten 40 mr. gantz 
unde al mögen beholden, so wil ik, dat se darmede afghesun- 
dert unde gescheden scholen syn van al mynen anderen nage- 
latenesnj guderen, nichtes buten beslaten." Ferner vermacht er 
„in sunte Annen closter hir bynnen Lubeke in de kerken eyn 
gantz hel venster unde so vele, alse men behoff hefst eyn welste 
darsulvest to laten maken". 



177 

Werner Buxtehude ist ohne Zweifel Mtglied des kauf- 
männischen Kollegiums der Nowgorodfahrer gewesen, denn in 

^ den Jahren 1482, 1490, 1494 und 1499 hat er nachweislich 
Waren von Reval nach Lübeck ausgeführt^); auch sein Wappen, 
das im geteilten Schilde oben zwei Pfähle und unten einen 
Russenkopf zeigt^, deutet hierauf hin. De^elben Genossenschaft 
hat auch sein Schwiegersohn'"), der Ratsherr (1501—1518> 
Johann Meyer, angehört. 

Gericht des Werner Gukteliude über die Gründung 

des Lt.-Nnnen-GIosters. 

Anno") 1500 iß geschehen, dat hartich Magnus van Meck- 
lenborch'') mit dem bißkoppe heren Hanß Parkentin'") im vorhebben 
were'^), tho reffarmeren'^) dat closter tho Rene; darin de armen 
junckftowen nicht woll in thofteden wehren, wente se woll 
wüsten, dat enen dar nicht gudeß äff bedigen wolde, wente idt 
in guder meninge nicht upgenamen wert. Dar den die frunde 
tho Lübeck, de de ehren darinne hadden, ock nicht woll tho geneget 
wehren, so dat ydlicke'") van deßen junckftowen schreven dat an 
ere frunden; so dat de frunde thosamen quemen und fellen den 
ersamen raht an, so dat die fmnde mit dem ersamen rahde 
averein quemen und besenden daran hertich Magnus. Dar 

Hanserezesse III, 4. Nr. 338, 8 4, Nr. 429, 8 9, 14 u. 16. 
') Milde, Lübecker Bürgersiegel des Mittelalters, Tafel 10, Nr. 59;^ 

R. Sttuck, Die Gründer des St.-Annen-Klosters, Jahrbuch des Museums für 
Kunst- und Kulturgeschichte zu Lübeck, 1913, S. 47. 

In seinem Testamente bemertt Buxtehude, er habe seiner Tochter 
Anneke soviel Mitgift mitgegeben, „dat her Iohan Meyer, myn swager, des 
eyn gudt benoch gehat hesft". 

n) S. 717 im ersten Band des Kirchringschen „Staatsarchivs". 
Herzog Magnus von Mecklenburg regierte 1477—1503. 

'b) Johann Parkentin war 1479—1511 Bischof von Ratzeburg, zu dessen 
Sprengel das Kloster Rehna gehörte. 

So etwa ist zu lesen; die Handschrift (L.) hat: im Haffen luue. 
resferen L. 
ileckeliken L. 
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den^^) en endracht gemacket wert, dat alle dinck up ene limpelicke 
wise und mate stan solde, so dat de junckfrowen nicht, as men 
schreff, solden beschweret wesen, wente se up solck harde be- 
schwerung nicht gekappet wehren. 

Deße belevunge were nicht geholden baoen 1 jähr, do 
quam de hertich mit dem bißkoppe wedder tho Rene und 
nehmen den'^) armen junckftowen, wat se bi ehnen funden, dat 
se in de stadt nicht geschicket hadden, und leten ere Hufe idtlicken 
dallbrecken und leten ock welcke stahn der jenen, de bi de pry- 
orinne solden, und fanden ydüicke closterjungftowen uth, de 
deßen dingen tugen wehren. 

Dit angesehen, dat diße armen kinder also averfallen worden, 
sin dißer lindern oldere unde de frunde, de dartho höreden, 
aoerengekamen"), m deme deße junckfrowen so grot belastet 

worden, dar se den in dem closter thoforen in so groter en- 
dracht gelefet hadden unde dan in dißer beschweringe in graten 
twist under malckander quemen: ditt angesehen, wart averwagen 
van den borgern, unde quemen aoerein unde gingen vor den 
rahtt unde gefen dem ersamen rade vor, wo se den woll wüsten, 
war idt gelegen wehre mit dem closter tho Rene, wie de hertich 
mit den armen lindern ummeginge, mit wat beschweringen he ehnen 
uplegende van dage tho daghe, se solden holden reffarmeßigen, 
unde he enthoge en lifeß noturst, beide an elende unde an 
drinckende, dar se dan solckes nicht bi holden landen, unde wehre 
en lleglich dinck, dat man unse kinder so solde averfallen, in 
deme diße stadt so vele buten landeß gefe in closter unde 
tlusen, und in dißer guden stadt so Mennig van buten hir ge 
foddert wurden, dat wehre dan in bagynenhusern"), elenden- 
husern und^') deß mehr dergelicken, unde unse egen flesch unde 
blodt vergeten wi buthen, dit alle angesehen und wehren be- 
gehren van dem ersamen rahde, dat") me muchte in deßen 

") de L. 
») de L. 
") sin averengekamen L. 

bagynenhuser L. 
und fehlt L. 

") S. 718. 
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dingen ene andere wise finden, dat men in diße gude stadt 
noch machte ein closter leggen, dat unse kinder in dißer guden 
stadt mochten beschüttet unde beschirmet wesen, unde wi hapeden, 
diße gude stadt solde dar de bett afferen. 

Item alse wi di so hadden vorgeven, so nam de ersame 
raht dar bespracke äff unde seden unß, se hadden dartho ge- 
schicket Herr Iohan Deren"), Herr Hinrick Mitten, Herr Hinrick 
Kastorpen^^) unde Hardewickes Breckewolde^^), de solden mit 
unß zu dißer sacken uth unde in spreken. Den so körtest darna 
schach, dat wi thosamende quemen binnen dat rahthuß, unde 
de heren geben unß dit vor: wer jemand wußte ene stede, dar 
me mochte solck en closter leggen? Do sede wi: ja, wie wüsten 
dar ene lehtlicke stede to, alß den middelsten ridderhoff in der 
Riddersttaten"). Se stageden fordan: wehr wie ock raht tho 
gelde wüsten? Wi seden: ja, wie wüsten raht tho van. ..") 
marcken. Dat hagede ehnen woll, unde seden: dat wehre ehn 
gut begin, se wolden dat dem rahde wedder inbringen, wi 
solden deß ein antwort wedder krigen. 

Dit aver 2 dage leten se unß seggen, wi solden wedder 
kamen vor den rahtt, wi solden en gut antwort van dem rahde 
krigen. Wi quemen wedder vor den rahtt und gefen wedder 
vor, wo wi an dem latesten bi den ersamen hadden gewesen, 
alß van des closters halven, denn na bespracke wy gewyset 
wehren by den heren hir vorgeschreven; dar se do up seden, 
se consentireden und bewilligden, dar ein closter in diße gude 
stadt tho leggen. Dar wi den ersamen rahde vor danckeden 
und wehren sort begehrend, dat se unß hir mochten inne bisten- 
dich unde behulplich syn, wente sunder ere hulpe weret unß 
nicht tho donde, solck ehn milde werck anthoheven, unde weren 
da sort ungerne, alß idt den ene gelegenheit hadde, mit deßen 
arbeidesluden von binnen, dat wi de dinge mit enen anheven 
scholden, dat duchte unß nich gerahden wesen, wente ein jeker- 

Boren L. 
") Johann Bere war 1489—1508 Ratsherr, Heinrich Witte 1496—1523, 

Heinrich Aastorp d. Iüng. 1500—1512; St.A., Älteste Ratsliste. 
Protonotar 1493—1513: Hans. Gesch.-Bll. 1903 S. 76. 

") Dgl. unten S. 183, Anm. 56. 
") An Stelle der Summe zeigt der Text eine gewellte Linie. 
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kick, so hier bruckede, fünde sin Part''), und wehren begehrende, 
dat se unß wolden lüde van buten gunnen. Dar se umme 
sprecken und seden unß, de raht gönde unß lüde van buten, 
so vehle alß wy dar tho donde hadden, dat wehre, wat ambter 
wy behoff dartho hadden. 

Item alß wi dit nu hadden consentiret von dem rahde, 
so musten wi ock consent hebben van dem werdigen capittell. 
So fiele wi aver unsen ersamen rhatt an, wo wi uns") hier 
solden in hebben mit dem capittell. Dar die raht do schickede 
by dat capittell heren Harttch van Sttten borgermeistem"), 
Herr Iohan Kerckrinck rahtman") unde 3 borgers, unde gefen 
dem capittell vor, wor de borgers mit dem ersahmen rahde 
wehren avereingekamen, umme ein nie kloster noch in diße 
gude stadt to leggen, dat se eren goden willen ock wolden 
tho gefen, dat den de borger wedder wolden enen dienen, 
worin se konden. Dar se den besprake up nahmen und 
seden, dat wehre allene in ehrer macht") nicht, sondern se 
musten des thoruggesprecken mit dem bißkoppe van Lübeck, 
heren in Gott vader Dierick Arndes"), und wolden uns des 
en antwort benalen. Alduß quam do de bißkop hier in"). 
Do schickede wi by sine gnade unde leten ehn vorstahn, wo in 
wat wise dat wi borgere mit ersamen rahde avereingekahmen 
wehren alß umme en nyge closter in dieße stadt tho bowen, 
dat sine gnade wolden willigen unde gefen sinen willen dar 
ock tho, ydt wehre jo ein milde werck. Dar sine gnade up ver- 
antwordede, he wehre gar woll tho gewilliget unde were eme 
sehr leff, in sinem stifste ein solck milde werck mochte gestifftet 

Unverständlich, vielleicht infolge lkntstellung des ursprünglichen 
Textes. Die weiter unten mitgeteilte „Historische Beschreibung" aus dem 
Jahre 1735 liest (S. 189): „weil die Einheimischen ohnedem ihre Arbeit 
hätten". 

2«) sick L. 
2°) Hartwich von Sttten, Ratsherr seit 1489, wird als solcher noch 1501 

Jan. 13 (St.A., Testament) und 1503 März 12 zuerst als Bürgermeister 
(Hanserezesie IV 4 Nr. 384 8 1) genannt. Er ist 1511 gestorben. 

Johann Kerckring war 1484—1516 Ratsherr. 
«) S. 719. 
22) Bischof 1492—1506. 
22) d. h. aus seiner Residenz Euttn nach Lübeck. 
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werden, unde he wolde dar an thokamende frydage en capittell 
umme macken, so solde wy vorkamen. So schickede de raht 
dar echter up int nyghe by heren Iohan Deren'''), Herren 
Iohan Kerckrinck unde Hardewicke Breckewolde, und war dat 
werdige capittell in gegenwardicheit des gnedigen Hern biß- 
coppeß, unde gefen vor, wo de ersame raht mit eren borgern 
wehren avereingekamen, umme noch in diße stadt ein junck- 
frowencloster tho leggen, dat sine genade mit dem werdigen 
capittell eren willen wolden dartho gefen. Do fragede de 
bißkop: in wat ehren unde wat ordenß idt wesen solde? Dar 
wy up seden, dar wi noch nicht duplicken up getrachtet hadden. 
Da sede he fort upp, me idt buwede in die ere sunte Annen. 
Dar wi up seden: dat solde unß nicht ovell befallen, se solden 
dat woll thofreden sin. Da fragede he fort: wer wi ock ene 
stede dartho wüsten unde enen brutschat dartho? Ja, wie 
wüsten dartho eine gelechlike stehde unde dar en landtgut") 
tho, were aver 8000 Dar he up vor antworde: dat were 
ene gude anroginge"); und fragede fort: wat ordens idt wesen 
scholde? Dar wy up seden: sunte Augustinus de dörde regele. 
So nehmen sie hier bespracke äff unde seden uns wedder, se 
wolden darbi foegen") van dem capittell. 

Alduß schickeden wi do by Hanß Willmeßen, dem de hoff 
chohörede, her Iohan Harfen borgemeister"), her Berent Bohm- 
hower"). Härmen Papenbrock"), Garwen Buck^H, Werner Buxte- 
hude unde worden des kopeß mit dem buhren einß unde 
solden em vor den hoff gefen 1500 ^ mit siner thobehoringe, 
so dar en certer'') äff maket iß, 3 all eneß ludes — de ene iß 
by den borgermeister, de ander by den vorstenderß, de dorde 
bi Hans Willmeßen — unde her Iohan Harfe gaff em 1 

Boren. L. 
Vermögen. 

") anroninge L. 
fragen L. 
Johann Hertze d. Iüng. war Ratsherr seit 1484 und Bürgermeister 

1498—1510. 
Bernt Bomhower war 1561—1526 Ratsherr. 
über ihre Persönlichkeiten vgl. R. Struck, Die Gründer des St.-Annen- 

Klosters, S. 49 und 58. 
") Der Vertrag ist nicht erhalten. 
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Lubischen gülden tho gadeßgelde, unde Hermann Papenbrock 
gaff der frowen 3 dobbelde schillinge. 

Alß dit nun fullentagen, ginge wi wedder bi dejennen, 
de dat capitell darbi gefoeget hadde^^)^ Herren pra- 
west"), decan, mester Willem Westphal"), dochter tho Leyge^*), 
mester Iohan Breyden^'), dochter Oesthusen^^), item mester 
Gert Schar^y, mester Engelbrecht Kastorp^^"), de unß den 
frageden, wat gestalt dit closter hebben scholde unde wat 
ordens^') wi dar up verrahmet hadden, wat ordens und wo 
se leven solden, wo alle die ordinanßie solde geschicket wesen; 
dat se do tho sick nehmen unde wolden dat aversehn unde 
wolden uns deß in 8 dagen antwort benalen, dar wi dat do 
echter up stahn leten. Da schickeden wi wedder by se mester 
Hardewickeß Breckewolde. Dem geven se vor en antwort, se 
hadde de sacke besahlen dem doctor to Ligge und doctor Oest- 
husen^^; weh die darinne deden, solde gedahn sin. Dar we 
do mede averenquemen mit en, dat alle dinck consenteret wart, 
dat me de dinge versiegeln solde. Item da alle ding so ge- 
schlaten und sullentagen waß, item alduß wart dit nyge closter 
dar angehaven vormiddelst den vorstenders, die de ersame'^ 

gefraget hadden L. 
") Als Propst des Lübecker Domkapitels urkundet 1S02 Aug. 26 und 

1504 März 1 Heinrich Bockholt (St.A. Oldenburg, kkeg. copituli 5, Nr. 8 u. 
Nr. 6), der nachmalige (1523—1535) Lübecker Bischof. 

Dechant war damals der nachmalige (1506—1509) Bischof Wilhelm 
Westphal. 

") „De werdige her sLevos Leve, doctor, domher to Lubeke'^ und „kerckher 
der . . . s. Iacobes kercken" wird 1494 Febr. 20 im Niederstadtbuch genannt. 

^') Mag. Johann Breide wird 1507 als Bicedechant und Scholasticus 
(kreg. cspituli 5 Nr. 19), 1509 als Dompropst genannt (von Melle, Gründ- 
liche Nachricht S. 152). 

^^) Nesthusen L. — Dr. jur. Johann Osthusen, Ratssyndikus von Lübeck 
1466—84, wird als Domherr zuerst 1483 Aug. 9 im Niederstadtbuch genannt; 
1523 wurde er Dompropst an Stelle Heinrich Bockholts. 

") Schur L. — Mag. Gerhard Schaer, Domherr zu Lübeck und Propst 
zu Eutin, ist nach Ausweis seines Grabsteins im Dom zu Lübeck 1505 Juni 6 
gestorben: Ztschr. d. B. s. Lüb. Gesch. 7, S. 64. 

°°) Mag. Engelbert Kastorp ist seinem Grabstein im Dom zufolge 1530 
März 10 als Senior des Domkapitels gestorben: das. S. 71. 

«) S. 720. 
") den ersamen L. 
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raht do by kurß, umme erst anthoheven, alse 6 persohnen: 
Gerwen Bück, Bereut Möller, Hans Klinckrahde, Hans Kroger, 
Hans Salige^H, Warner Buxtehude, leten uns vorbaden int 
chor und gefen unß vor: in dem wi") begehrt hadden ein nye 
closter, so muste darin woll wesen, die dit milde gude werck 
erst anhöven, unde weren van uns 6 begehrende, dat wi dit 
wolden annehmen. Dar wi umme sprecken und hedden dit 
nicht gerne angenahmen, wente wi bewogen, dat idt grate 
moye und gell kosten solde, doch wi annahmen dit 1 jähr. 
Alß wy dat so angenahmen hadden, so duchte unß, dat wi dar 
tho swack tho wehren. So gasf unß de raht noch 5 persohnen 
cho hulpe, alß Hanß Cordeß, Thomaß van Wickeden, Claweß 
van Borstell, Paul Frencking, Thomaes van Koneren^°). 
Mduß quemen wi averen, dat wy unß do thoschriven leten 
den hoff van Hans Willmensen^H, unde de raht fette unß ock 
uth dem rahde dartho alse Herr Härmen Meyer und her 
Bernt Bomhower vor averheren: weß uns vorfiele, dat de 
unß in allen dingen solden biplichten, wor wi se in tho donde 
hadden. Alduß hebben wy in dem nahmen Gadeß unde 
siner^') leven moder unde sunte Annen an dit milde werck. 
Unde grasen erst in dat fehuß 1 kühlen, dar wi den kalckaffen 

über ihre Persönlichkeiten s. R. Struck, Die Gründer des St.-Annen- 
Klosters, S. 48—58. — Der Bericht erwähnt unter den angeblich 6 ursprüng- 
lichen und den 5 hinzugewählten Vorstehern nicht den 1502 im Oberstadt- 
buch (s. Anm. 56) mit ausgesührten Vorsteher Hermann Papenbrock. Da 
dieser im obigen Bericht bereits mit unter den Unterhändlern sür den An- 
kauf des Wilmsenschen Hofes genannt wird, so ist anzunehmen, daß, ein- 
schließlich seiner Person, ursprünglich sieben Vorsteher vom Rat eingesetzt sind. 

wi fehlt L. 
") Paul Krucking, Tonnies van Kanten L. 
°*) Im Oberstadtbuch lib. 10 (1496—1508), Dom- und Ägidienkirchspiel 

Bl. 42 o erteilt der Rat unter der Seitenüberschrift 1502 Lsiixti pspe (Okt. 14) 
seine Einwilligung zur Lüftung des neuen St.-Annen-Klosters und läßt den 
Bürgern Werner Buxstehude, Hans Cordes, Gerwin Bück, Tomas van 
Wickede, Hans Salinge, Hans Clinckrade, Bernt Möller, Paul Frenckinck, 
Tomas van Koneren, Klaus van Borstelen, Hermann Papenbrock und Hans 
Kroger „eynen hoff von den dren haven beleghen in der Ridderstraten, unde 
iß de myddelste," mit allem Zubehör, wie sie ihn von Hans Wilhmeß ge- 
kauft haben, zum Bau und zur Lüftung des neuen Klosters zuschreiben. 

°^) siner fehlt L. 
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up leben unde bameden kalck. Unde schreven umme mesterß 
westwert, de unß den tho kostell in de hont fielen; unde stelden 
dat äff unde leten enen mester kamen van Brunßwick, het 
mester Synsinguß Heße, mit 5 kellen unde quemen mit en 
averen, gelick die certer medebringet, de hir in dißen bocke 
licht'»). 

Item furder sin wi angefallen den Herren bißkop, umme 
de stede to'») wyghen unde den ersten stehn dar wolde leggen, 
umme desto eher anthoheven bitt milde werck, up dat im volcke 
dar mochten to beweget werden, ere milde allmißen dar mochten 
tho°°) kehren"). Dar sine gnade up antworde, he wurde darin 
kahmen up collationis Iohannis"), so wolde he sick dartho 
schicken, unde were des hochlicken gefruwet, datt dem so mochte 
schehen. 

Alduß quam syne gnade up deße sulve tidt. So schickede 
wi bi sinen cappellan, alß den idt afffchedent was, wert siner 
gnaden ock nun bequeme were de stede tho consecriren. Do 
leht he unß seggen: ja, wi solden uns nun dartho schicken. 
Des dingstageß na collationis Iohannis") anno 1502 tußken 
8 und 9 Uhren quam de bißkop mit siner procession, alß mit 

Der Bauvertrag ist nicht erhalten. 
to to L. 

°°) S. 721. 
1502 (am frydage na s. Iohannis vor der latinischen porten) Mai 13 

setzt der Lübecker Bürger Reinolt Grammendorf „to den tyden Unser Leven 
Frowen to s. Nlgen bynnen Lubeke efte to dem nigen juncfrouwencloster, 
dat man in willen is to buwende to s. Ilgen bynnen Lubeke", 300 rheinische 
Gulden aus, die aber anderweitig verwandt werden sollen, salls „sodane 
tyde vorbenompt nicht betengit werden este dat closter to buwende nicht an- 
gehauen worde": 1502 (Luce ewangeliste) Okt. 18 vermacht Evert Tymmer- 
mann „to deme nygen closter, dat hir bynnen Lubeke schall gestifftet werden, 
s. Annen closter genomet, to hulpe deme buwete" 100 Mark; 1502 (am 
sonnavende na s. Symon unde Iuda) Okt. 29 gibt der Lübecker Bürger Her- 
mann Reckerdinck letztwillig „in s. Annen dat nigge closter, dat betenget is 
bynnen Lubeke", 20 Mark; St.A. Lübeck, Testamente, Urschriften. 

1502 Aug. 29. 
"'s Aug. 30. Die Lübecker Bischofschronik berichtet unter 1502, daß die 

feierliche Grundsteinlegung des St.-Annen-Klosters in ckie ^artis Ultimo 
(was in penultimo zu berichtigen ist) ougusti, also am Dienstag, dem 30. August, 
stattgefunden habe: Meibom, kerum Germsnicanim tomu» II., S. 409; auch 
Reimar Kock gibt den 30. August als Tag der Grundsteinlegung an. 
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dem heren prawese unde andern capittelßherren, presters, 
schülerß, unde dede dar ene herlicke oration, unde diacon unde 
subdiacon weren mester Iohan Lange unde mester Iohan Löwe. 
Alß dit geschehen maß, senden wi dem bißkoppe 2 stoveken 
winß, 1 tonne Hamborger behrß unde 1 büüing, unde leten 
do sort ene capellen setten, dar de erste stehn gelegt wart, dar 
sick karcke unde chor schedet, unde leten fort enen block darvor 
setten unde 1 block vor den hoff. Alduß were wi do begehren 
an den bißkop, dat men dar'mochte miße dohn, dar he unß 
den wsisedes'^) up den prawest. Alduß schickede wy Gerwen 
Bsucks") unde Thomaß van Wickeden darhen unde beben en, 
werfe dats"^) syne werdicheit dar wolde tho vor entmodigen 
unde dsennes") de miße sulven holden, leßen ofste singen, wo 
dat eshmes") bequeme wehre; wolde he se singen, so wolde 
wi de sensgeres") van Unser Fruwen Capellen") darcho schicken. 
Dar he jsa thosb°) sede. Unde deße erste miße wart gesungen 
des sondagesß nas°°) Lamberti^^), unde de offeringe, de dar 
schach, waß 4 schilslingesb«) 9 .Ä, nam ick tho mi, umme dat 
dat capittell dar kene Hand an krigen solde. Da sende wi dem 
praweste 2 stoveken winß. 

Item van dißer mißen weren dat capittell nicht thofreden, 
dat wy dar se nicht gesöcht und erlanget hadden, wente 
se den bißkoppe so dieße nicht wölben in steden in ere rech- 
ticheit; solde dar sort miße schehen, so muste wi dit noch er- 
langen van dem helen capittell. Item alß den die Herr bißkop 
aldus hedde günstig gewesen mit deßen closter, so hadde wi 
eme ock gelavet, wy wölben sine gnade wormede kahmen mit 
ener schencke. So quemen de vorstendere averen unde schencke- 
den eme 1 vergulden kopp, binnen und buten verguldet, und 
mit dem fuder 110 ^ 3 st Lubsch. Dißen kopp presentierte 
eme Garwen Bück, Thomas van Wickeden, Warner Buxtehude. 
Dar up den kopp leten wi°^) macken sin wapen unde sunte 

Die letzten Worte von 9 Zeilen sind abgerissen. 
Die Sänger der Marientiden» oder Sängerkapelle in der Marien- 

kirche, vgl. Wehrmann, Die ehemalige Sänger-Kapelle in der Marien-Kirche, 
Zeitschr. d. V. s. L. S. 1, S. 362 ff. 

-) Die letzten Worte von 9 Zeilen sind abgerissen. 
") 15l)2 Sept. 18. 
") wi sehU L. 
Ztschr. d. «. s. L. ». XVII. 2. 13 
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Annen, und wart eme geschicket des sondageß vor'd) Mar- 
tini^«) 1502. 

Item in deßem sulven jähre maß de cardinal^') hir unde 
gaff tho deßen nyen closter grot afflat, so de brieff vormeldet, 
de hir iß^'), und gaff unß do ock 1 brieff"), de ock bi den 
vorstenderen ligt, dat me mag haken uth clostern junckfrowen, 
umme dit closter tho besetten, de") andern junckfrowen in en 
wesent to bringen, orden tho holden, gelick ere orden dat mede 
bringet. 

In Gades nahmen amen. Tho der ehren des allmech- 
tigen Gadeß, Marien siner benedyeden moder, der reynen 
junckfrawen, und der hilligen frowen sunte Annen mit allen 
ucherkarnen Gades hilligen, den men nummer tho vele ehre 
densteß unde willen bewisen kan, so hebbe ick Herman 
Papenbrock unwerdich angenahmen ditt sunte Annen bock, 
wente se me aller moye fuß lang hadden vordragen, sunder 
wehen ick van guden willen don wolde. Suß hebbe ick ehn 
gelavet, ditt eine jähr lanck tho holden und inthoschriven, 
weh van noden iß, wowoll ick vant erst an bi mi ellicke 
reckenschop geholden hebbe; dat find men woll in dem h. 
boeke der Greveraden, dat ick plach tho Vorstände, in dem 
85sten blade H unde int 10. bock fol. 12 ock 64; averst dit 
entpfing ick erst anno 1504 in den achte dagen der hilligen 
drey konige"). Ick hape hir vordan inthoschriven, weh 
Werner Buxtehude heft vorsumet, will Gott mit siner hulpe 
und Marien, siner werden moder, und der hilligen fruwen 
sunt Annen. Amen. 

") S. 722. 
") 1502 Nov. 6. 
'y 1503 Apr. 8 von Lüneburg aus zeigte der päpstliche Legat Kardinal Rai- 

mundus seine Ankunft in Lübeck zum 12. April an: Hanserezesse III 4 Nr. 395. 
Nach Reimar Kocks Chronik hielt der Kardinal (des middeweckens na palm.) 
am 12. April seinen Einzug in Lübeck und verließ die Stadt (am sondage 
jubilate) am 7. Mai 1503. 

Beide Urkunden sind nicht erhalten, 
den L. 

'«) Jan. 7—13. 
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II. 

Die weiterhin veröffentlichte Zusammenstellung von Nach- 
richten zur Geschichte des St.-Annen-Klosters aus dem ersten 
Jahrhundert seines Bestehens bildet das 9. Kapitel eines unter 
den Akten dieses Klosters im Staatsarchiv ausbewahrten, sauber 
geschriebenen, in rotes Schafleder gebundenen Foliobandes mit 
Goldschnitt, der auf seinem ersten Blatte den Titel „Gründliche 
Nachricht des 5t. -^nnen Armen- und Werkhauses in Lübeck, 
zusammengetragen aus denen allen Documenten und itziger 
Observance ^nno 1735" führt. Der hierauf folgende, vom 
22. Januar 1735 datterte „Bor-Bericht" legt dar, daß, „nach- 
dem die Nachrichten dieses Armen-Hauses sich unter verschie- 
denen allen Schriften hin und wieder zerstreut befunden", diese 
auch teils sehr undeutlich und in plattdeuffcher Sprache, teils 
allzu weitläufllg und ohne richttge zeitliche Anordnung nieder- 
geschrieben seien, es für nötig erachtet sei, „alles zusammen zu 
tragen, was man an Nachrichten befunden in den 2 uhrallen 
f^unclstions-Büchern Nr. 1 L 2 und 37 Beylagen, item in den 
(sogenandten) Abschieds-Büchern und andern specislen Nach- 
richten mehr wie auch nach itziger Observsnce". Der Kom- 
pilator ist zweifellos ein früherer Vorsteher des St.-Annen- 
Armenhauses, denn am Schluß des Vorberichtes spricht „der- 
jenige, der ohnlängst von Gott die Gnade hatte, die Stelle 
eines prsesickis zu bekleyden", den Wunsch aus, daß diese 
wohlgemeinte Arbeit vielen Nutzen schaffen und der Segen des 
Höchsten auf dem Armenhause ruhen möge. 

Das Buch ist in zehn Kapitel eingeteilt, die zum Gegen- 
stände haben: 

1. Die Beschreibung und den Grundriß des Armenhauses 
(S. 3-14), 

2. die dem Armenhause gehörigen Ländereien''^) (S. 21—33), 
3. die übrigen „Dependentzien" des Armenhauses (S. 37—46), 
4. ein mit dem Jahre 1601 beginnendes Vorsteherverzeichnis, 

das, ursprünglich bis zum Jahre 1634 reichend (S. 47—57), 
später fortlaufend bis zum Jahre 1812 fortgesetzt 
ist (S. 57-60 u. 168—170), 

") Dgl. unten S. 197, Anm. 123. 
13* 
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Aus dem 
Fundattons- 
buch Nr. 2. 

fol. 1. 

5. den üblichen Hergang bei der Wahl und Einfthrung der 
Vorsteher (S. 61—66), 

6. die damalige Verwallung und Einrichtung des Armen- 
hauses (S. 67—70), 

7. die Beamten des Armenhauses und deren Verrichtungen 
(S. 71-75), 

8. den Gottesdienst am Armenhaus (S. 77—85) nebst einem 
bis 1809 sortgesetzten Verzeichnis der Prädikanten und 
Präzeptoren (S. 86—88), 

9. die hier nachstehend veröffentlichte „historische Beschreibung" 
des St.-Annen-Klosters bis 1601 (S. 91-108) nebst einem 
lückenhaften Verzeichnis der Vorsteher von 1502-1595 
(S. 109-111), 

10. weitere Nachrichten über das Kloster von seiner Umwand- 
lung zum Armenhaus i. I. 1601 bis 16W, „allwo das 
alte Abschieds-Buch oder ProtocoII l,ib. sich endiget" 
(S. 113—167). 

issislocische^«) Sesrkcelbung 

und bewährte Nachrichten des St. Annen Closters von 
Anfang der Erbauung Anno 1502, da der erste Stein 
darzu geleget worden, sampt den damahligen Vor- 
stehern biß Anno 1601, da es von der Bürgerschafft 
als ein Armen-Hauß in Administration genommen. 

Exttahiret aus denen beyden Fundattonsbüchern Nr. 1 L 2, 
welche sich Anno 1502 anheben; woraus das Merckwürdige 
a lffs kürtzeste angeführet, und zwar mit beygefügten Foliis 

folgendermassen. 

Im Anfange des 16ten Seculi umbs Jahr 1502 ist das 
Closter St. Annen zu bauen der Anfang gemachet worden ^'). 
Denn als dazumahl Hertzog Magnus zu Mecklenburg nicht 

") S. 91 der 173S zusammengetragenen „Gründlichen Nachricht des 
St. Annen Armen- und Werkhauses". 

Quelle sür die zum Jahre 1502 erzählten Ereignifle ist der oben 
mitgeteilte Bericht des Werner Buxtehude. 
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verstatten wollen, das, wie biß anhero geschehen, die Lübecki- 
schen Jungfern fernerhin in den Klöstern seines Landes auff- 
genommen werden sollen, hat er sampt seinen damahligen 
Bischof Hans Parkenün das Kloster zu Rhen solcherwegen hart 
ttacttret. 

Weil") nun viele Bürger in Lübeck vorhin ihre Töchter 
in gedachten Kloster zu Rhena erziehen lassen, so wurden einige 
wollhabende Leute unter sich einig, ein Jungfern Closter alhier 
in Lübeck zu sttsten, umb welche Freyheit zu erlangen sie so- 
woll bey E. E. Nahte als auch bey dem damahligen Bischof 
und Thum-Capittel solicittret und nicht allein selbige erhallen, 
sondern auch, das sie die Arbeitsleute, deren man zu dessen 
Erbauung benöhttget seyn möchte, von außwerttgen herein 
nehmen tönten, weil die Einheimischen ohnedem ihre Arbeit 
hätten; Massen sie dann meister Synsingus Hesse mit 5 Kellen 
von Braunschweig darzu verschrieben. 

Nachdem sie nun in der sogenandten Ritter-Sttassen, die 
heuttges Tages St. Annen Sttasse heisset, einen Hof von Hans 
Wilmesen mit Zubehör vor 15l)0 ^ gekaufft, hat E. E. Naht 
hiernechst darzu 6 Persohnen zu Vorstehern erwehlet, als 
Gerwen Bück, Berend Möller, Hans Klinckrade, Hans Kröger, 
Hans Salige L Werner Buxtehude. Weil sich diese 6 Per- 
sonen aber noch zu schwach befunden, sind folgende") 5 Per- 
sohnen noch darzu erwehlet, als Hans Kordes, Thomas von 
Wickeden, Claus von Borstel, Paul Krükking L Tönnies von 
Kondten"). Darauf haben sie sich abgedachten Hof von Hans 
Wilmesen zuschreiben lassen. 

Und E. E. Naht adjungirte ihnen annoch 2 Oberherren 
aus dem Nahte, als H. Herman Meyer und H. Berend Bohm- 
hauer, umb ihnen bey allen Vorfällen zu assisttren. 

Lluff das nun die hiesigen Einwohner mehr und mehr be- 
weget werden ihre möchten, Allmosen desto reichlicher mitzu- 
theilen, hat auf ihr Ersuchen hiesiger Bischof Diedrich Arndes 
die Städte zu solchem Kloster Anno 1502 am Dienstage nach 

") S. S2. 
S. 93. 
Wegen der entstellten Namen der beiden letztgenannten Borsteher 

s. oben S. 183 nebst Anm. 55 und 58. 

sol. 3. 

lsol-I 

lfol-I S. 

sol. 7. 
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fol. 8. 

Collationis Iohannis") zwischen 8 und 9 Uhr in voller Pro- 
cession consecriret. 

Darausf ist sogleich eine Capelle gesetzet, da dann 
der erste Stein von dem Bischof den 31. Aug.^') h. a. 
geleget worden, da sich Kirche und Cohr scheidet, auch ward 
sogleich ein Block dabey gesetzet, wie auch ein Block vor dem 
Hofe. 

Nachdem solche Procession verrichtet, ist dem Bischöfe 
2 Stübgen Wein, so gekostet 12 sZ»'), 1 Tonne Ham- 
burger Bier und 1 BöhÜing gesandt, welche beyde gekostet 
4 ^ 1 jr. 

Auf") des Bischofs Guhtbefinden ist das Closter der 
St. Annen zu Ehren gewidtmet, und nachdem selbiges erbauet, 
ist es mit Regulissernonnen St. Augustini Ordens, die man 
aus dem Braunschweiger Lande gehohlet und mit besonderen 
Ceremonien eingeführet, besetzet worden. 

Am Sontage nach Lambertt") ist durch den Probst die 
erste Messe gesungen; davor sandten sie den Probst 2 Stübgen 
Wein. Die Opferung dabey was 4 ft 9 

Aufs das der Bischof dem Closter günstig verbleiben möchte, 
haben ihn die Borsteher einen aus- und inwendig verguldeten 
Kopp geschencket, stundt mit dem Fuder 1 cx ^ 3 st Lüb. (ist 

110 ^ 3 fl). Darauf ist gesetzet worden des Bischofs und 
St. Annen Wapen, welches Prese nt ihm zugeschicket ward den 
Sontag vor Marttni^^ Anno 1502. 

Im selbigen Jahre ist der Cardinal Reymundus in Lübeck 
gewesen, welcher diesem neuen Closter großen Ablaß, auch die 
Macht gegeben hat, das man aus andern Clöstern Jungfern 
möchte hohlen können, die dieses Closter so tönten einrichten, 
wie es ihr Orden mit sich brächte. 

Aug. 30. 
Das Datum ist unabhängig von Buxtehudes Bericht, ebenso die 

beiden folgenden Preisangaben. 
Die dem Bischof gesandten beiden Stäbchen Wein, welche 22 F 

kosteten, sind hier mit den dem Dompropst für die Abhaltung der ersten 
Messe verehrten beiden Stüb chen Wein verwechselt; s. unten S. 201. 

S. 94. 
»°) 1502 Sept. 18. 
») Nov. 6. 
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dem Tractat Das beglückte Lübeck im Oct?') 
pag. 22 wird angeführet, das die hohe ebene Maur an 
St. Annen Closter sehenswurdig, weiln selbe ohne eintzige 
Stellagie von aussen aufgemauretbb). 

Anno 1503 vor Weynachtend") hat Herr Dolmar Wahren- 
dörp, Rahtmann zu Lübeck"), zum Gebäude St. Annen 100 
Lübische Gulden gegeben. Hievor ist ihm seinem Verlangen 
nach belobet, das sein Wapen oder Schildt im Reventer ins 
Gewelbe solte gesetzet werden. 

Vor diese 100 Lübsche gülden ist gekommen 215 ^ 2 
Weiln denen Vorstehem der Hof und Hauß des Closters 

zu klein fallen walte, so haben sie darumb von Herman von 
Stiten, zu Wismar wohnende, der den Hof mit Zubehör ge- 
erbet von fehl. Ehlerby Holtörp, gekauft"), so den Vorstehem 

") S. 95. 
Im Ottaoformat. 

") Die von (vom Prediger am Dom Hermann Lebermann verfaßte) 
1697 zu Lübeck gedruckte Schrift „Die Beglückte und Geschmückte Stadt 
Lübeck" berichtet S. 197 (N. 3) über das St.-Annen-Kloster: „Die groffe 
hohe, eben auffgebauete Mauer sol, wie man saget, ohne eintzige Stellagie 
als ein Meister-Stück, wie zu ersehen, auffgebauet seyn." 

»°) Vor Dez. 25. 
^^) Volmar Warendorp, Ratsherr seit 1475, ist 1504 (up s. Margareten 

avende) Juli 12 gestorben: Älteste Ratsliste. 
Auf S. 725 f. des ersten Bandes der Kirchringschen Sammlung 

heißt es: „Item ick vinde in sel. Härmen Papenbrockß sinen Schriften (vgl. 
oben S. 186), dat salige H. Vollmer Warendorp s. Annen Buwte tho Hulpe 
und siner Seelen tho Troste in sinem Levende noch finde gegefen heft — 
welcke he Hans Cordes tholefert heft und Hanß fort Härmen Papenbrock 
Anno 1503 vor den Winachten (Dez. 25) avergeantwordet, woroor de ersame 
Herr Wollmer, Rahtman tho Lübeck, do he levede, begehret hefft, sin Schilt effte 
Wapen int Reventer in der Welfften inseUen tho lotende unde ehm ock tho- 
^esecht und laset iß — 100 Lubsche gülden, worvan Härmen Papenbrock sel. 
Dechtniße S. Annen tho gude, dar he ock Reckenschop unde Beschet van 
gedahn hefft, 205 A 2 F gemacket hefft." 

") Ehlen L. 
*^) 1504 (ame avende Michaelis) Sept. 28 bekennen Werner Buxstehude 

und 15 weitere Vorsteher des im Bau befindlichen St.-Annen-Klosters, daß 
sie „Hermen van Stiten gebaren van der Wismer", und dessen Erben aus 
den Klostereinwnften 40 Mark ablösbarer Rente verkauft haben, „darvor he 
uns achtehundert marck Lubesch . . . betalet, de wy ock enffangen unde in 
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fol. 22 L 23. 

im Obern Stadtbuche zugeschrieben stehet") Libr. 1. sol. 4 
des Fundationsbuchs. 

(Dieß ist vermuhtlich Anno 1504 geschehen, weil sie 
im selben Jahre auf Stillen Freytag") zusammen ge- 
wesen, umb Stiten Hof zu kaufen, obgleich am selbigen 
Tage der Kauf nicht vor fich gegangen.) 

Auf") fol. 22 L 23 befindet fich der Beschluß ge- 
dachten Fundattonsbuches Nr. 2, lautet wie solgetd«). 

Hiernechst ist das Hauptbuch quotiret biß zu 

Ende auf das 239ste Bladt. 
Es befindet sich aber, das recht in der Mitten des- 

selben Buchß 48 Bletter, als von Nr. 116 biß 166, sind 
außgeschnitten und nicht vorhanden. 

Das ich Petrus kokemus, imperntoris sutkoritnte 
notsrius publicus L- esncelisrise I,ub. substitutus, 
alles und jedes, was in St. Annen einen allen Buche von 
E. E. Rahts Cammerey zur Abschrift außgeantwortet, 
auf groß Real Papier in braun Pergament geheftet und 
gebunden, enthalten auf vorhergehenden 22 quottrten und 
7 nichtquottrten Blettern, durch mich abgeschrieben, nichts 
mehr oder weniger in solchem Buche vorhanden etc. So 
geschehen Lübeck d. 18. Dec. Anno 1633 b»). 

des erbenomeden gadehhuses witlUe nutticheit, alse to behoff des buwetes, 
gekeret hebben"; St.A. Sscra b Nr. 80. Urschr. Zweifellos handelt es sich 
hier um einen hypothekarisch angelegten Teil der Kaufsumme. 

-ö) Im Oberstadtbuch lib. 10. Dom- und Agidienkirchspiel Bl. 55s, 
läßt der Rat unter der Seitenüberschrift 1504 in vigilis nstivitstis Liirirti 
(Dez. 24) Werner Buxstehude und 16 weiteren Vorstehern des St..Annen. 
Klosters eynen hoff beleghen in der Ritterstraten by deme erghenantten 
nigen closter . . . uppe der Duoelstraten orde na der Malenstraten werth", 
den sie ..van Hermen van Stite. ghebaren van der Wismer". gekauft haben, 
mit allem Zubehör zuschreiben. 

'«) Apr. 5. 
") S. V6. 
»«) Der Beschluß ist der „Historischen Beschreibung" nicht einverleibt. 
") Über diese Abschriftnahme und ihren Anlaß berichtet die Forffetzung 

der „Historffchen Beschreibung" auf S. 130: Anno 1632. 29. Febr. wird 
E. E. Naht umb Extradirung der Fundations-Bücher ersuchet, umb sich 
solche by den Proceff der 4 Stücken Landes vorm Mühlen-Thor zu bedienen 
contra denen Bicarien zu St. Egidien. Item fol. 44 bis 46 dehgleichen. 
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Herman Papenbrock hat das Fundationsbuch Nr. 2 
Anno 1503 Trinitatis'°°) zu schreiben einen Anfang ge- 
macht. 

Anno'o^) 1504 haben die Vorsteher zu St. Annen ein 
Siegel machen lassen, welches Herrn Herman Meyer in Ver- 
wahrung gegeben, und ist das Versiegeln allemahl in seinem 
Hause geschehen in Gegenwart 4 Mitvorsteher, die darzu von 
denen andern deputiret worden. 

Anno 1508 in der Fasten"') gingen Herr Herman Meyer 
und Herr Verend Bomhauer zu den Bischof Herr Wilhelmus 
Westphal"') und ersuchten, wenn es ihm gefällig, das Cohr, 
Umbgang und Glocken zu consecriren und zu weyhen, da der- 
selbe dann den 3. May darzu die Zeit berahmete. Zur selbi- 
gen Zeit haben auch gedachte Vorsteher von dem Bischof 
durch Bitte erlanget, das sie die höltzerne Capelle (alwo 
der erste Stein geleget ward) abnehmen und niederbrechen 
und die Messen im Cohr supre» sitsre portsbiie hallen 
möchten. 

Anno 1509 24. Slpr. haben 17 Vorsteher von St. Annen 
auf einmahl in Herrn Herman Meyers Hause Rechnung ab- 
geleget, alda sie es schon einige Jahre continuiret. 

Anno 1512 2. Dec. hat Tonnies von Konten bezahlt an 
Hans Krügern wegen Herrn^") Herman von Sttten zur Wismar 
die Summe Ixxx vi K, sind 86 

Das. S. 131: Anno 1633 sind die Fundations-Bücher von E. E. Ratzt 
von der Tammerey nach der Cantzeley geliefert worden, umb alda die 
lkopey durch einen Notarium davon zu netzmen, zumatzlen sie desto nötztiger, 
weilen man mit denen Vicarien von St. Egidien im Proceß wegen 4 
Stücke Landes, so die Provisoren in Besitz tzaben. 

Das. S. 131: Anno 1634 7. Jan. tzat man die Lopey der 2 Fun- 
dationsbücher nebst 37 Beylagen von der Cantzeley ertzalten, wovor an den 
Notarium Petr. Botzemium gegeben 40 Rttzl. 

Juni 11. Mit diesem Datum stetzt die oben (S. 186) mitgeteilte 
Angabe Hermann Papenbroks in Widerspruch. 

"»») S. 97. 
'») März 8 — Apr. 22. 
-«) Bischof 1506-1S09. 
'°^) Hermann von Stiten war 1508—1521 Ratstzerr zu Wismar; 

Crull, Die Ratslinie der Stadt Wismar, S. 90. 

Aus dem 
Fundations- 
buch Nr. 1. 

fol. 175. 

fsol., 13. 

fsol.I 14. 

f1ol.s 98. 

fsol-I 18 L 19. 

fl-l i «7-«S. 
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Noch""^) hebben de Bürstender verlegt und utgegeoen 
Herman von Sttten von der Wismar, einen Erfnahmen fehl. 
Elert j)oltorps, vor den andern Hof mit alle sine Acker und 
Tobehöringe, so he den Bürstendem in der Stadt Bocke toge- 
schreven steit'"^, Summa . . . 

flol.li9Li03. Anno 1512 auf St. Andreae Abend haben die Bor- 

steher unter sich beliebet, das, wer ohne wichtige Uhrsache bey 
der Zusammenkunft am Donnerstage ausbleiben würde, in 12 st 
Straffe vorfallen seyn solle, welches zum Gebäude des Closters 
anzuwenden. Und ist solches von folgenden, so gegenwärttg 
gewesen, beliebet, als Claes von Borstel, Iohan Bone, Hans 
Busman, Hans Salige, Peter Possick, Hans Farenheide, Verend 
Möller, Hans von Dahlen, Tönnies von Kondten und Herr 

' Herman Meyer, als in dessen Hause die Zusammenkunft. 
flol.i 22. Anno 1513 haben die Vorsteher ein Hauß über den 

5 Hausen mit seinen Kellem, Buhden und Wohnungen an 
Hans Busman verkauft vor ^ 2600'°b). 

Fol. 32 L 33 befindet sich, das von Anno 1516 biß 1521 
wegen St. Annen Closter bey der Cämmerey beleget in unter- 
schiedlichen Posten ^ 10100, jährlich mit 5 Proc. zu verrenten. 

fol. 36. Anno^^°) 1530 an den Knochenhauer vor Ochsen bezahll 

laut der Domina ihr Zettel 13 
fjol-I 42. Anno 1530 auf Iacobi'") kam E. E. Naht mit den 64 

Bürgem überein, das mehr Vorsteher von den Bürgem bey 
Men Kirchen und Clöstem sitzen sotten, weil der Naht sich be- 
schwerete, das es ihn zu schwer fiele, zumahlen auch eine 

S. 98. 
'°») S. oben S. 191, Anm. 94. 

Die Summe fehlt. 
Nov. 29. 
Dem Oberstadtbuch (lib. 11, Marienkirchspiel Bl. 52 ») zufolge wird 

1513 unter der Seitenüberschrift leris 4ts pari clominicsm mirericor<jis 
ciomini (Apr. 13) den Vorstehern „deß nyen Klofsfters sunthe Annen 
hyr bynnen" ein Haus „beleghen uppe deme orde der Viiffhusen myt boden 
unde kelleren beleghen in der Menghenstraten" (Mengstraße Nr. 18) zu- 
geschrieben, das sie von den Testamentsvollstreckern des Godeke Lange ge- 
kauft haben; 1513 unter pkilippi et Iscobi (Mai 1) wird es Hans Busch- 
mann als neuem lkigentümer zugeschrieben: das. Bl. 53l>. 

HO) S. 99. 
»0 Juli 25. 
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Veränderung in puncio religionis bey Kirchen und Klöstern 
bevorstünde; also wurden zu St. Annen zu Vorstehern er- 
wehlet Henrich lLarstens und Henrich Kleissing"^ (die schon 
zuvor dabey gewesen); denen wurden noch beygesüget Jürgen 
Wullenweser und Cordt Perleberg"'). Darauf musten sie vor 
dem Ratzt den Eid ablegen, das sie wollen bey des Closters 
Gühtern so handeln, wie sie es vor Gott, dem Ratzte und den 
verordneten Bürgern der 64ger verantworten tönten. 

2luch ist eine Beliebung mit E. E. Ratzt und verordneten 
Bürgern geschehen, das, wenn einige unter denen Jungfern in 
St. Annen Belieben hätten mit Consens ihrer Verwandten in 
den Ehestand sich zu begeben, an solche 200 ^ L. auszukehren, 
zumahlen sie 300 ^ L. eingebracht haben. Daferne sie auch 
wollen in den Closter verbleiben, soll ihnen vor als nach von 
des Closters Revenüen die Kost besorget werden. Will auch 
jemand unter'") ihnen daraus gehen und lieber bey seinen 
Fründen sich aufhalten, demselben soll jährlich von 200 ^ 10 ^ 
Rente abgefolget werden. 

Darauf haben Anno 1533 drey Jungfern die letzte Con- 
ditton angenommen, jährlich 10 ^ Intresse von der Cämmerey 
zu heben, solange sie das Capital von 200 ^ noch nicht emp- 
fangen. 

Anno 1532. Elert heft uhtgegeven 17 fi 4 Mitten vor 
1 Brou Moldt unde vor Roggen tor Cise optomalen. 

Anno 1534 gegeben an Herrn Iohan, den Praedicanten 
zu St. Annen, vor ein '/» Viertel Jahr to Lohne 7 

Anno 1532 wurden 6 Jungfern aus St. Annen Closter 
genommen und wiederumb nach Stadersborg gesandt; selbige 
6 Jungfern haben bey den 64 Bürgern erhalten, das E. E. 
Raht ihnen 10 Jahr lang alle Jahre 1 Tonne Butter, 1 Tonne 
Hering und 1 Tonne Rotscher in dieser Stadt tiefem soll"'). 

Der Krämer Heinrich Karstens und der Kaufmann Heinrich Kleißen 
gehörten dem Vierundsechziger-Ausschuß der Gemeinde an: Waitz, Lübeck 
unter Jürgen Wullenweoer 1, S. 286. 

Kort Parleberg stand dem Oberstadtbuch nach 1515—43 ein Haus in 
der Schmiedestraße zugeschrieben. 

n«) S. 100. 
Unter den Nachrichten der Kirchringschen Sammlung 1 S. 725 

heißt es: Item 1532 up sunte Lucaß Evangeliste (Okt. 18) wurden 6 Iunck» 

fol. 44. 

flol.j 50. 

fjol.j 58. 

sjol., 87. 
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sol. 62. 

flol.I 86. 

sloll. 86. 

Reysekosten der 7 Jungfern, die auf Beliebung E. E. Rahts 
und der verordneten Bürger auf des Clofters Koften wieder 
nach Braunfchweig gefandt worden mit 2 Wagen, belauft in 
alles ^ 101 7 ft. 

Vor"^ ihr Gerähte etc. Fracht dahin, gewogen 
12 SchE 6 LE ä E 1 g., gegeben 19 ^ 14 st. 

Den beiden Dienem, die die Jungfern dahin gebracht, 
gethan 45 

Sie hatten 9 Pferde und 11 Perfohnen etc.; find der 
Jungfern Anverwanten"') ungehalten, das fie ihnen 
wieder zu Haufe gefchicket worden. 

Anno 1538 haben Herr Carften Timmerman"^) und Herr 
Cordt Wibbeking"d) auf Befehl E. E. Rahts mit den 4 Jung- 
fern und ihren Angehörigen im Clofter St. Annen gehandell, 
das E. E Naht ihnen jährlich 200 ^ in 4 Terminen wollen 
geben laffen, welches Zeit ihres Lebens oder fo lange fie im 
Clofter verbleiben continuiret werden foll; wer aber daraus 
gehet, hat folches nicht mehr zu genießen 

frowen uth S. Annen Clofter genamen und wedderumb tho Stederborch 
gesant, defulven 6 Iunckfrowen de hebben stck bedinget unde erholden bi den 
64 (statt 44) Borgerß, de enen en besegelden Breff gegeben hebben des ludes, 
dat ehn erbar Radt ehnen 1 T. Botter, 1 T. Heringeh, 1 T. Roffcher in 
dießer Stadt liefern sscholdes. 

»') S. IlN. 
Anoerwarten Li. 

"y Ratsherr 1535-1542. 
Ratsherr 1522-1544. 
Den in der Kerkringschen Sammlung 1 S. 724 f. enthattenen Nach- 

richten zufolge haben „1538 ungefehrlich Pfingsten" (um Juni 9) die beiden 
Borsteher „her Torsten Timmerman und ick Cort Wibbeking der Older 
gehandell uth Befehl des Ehrbahren Rahdeh mit den 4 Iunckfrowen in 
dem Clofter tho S. Annen und eren gründen (so ist zu lesen statt: Frowen), 
Elsabe Hern Berend Bomhowertz Moderten, Her Hinrich Kerckringeß (Rats- 
herr 1518—1540) Suster Dorothea genannt, der Westphalen ere Suster, 
der Dreygerschen Dochter (vgl. unten S. 198) . . ., dat E. Erbar Naht deßen 
4 Iunckfrowen alle Jahr willen gefen loten 200 /l in 4 Tiden des Jahrs . . ., 
so lange se in den Clofter bliven, ere Leoe lang; we dar uthginge, de 
schall sick dises Geldes nicht mehr tho erfreuende offte tho borende hebben 
unde nicht mehr offte lenger empfangen; und fo sacken als erer 1 darvan 
stervet, fo sacken sterfet dan ere 50 K mede. 
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Anno 1538 an den 4 Jungfern, die in St. Annen Closter 
geblieben, vor V» Jahr Rente gesandt ^ 50. Solches ist con- 
tinuiret biß Anno 1543 Ostern, fol. 92; fernerhin findet sich 
nicht, das an ihnen was gezahlet ist. 

Anno 1538 Bartholomaei"') sind folgende Stücken Landes flol.l 23 L 24. 
durch die Herrn Vorsteher von St. Annen, als Herr Cordt Wibbe- 
king und Herr Carsten Timmerman, mit Willen und aus Befehl 
E. E. Rahts verhäuret an den ehrsahmen und weisen Herrn Jordan 
Basedaw"^ und Henning Winckelman alle Acker außer dem 
Mühlen-Thor belegen, so gemeldetem Closter zugehörend'"), 
außgenommen den Großen und Kleinen Goldberg, welche E. E. 
Raht zu ihren Behueff will vorbehallen, als 

1 Stück bey der alten Wackeniße, darin man 
säen kan 3 Scheffel Korn, ist mager Land. 

5 Stücke, die Sandbreite, 2 Drömbt. 
2 Stücke, geheissen Up den beyden Jahren, 8 Scheffel 

Korn. 
21 Stücke, die Ellerbrede, hat unten und oben 21 Stücke, 

darin 6 Drömt Korn, ist mager Land. 
1 Stück, wenn man gehet nach dem Fischerboden, 

3 Scheffel Kom, ist mager Land. 
2 Stücke, Von den Hasenwinckel geheissen, darin zu 

säen 8 Sch. Korn. 
5 Stücke, die Fischerbreede, 2 Drömbt, ist mager Land. 
9 Stücke, Bey dem Sordensale geheissen, und 2 Ende 

darzu gehörende, 4 Drömt Korn, ist mager Land. 
2 Stücke, die Elenden Stücke geheissen, 6 Sch. Korn. 
2 Stücke zu Ende der Sandbreede, 8 Sch. Korn, 

ist mager Land. 
2 Stücke bey den Grönauer Stiege, 6 Sch. 

^'0 Aug. 24. 
Ratsherr 1535—1555. 
Das N. Kapitel der 1735 zusammengetragenen „Gründlichen Nach- 

richten des St. Annen Armen- und Werck-Hauses" (S. 22—33) umfaßt eine 
Beschreibung der sämtlich vor dem Mühlentor belegenen Ländereien dieser 
Stiftung nebst einem auf Leinwand gezogenen, sauber ausgeführten „Abriß 
der Ländereyen vor dem Mühlen-Thor zu Lübeck, in specie derer dem 
St. Annen Armen-Haus zuständig, welche mit grüner Loleur gezeichnet". 

'-) S. 102. 
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sol. 171. 

flol.j 173. 

fl°l.I 69. 

flol.1 146. 

14 Stücke, die Konnerbreede, 8 Drömt Roggen. 
5 Stücke, die Breede hinter den Twieten, mit den 

beyden Enden, darin gehen 3 Drömt, ist mager 
Land. 

2 Stücke, welche schiessen auf die Kahlhorst, darin 
6 Sch. Korn. 

9 Stücke, des Vagedes Breede, darin 6 Drömt Korn. 
8 Stücke in 3 Enden hinter der Megdebecke, darin 

1 Drömt, ist mager Land. 
5 Stücke auf den Lenbrocke, darin 1 Drömbt. 
2 Stücke vor den Schliepmöhlen, darin 6 Sch. Korn, 

ist mager Land. 
9 Stücke, die Praembreede, darin 3 Drömbt Korn. 
7 Stücke, By den Hopfenhöfen geheißen, darin 3 

Drömbt Korn, ift mager Land. 
3 Stücke auf den Kopfchilde, darin 8 Sch. Korn, ist 

mager Land. 

Summa 116 Stücke. 

Vorbeschriebene Stücke Landes sind auf 6 Jahre verhauret, 
jährlich auf Michaeli davor zu zahlen 80 ^ Lübsch, darin kan 
gesäet werden 530 biß 542 Sch. SaaÜorn. Es ist auch speci- 
ficiret auf der Beylage Nr. 2"^). 

Anno^") 1538 Weyhenachten ist ein Inventarium im St. 
Annen Eloster gemacht durch Anthonium von Dinghen in Gegen- 
wart der Vorsteher, als Herr Cord Wibbeking und Herr Carsten 
Timmerman, auch der Jungfern'^'), als Elsabe Wisman, Dorothea 
Karckring, Margretha Westphal und in Abwesenheit der 4ten, 
als Margretha Dreyers, und findet sich unter andern in dem 
Brauhause 1 große 4kantige Braupfanne mit den Küfen. 

Anno 1538 Nicolai^") der Klostermagd und des Klosters 
Küchenmagd jedem 2 Jahr Lohn gegeben ä 5 

Anno 1539 das Paterhauß, worin Hans Meyer wohn- 
haft, gibt jährlich auf Michaeli 12 

' '«) Dgl. S. 187. 
S. 103. 
Bsl. oben S. 196, Anm. 120. 
Dez. 6. 
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Anno 1539 Ostern"') liessen die beyden Vorsteher, als 
Herr Carsten Timmerman und Cord Wibbeking, beyde Rahts- 
verwanten, 2 Wohnbuden bauen von 4 Schlaskammern, in 
dem Paterhause belegen. 

Zu der Zeit, da Herr Jürgen Wulleweser ein welldig 
Bürgermester zu Lübeck war und mit Heinrich Carstens und 
Hinrich Kleyes Vorsteher zu St. Annen""), da haben diese 
Vorsteher 800 ^ in den sogenandten Hüxterohrt ausgenommen; 
welchen Post aber Herr Carsten Dmmerman und Cordt 
Wibbeking Anno 1540 Ostern wieder außgelöset. 

Denen Jungfern einen neuen Stufen gebauet, hat gekostet 
ohne den Kessel 15 ^ 10 fl. 

Anno"') 1541 Iacobi'") fingen H. Carsten Timmerman 
und Herr Cordt Wibbeking auf Vefehl der 4 Herren Vürger- 
meister an zu bauen die Kirche zu St. Annen und das gantze 
Kloster rund umb und umbher von dem ersten Ende zum 
andern'"). 

Vor 2 Mund Kalck L 2 tausend Steine 16 
Anno 1542 Iacobi'") ist die Kirche verhäuret an Claus 

Strunck, und soll er Anno 1543 Iohanni davor geben 20 und 
kan er diese Kirche gebrauchen unten und oben zu seinen Besten. 
Nachdem soll sie nicht unter 30 ^ verhäuret werden'"). 

Apr. 6. 
Dgl. oben S. 195. 

»') S. 104. 
Juli 25. 

^") Unter den Nachrichten der Kirchringschen Sammlung heißt es 
<1. S. 724): „1541 acht Dage vor S. Iacobi (Juli 18) hoven H. Carsten 
Timmermann und ick Cort Wibbeking der Older an tho buwen de Kercke tho 
S. Annen unde dat gantze Closter rund umme und ummeher van den ersten 
Ende thom andern uth Hete und Befehl alle 4 Borgermeister, unde schach 
in der Heren Capelle (in der Marienkirche) Item mit Hulpe unde 
Thodaht unser Buwmesters Hinrich Berendeß hebbe ick deße Kercken ver- 
dinget Jürgen Ecken, Olderman, unde Hans Meyer und hebbe diße Kercke 
dißen beiden verdinget (folgt: diße Kercke) na lüde 2 Certen darup gemacket, 
dat ick enen gefen schall 105 /i." 

'-) Juli 25. 
'^) Im Anschluß an die vorige Buchung heißt es (S. 724): „1542 up 

s. Iacobi (Juli 25) hebbe ick diße Karcken oorhuret Clauß Struck (I) van 
dißem Dage an bet up S. Iohans tho Lichten (Juni 24) 1543,- daroor schall 
he mi gefen 20 K und schall diße Karcke brücken nedden und bauen tho sinem 

flol.s 164. 

slol.I 76. 

fsol., 77. 

fol. 82. 

flol.I 84. 



200 

flolj 170. Anno 1542 sind 3 Iungfem aus dem Closter gangen, 
damit einen Briesf von 600 ^ auhgelöset. 

174. Anno 1543 auf Anthoni"') habe ich Cordt Wibbeking 

meine letzte Rechnung von St. Annen in diesem Buche (nemlich 
im Fundationsbuche Nr. 1) beschlossen und habe Herr Evert 
Störtelberg"') dieses Buch hernach fort geliefert. 

flol.1130. Anno 1556 15. Iuly sind 2 halve Dahler Gottesgeld 
gegeben, welche sofort der armen Frauen zu St. Annen zu- 
gestellet. 

slol.i 130. Alhier ist abzunehmen, das zu dieser Zeit auch nur 2 
Vorsteher zu St. Annen gewesen, nemlich Bürgermeister 
Niclaus Bardewieck"«) und Herr Anthonius Lüdinghusen^'y. 

flol.s 174. Anno"°) 1542 Michaeli^") wurden 6 neue Wohnungen 
ferttg zwischen St. Annen Baumgarthen und der Stadtmauren 
bey Märten Raven seinem Hofe. 

f. 202. Anno 1633 18. Dec. attestiret der I^otsrius Petrus 
kottemus, das alles und jedes, was auf vorgehenden 201 
Blettern aufs groß Real-Papier in braun Pergament geheftet 
und gebunden enthüllen, durch ihn abgeschrieben, nichts mehr 
oder weniger in solchen Buche vorhanden 

Dieses Fundattonsbuch Nr. 1 ist durch Herr Herman 
Meyer angefangen zu schreiben und durch Herr Cord 
Wibbeking conttnuiret. 

^nnotstiones. 

Das daß Praesent an den Bischof psg. 3 an Victualien 
so sehr wollfeil, ist woll nicht die Ursache allein, das dazumahl 
Pretis rerum nur gering, sondern vielmehr, das daß Geld 

besten bet up Iohans; want beste Tidt oorbi ist, de mi dan bat meiste Gelt 
gisst, ist mi de lefeste Man; dannoch so hebbe ick eme Thosage gedan: west 
mi ein ander gesen will und butt, dan so schall he dartho de negste wesen, 
sosern he sick mit mi verdragen unde verlicken kan; averst benedden 30 s^s 
wert se nicht uthgedan." 

Jan. 17. 
Ratsherr 1541—1549. 
Ratsherr seit 1527, Bürgermeister 1530—1560. 
Ratsherr seit 1552, Bürgermeister 1562—1571. 
S. 105. 
Sept. 29. 
Bgl. oben S. 29. 
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ungleich schwerer gewesen als heutiges Tages, zumahlen das 
Loht Silber damahlen nur 11 st gegolten (dergleichen mehrere 
Nachrichten sinden sich in Clüvers Beschreibung von Mecklen- 
burg 1. Theil p. 39). 

Man"b) hat also nicht undienlich erachtet, alhier mit an- 
zusühren die Preysen einiger Wahren und Victualien, womit 
dazumahl umb Anno 1502 seq. die Arbeitsleute sind assistiret 
worden, wie auch was sonsten angekauft werden müßen, als 
Vor 8 Scheffel Hadern vor die Pserde .... 12 st plag-113. 
Vor 1 Schiff Holtz zu führen   . 3 st 
Nach den Bischof gesandt, da er das olücium Ip°g I 

(des Einweyhens) verrichtete, 1 Stübgen Wein L 
1 Stübgen lLlaret  22 st 

Nach den Probsst1"H gesandt 2 Stübgen Wein . 12 st 
Vor ein Fuder Hew 10 st, 12 st, 14 st biß 1 ^ 
Nach den Dechant gesandt 2 Stübgen Wein . . 12 st 
Vor 2 Last Hadern 14 ^ 13 st 
Vor 1 Tsonnes Wagenther  23 st 
Fracht vor 1 Schiff Holtz  20 st 
Dito vor 1 Schiff Stein  8 st 
Arbeitslohn an 14 Pflegesleute, die Woche über. 7 ^ 3 st 
Vor 1 Prahm Sandt 4^4st 
Vor 16 Capteel in dem Cohr ans Gewelbe . . 4 ^ 
Vor 8 Paar Rahde ä Par 14 st  14 st 
Vor 1 Schuffkarre  7 st 
Vor 4 Wendsche Balcken  18 st 
Vor 1 Tsonnes Ther  13 st 
An Mester Hardewicks Brekewolt'^^) vor Herman 3 

von Meten Hoff tho verschrieben .... 6 st 
Vor 8 große eichen Dehlen 5^4st 
Vor 15 Mille Maursteine mit Ungelde .... 42 ^ 

Do^^^ Mester Willem Sukowen"^) na Rome reU, da 
dede wy em Befehl, dat he uns solde verwercken Gnade und 

'«) S. 106. 
Prob. Li. 
Buchwoll L>. 
Dgl. oben S. 192, Anm. 95. 
S. 107. 
Lübecker Domherr (?). 

Ztschr. d. «. s. L. S. XVII. 2. 14 
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Affladt tho unsern Kloster, des hefst he mede affgebracht eneir 
Bullen von 12 Cardinalen^^b); wat he davor uhtgeven, des 
hesst he noch nicht gesegt. Des sende ick eme tor Wilkame 
von des Klosters wegen 1 Stövecken Malvasier 8 sZ. 

So hebbe de Bullen pogeneren taten mit 4 Patronen, den 
gasf ick vor to mahlende 2 ^ 3 fl. 

Anno 1502 biß 1505 bezahtt vor hart und weich Holtz, 
den Faden zu 7 sZ, und 10 Faden in ein Schisf, thut 1 Schiff 
Holtz 4^65 
Dem Volck bezahll vor 1 T. Lübsch Bier in den 

Pfingsten  14 s? 
Bor 2 T. Fleisch 4^ — 3^4fi 
Vor 
Vor 
Vor 
Vor 
Vor 

LT Butter 
T. Mehl . 
Ochsen 

9 st 
-20 st 

2 ^ 
Schweine 2 
T. Butter, de recht effen   4^ 

Vor 1 T. Dörsch 24 st. Anno 1525 vor 1 T. Dörsch 2 ^ 
Vor 4 El Wewecken  allst 
5 Quartir Hörens Wand a El  10 st 
Vor 1 T. SchaMeisch  20 st 
Vor 110 Loht Silber a Lt  11 st 
Vor 10 Reinische Gulden, die beschnitten sind, sind 

wehrt in alles  13 ^ 
Anno 1515 vor 1 Faden Holtz  7. st 

Vor 1 Last Biertonnen  2^4st 
Anno 152.1 vor 1 Goldgülden  25 st 

Vor 1 T. Saltz 2 / — 26 st 
Vor 1 Last Saltz  19 ^ 

Anno'"°) 1528 vor 1 Last Hering.... 46 item 30 ^ 
Vor 1 Decker Ochsenhüde 10 ^ 12 st 
Vor 1 5W rauch Tallig 7^4st 

1515 Juni 20 verleihen 12 Kardinäle allen, die an den Festen der 
heil. Anna (Juli 26), des heil. Joseph (März 19), des heil. Hieronymus 
(Sept. 30), und des heil. Augustinus (Aug. 28) sowie am Tage der Ein- 
weihung der Kirche diese besuchen und dort opsern, einen hunderttägigen 
Ablaß: Stadtbibliothek Lübeck, Bibl. Deckiana Nr. 39, Abschrift von 1836. 

^°«) S. 1l>8. 
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Vor 1 Last Ther 7 ^ 
Vor 1 5E Henpf 9 ^ 

Anno 1525 vor 1 T. Saltz 3 ^ 
Vor 100 T Rohtscher 5 ^ 

- V» T. Grütz  12 fl 
- 1 Lübsch Gülden 3 
- 1 T Speck  10 ^ 
- 1 T. Laß 9 ^ 
- 1 Last Stettinsch Roggen ... 14 ^ — st 4 
- 1 T. Mehl  18 st 
- 1 Virtel Butter 3^2st 

Anno 1535 vor 2 Stübgen Wein  12 st 
2lnno 1539 vor 1 Last Hadern  22 st f. 74. 
Anno 1540 vor 1 Last Gersten  27 st 75. 

- 1 Last Roggen  36 st 
Anno 1586 sind Unkosten angewandt, die Kirche 

zu St. Annen zu decken etc.: 
vor Taglohn dem Decker  7 st 

dem Pflegsman  5 st 
- 1 Tausend Unter- und Oberdack ... 4 ^ 
- 1 Mund Kalck 6 ^ 
- 2 Quarttr Maursteine 4 ^ 8 st 
- 1 Tausend Backsteine 8 ^ 

Mr die Baugeschichte des St.-Annen-Klosters ergeben sich 
aus den vorstehenden Nachrichten folgende Daten: 

s1502:1 Übereinkunft der Eltern und Angehörigen der 
Lübecker Insassen des Klosters Rehna, ein neues Iung- 
stauenttoster in Lübeck zu sttsten, Bereitstellung der Mttel, 
Einwilligung des Rates, des Bischofs und des Dom- 
kapitels, Ankauf des mittelsten der drei Ackerhöfe in der 
Ritterstraße, Einsetzung der Vorsteherschast und Abschluß 

Ll. 
14* 
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des Bauvertrages mit dem Braunschweiger Baumeister 
Synsingus Hesse"'); 

1502 Aug. 30: Feierliche Grundsteinlegung durch den Bischof 
Dietrich Arndes"'); 

1502 Sept. 18: Abhaltung der ersten Messe in einer provi- 
sorischen hölzernen Kapelle "H; 

1502 Oktober: Auflassung des Baugrundstückes an die Vor- 
steherschast'"); 

1504 Erweiterung des Bauplanes und Erwerb des an den 
ursprünglichen Bauplatz südseittg anstoßenden Acker- 
hofes ^^°); 

1508 Mai 3: Einweihung des Ehores der Klosterkirche, des 
Umgangs und der Glocken durch den Bischof Wichelm 
Westfal, Wbruch der hölzemen Kapelle"^; 

1515 Abschluß der Bauarbeiten 
1515 Juni 20: Ablaßverleihung von 12 Kardinälen für die 

Besucher der St.-Annen-Kirche'^H; 
1515 Juni 23: Vereinbarung zwischen dem Augustinerkloster 

Windsheim und dem Lübecker Rat wegen der Rechte 
und Pflichten des letzteren gegenüber dem neuen St.- 
Annen-Kloster""). 

S. 178-184, 189, 190. 
>«) S. 184 f., 189 f. 
»«) S. 18S, 190. 
"») S. 183, Anm. 56. 
^«) S. 191 f. nebst Anm. 94 und 95. 

S. 193. 
»°«) S. 174, Anm. 2. 
^°«) S. 201 f. nebst Anm. 149. 

S. 174. 
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Do5 Lübecker Gcaugewerbe bi5 

suc Nusbebung der Gcaueczunst 1865. 

Von Hian5 NIbrerkt. 

(Fortsetzung und Schluß.) 

Nbt. !. Kap. 5. Organisation der Dunst. 

s1 Brauerälteste, Deputierte, Sootherren. 

In ihrer Bittschrift um feste korporative Organisation 
(zwischen 1363 und 1388) bitten die Brauer: „dat we wolde 
hebben veer hovetlude, also de Kopmann bi der Travene und 
de wantsnidere, wat uns use hovetlude segheden, dat we dat 
Helden na der tyd". 

1388 erhielten sie, um ihre inneren Slngelegenheiten selbst 
regeln zu können, die erbetene Behörde. In den Händen dieser 
4 Älterleute lag nunmehr die Leitung des gesamten Brau- 
werks"'). Sie hatten darauf zu sehen, daß der Braubetrieb 
ordnungsgemäß gehandhabt wurde. Sie visitterten die Brau- 
häuser, prüften das Malz auf seine Güte hin und beauffichttgten 
auch sonst den ganzen Bettieb. In ihrer Hand lag die Preis- 
setzung des Bieres. Im 16. Jahrhundert waren sie^d») die 
regelnde Korneinkaufsbehörde der Brauer, ja sie gewannen 
neben den Kornherren eine gewisse Mitaufficht über den ganzen 
Kornhandel, die sie allerdings im 17. Jahrhundert wieder 
verloren ^b»). 

"') „so scholen se ere bruwent holden na segghende der veer olderlude 
van hete weghene des rades". 

"h Rotbrauer- und Weißbrauerälteste. 
Hansen, S. 79. 
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Gemäß ihrer freien kaufmännischen Organifatton stand den 
Brauern das Recht zu, ihre Älterleute selbst zu wählen 

Aber wie in so vielen anderen Punkten wurde ihre Auto- 
nomie im 16. Jahrhundert auch in diesem beschnitten. 1354 
hatten die Rotbrauer nur noch das Präsentationsrecht. Die 
fteie Wahl hatte der Rat in seine Hand genommen. Ja, den 
Weißbrauern gestand er nicht einmal dies Recht zu. Auch hier 
zeigt sich ihre weit größere Bevormundung durch den Rat. 
Jedes Jahr ersetzten die Akziseherren den ällesten ihrer 4 Äller- 
leute durch einen anderen. Bei ihnen hatten die Ällerleute vor 
allem für die richttge Verteilung der Orloffe zu sorgen. 

Die Rotbrauerältesten teillen ihre Befugnisse seit 1554 mit 
einer neuen Behörde, den Sootherren. Die Brauer hatten ihre 
eigenen WasserLnste^°'), zu deren Beaufsichttgung sie aus ihrer 
Mitte acht Verwaller erwählten, eben diese Sootherren'"-). 

Brauerordnung von 1416. Me Jahre gehen zwei ab und werden 
durch neue ersetzt. 

'") Die eine lag vor dem Hüxtertor, wahrscheinlich schon 1291 angelegt. 
Ansangs wurde das Wasser in einer hölzernen Säule emporgetrieben. 1541 
legten die Brauer den viereckigen Turm an. Ein großes unterschlächtiges 
Rad brachte das Wasser vermittels eines doppelten Druckwerks in zwei Röhren 
49 Fuß hoch in das im Turme befindliche 410 Kubiksuß haltende Bassin. 
Bon hier aus fiel es in einer Röhre in die Hüxstraße, den südlichen Teil der 
Königsttaße, Mühlenstraße, einen Teil der St.-Annen-Sttaße, Fegeseuer, 
Psaffenstraße, Parade, Pserdemarkt, Ägidiensttaße, Wahmstraße, Krähenstraße. 
Die Leitung, die aus Holzröhren (später zum Teil aus Eisenröhren) bestand, 
war 3160 m lang. — Die zweite war die vor dem Burgtore, 1302 erbaut. Es 
war kein Druckwerk, sondern das Wasser floß durch Röhren, die niedriger 
als der gewöhnliche Wasserstand der Wakenitz lagen. Die Röhren gingen 
durch den Brauerkunsthos, längs der Marstallmauer und Trave bis zur kleinen 
Aüensähre, durch die große Allesähre, Engelswisch, mittlere Engelsgrube, 
Schwönkenquerstraße, mittlere Fischergrube, kleine Schmiedesttaße, Ellerbrook 
und den größten Teil der Beckergrube bis zur Trave. Die Länge des 
Röhrensystems betrug ca. 1840 m. — Ferner gingen Röhren aus der Wakenitz 
in die Große Gröpelgrube, den Weiten Lohberg, zwischen dem Weiten Lohberg 
und der Glockengießersttaße bis zum Langen Lohberg und in die Glocken- 
gießersttaße (Behrens, S. 254, Brehmer, Ztschr. s. lüb. Gesch.V, 262 sf., und 
Rehder, Die Gewässer im Niederschlagsgebiet der Trave). 1866 wurden die 
Brauerwasserkünste an die Stadtwasserkunst angeschlossen. 

'«) Je vier sür eine Itunst. Ihre Stellung war lebenslänglich. Starb 
einer der Sootherren, so schlugen sie selbst einige geeignete Personen den 
Bürgermeistern vor, die dann die Neuwahl trasen. Sie rekrutierten sich so- 
wohl aus den Rot- wie aus den Weißbrauern. 
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Sie werden sich wahrscheinlich allmählich in die Zunstver- 
waltung eingedrängt haben, bis sie schließlich zu einer beherrschen- 
den Stellung gelangten. Sie hatten dem Rat die acht Personen 
zur Neuwahl der Ällerleute vorzuschlagen"') und empfingen 
von den abttetenden Attesten die Abrechnung über die verflossene 
Amtszeit. 

Im übrigen führten sie das Regiment im Brauwerk ge- 
meinsam mit den Ätterleuten. In Zunftstreitsachen waren beide 
die schlichtende Instanz, während ihnen bei Rechts- und Wette- 
sachen die Entscheidung nicht zustand. Anttäge betteffs des 
Brauwerks hatten zwei Sootherren und zwei Atteste an die 
Bürgermeister zu überbringen. Sie berieten zusammen über 
Zunstangelegenheiten und beriefen, allerdings nur mit Wissen 
und Willen der Bürgermeister, die Zunftmitglieder zur Ver- 
sammlung. Auch in Sachen der Brauer^echte hatten sie die 
Aufrechterhaltung der Ordnung in Händen. 

Das blieb so bis in die Mtte des 17. Jahrhunderts. Daß 
die Alterleute diese Nebeninstanz lästtg empfanden und Ver- 
suche gemacht haben werden, sie wieder zu beseitigen, ist sicher. 
1669 glückte es ihnen, sich ihrer zu entledigen. Die Soocherren 
wurden aus der Direktton des Brauwerks ausgeschaltet und 
auf die Verwaltung der Wasserkünste beschräntt. 

Als 1669 für die vereinigte Brauerzunst das Reihebrauen 
wieder angeordnet wurde, scheiterte die Durchführung an der 
Lässigkeit der Alterleute. Sie hatten allmählich das Präsentatton s- 
recht mit in ihre Hände gebracht und wußten die Sootherren zu 
veranlassen, nur solche Leute zur Neuwahl vorzuschlagen, die 
ihnen genehm waren, bis 1669 das Voi^chlagsrecht ganz in 
ihre Hände überging. So bildeten sie, da immer nur Gleich- 
gesinnte in die Altermannschast kamen, allmählich eine besondere 
Clique mit festen Prinzipien, die sich zwar die Verfügung über 
die Zunftgelder anmaßten, im übrigen aber sich um den Gang 
des Brauwerks nicht kümmerten, teils auch nichts davon ver- 
standen. Die Folge war eine Willkürherrschast einiger weniger 

"') Die Präsentation fand statt am ersten Richttage nach heilige 3 Könige. 
'") Dekret vom 30. Juli 1669. Daß sie sich nicht einfach fügten, ist 

selbstverständlich, so daß es weiterer Einschärfungen seitens des Rats bedurfte, 
um sie nachgiebig zu machen (9. September 1673; 1686 ; 3. Februar 1703). 
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reicher Brauer"^) und eine Verarmung des größten Teils der 
übrigen, bis sich diese 1672 auftassten und den Rat um eine 
Kontrollbehörde baten, welche die Durchführung der Reihe- 
ordnung in die ^and nehmen soLe. 

So wurden damit trotz heftigen Widerstrebens der Äller- 
leute 7 Brauer vom Rat beauftragt, die sogenannten 7 Depu- 
tierten, die in allen Sachen der Zunftverwaltung den Attesten 
als Kontrollbehörde zur Seite gegeben wurden. 

Mit der Vereinigung der Rot- und Weißbrauer war die 
Zahl der Ätterleute auf 6 erniedrigt worden, von denen jähr- 
lich 2 abgingen"*). 

In allen Dingen arbeiteten jetzt die Ätterleute und Depu- 
tierten gemeinsam. Alle Woche zweimal schritten sie zur Beratung 
von Zunftangelegenheiten und zur Durchsicht der Mühlen- und 
Fischergrubenturmbücher"'). Sie vermittetten zwischen Zunft 

und Rat, schlichteten zusammen Zunftstreittgkeiten"*), beriefen, 
wenn es nöttg, die Zunftversammlungen und sorgten für richttge 
Ausgabe der Orloffe. Zur Probe wie zur Nachprobe wurden 
jetzt außer den Ätterleuten auch die Deputterten herangezogen. 
Die Visitationen der Brauhäuser wurden in die Hand allein 
der Deputierten gelegt"»). Allerdings kostete es lange, schwere 
Kämpfe, ehe sich die Ätterleute diesen Bestimmungen fügten. 
Die Klagen der Deputterten»") über die Ätterleute hörten nicht 
auf, und erst verschiedene Machtsprüche des Rats brachten all- 
mählich Ordnung in das Verhältnis. 

b) Brauerknechte, Schopenbrauer. 
Die Arbeitskräfte, die die Brauer bei ihrem Betrieb ver- 

wandten, waren die Brauerknechte, Unbemittelte, die ihren 

Zu denen auch die Ältesten gehörten. 
r°») Atteste und Deputierte präsentieren dem Rat je 4, der daraus 

2 erwählt. Ein Versuch der Brauer (1701), das Dorschlagsrecht der Ältesten 
für die Zunft zu erlangen, scheiterte. Ebenso ging das gleichzeitige Ersuchen, 
das Amt der Ätterleute lebenslänglich zu machen, nicht durch. 

S. Abt. III. Bierbesteuerung. 
Wenn sie nichts erreichen können, so greifen die Atziseherren ein 

als Oberrichter. ^ 
-») Allerdings erst, nachdem sie die Zustimmung des wortfuhrenden 

Ällesten eingeholt hatten, dursten sie sie vollziehen. 
1674, 1675, 1676, 1696, 1701, 1725, 1749. 
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Lebensunterhalt suchten oder sich das Geld erarbeiten wollten, 
um später selbst Brauer werden zu können. Sie unterschieden 
sich wesentlich von den Handwerksgesellen. Während die 
Lehrlings- und Gesellenzeit sür den Handwerker die Schule 
war, durch die jeder hindurch mußte, war der Dienst als Brauer- 
knecht ganz etwas anderes. Da den Brauern kein Lehrgang 
vorgeschrieben war, sehlte den Knechten das seste Ziel der 
Meisterschaft. Sie waren nur Arbeitspersonen und durch eine 
scharfe Linie von ihrem Brauherrn getrennt, zu dem sie aus 
obigen Gründen nie in dem Verhältnis stehen konnten wie 
Handwerksmeister und Geselle. 

Seitdem im 16. Jahrhundert für Nichtbürgersöhne eine 
bestiinmte Dienstzeit als Knecht vorgeschrieben war, ehe sie 
Brauer werden konnten, rekrutierten sich die Arbeitskräfte, die 
der Brauer für seinen Betrieb nöttg hatte, wohl vorwiegend 
aus diesen Elementen. 

Die erste Besttmmung über die Brauerknechte enthüll die 
Ordnung von 1462, eine scharfe Verfügung gegen Ungehorsam 
ihrem Herrn gegenüber'"). Dem Knecht stand anderseits frei, 
sich mit Beschwerden über seinen Herrn an die Älterleute und 
Sootherren zu wenden'"). Der neueintretende Knecht wird 
wahrscheinlich so lange bei seinem Brauer geblieben sein, bis er 
das Brauwerk erlernt hatte. Dann suchte er sich zu vermieten, 
wo sich ihm die besten Bedingungen boten'"). Vermietete sich 
ein Knecht, der nichts vom Brauwerk verstand, so daß dem 
Herrn Schaden erwuchs, so verlor er seinen Lohn und hatte 
für den Schaden aufzukommen, außerdem verlor er für ein 
Jahr die Berechtigung, beim Lübecker Brauwerk zu dienen'"). 
Außer der Zeit durste der Knecht seinen Dienst nicht verlassen. 

»") Wenn ein Knecht seinem Herrn nicht zu willen ist, so soll dieser ihn 
entlohnen und der Knecht für ein Jahr aus dem Lübecker Brauwerk aus- 
geschlossen werden. 

Itnechteordnung 1554, 1665, 1712 u. a. Älterleute und Soot- 
herren haben bei gerechten Beschwerden den Brauer zurechtzuweisen. Können 
sie kein Gehör erlangen, so sind die zweite Instanz die beiden Akziseherren, 
die dritte, im Falle auch sie nichts erreichen können, der Rat. 

Der Lohn wird zwischen Brauer und Knecht abgemacht, ebenso die 
Mietezeit. 

1554. 1614 und 1724 wird er ganz aus dem Brauwerk ausgewiesen. 
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Tat er das doch, so mußte er seinem Herrn für die festgesetzte 
Mietezeit den abgemachten Lohn zahlen'"). Er wohnte im 
Hause des Brauers. Keine Nacht durste er ohne Erlaubnis 
seines Herrn außer dem Hause zubringen. Seine Aufgabe 
war, das Brauhaus in Ordnung zu halten, die Kufen und 
Pfannen zu reinigen, die leeren Tonnen einzuholen, zu mälzen 
und zu brauen. Er bekam vom Brauer den abgemachten Lohn, 
dazu Hemden und Schuhe, außerdem erhielt er von jedem Sei 
die erfte Tonne und eine Tonne Untersei'"). 

über die Knechte wurde Buch geführt bei den Älterleuten. - 
Bevor sie sich bei einem Brauer verdangen, mußten beide sich 
bei den Ältesten anmelden'"). 

Im 17. Jahrhundert wurde die Organisation der Knechte 
etwas handwerksmäßiger. Man unterschied jetzt zwischen Lehr- 
(später auch Iungknechte genannt) und Meisterknechten (später 
Lohnknechten). 2, später 3 Lehrjahre wurden dem jungen 
Knecht vorgeschrieben, ehe er Meisterknecht werden konnte. 
Nach 7, später 10 Jahren hatte er sich die Berechttgung 
erdient, Brauer zu werden. 

Als Lohn'^') erhiell der Lehrknecht jedes Jahr 2 Rtl., 2 Paar 
Schuhe, 2 Hemden und 2 Schurztücher. Dazu von jedem Sei 

im ersten Jahr .... 2 Tonnen, 
im zweiten Jahr ... 4 Tonnen, 
im dritten Jahr .... 6 Tonnen'"). 

Zu Weihnachten erhiell er 
im ersten Jahr .... 1 Rtl. 
im zweiten Jahr . . . 1'/» Rtl. 
im dritten Jahr .... 2 Ml. 

Der Meisterknecht erhielt jährlich 4 RÜ., 2 Paar Schuhe, 
2 Hemden, 2 Schurztücher und die halbe Sei von jedem 
Brau"°); zu Weihnachten: 

'») 1554 und 1614. 
»") 1SS4 und 1614. 

1614 und 1724. 
Knechteordnung 1665, 1712, 1724. 
1712 wurde dieser Anspruch in Geld bezahlt: für den Brau im 

ersten Jahr 1 im zweiten Jahr 1'/» K, im dritten Jahr 2 Ebenso 
1724. Der übrige Satz blieb derselbe. 

1712: für den Brau 4—5 Ebenso 1724. 
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im ersten Jahr .... 2 Rtl. 
im zweiten Jahr .... 3 Rtl. 
im dritten u. ff. Jahren . 4 Rll. 

Bevor der Lehrknecht Meisterknecht werden konnte, wurde 
er von den Westen einer Prüsung unterzogen, ob seine 
Leistungen den Ansorderungen entsprachen Die 3 Lehr- 
jahre mußte der Knecht bei einem Brauer abdienen. Wenn 
dieser ihn nicht behallen wolüe, aber nichts Nachteiliges über 
ihn vorbringen konnte, so hatte er für anderweittge Unterkunst 
desselben zu sorgen. 

Sind so einige Anklänge an handwerkliche Organisatton 
vorhanden, so waren die Brauerknechte im Grunde doch ganz 
etwas anderes als ein chandwerksgestlle. Einrichtungen wie 
Wanderjahre, Mutjahre, Meisterstück hat es bei ihnen nie ge- 
geben. 

Im Anfang des 18. Jahrhunderts bildeten die Brauer- 
knechte eine besondere Brüderschaft in der Burgkirche. Sie 
unterhietten den halben Chor, 2 Epithaphien, 2 große Fenster- 
leuchten, 2 Messingleuchter und die Lichter dazu. Außerdem 
hatten sie ihr eigenes Gestühl'"). 1714 erhiellen sie ein eigenes 
Erbbegräbnis in der Burgkirche unter ihrem Gestühl in der 
Kapelle'"). 

Ihre Hauptveranstaltung war eine ziemlich rohe Feier, die 
sie um Pfingsten abhielten, die sog. „Höge""H. Mit Pfeifen und 
Trommeln rückten sie aus zum Vogelschießen. Drei Tage dauerte 
das Fest. Wenn sie dann ihren König nach Hause brachten, war 
ihnen streng verboten, ihn weiter als bis zum Tore zu begleiten. 
Dort sollten sie Abschied nehmen und jeder für sich nach Hause 
gehen "^), da es öster in der Stadt zu Ausschreitungen ge- 
kommen war, wenn sie alle mit ihrem König bis vor dessen 
Haus zogen. Man sah diese Feier anscheinend nicht sehr gern, 

"') 1676. Später genügte es, wenn der Brauer ihm das Befähigungs- 
zeugnis gab. 

1782 hatte jeder neu einttetende Knecht dafür 12 F Beittag zu zahlen 
Später ift einiges wieder aufgegeben worden, da fie bei immer 

«einer werdender Zahl nicht mehr alles bezahlen konnten. 
"') Drei Wochen vor Pfingften hatten fie die Älterleute um Erlaubnis 

zu bitten. 
"') 1S8S, 1724. 
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weil sie oft in Roheiten ausartetebis man sie ihnen 1740 
ganz untersagte. 

Selbstverständlich wurde nur ein kleiner Teil der Brauer- 
knechte wirklich Brauer. Es gehörte doch ein zu großes Kapital 
zum Kauf oder zur Miete eines Brauhauses und UnterhalMng ^ 
eines rentablen Betriebs. Schon früh wurde der Dienst als Knecht 
die Vorstufe für einen anderen Lebensberuf. Da die Brauer 
selbst beim Braubetrieb nur die Leitung hatten, selbst nicht mit- 
arbeiteten, auch oft nichts vom Brauen und Mälzen verstanden, 
so brauchten sie gelernte Arbeiter, die das für sie besorgten, da 
sich nicht jeder Brauer genügend Knechte halten konnte. Die ein- 
zigen, die vorgebildet waren, waren die Brauerknechte. So 
wurde allmählich der größte Teil von ihnen zu Lohnarbeitern, die 
für den Brauer das Mälzen und Brauen besorgten"'). Man 
nannte sie „Schopenbrauer""«). Wann sich im 16. Jahrhundert 
der Knecht als Schopenbrauer niederlassen durste, ist nicht festzu- 
stellen. Später war die dreijährige Lehrzeit als Knecht vor- 
geschrieben. Während die Brauerknechte ständig im Hause des 
Brauers wohnten und von ihm unterhalten wurden, gehörten 
die Schopenbrauer nicht zum Haushalte des Brauers. Er kam 
für den einzelnen Brau und wurde dafür bezahtt. Anfangs 
zogen die Brauer auch einfache Tagelöhner zum Braubetrieb 
heran. Trotzdem es ihnen 1676"^) verboten wurde, riß der 
alte Gebrauch wieder ein, bis die Schopenbrauer Ende des 
18. Jahrhunderts gegen die Verwendung ungelernter Arbeiter 
(„Winker" genannt) energisch Protest erhoben""). Im großen 
und ganzen aber rekrutierten sie sich aus den Brauerknechten, 

1730 wurde ihnen die bisherige Gewohnheit des Baumbindens, 
einer rohen Hänselung von Genossen, bei hoher Strase verboten. 

Zum Teil gingen sie auch zu den Bierspundern über. 
Um die Mitte des 16. Jahrhunderts finde ich die erste Erwähnung. 

Genannt wurden sie nach der Schöpskelle, dem „Schopen". 
Die Brauordnung von 1676 schreibt den Brauern ausdrücklich vor, 

keinen in Dienst zu nehmen, der außer dem Brauwerk gearbeitet hat. 
"°) 1770 und 1796. 1796 wurde ein Vergleich getroffen. Ein Brauer, 

der selbst braut, darf sich einen Arbeitsmann als Hilfe nehmen, der aber nur 
bei diesem einen Brauer arbeiten darf. Nach drei Jahren kann dieser als 
Schopenbrauer zugelassen werden. 
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von denen im 18. und 19. Jahrhundert fast keiner mehr Brauer 
wurde"'). 

Sie waren organisiert und hatten ihre Ältesten. Sie 
bildeten eine geschlossene Brüderschaft mit eigener Sterbekasse "'h, 
der beizutreten Zwang war""). Der ganze Braubetrieb ruhte 
schließlich in ihren Händen; sie wurden die selbständigen Brau- 
leiter, die selbst wieder mit Untergebenen arbeiteten. Sie hatten 
im allgemeinen ihre festen Brauhäuser. Mehr als 4, in jedem 
Quartter eins, wurden jedoch dem einzelnen nicht zugestanden, 
bis ihnen 1836 im ganzen 5 erlaubt wurden "H. Die Zahl der 
Schopenbrauer belief sich 1770 auf 41, 1796 auf 43, 1821 auf 
38, 1823 auf 46, 1827 auf 48, 1829 auf 33, 1836 auf 31, 
1845 auf 21. 

c) Interna der Zunft. 
Das wichttgste Organ des Innenbetriebes der Zunft war 

die Zunftversammlung. Hier wurden die einzelnen Zunftftagen 
erörtert. In gemeinsamer Beratung wurden hier die Entwürfe 
der Brauordnungen festgelegt und nach Bedürfnis der Zeit 
regelnde Vorschriften gettoffen. Anfangs durften sie nur mit 
besonderer Genehmigung des Bürgermeisters stattfinden, später 
stellte man die Einberufung der Zunftgenossen zur Versammlung 
dem Ermessen der Ältesten anheim. Zur Abstimmung war die 

1770 gab es noch 15 Knechte, 1796 noch 7 Knechte, 1836 noch 4 
Knechte, 1845 noch 3 Iknechte. 

9. September 1797. Mr jedes Quartal belief sich der Beitrag auf 8F 
für einen Schopenbrauer und seine Frau. Außerdem wurde ein außer- 
ordentlicher Beitrag von 4 / für die Person erhoben für jeden Sterbefall. 
Dafür erhielten sie 30 Mark zu ihrem Begräbnis. 

'") Ebenso, waren in Kolberg die Schopenbrauer zu einem besonderen 
Amt vereinigt Sie finden sich unter diesem Namen in fast allen Städten 
Norddeutschlands (Bing, S. 276). 

"0 Beschluß vom 17. Mai 1836. Ein Schopenbrauer, der weniger als 
4 Brauhäuser hat, darf in dem Quartier, in dem er keins hat, einem anderen 
mit Vorwifien des Brauers Hilfe leisten. Wenn ein Brauer selbst braut und 
einen Schopenbrauer zur Hilfe nimmt, so hat er ihn für voll zu bezahlen. 
Wird ein Schopenbrauer krank, so hat er für geeignete Vertretung zu sorgen; 
er selbst erhält die Hälfte des Lohnes. Der Lohn der Schopenbrauer ist nicht 
genau festzustellen. 1562 erhielten sie 8F (inkl. Kost) für den Weißbrau; 1624 
4 Mark für den Weißbrau. Im 19. Jahrhundert erhielten sie 25—27 Mark 
für jedes Zeichen. 
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Zunft seit dem 17. Jahrhundert"'^) in 7 Klassen geteilt, die je 
eine Stimme abgaben. Die Ältesten sührten den Vorsitz; der 
wortführende Ältermann hatte die Leitung in Händen. Sämt- 
liche Zunstmitglieder waren verpflichtet, an den Versammlungen 
teilzunehmen. Entbunden waren nur abgediente Ätterleute, die 
Sootherren und Zunstmitglieder über 60 Jahre. Doch stand 
es jedem Zunftbruder ftei, seine Verpslichtung durch eine jähr- 
liche besonders vereinbarte Abgabe an die Zunfttasse abzulösen. 

Die Versammlungen fanden im Zunfthause"°) statt. 

Um einen Vrauer für größere Zunftvergehen brandmarken 
zu können, war im Hause ein schwarzes Brett aufgehängt, auf 
dem der Name desselben zur allgemeinen Kenntnis aufgezeich- 
net wurde. 

Die Verwaltung der verschiedenen Einnahmen der Zunft, 
vor allem des Geldes, das ein neu eintretender Bruder zu be- 
zahlen hatte, der Sttafgelder und sonsttger Einnahmen, lag 
in den Händen der Ältesten. Da sich diese aber allmählich die 
eigenmächtige Verfügung über diese Zunftgelder anmaßten, sie 
direkt für sich beanspruchten und sie in Gastereien verschwende- 
ten, so wurde auf dringende Bitten der Brauer 1673 eine 
Zunfttasse gegründet, in die sämtliche Zunfteinnahmen fließen 
sollten. Die bisherigen Gastereien bei Einführung neuer Brüder 
oder Ältester auf Kosten der Zunft wurden verboten und die 
Verwaltung der Zunftkasse jetzt außer in die Hand von drei 
Ältesten auch in die von drei Deputterten gelegt, von denen 
jede Partei einen besonderen Schlüssel erhielt "^). 

1619 wurde von der Zunft eine zweite wichtige Einrichtung 
gettoffen. Da durch das Darren des Korns dem Brauhause 
stete Feuersgefahr drohte, so gründete man in diesem Jahre 
eine Brandgilde. Brannte ein Brauhaus ab, so war jeder 

Ob die Einrichtung weiter zurückreicht, ist nicht zu erkennen. 
Das Zunfthaus der Rotbrauer befand sich in der Beckergrube. 

(Eine ausführliche Schilderung s. M. f. L. G. 3, S. 30.) Das Zunfthaus der 
Weihbrauer lag in der Breiten Straße. Mit der Vereinigung der Rot- und 
Weißbrauer wurde das Rotbrauerzunfthaus von der ganzen Zunft übernommen. 

Sie verwalteten die Kasse, hatten die Buchführung und Verwaltung 
des Zunfteigentums. SO Reichstaler durften sie jährlich für ihre Mühwaltung. 
verbrauchen. Alle Jahre wechselten die Verwalter. 
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Brauer verpflichtet, 20 Mark zum Wiederaufbau des Hauses 
beizusteuern. Bei kleineren Bränden wurde der Schaden taxiert 
und durch Repartition gedeckt. 

Am 14. April 1767 wurde dieser einmalige Beitrag durch 
einen laufenden ersetzt''"). Im Falle eines Brandes zahlt die 
Brandkasse für ein total abgebranntes Brauhaus 7000 Mark, 
für einen lleineren Schaden den Taxattonswert. Wenn sich in 
der Kasse 25000 Mark angesammell haben, so können die 
übrigen eingehenden Gelder bis zu 10—12000 Mark als letzte 
Hypothek, falls diese einem Zunftmitglied geMndigt wird, für 
ein Brauhaus verwandt werden. 

Da aber ein Brauhaus mehr wert war als 7000 Mark, 
so bot diese Versicherung nicht genügende Sicherheit, so daß sich 
die Brauer für den Rest an andere Versicherungen, besonders 
ausländische, wenden mußten. 

Um dieser Unzulänglichkeit abzuhelfen, wurde 1806 die 
„Lübecker Brauer Feuerversicherungsgesellschast" gegründet. 
Jedes Brauhaus wird durch beeidigte Taxatoren auf seinen 
Wert geschätzt, um so die Versicherungssumme für jedes Haus 
zu bestimmen. Diese Versicherung war Zwangsversicherung, 
doch stand dem Brauer auch frei, nur einen Teil seines Hauses 
zu versichern, über den Taxationswert und unter der allen 
Versicherungssumme von 7000 Mark wurde jedoch keine Ver- 
sicherung angenommen. Jährlich hatte der Brauer eine Prämie 
von 1 Mark Courant pro Mille zu zahlen. Seebrauer, Essig- 
brauer und Mälzer hatten außerdem wegen erhöhter Feuers- 
gefahr, da sie öfter brauten als die Stadtbrauer, für jedes 
Zeichen, das sie außer der Reiheordnung brauten, 1 Mark 8 fl, 
für jede Last Kaufmalz 8 st nachzuzahlen. Nichtbezahlle Prämien 
konnten zwangsweise eingetrieben werden. Die Verwaltung der 
Versicherung lag in den Händen von 3 Ältesten und 2 Deputterten. 

Eine dritte Einrichtung, an der die ganze Zunft geschlossen 
teilnahm, war das jährlich stattfindende Schützenfest. Es gab 

Für jedes Stadt-, See-, Essig-, Märzbier-, Schaffer- und Königs- 
zeichen und von jeder Last Kausmalz, die für ein Nichtzunftmitglied ver- 
mälzt wurde, je eine Mark. Bon einer Last Kaufmalz auf eigene Rech- 
nung 4 
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in Lübeck zwei Schützenhöfe, einen der Kaufleute und einen der 
Ämter. Urfprünglich veranftalteten die Brauer ihr Fest auf 
dem Ämterschützenhofe, bis sie Ende des 17. Jahrhunderts 
einen eigenen Schützenhof erhielten "b). 

Das Vogelschießen war eine wichtige Veranstaltung. Um 
Pfingsten fand es statt. An einem Sonnabend wurde die 
Vogelstange aufgerichtet. Am Montag darauf war die Aus- 
fahrt des vorjährigen Schützenkönigs zum Schießplatz mit nach- 
folgender Tafel'^o). Dann folgte das Schießen. Der König 
hatte den ersten Schuß. Man schoß so lange, bis der Vogel 
heruntergeschossen war. Wem dies gelang, wurde Schützen- 
könig, der für seine Leistung nahmhafte Gewinne und Ver- 
günstigungen erhielt"^). 

Das ganze Fest dauerte oft 5—6 Tage. Später richtete 
man den Vogel, nachdem er herabgeschossen war, noch ver- 
schiedene Male wieder auf, so daß schließlich der Rat gegen 
zu langes Feiern einschreiten mußte"'). 

Auch die Knechte hatten ihr besonderes Vogelschießen, ihre 
schon erwähnte Höge. Anfangs dauerte es 2—3 Tage, später 
eine ganze Woche und mehr, so daß der Rat es schließlich 
untersagte. 

Im 19. Jahrhundert wurde auch das Brauervogelschießen 
nicht mehr abgehalten. 

Bei Krempelsdorf. 
Die drei jüngsten Brüder bedienen als Schaffer bei der Tafel, wo- 

für sie ein Extrazeichen im Jahr erhielten, das sogenannte Schafferzeichen. 
1766 erhielt er: 1. eine silberne Kanne von 80 Lot; 2. die Be- 

rechtigung, im Jahr ein Zeichen mehr verbrauen zu dürfen als die übrigen, 
das sogenannte Königszeichen: 3. Befreiung von allen Zunftlasten auf ein 
Jahr (ausgenommen Orloffs- und Ankaufsgelder): 4. Befreiung von sämt- 
lichen Stadtlasten, wie Schoß-, Wacht-, Graben- und Monatsgeld, Vieh- und 
Haushaltungsakzise. Dagegen hatte er zur Unterhaltung des Schützenhofes 
12 Mark zu zahlen, ferner eine gewisse Summe an die Wache beim Hinaus- 
und Hereinfahren am ersten Tage und ein Trinkgeld an den Brauerboten, 
der ihm die Kanne brachte. Aber auch diejenigen, die einen Teil des Vogels 
herunterschössen, erhietten Gewinne. 

'«) 29. April 1780, Dekret, daß der Haupwogel in 3 Tagen (vom Diens- 
tag ab gerechnet), der Nachvogel innerhalb 2 Tagen abgeschossen sein müsie. 
Weitere Nachvögel wurden verboten. 
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<kap. 6. Sierekpott, Malz- und sonstiger iisandel der Scauer. 

Mit Bier wurde im Mittelalter ein lebhafter Handel ge- 
trieben. Die nordischen Reiche und die Niederlande waren die 
Gebiete, in denen die Hansestädte, gestützt auf Privilegien, auf 
die Güte ihres Fabrikats und auf die mangelhaft entwickelte 
Brautechnik der Abnehmer, ihr Bier in großen Mengen ab- 
setzten Bier war als „ventegud" dem Stapelzwang nicht 

unterworfen und durfte auch an Nichthansen direkt verkauft 
werden"^). „Es lag den Städten weniger am Monopol des 
Bierhandels, als am Absatz von Bier überhaupt"'^)." An 
diesem Bierhandel waren vor allem die wendischen Ostseestädte 
beteiligt, unter ihnen auch Lübeck. Ihr Bier versorgte monopo- 
listisch den Norden"b). Bier und Malz waren neben Mehl die 
Haupteinfuhrartikel. „Der tägliche Schilling kam den Hansen 
aus dem nahen Norden, wo ihre Biere, Hopfen, Malz, Salz 
und Mehl eiftige Nachftage fanden"')." In den Niederlanden 
spieüe das „ostersche" Bier nur eine zweite Rolle. Hier domi- 
nierte anfangs das Bremer, dann das Hamburger Bier"^. 
Nur in den südlichen Gebieten, in Flandern, war der Absatz 
stärker "b). An diesem ganzen Bierhandel war Lübeck nicht 
unbeträchtlich beteiligt""). Allerdings spielte es nicht die Haupt- 
rolle. Berühmt war vor allem das Wismarer Bier. Das 
Lübecker Bier hat nie einen besonders großen Ruf gehabt, doch 

>") Der letzte Puntt trifft allerdings für die Niederlande nicht zu. 
Besonders in Holland und Flandern war schon früh eine blühende Brau- 
industrie erwachsen, die dem deutschen Bierhandel empfindliche Konkurrenz 
bereitete (Bing, S. 218—19). 

'") H.R. 6, S. S45, 559. 
'") Bing, S. 222. 

1577 waren von allem in Bergen eingeführten Bier 93,3 H aus 
den wendischen Ostseestädten (Bruns, S. XVI). 

'^') Dahlmann: Gesch. Dänemarks III, S. 132. 
„Van dem osterschen bere seggen de Holländer" usw.: „ock werde 

des am mynsten dar getrunken". H.R. (7 5, S. 43. 
Hier suchte man zeitweilig sogar das ostersche Bier gegen das 

Hamburger auszuspielen. 1371 wurde die Einfuhr fremden Biers verboten, 
außer von osterschem und englischem Bier. H.R. O 4, S. 163. 

'") ltber die Höhe des Bierexports s. Anhang. 
Ztschr. d. B. s. L. «. XVll. 2. 15 
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war sein Vertrieb nicht unbedeutend, ja in Norwegen vor- 
herrschend^^'). 

Dreyer"') schreibt: „Lübecker Dickbier ist früher stark nach 
Norden verführt worden, wo sich Könige, Fürsten und Cavalier 
bey einer Kanne Lübecker Dickbier recht etwas zu gute taten. 
Man nannte es da Traficisiam, Traveoel, Travelid." 

Einen Teil des Bieres nahmen die Kontore selbst ab. 
Allerdings dauerte es lange, ehe sie das Recht erhielten, eigene 
Krüge zu hallen"'). Als Handelsarttkel tritt das Lübecker Bier 
schon im Anfang des 13. Jahrhunderts auf. Lübecks ausge- 
dehnter Handel, seine Eigenschaft als Durchgangspunkt kamen 
auch dem Lübecker Braugewerbe zustatten. Bier gehörte zu 
den unentbehrlichen Artikeln der «^iffsproviantterung und 
Lübecker Schiffsbier wurde gern mttgenommen. 

1247—50 suchte König Hakon der We von Norwegen den 
Import Lübecker Biers zu hemmen"'), aber der Bierhandel 
nahm immer größeren Umfang an. Anfang des 14. Jahr- 
hunderts ist Bier Haupteinfuhrarttkel'"), ebenso auch in den 
beiden andern nordischen Reichen. 

»y 1577—78 betrug in Bergen die Einfuhr von Malz: 1416 Tonnen. 
Bier: 12 770 Tonnen. Daran waren die wendischen Ostseestädte beteiligt mit 
Malz: 1380 Tonnen — 97 Bier: 11910 Tonnen ^ 93,3 H der Gesamt- 
einfuhr. Davon hatte Lübeck eingeführt: Malz: 624 Tonnen — 44,1 
Bier: 5394 Tonnen — 42,2 H (Bruns, S. XVI). Merdings betrug nach 
Lübecker gleichzeitigen Angaben der Export nach Bergen 16 282 Tonnen 
(s. Anhang). Vielleicht bleibt der Prozentsatz doch bestehen, wahrscheinlich aber 
muß er erhöht werden. Bing schreibt S. 225: „zur Fahrt nach Skandinavien 
konnten die Hamburger des dort eingeführten Lübecker Biers nicht enttaten". 

L. V. S. 497. Schon Waldemars II. Skanör Lov erwähnt: Traffn 
sl (Schäfer, S. l.XXXI). 

"») 1203—09 schreiben die Lübecker betteffs Skanör und Falsterbo: 
„nullsm tsbernam vensicm tisbcmus in vitts, scci cerevisism cisre pos- 
sumus per smpkorss" (L.U.B. I, S. 20). Erst 1364 erhalten sie nebst den 
anderen Ostseestädten auf ihre ausdrückliche Forderung das Recht, auf ihrer 
Bitte 3 Krüge zu halten (H.R. 1, S. 337). 1368 erhalten sie von König 
Albert von Schweden unbeschränktes, abgabenfreies Krugrecht, das aber der 
Stralsunder Friede wieder auf 6 Krüge für die Bitte beschräntte (Schäfer, 
S. l.XXXll). L.U.B. l». 718; L.U.B. IV, 103,7. 

'") Abt. I. Kap. 1. 
'") 30. Juli 1316 heißt es in einem Edikt Hakons von Norwegen, 

„daß die deutschen Kaufleute nichts anderes einführen als Bier, Kramwaren 
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In Kopenhagen wurde Ende des 13. Jahrhunderts deutsches 
Bier so stark eingesührt, daß 1283 König Erich von Dänemark 
verbot, nach dem Pfingstfeste deutsches Bier einzusühren, zu 
verkausen und zu trinkenIm 14. Jahrhundert jedoch war 
Bier wieder Haupteinsuhrartikel. „Die Bierzufuhr war so zur 
Gewohnheit geworden, daß 1360, als die Sperre dorthin be- 
gann, Bier und Hopfen doch eingeführt werden dursten"')." 

Dieser einträgliche ungehinderte Handel konnte nur dauern, 
solange der Norden auf die Versorgung von auswärts ange- 
wiesen war. Die beginnende Emanzipation des Nordens setzte 
auch in diesem Punkte ein und suchte eine eigene leistungsfähige 
Brauindustrie zu schaffen und durch Einfuhrzölle das heimische 
Gewerbe vor der auswärtigen Konkurrenz zu schützen. 1466 
wurde in den drei Königreichen ein Zoll von 4 fl dänisch für 
die Tonne deuffchen Bieres eingeführt und gleichzeitig, um zu 
verhindern, daß der Kaufmann diese Mzise wieder auf den 
Konsumenten abwälzte, der Preis für die Tonne auf 18 sZ fest- 
gesetzt"«). Das war „ene grate belastinge" für den deuffchen 
Kaufmann"«). 

Dieser Zoll wurde allerdings auf Drängen der wendischen 
Städte anscheinend wieder aufgehoben oder doch wenigstens ge- 
mildert. Aber der Gang der Entwicklung war nicht mehr aufzu- 
hallen. 1512 wurde eine neue Akzise von 1 Mark für die Last 
auf Bier und Wein in Dänemark eingeführt""), „dat nicht tho 
wesende plach". Die energischen Bemühungen der Hansestädte, 
diese Zölle zu beseiügen, zeigen die Bedeutung des nordischen 

und andere Dinge, die unserem Lande wenig nützlich sind" (H.U.B. 2, 
S. 118). 1400 wurden in Bergen in 13 Schiffen 57 Last, 9 Tonnen Bier 
und 22 V, Last Malz eingesührt, die das Haupttontingent der Ladung bildeten 
(Bruns, S. Xl.III). 

"') Stieda, S. 48. 
'") Stieda, S. 48. 

Stieda, S. 50. Siehe das Schreiben des deuffchen Kausmannes in 
Malmö an die Alterleute der Schonensahrer in Lübeck (Stieda, S. 63). 

Es war wahrscheinlich eine Nachahmung oder Reaktion aus das 
Lübecker Psahlgeld, das eben vorher eingesührt war, und die über die neue 
Belastung erregten wendffchen Städte machten Lübeck dafür verantwortlich 
(H.R. 6 5, S. 572). 

"°) H.R. c 6, S. 436 und 464. 

15* 
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Bierhandels. Das einzige aber, was sie jetzt erreichten, war 
ein Versprechen des Dänenkönigs, die Bierakzise in einer Kom- 
mission von vier Dänen und vier Hansen zur Verhandlung zu 
bringen"'). Aber es blieb bei dem Versprechen und bei der 
Mzise. Beseitigungen für den Augenblick, wie 1520"'), waren 
nur ein Lockmittel, um die wendischen Städte zu gewinnen. 
In den Verhandlungen wegen der Bierakzise zu Kopenhagen, 
Malmö und Lübeck 1524 wurden die Wünsche der wendischen 
Städte endgültig abgelehnt"'). 

Allerdings ist die Abhängigkeit der nordischen Reiche im 
Anfang des 16. Jahrhunderts durchaus noch bestehend'"). 
Aber die heimische Brauindustrie erstarkte mehr und mehr. 

In Schweden ließ Gustav Wasa Hopfengärten anlegen 
und sorgte auch sonst dafür, sein Land von der hansischen Bier- 
versorgung unabhängig zu machen"'). Doch blieb fremdes 
Bier immer noch sein und der höheren Stände Lieblingsgetränk. 

Im Odenseer Rezeß wurde allen Deutschen der Verkauf 
und Ausschank von Bier in Schonen verboten'"). Mit dem 
hansischen Handel überhaupt ging auch der Bierhandel mehr und 
mehr zurück. Nur in Bergen hielt sich das alte Verhältnis länger. 

Im 16. und noch im 17. Jahrhundert ging ein großer Teil 
des Lübecker Exportbieres dorthin"^, und man achtete in Lübeck 
selbst darauf, diesen Handel zu erhallen, indem man das „Berger- 
bier" so wenig wie möglich mit heimischer Akzise belastete. 
Auch sonst war im 16. Jahrhundert die Bierausfuhr in Lübeck 
immerhin recht ansehnlich'"). Nicht nur nach dem Norden, 

Handelmann, S. 32; H.R. L 6, S. 460. 
13. Mai 1520 verpflichteten sich die wendischen Städte im Vergleich 

zu Segeberg, Schweden weder Hilfe noch Zufuhr zu leisten in dem von 
Christian II. geplanten Eroberungskriege, wofür dieser die Akzise beseitigte 
(Handelmann, S. 63). 

'") H.R. c 8, S. 720: 820. 
1522 bemühten sich die Schweden in Lübeck vor allem um die 

Lieferung von Bier und Mehl (H.R. L 8, S. 213; 372). 
"°) Handelmann, S. 153. Dalin, Gesch. Schwedens III, S, 88. 
"') Handelmann, S. 249. Lünig, Teutsches Reichsarchiv XI V, Teil II, S. 87. 
"') Im 16. Jahrhundert fast V» der gesamten Ausfuhr. 
'") S. Anhang. 1576 und 1577 überstieg der Export den Stadtkonsum 

um ein Bedeutendes. 1576 wurden 77 342'/» Tonnen, 1577 69 586 Tonnen 
exportiert. 
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sondern auch nach den Niederlanden wurden größere Mengen 
verschifft"^. Auch weiter ging das Lübecker Bier: nach 
Frankreich, Spanien, England, Preußen. 

Das meiste Bier, das westwärts ging, wird wohl Hamburg 
passiert haben, das im 16. Jahrhundert Schwierigkeiten hin- 
sichtlich der Durchfuhr machte, um von dem eigenen Bier die 
Konkurrenz in den Absatzgebieten fernzuhalten""), während es 
vorher den Bierhandel der Konkurrenten nicht gestört hatte. 
1566 wird die Ausfuhr Lübecker Biers aus Hamburg nur vom 
1. Mai bis Iakobi Apostoli (25. Juli) gestattet'"). Vor allem 
suchten die Hamburger die nächste Umgebung für ihr Bier zu 
reservieren. So klagten die Lübecker Brauer 1606 auf dem 
hansischen Konvent, daß Hamburg zwar den Export nach 
Spanien, Seeland, Holstein, Bremen, Schauenburg fteigebe, 
die Durchfuhr aber nach Dithmarschen, Harburg, Stade, Atten- 
lande, Buxtehude, Hadeln nicht gestatte"'). 

In Hamburg selbst wurde Lübecker Bier viel getrunken'"), 
auch zur Wiederausfuhr gekauft. Befonders die Hamburger 
Bergen- und Jslandfahrer konnten das Lübecker Rotbier 
nicht entbehren'"). Die Einfuhr Lübecker Biers wurde 
den Hamburgern zeitweilig unbequem, fo daß sie, wie z. B. 
1574, diefelbe ganz verboten'"), allerdings bald wieder ftei- 

1582 verNagten die Lübecker Kaufleute die Brauer auf 30lXX> ^ 
Schadenerfatz, da ihnen das Bier, das fie nach Weften (Amsterdam und Ant- 
werpen) gesandt hatten, schlecht geworden war. Wenn auch diese Summe 
vielleicht zu hoch gegriffen ist, so kann sie doch ein Bild von der Größe des 
Exports geben. 

1555 wurden einige Last Lübecker Biers auf Itzehoe geschasst, um 
weiter nach Westen verfahren zu werden, von den Hamburgern angehaUen 
und an der Weitersendung gehindert (Stieda, S. 56; Brauerakten, Dol. IX, 
Fasz. 3: s. auch Bing, S. 238). 

'") Brauwerk, Bol. IX. Dieselbe Politik traf auch die übrigen stemden 
Biere (Bing, S. 238). 

'") Brauwerk, Bol. IX. 
'") 1628 wurden 16Ü2 Tonnen Lübecker Biers in Hamburg importiert 

(Z. f. Hamb. G. 9, S. 353). 
'") Bing, S. 238. 
,7») KirchMg und Müller, S. 239. 
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gaben. Doch befolgte Hamburg gelegentlich auch später diese 
Prohibitivpolitik " 

Auch in dem benachbarten Sachsen - Lauenburg wurde 
Lübecker Bier gern getrunken"'). 

Im 17. Jahrhundert verschloß sich der Norden mehr und 
mehr der hansischen Einfuhr. Sein eigenes Brauwerk war 
stark genug geworden, um den heimischen Bedarf decken zu 
können. Durch Einfuhrverbote"^) oder immer höhere Zölle"^ 
schützte man es vor der auswärtigen Konkurrenz. 

Auch die Niederlande wußten durch gesteigerte Einfuhr- 
zölle allmählich sich der hansischen Biereinfuhr zu entledigen. 

Ende des 16., Anfang des 17. Jahrhunderts hatte die Ein- 
fuhr Lübecker Biers in den Niederlanden „dahin sie sonsten in 
vor Zaren hauffenweise geschiffet""°) wegen übermäßig hoher 
Abgaben stark abgenommen"'). 

1606 Nagten die Lübecker auf dem hansischen Konvent, daß ihr Bier 
in Hamburg, außer im Einbeckschen Keller, in Kompagnie-, Krug- und Wirts- 
häusern zu verzapfen nicht gestattet werde. Den Hamburger Bürgern, die 
Bier einlegen wollten, sei es zwar nicht verwehrt, aber es würden ihnen so 
viele umständliche Schwierigkeiten in den Weg gelegt, daß sie es lieber bleiben 
ließen (Brauwerk, Bol. IX). Dieselben Klagen kehren 1612 wieder. Die Lübecker 
Brauer baten den Rat, durch Verbot des Hamburger Biers in Lübeck einen 
Druck auf die Hamburger auszuüben, ein Berfahren, das 1574 mit Erfolg 
angewandt worden war. 

'") H. U.B. 10, Nr. 518. 
1604 war die Einfuhr Lübecker Biers in Schweden, Riga und 

anderen livländischen Städten nicht gestattet (v. Höveln, S. 124 ff.). 
'") 1613 klagten die Lübecker Stockholmfahrer über ihre Bedrückung 

in Schweden. Mr die Tonne hatten sie 3 Reichstaler Einfuhrzoll zu zahlen 
(Sievert, S. 267). In Dänemark war 1652 die Einfuhr Lübecker Biers ganz 
verboten (Brauwerk, Bol. 6), nachdem Christian IV. vorher immer höhere 
Zölle auf das Lübecker Bier gelegt hatte: 1620 für die Last S Reichstaler, 
1645 für die Last 18 Reichstaler, 1647 für die Last über 20 Reichstaler Zoll 
(Marquard, Lüb. Chronik II, S. 32). Auch in Bergen wurden die Zölle 
immer höher (Klagen der Bergenfahrer 19. März 1641. Bol. Zoll und Zulage). 

"°) o. Höveln, S. 124 ff. 1604. 
"') Doch nennt die „Ordonnantie van't Loon ooor de Schippers oarende 

op haer Beurten van Amsterdam op Hamborg ende van H. op. A" (27. April 
1613): Lübecker, Hamburger Bier und Mumme. Ebenso die „Ordonnantte 
van de Schuytevoerders deser Siede (Hartem und Amsterdam) op Uttecht 
ende van N. op dese Stadt varende" (1583 und 1598): Englffches, Lübecker, 
Bremer und Iopenbier (T'Boeck der Zee Rechten 1648, S. 132, Nr. 102). 
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Jedoch wurden trotz der großen Belastungen immerhin 
noch respettable Mengen Lübecker Biers in der ersten Halste 
des 17. Jahrhunderts versandt'"). 

Besonders scheint Danzig im 17. Jahrhundert viel Lübecker 
Bier abgenommen zu haben, obgleich auch hier am Ende des 
Jahrhunderts die Einsuhr zurückging'"). 

Nach der Vereinigung der beiden Brauerzünste wurde fast 
nur noch Bleichbier gebraut und versandt. Das mußte dem 
Export schaden. Das alte Rotseebier war kräftig eingebraut, 
das Bleichbier dünner und viel weniger haltbar. Die allen 
Absatzgebiete gingen allmählich ganz verloren. Außerdem wirkten 
die allgemeinen Ursachen, die das Brauwerk in Deutschland im 
17. und 18. Jahrhundert verkümmern ließen, natürlich auch auf 
den Bierhandel, so daß im 18. Jahrhundert der Versand 
Lübecker Biers ganz unbedeutend wurde und schließlich fast 
ganz aufhörte. 

Außer dem fertigen Bier versandten die Brauer ins Aus- 
land auch Rohstoffe, wie Malz und Hopfen, mll denen sie einen 

S. Anhang. 
1670 klagten die Böttcher, daß, während vorher jährlich 14—1500 

Last Bier nach Danzig gesandt worden wären, jetzt kaum eine Last dahin- 
ginge (Ämter, Vol. V, Fasz. 1). Damals hatte Danzig die Einsuhr Lübecker 
Biers verboten, eine Maßregel, die aus dringende Bitten des Lübecker Rats 
aber wieder ausgehoben wurde. Damals scheint Danzig das beste Absatzgebiet 
sür Lübecker Bier gewesen zu sein. Eine Verordnung vom 2. Dezember 
1676 nimmt in einem besonderen Arttkel auf den Danziger Bierhandel Mck- 
sicht: „Damit das Biercommercium nach Danzig beibehalten werden möge- 
so soll zwischen dem letzten Tage des April und dem Tage Bartholomäi 
nach Danzig kein Bier verschifft werden" (Brauwerk, Vol. III), nur im Winter, 
wo die Kälte die Haltbarkeit des Biers garantterte, war es erlaubt. Man 
führte sogar in den umliegenden Dörfern gebrautes Bier als „Lübecker Bier" 
in Danzig ein, bis die Danziger Brauer, die sich durch die Menge Lübecker 
Biers bedroht sahen, beim Danziger Rat die Forderung an Lübeck durch- 
setzten, daß jeder, der Lübecker Bier nach Danzig senden wolle, eine mit 
Lübecker Stadtsiegel versehene Zerttfikatton mit Angabe der Quantttät und 
mit der Beglaubigung, daß das Bier in der Stadt gebraut sei, vorweisen 
müsie (Schreiben des Danziger Rats 21. März 1687. Brauwerk, Vol. IX>. 
Der Lübecker Rat hielt dies für undurchführbar und empfahl den Danzigern, 
jeden Schiffer eidlich erhärten zu laffen, daß das Bier in Lübeck gebraut sei. 
Kaum aber hatte Danzig, um auf Lübeck einen Druck auszuüben, die Einfuhr 
Lübecker Biers verboten, als der Lübecker Rat sich beeiUe, seinem Wunsche 
nachzukommen (1693. Brauwerk, Vol. IX). 



224 

bedeutenden Handel trieben, bis sich im 17. Jahrhundert die 
Kaufleute und Mälzer, die sich hierdurch geschädigt sahen, und 
die das alleinige Handelsrecht beanspruchten, energisch gegen 
sie wandten. Das ResuÜat des Kampfes, der sich durch das 
ganze 17. bis ins 18. Jahrhundert hineinzog, war eine Nieder- 
lage der Kaufleute, die die Brauer im Besitz ihres Malz- und 
Hopfenhandels lassen mußten"H. 

Dieser Handel neben dem nicht unbeträchllichen Bierversand, 
den die Brauer wohl meist selbst auf eigenes Risiko übernahmen, 
wahrte ihren allen Charatter als „Commerzienwerk", auf den 
fie selbst sehr viel Wert legten. GleichzeMg führte er fie ganz 
natürlich auch zum Handel mit anderen Waren. Für den Er- 
lös des im Ausland verkauften Bieres kauften fie fogenannte 
„Retourwaren", die fie dann in Lübeck wieder verkauften, um 
so das Geld arbeiten zu lassen, teils auch der Not gehorchend, 
da sie selbst oft die Bezahlung für ihr Bier nur in Waren 
erhiellen. 

Der Handel mit Retourwaren wuchs schließlich zu einem 
ziemlich fteien Handelsbetriebe aus, zumal der Bierexport im 
17. Jahrhundert zurückging, und die Brauer ihre gewonnene 
kaufmännische Erfahrung dazu benutzen konnten, ihren Verdienst 
zu verbessern. Man Handelle mit Tabak, Wachs, Holz, Eisen, 
Kupfer, Blei, Amidam, Korn, Butter, Käse, Salz, Tran, Flachs, 

Hansen, S. 83 - 85. Die Berechttgung zum Hopfenhandel wurde ihnen 
zwar 165S genommen, doch hoben die Verordnungen des 18. Jahrhunderts 
(Reichshoftatsentscheid vom 10. Januar 1729 s. u.) auch dies Verbot auf, 
ohne diesen Artikel ausdrücklich zu nennen. Im 16. Jahrhundert wurde 
ihnen der Hopfenhandel nicht verwehrt. In der Hopfenordnung von 1569 
heißt es: „Und sollen die Wrackers nicht allein by den Hopfen, so up dem 
Kobarge verkofst wirdt, kamen, sondern ock up der koplude, Bruwer und 
höppener böhne, dar die hoppe affgemetten oder gepacket wird", woraus zu 
entnehmen ist, daß auch die Brauer Hopfenhandel getrieben haben. Auch als 
die Schonenfahrer sich 1654 dagegen wandten, stand der Rat nicht unbedingt 
auf feiten der Schonenfahrer. Die Wetteherren ließen den Brauern verlauten: 
„Sie möchten ihnen den Handel gerne gönnen, könnten aber nicht wegen 
vielen überlaufens durch die Schonenfahreräüesten, wollten aber mit ihnen 
reden" (Vol. Kaufmannschaft). Aber er mußte ihrem Drängen nachgeben. 
Der Erlaß vom 21. März 1656 verbot den Brauern den Hopfenhandel. 
Nur wenn soviel Hopfen auf dem Markt sei, daß die Kaufleute nicht alles 
brauchen könnten, dürften sie den Rest aufkaufen und damit handeln. 
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Hanf, Wein, Kramwaren, Spezereien, Fischen (besonders aus 
Bergen) u. a. nach Spanien, Frankreich, Riga, Ahlborg u. a.'"). 
Eine Reihe von Brauern waren Mitglieder, ja Älterleute ver- 
schiedener kaufmännischer Kollegien. 

Dagegen wandten sich die Schonenfahrer im Anfang des 
18. Jahrhunderts mit aller Energie, doch kamen auch sie nicht 
zum Ziel""). 

In den späteren Jahren gingen die Bestrebungen der 
Kaufleute schon weniger gegen den Handel der Brauer über- 
haupt, als besonders gegen kompliziertere Handelsformen, deren 
die Brauer sich jetzt auch bedienten, vor allem gegen den Kom- 
missionshandel Im September 1748 arbeitete eine Kommission 
einen Vergleich aus, den zwar die Brauer annahmen, die 
Schonenfahrer aber verwarfen. Obgleich so der Vergleich eine 
offizielle Gültigkeit nicht erlangte, auch später noch weitere Ent- 
würfe folgten, zeigt er doch den taffächlichen Besitzstand. Danach 
haben die Brauer freien Malzhandel in und außerhalb der 
Stadt im Klein- und Großverkauf. Handel mit Retour- und 
sonstigen Waren steht ihnen frei, doch sollen sie ihre Waren 
im großen an Lübecker Kaufleute verkaufen. Nur kompliziertere 
Handelsformen, wie Kommissionshandel, Reederei, Faktorei, 

Im 17. Jahrhundert wurden die Brauer oom Rat noch unterstützt. 
4. November 1687 dekretierte er, daß die Schonenfahrer den Brauern mit 
keinem Fug verbieten könnten, zu handeln. (Es handelte sich um eine Partie 
Tran). 21. Oktober 1648 wurde ihnen der Lederhandel zugestanden, 1684 der 
Tabakhandel, 22. Januar 1701 der Käsehandel, allerdings nur im Kleinverkauf 
(Mandatensammlung 9 und Handelskammerarchiv Vol. Schonenfahrer). 

Hansen, S. 85. In umfangreichen Druckschriften suchten beide 
Parteien ihre Rechte zu begründen (Remonstrationsschrist der Schonenfahrer 
und Gegenremonstration der Brauer 1704 und 1705; 1715 und 1716. 
Handelskammerarchiv Bol. Schonenfahrer). 10. Januar 1729 erfolgte der 
Reichshosratsbeschluh I „Daß der Stadt Magistrat die Brauerzunft bey dem 
hergebrachten Malzhandel kräftigst handhaben, auch es sanften wegen des 
freyen Handels sonderbahr mit den sogenannten Retourwaren in dem Stande, 
wie es vor denen letzteren kaiserlichen Verordnungen (Reichshofratsentscheid 
vom 24. Juli 1727. Hansen, S. 85) gewesen ack interim belassen solle." 
Der Prozeß ging jedoch weiter. Ein Versuch 1729, Schonenfahrer und 
Brauer gütlich zu einigen, zerschlug sich. 1733, 1739, 1748 loderte der Streit 
in alter Heftigkeit wieder auf. Aber in dem weiteren Prozeßgange ließ der 
Rat die Brauer bei ihrer Befugnis, so daß sich ihr Handel ungestört entfalten 
konnte. Freiere wirtschaftliche Ideen lenkten die Ratspolitik. 



226 

Wechselgeschäste, Affekuranzen und Manufakturen, werden ihnen 
verwehrt. 

In dieser Richtung bewegte sich auch in Zukunft die Politik 
des Rats den Brauern gegenüber. 

Ndt. ». Do5 Srauwesen außerkalb de5 §unftdetriede5. 

ßkap. I. Ligendrauen der igürger in Ltadt und Landwehr, 
in Lraoemünde und aus den «ämmereidörsern. 

Dem ursprünglichen hauswirtschaMchen Charakter der Bier- 
brauerei entsprechend, findet sich bis in die Neuzeit fast überall 
neben dem gewerblichen Betriebe die sogenannte Haus- 
brauerei"'). Während man das Brauen zum Verkauf dem 
Berufsbrauer reservierte, ließ man zunächst jedem eingesesse- 
nen Bürger das Recht, sich das Bier, das er für seinen eigenen 
Haushalt brauchte, selbst herzustellen"^, bis sich die gewerb- 
lichen Brauer diese Konkurrenz vom Halse zu schaffen suchten. 
Während aber in anderen Städten schon früh die Entwick- 
lung der gewerblichen Brauerei das Hausbrauen beseitigte oder 
wenigstens bedeutend einschränkte, dachte man in Lübeck, solange 
die Brauerzunft auswärts Absatz genug fand, nicht daran, das 
zu verwehren. Als dann aber im 17. Jahrhundert die Pro- 
duküon mehr und mehr auf dem städüschen Markt lastete, 
suchte man ihnen dies Recht zu nehmen, um den Absatz in der 
Stadt zu vergrößern. 

Merdings hatte man die Zahl der Berechtigten schon 
vorher eingeschränkt. Früh schied man die Handwerker aus, 
teils weil das Brauen nur in feuerfesten Steinhäusern vor- 
genommen werden durfte, die sich der Handwerker nicht leisten 
konnte, teils weil man das Hausbrauen allmählich als besonderes 
Privileg der Vornehmen, AÜeingesessenen ansah. In Riga 
untersagte man den Handwerkern das Eigenbrauen schon im 
Anfang des 15. Jahrhunderts "y, ebenso in Wismar, Hamburg, 

H.W.B. d. Stw. 2, S. 10. 
S. auch Grewe, S. 7. 

'") Livländ. U.B. 7, Nr. 666. Stieda, S. 54. 
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Bremen, Lüneburg, Stralsund, Kolberg während im Binnen- 
lande in der Regel j)andwerk und Brauwerk nicht getrennt 
wurden"^). Wann es in Lübeck geschah, kann ich nicht an- 
geben, sehr wahrscheinlich erst im 16. Jahrhundert; im 17. Jahr- 
hundert bestand das Verbot. 

Aus demselben Grunde wie die Handwerker waren auch 
verlehnte Leute vom Eigenbraurecht ausgeschlossen. Nur dem 
vornehmen, alteingesessenen kausmännischen Element gestand 
man es zu. 

Da es ein Recht nur der Stadtbürger war, so nahm man 
ebensalls die Bewohner der Landwehr davon aus und unter- 
stellte sie dem städtischen Bierzwange"'). So wurden sie und 
die Handwerker die Haupttonsumenten des Lübecker Biers, zu- 
mal sich die Vornehmeren außer an eigengebraute, an bessere 
fremde Biere hielten. 

Im 17. Jahrhundert ging die Brauerzunst daran, auch 
den Kaufleuten ihr Recht zu entreißen, nachdem fchon im An- 
fang des 16. Jahrhunderts die erften Klagen laut geworden 
waren"'). Obwohl der Rat auf ihrer Seite stand, wagte er 
den Bürgern das Hausbrauen nicht zu verbieten, da jeder 
Versuch'") einen stürmischen Protest hervorrief'"). Allerdings 
fuchte er das Eigenbrauen allmählich einzufchränken und nur 
den Familien zu laffen, die es seit allem ausübten. 

Ende des 17. Jahrhunderts führten die Brauer einen hart- 
näckigen Kampf gegen das Eigenbrauen. Die Erbitterung der 
Brauer und das zähe Fefthallen der Kaufleute an ihrem Recht 
beweift, daß es tief in das ftädttsche Braugewerbe einschnitt"^. 

«") Bing. S. 268-270. 
Bing, S. 270. So in Münster. Grewe, S. 8. 
Nur zur Erntezeit gestand man verschiedenen Höfen das Recht zu, 

Erntebier selbst zu brauen. 
1S32 klagten die Brauer, daß in und außerhalb der Stadt Rotbier 

gebraut, in den 5krügen verzapft und tonnenweise verkauft würde; worauf 
der Rat dekretierte, daß es zwar verboten sei, für den Krug und Verkauf zu 
brauen, daß es aber jedem Bürger freistehe, für sein Haus zu brauen. 

'«) So 1653. 
Versuche der Brauer, auf dem Prozeßwege etwas zu erreichen, 

scheiterten (Kaiserlicher Entscheid vom 7. Oktober 1654). 
Nach einem Bürgermalzkonto machten sie 1685 2253 Scheffel, 1686 

3647 Scheffel frei. Das ergibt eine jährliche Einbuße an Einnahme, wenn 
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Wenn auch die Weigerung der Kaufleute, das Brauen einzu- 
stellen, zum Teil aus Trotz geschah, auf ein gutes Recht nicht zu 
verzichten und eine Beschränkung ihrer bürgerlichen Freiheiten 
nicht zuzulassen, so spielte selbstverständlich der Geldpunkt doch 
die Hauptrolle. Der Brauer mußte für sein Bier mehr fordem, 
wenn er verdienen wollte, als die Kosten betrugen, zu denen 
die Bürger ihr Bier herstellen konnten. So brauten sie lieber 
selbst, als daß sie das teure Stadtbier kauften. Lieber ver- 
standen sie sich zu einer Erhöhung der Akzise auf das Malz, 
das sie Verbrauten, als daß sie das Eigenbrauen selbst aufgaben. 

Als der Rat 1687 eine Akziseerhöhung von den Brauern 
begehrte, verstanden sich diese dazu nur unter der Bedingung, 
daß das Eigenbrauen abgeschafft würde. Da der Rat Geld 
brauchte, gab er nach und verbot das Eigenbrauen zunächst 
auf 3 Jahre, stieß damit aber auf den heftigsten Widerstand"'). 
Trotzdem ein kaiserliches Provisionaldekret"^) die Maßnahme 
des Rats bestätigte, blieben die Kaufleute bei ihrer Weigerung. 
Sie erklärten sich bereit, die Erhöhung der Akzise durch andere 
Maßnahmen zu ersetzen, um so der Stadtkasse aufzuhelfen, ver- 
langten dringend die Rückgabe ihres alten Rechts und erreichten 
auch 1688"d)^ daß das Verbot wieder aufgehoben wurde. 

So waren die Brauer die Unterlegenen. Es gelang ihnen 
auch später nicht, das Eigenbrauen zu beseittgen, ja es wurde 
nur noch schlimmer, da jetzt außer den altprivilegierten auch 
andere Bürger, denen es nicht zukam, ihr Bier selbst herstellten 
und der Rat trotz Klagen der Brauer nichts erreichen konnte 
oder woUe. 

man annimmt, daß die Bürger das davon gebraute Bier von den Brauern 
bezogen hätten: 1685 von 7081,8 Mark, 1686 von 11 484 Mark (80 Scheffel 
— 36 Faß zu 7 Mark gerechnet). 

'") Da den Bürgern kein Malz mehr auf der Mühle gemahlen wurde, 
scheuten sie auch vor einem Gewaltakt nicht zurück. Als die Mühlenbeamten 
sich weigerten, ihnen das Malz zu mahlen, ließen sie trotz des Protestes der- 
selben eigenmächtig einige Last Malz durch ihre Arbeiter auf der Mühle 
abmahlen. (13. April 1687 und noch einmal Ende Mai.) 

-"h 13. September 1687. 
'") Reichshofratsenffcheid vom 18. Mai 1688. Er gebot den Kauf- 

leuten, mit ihren Vorschlägen einzukommen, was sie am 21. August 1688 taten. 
Da diese sich teils nicht ausführen ließen, teils die Akziseerhöhung nicht 
ersetzen konnten, blieb es beim alten. 
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Sluch in der Landwehr wurde trotz verschiedener Verbote 
unbekümmert gebraut. 

Zum Stadtbesitz gehörte auch das Städtchen Travemünde. 
Wie den Bewohnern der Landwehr, so war auch den Trave- 
mündern das Eigenbrauen verboten. Sie unterlagen dem Bier- 
zwange der städtischen Brauer. Nur damit für die ärmeren 
Leute geringes Bier stets vorrättg sei, waren einige Trave- 
münder besonders privilegiert, Covent zu brauen, doch war 
ihnen bei hoher Strafe verboten, Gutbier herzustellen""). Im 
übrigen hatten die Travemünder ihr Bier aus Lübeck zu be- 
ziehen. lLnde des 17. Jahrhunderts wurden 4 Lübecker Brauer 
vom Rat damit privilegiert, den gesamten Bierbedarf von 
Travemünde zu decken, eine Einrichtung, die aber schon nach 
einem Jahrzehnt wieder abgeschafft wurde. Die Bestellungen 
der Travemünder wurden von einem besonderen Beamten der 
Brauerzunft, dem Travemünder Visitator, entgegengenommen, 
der gleichzeittg die Einschmuggelung fremder Biere zu verhin- 
dern hatte"'). Den gesamten Transport besorgte anfangs 
ein besonderer Bierführer, später die sogenannten Bierböter""), 
die mit Bierbooten, die der Zunft gehörten, das Bier nach 
Travemünde schafften. Der wortführende Ällermann wies ihnen 
das Bier zu, das an der Trave noch einer besonderen Probe 
unterlag. Trotz unaufhörlicher Klagen der Travemünder über 
Biermangel hörte dieftr schwerfällige Betrieb erft 1865 auf; 

Schon im 16. Jahrhundert werden sie erwähnt. 15S4 ist von den 
„Penninkbeerbruwern- in Travemünde die Rede. Im 18. Jahrhundert gab es 
drei, Anfang des 19. Jahrhunderts nur noch zwei, dann nur noch einen Co- 
oentbrauer. Alles Malz, was sie brauten, mußten sie aus Lübeck kommen 
lasien. Der Preis für ihr Coventbier war behördlich festgesetzt, um sie so 
zu verhindern, gutes Bier zu brauen, das sie zu diesem Preise nicht her- 
stellen konnten. 

Außer dem Visitator führten die in Travemünde postierten Sol- 
daten Aufsicht zur Verhinderung des Vierschmuggels. Fanden sie einge- 
schmuggeltes Bier, so dursten sie die eine Hälfte vertrinken, die andere 
gehörte dem Kommandanten. 

Im 17. Jahrhundert gab es vier, im 18. Jahrhundert zwei, im 
19. Jahrhundert nur noch einen Böter. 1842 hörte das Institut der Böter 
auf. Jetzt fuhr regelmäßig zweimal die Woche (Montags und Freitags) 
ein Wagen nach Travemünde, der das bestellte Bier ablieferte. 



230 

erst mit Aufhebung der Zunft wurde Travemünde vom städtischen 
Bierzwange ftei. 

Anders stand es mit den städtischen Kämmereidörfern. 
Sie waren dem städtischen Bierzwange nie unterworfen, da die 
Bannmeile rings um die Stadt, welche die Brauer für sich in 
Anspruch nahmen, nicht mehr so weit reichte. Teils wurden sie 
von den Möllner Brauern versorgt, teils brauten die Pächter 
selbst und zwangen die Dorfbewohner zur alleinigen Abnahme 
ihres Produkts. 1663"') wurde das Brauwerk zu Ritzerau 
und Wollersdors an die Möllner verpachtet, zunächst an einige 
Brauer, dann an die gesamte Brauerschaft. 1678 verpachtete 
die Kämmerei das Brauwerk an einen einzigen Unternehmer, 
der verpflichtet war, das gesamte Bier aus Mölln zu nehmen 
und damit die Krüge zu versorgen"^). An dem Zwischenhandel 
konnte er seine hohe Pachtsumme mit Verdienst wieder heraus- 
schlagen. Dieses Pachtverfahren behielt man bis in die Mitte 
des 18. Jahrhunderts bei. In dem Pachtverttage von 1752"') 
ist das Brauwerk wieder den Pächtern der betteffenden Güter 
zugewiesen mit dem Bierzwangsrecht für die zugehörigen Dorf- 
krüge'"). 

Ebenso besaßen die Gitter Behlendorf"") und Krummesse'"') 
von Anfang an eigenes Bierbannrecht. 

Kap. 2. Grauen aus den Landgütern außerhalb der 5tadt. 

Wie fast überall, so erwuchs auch dem Lübecker Brau- 
gewerbe außerhalb der Stadt auf den adeligen Gütern eine 
Konkurrenz, die ttes in das städtische Brauwerk einschnitt und 

10. Februar 1663. 
Ihm unterstanden die Krüge von Ritzerau, Woltersdorf, Russe, 

Poggensee, Koberg, Sirksfelde, Duvensee, Niendors, Hollenbek, Sirksrade, 
Duchelsdors, Siebenbäumen, Hornbek, Tramm, Schretstaken, Breitenselde, 
Allen Mölln und den Schleusen zu Seeburg, Sienburg, Oberschleuse, Nieder» 
schleuse, Berkentiner Schleuse. 

1. Mai 17S2 (Manuskripte Nr. 408). 
Ritzerau sür dieses, Russe, Poggensee, Schretstaken und Tramm. 

'"') Ende des 18. Jahrhunderts: Behlendorf für dieses, Giesensdorf, 
Harmsdorf, Albsfelde, Hollenbek, Duchelsdors, Sirksrade. 

Krummeffe, seit 1759 im Besitz der Stadt, für dieses, Riemark 
und Kronsforde. 
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schon früh zu den erbittertsten Kämpfen führte. Um die Mitte 
des 14. Jahrhunderts erwarben die Lübecker Patrizierge- 
fchlechter eine Reihe von Landgütern außerhalb des Stadtgebiets 
in Holstein und Sachsenb°b), über die Lübeck allmählich die 
Oberhohett beanspruchte. Wie den eingesessenen Bürgern der 
Stadt, so stand auch ihnen frei, ihr Bier str ihren und ihres 
Gesindes Bedarf selbst herzustellen. Allmählich aber gingen sie 
weUer, indem sie nicht nur für sich, sondern auch zum Verkauf 
brauten, Bierhandel trieben, eigene §^ge hielten und ihr Bier 
auch in Stadt und Landwehr einführten. Damit durchbrachen 
sie den Bierbann der Brauer, die in einem gewissen Umkreise 
rings um die Stadt ein Monopol ihres Bieres beanspruchten""), 
und machten ihnen auch darüber hinaus empfindliche Konkurrenz. 

Schon 1332 wandten sich die Brauer mit Klagen an den 
Rat. Aber damals scheint die Lübecker Oberhoheit noch nicht 
so gefesttgt gewesen zu sein, daß dieser den Landbegüterten 
das Brauen zum Verkauf überhaupt zu verbieten wagte. Er 
untersagte ihnen nur den Import ihres Bieres in Stadt und 
Landwehr und fremde Dörfer; für ihre eigenen Dörfer aber 
ließ er ihnen die Bierversorgung. Damit war den Brauern 
nicht geholfen. Ihnen war vor allem um die Dorfkrüge zu 
tun, die ihnen damit entzogen wurden. 

So dauerte der Kampf fort, bis 1605 die Sache zu einem 
Abschluß kam. Dieser Puntt gehörte mtt zu den Hauptbeschwerde- 
puntten des Ausschusses 1603. Wenn der Rat auch seiner Forde- 
rung, den Landbegitterten das Brauen ganz zu verbieten, nicht 
nachkam"'), so schützte er die Brauer jetzt doch in ihrem Bier- 
bannrechte, indem er den Landbegüterten im Rezeß von 1605 

'"d) In Holstein: Stockelsdorf, Moisling, Mory, Steinrade, Ekhorst, 
Niendorf, Reeke, Dunkelsdorf, Trenthorst und Westerau. In Sachsen: Kastorf, 
Krummesse, Kronsforde, Niemark, Rondeshagen, Bliesdorf, Grinau, Wulme» 
nau, Schenkenberg u. a. (Kirchring und Müller, S. 36.) 

"°) 1652 machten sie ein Berbietungsrecht für zwei Meilen rings um 
die Stadt geltend. 

28. November 1604 erklärte er, „er könne die Bürger oder pos- 
ressores, deren Landgüter außerhalb der Stadt juriscliction und tcrritono 
gelegen, nicht also bald ihres Brauwerks ctc lacto clcstituicren oder ent- 
setzen". S. o. Höveln, S. 124. 
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untersagte, auf die Kruge zu brauen und ihnen nur gestattete, 
soviel zu brauen, als sie für sich und ihr Gesinde nöttg hatten 

Die Folge dieses Rezesses war ein Prozeß, den die Land- 
begüterten beim Reichskammergericht ansttengten. Zwar zogen 
sie ihre Klage auf Zusicherung gMicher Vereinbarung settens 
des Rats wieder zurück, gaben aber ihr Recht nicht auf. Nach- 
dem die Wirren des Dreißigjährigen Krieges, die das Brauen 
der Landbegüterten natürlich stark beschräntten, vorbei waren, 
riß der alle Zustand wieder ein, und der Kampf begann von 
neuem. Mit äußersten Kräften b") suchten die Brauer den Rat 
zu Verboten zu veranlassen. Aber ttotz verschiedener Rats- 
dekreteb") gegen die Gutsbesitzer wurde die Sache nicht besser. 
So griffen die Brauer zur Selbsthilfe und strengten 1652 einen 
Prozeß vor dem Kaiser an. Da aber die Hoheitsrechte über 
die adeligen Gitter unklar waren''b), ließ der kaiserliche End- 
enffcheid vom 7. Ottober 1654 diesen Puntt unerledigt. So 

'") Ihren Brauern ist gestattet, in ihren Häusern für eigenen Bedarf 
Kesselbier zu brauen. Wenn die Landbegüterten eigengebrautes Bier für 
ihren eigenen Verbrauch in die Stadt bringen wollen, so haben sie dafür die 
Akzise von 12 F für die Tonne zu bezahlen. 

»'») So weigerten sie sich 1648/49, die schwedischen Sattsfakttonsgelder 
zu bezahlen, wenn nicht das Brauen auf den Landgütern aufhöre. Sie 
bezahllen schließlich die Hälfte und ließen den Rest bis zur Erfüllung ihrer 
Wünsche ausstehen. 

9. Dezember 1648; 26. Januar, 11. August, 12. September 1649, 
22. August 1651. 

Die betteffenden Güter lagen in Holstein und Sachsen. Da aber 
die Besitzer Lübecker Bürger waren, so beanspruchte der Rat auch über 
diese Güter die Oberhoheit, obgleich sie nicht auf Lübecker Gebiet lagen. 
Es handelte sich um folgende Besitzer und Güter. 

1. Anton Köhler, Erbgeseflener auf Bliesdorf. 
2. Gotth. v. Höveln, E. a. Moisling. 
3. Gottschalk o. Wickede, E. a. Kastorf. 
4. Gotth. v. Brömse, E. a. Krummesie, Ikronsforde, Riemark. 
5. Andreas Albr. o. Brömse, E. a. Niendorf und Reeke. 
6. Klaus Hinr. Tode, E. a. Rondeshagen. 
7. Joachim v. Lüneburg, in Vormundschaft der beiden Söhne seines 

Bruders, E. a. Ekhorst. 
8. Heinr. o. Brömse, E. a. Stockelsdorf. 
9. Hans v. Brömse, E. a. Großsteinrade. 

10. Adrian Müller, E. a. Mary. (S. v. Höveln: Kurzer Bericht, S. 37.) 
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waren die Landbegüterten geschützt und fuhren fort, Bier in 
großen Mengen zu brauen und zu verkaufen. Der Rat war 
ihnen gegenüber machtlos, teils war er felbst nicht unparteiifch; 
denn unter obengenannten Personen waren zwei Ratsmitglieder 
und zwei Bürgermeister. Gleichzeitig mit den Brauern klagten die 
Ämter über das ^andwerkerhalten der Landbegiiterten. Mit 
ihnen verbanden sich jetzt die Brauer zur Interessengemeinschaft. 
Auf ihr dringendes Bitten ließ sich der Rat am 18. März 
1665 dazu herbei, den Landbegüterten ein Ulttmatum zu stellen 
und die Exekution anzudrohen, falls sie das Brauen zum Ver- 
kauf nicht ließen»"). Am 21. März schritt man zur Exekutton; 
drei Ratsdiener wurden ausgesandt, um sie mit den Brauern zu 
vollziehen. Aber die Sttmmung der Brauer und Handwerker 
war so erbittert, daß sie sich in hellen Haufen den Exekutions- 
beamten anschlössen. Mit Gewehren, Äxten, Beilen und Stangen 
ausgerüstet, zogen sie zu ellichen Hunderten auf die verschiedenen 
Güter'"), wo sie ihrer Wut die Zügel schießen ließen und die 
ärgsten Exzesse verübten. Sie zerstörten die Brauhäuser, 
Schmieden, Backhäuser, drangen in die Keller, zerschlugen die 
Fässer und richteten in ihrer Zerstörungswut den größten 
Schaden an. Diese Ausfälle wiederhatten sich noch verschiedene 
Male'"). Sofort wandten sich die Landbegüterten an den 
Reichshoftat, sowohl gegen Brauer und Ämter, als auch gegen 
den Rat'"). Es gelang ihnen, kaiserliche Mandate an den Rat 
und Bürgerschaft auszuwirken, durch die sie im Besitz des 
Brauens, Mälzens und Handwerkerhaltens geschützt wurden. 
Aber die ganze Sache hatte für Lübeck noch weit unangenehmere 
Folgen. Durch die Schriften der Landbegüterten wurde schließ- 
lich der dänische König auf den Prozeß aufmerksam. Er nahm 
sich des Prozesses an und erklärte, daß die betreffenden Gitter 
zum Herzogtum Holstein gehörten und die Besitzer seine Unter- 

"«) Der Rat ließ den Stalldiener auf die verschiedenen Güter reiten 
und befehlen, das Brauen zum feilen Kauf innerhalb 24 Stunden aufzu- 
geben. Im Gegenfalle wurde ihnen die Exekution angedroht. 

Moisling, Mory, Mendorf, Steinrade, Stockelsdorf, Krummefle, 
Kronsforde, Kastorf, Rondeshagen. 

'") 21. März, 31. März, 3. April, 6. September, 25. September, 
S. Oktober, 6. Oktober 1665; 5. Februar 1666. 

Den Verlauf des Prozefles schildert Becker III, S. 59—65. 
Ztschr. d. B. f. L. B. XVII, 2. t6 
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tanen wären Den Landbegüterten war nichts willkommener 
als dieser Eingriff des Königs, und sie beeillen sich, oMziell 
sich und ihre Güter unter dänischen Schutz zu stellen""). 

Trotzdem Lübeck eine umfangreiche Schrift, den „Lstslogus 
srgumentorum" ausarbeiten ließ, der beweisen sollte, daß die 
betreffenden Dörfer unter Lübecker Oberhoheit gehörten""), 
konnte es den Verlust der Dörfer nicht verhindern. Steinrade, 
Stockelsdorf, Dunkelsdorf, Ekhorst, Mory, Moisling, Niendorf, 
Reeke, Trenchorst und Westerau waren Lübeck so verloren ge- 
gangen""). 

Alles, was der Rat erreichen konnte, war, daß die be- 
treffenden Mandate aufgehoben wurden, und den LandbegAerten 
das Brauen auf die Krüge und zum Verkauf und Handwerker- 
hallen weiter als für ihren Bedarf verboten wurde""^). Aber 
auch dies Urteil wurde 8 Jahre später im wesentlichen^wieder 

Becker lil. S. 60. 
'") 1667. 

Auf diese Schrift erfolgte seitens der Landbegüterten eine ebenso 
umfangreiche Gegenschrift: v. Höoelns „Kurzer Bericht". 

18l)2 wurden Moisling und Niendorf wiedergekauft. 
Reichshoftatsentscheid vom 23. März 1671: „In Sachen Gotthard 

von Höveln und Consorten in sctis benandt, wie auch Adrian Müller, 
Klägern, eines, entgegen und wieder Bürgermeister und Rat der Stadt Lübeck, 
wie auch die Rothbrauer und 4 große Ämter daselbst, BeNagte, anderntheils, 
msncisti <ic restitusncio ct non smplius turbsncio rine cisusuls juncts 
citstione sck vickencium se inciciisse, ist allem vor- und anbringen nach zu 
recht erkannt, daß das außgangene verkündt- und reproduzierte msnckstum 
sambt der citstion jedoch, daß, der Beklagten Stadt Erbieten Gemäß, den 
Klägern der verursachte Schade von den Ursachen,, nach billigen Dingen, er- 
stattet und gutgethan und selbe darzu rechtlich angehalten werden, wiederumb 
zu cassieren und auszuheben, auch dabey in puncto msncisti cle non tur- 
bsncko zu sprechen sey, daß die Kläger das Bierbrauen, wie auch das Hand- 
werkeraufftellen, weiter nit, alß so viel sür sie und ihre Haushaltung, auch ihre 
ungehörige Bauernschaft nöthig, hergebracht, noch ferner in t,oc porrersorio 
summsrirsimo im Besitz haben, also das Bierbrauen zum failen Kauf und Aus- 
schenkung in den Krügen, wie auch Aussetzung der Handwerker zum Gewerb 
zu treiben abzustellen, und sich davon zu enthalten, auch der Stadt concor- 
ttstis und ststutis dem Herkommen gemäß, bis sie ein anders rechtlich aus- 
sühren und dartun werden, zu bequemen, schuldig und verbunden, inmaßen 
hiemit das Mandat und citstton also cassiert, aufgehoben und erklärt wird, 
von Rechtswegen, die Unkosten aus bewegenden Ursachen gegeneinander 
compenrierenck und vergleichend. Signstum Wien, den 23. März 1671." 
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aufgehoben"^). Die Dorfkrüge, das alte Streitobjekt, wurden 
wieder in ihre Hand gegeben, und wenn ihnen auch das Brauen 
zum feilen Kauf nicht gestattet wurde, so war doch keiner da, 
der es ihnen hätte verwehren können. So war den Lübecker 
Brauern dies Absatzgebiet endgülttg verlorengegangen. 

Da die Landbegüterten das Bier bedeutend billiger her- 
stellen konnten, weil sie keine Akzise bezahllen, zog das junge 
Voll, Handwerksgesellen usw., aufs Land, um hier das billige 
Bier zu ttinken. So wurde auch der Absatz in der Stadt 
immer kleiner. Das einzige, was die Brauer verhindern 
konnten, war den Import des Dorfbieres in Stadt und Land- 
wehr, ein Verbot, das zahlreiche Dekreteb'H seUens des Rats 
sicherten. 

Auch in weiterem Umkreise nahmen die Landbegüterten 
dem Stadtbier den Absatz weg, da dies mit dem billigen 
Dorfbier nicht konkurrieren konnte. 

Das Schicksal des Lübecker Braugewerbes in dieser Hinsicht 
ist nur ein Beispiel sür viele. Fast überall erlag die städttsche 
Brauerei der Konkurrenz der ländlichen größeren Brauereien 
der Rittergüter"'), deren Braubetrieb keine Schranken hemmten 
und die ihr Bier billig anbieten konnten. 

Reichshofratsentscheid vom 28. März 1679: „ttövel et conrortcs 
contra I.ijbeclt ct consortes, manctsti <te restituancto et non smplius tur- 
trsncto rinc clsurula nec non citationis sct victenctum se incictisse, nunc 
restitutionis in integrum vel cteclsrstionis obrolvitur relotio et conclusum. 
l^ist sententia cieclarstionis, daß die beklagte Rothbrauer und 4 große Ämter, 
als Urfacher den bey dem Ausfall den 5. Februar 1666 beschehenen Schaden 
billichen Dingen nach zu ersetzen und gut zu machen schuldig, auch darzu 
rechtlich anzuhalten seien. Wegen des Bierbrauens und Handwerkersetzens 
aber der Jmpetranten in sctis gethane Erklärung, daß sie nemblich des 
Bierbrauens sich weiter nicht annehmen, als die Notdurft und Verlegung 
ihrer eigenen Kruch» und Bierschenken, so zu ihrer Underthanen und des 
Reisenden Mans behuef in ihren Dörfern hergebracht, erfordert, auch durch 
ihre daselbst gesessene Handwerker keine mcrcsntie oder gewinnsüchtigen 
Handel treiben, bis der territorialstreit zwischen den interessierten gehörigen 
Ortts ausgetragen sein wird, zugelassen und die Statt darauf zu weisen 
sey; compenratir compcnsis." 

'«) 16. Ottober 1667 ; 8. Juli 1683 ; 5. Juni, 21. Januar 1707: 
6. September 1748; 19. Mai 1756; 30. März 1764 u. a. 

'") Schmoller, Grundr. d. allgemeinen Volksw. I, S. 476. 
16* 
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«ap. Z. Leistlirke btistungen, «apitel5- und «losterdörser. 

Wie den eingesessenen Kausmannsfamilien, so stand seit 
alter Zeit auch den Lübecker geistlichen Instituten und Armen- 
häusern das Brauen sür den Bedars ihrer Angehörigen frei'"). 
Während ihnen dies Privileg nie gewehrt wurde, gerieten sie 
im 17. und 18. Jahrhundert in scharfen Konflikt mit den 
Brauern, als sie diese Befugnis überschritten, ihr Bier in der 
Stadt verkauften und so das Monopol der Zunft verletzten, das 
der Rat durch energische Verbote auftechtzuerhalten suchte'"). 

Ebenso wie in der Stadt, so suchte der Rat auch in den 
Kapitels-'"), St.-Johannis-Kloster-'"), und Heil.-Geist-Hospital- 
dörfern'") den Brauern ein Monopol ihres Erzeugnisses zu 
sichern. 

1595 schloß er mit dem Domkapitel einen Vertrag, in dem 
die Versorgung der Dorfkrüge den Lübeckern Brauern allein 
überlassen wurde und den Bauern nur das Brauen von Kessel- 
bier zu ihrem Hausbedarf zugestanden wurde'"). Jegliches 
Brauen und Mälzen zum Verkauf wurde ihnen verboten. Um 
den Brauern eine Kontrolle zu ermöglichen, stand ihnen ftei, 
durch besondere „Visitationen" die Krüge nach Dorfbier zu 
unte^uchen. Gleiche Verträge mit dem St.-Iohannis-Kloster 
unterstellten die Untertanen auf den betreffenden Dörfern den- 
selben Bedingungen''^. Aber die Kontrolle war schwer zu 

'") Schon in dem Kontrakt des Müllers der alten Mühle 1298 ver- 
pflichtet sich dieser zur Lieserung eines bestimmten Quantum Malzes: 1. an 
das Lübecker Domkapitel, 2. an das Kloster St. Iohannis. Dittmer, Die 
Lüb. Wassermühlen. 

'") 1702; 12. Januar, 12. Juni 1709; 15. November 1747; 19. Juli 1755. 
Im Travemünder Winkel: Grammersdors, Warnsdors, Häven, 

Niendors, Teutendorf, Brothen, Joendors, Gneversdors. Vor dem Mühlentor: 
Oberbüflau. Vor dem Holstentor: Hamberge, Hansselde. In der Landwehr: 
Genin, Wulssdors, Vorrade, Niederbüsiau. 

Rönnau, Kücknitz, Dummersdors, Herrenwiek. 
Falkenhusen. 
Dasür erhielten die Mitglieder des Domkapitels in Lübeck besondere 

Akzisesreiheit sür Bier. 7. Mai 1603 wurde dieser Vertrag erneuert. 
'") 1477 verpflichteten sich die Bauernvögte zu Rönnau und Dummers- 

dors, kein anderes als Lübecker Bier zu oerzapsen. Der Vergleich von 1603 
ss. o.) gaü auch sür das St.-Iohannis-Kloster. 1649 und 1662 waren die 
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üben. Trotzdem zahlreiche Visitationen^") abgehalten wurden^ 
konnte das Verzapfen von Dorfbier in den Krügen nicht ver- 
hindert werden. Zahlreiche Ratserlasse suchten die Brauer in 
ihrem Recht zu schützen, aber vergeblich. Nachdem 1667 die 
adeligen Güter den Brauern verlorengegangen waren, suchten 
sie jetzt um so energischer den Bierzwang über die Kapitels- 
und Klosterdörfer zu erhalten. Aber auch diese Gebiete waren 
verlorene Posten. 

1754 wurde nach Aussage der Brauer kein einziges Faß 
mehr aus Lübeck geholt. 

Domkapitel und Iohanniskloster wollten jetzt den Bierzwang 
der städttschen Brauer nicht mehr anerkennen. Alle Versuche 
des Rats und der Brauer waren vergeblich. So gab man in 
der Mitte des 18. Jahrhunderts auch diese Absatzgebiete auf"°). 

So war den Brauern als Absatzgebiet nur noch die Stadt 
geblieben, da auch in der Landwehr trotz aller Verbote gebraut 
wurde. Aber nicht nur, daß das Lübecker Bier aus diesen 
Gebieten verdrängt war, das Dorfbier wurde auch massenhaft 
in Stadt und Landwehr eingeschmuggell. 

Im Anfang des 19. Jahrhunderts wurde überall gebraut, 
in allen Dörfern außerhalb des Stadtgebiets, in Travemünde, 
auf den Höfen der Landwehr. Die Bewegung war nicht mehr 
aufzuhallen. Visitallonen über Visitattonen der Brauer halfen 
nichts mehr, es war ein unnützer Kampf eines Instituts, das 
sich überlebt hatte. 

Mt. III. Lierdesteuerung. 

Schon früh wurde das Bier als ständiger Verbrauchs- 
gegenstand der Besteuerung unterworfen, überall hat die Bier- 

Zkrüger zu Rönnau auf Anhalten des Klosters verbunden, ihre Kruggerechttgkeit 
auf dem Marstall sich zuschreiben zu lassen, wo sie verlehnt wurden unter 
der Bedingung, nur Lübecker Bier zu schenken (Mziseakten lll). 

"b) In den Kapiteldörfern: 1582, 1592, 1618—52, 1662, 1688, 1690, 
1737, 1747 u. a. In den Klosterdörfern: 1579, 1582, 1592, 1619—26, 1630, 
1631, 1641-46, 1648-51, 1674, 1712, 1732, 1736—39, 1747. Akziseakten lll. 

»»«) 1747 sgnd die letzte Visitation auf den Kapiteldörfern statt. 1755 
hörten sie in den Klosterdörfern auf. Schon eher hatte sich Falkenhusen dem 
Bierzwang entzogen. 
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steuer als Ungelt, Ziese, Biergeld, Bierpfennig usw. eine wichtige 
Rolle im Finanzwesen der Städte gespielt. 

Die Art der Besteuerung ist verschieden. Die gebräuch- 
lichste Form knilpst an das „Steuerobjett" an. Je nach den 
verschiedenen Formen des Bieres bei seiner Herstellung ergeben 
sich drei Steuerarten, eine „Rohmaterialsteuer" (Gerste, 
Hopfen'^^, Malz), eine „Halbfabrikatsteuer" (Würze) und eine 
„Fabrikatsteuer". Andere Arten der Besteuerung wie Bottich- 
und Kesselsteuern oder Pauschalsummen sind weniger gebräuchlich. 

In Lübeck haben verschiedene Systeme einander abgelöst, 
wie ich noch genauer zeigen werde. Die beiden Hauptsysteme, 
die hier zur Verwendung kamen, waren die Rohmaterial- und 
die Fabrikatbesteuerung. Im ersten Falle knüpfte sie an das 
Malz an, und zwar bei dessen Vermahlung in der Mühle, be- 
rechnet nach dem Maß des Malzquantums. 

Wann man in Lübeck anfing eine Biersteuer einzuführen, 
ist nicht genau zu erkennen. Die Sache liegt im Dunkeln. 

Aus den Jahren 1350—1370 finde ich den Entwurf einer 
Akziseordnung. Wenn dieser gegolten hat, so wäre dies der 
erste Nachweis einer Bierbesteuerung in Lübeck, und zwar einer 
Rohmaterial- in Verbindung mit einer Fabrikatsteuer, einer 
Schankgebühr auf sämtliches in der Stadt verzapftes Bier"»). 

1405 forderte der Rat, da die Stadttasse Geld brauchte, 
eine Akzise von 1 j) für die Tonne in Lübeck und binnen der 
Landwehr vertrunkenen Dickbiers oder Covents'^"). Dieser 

"') H.W.B. d. Stw. 2, S. 1049. 
Wo der Grutbann bestand, knüpfte die Besteuerung hieran an. 
L.U.B. Ill, S. 837: „Tu deme erste male schal men gheven tu 

assise van allem körne, dat men oorbacket unde vorbruwet in unser stadt, van 
der last weten 6 sol., van der last moltes unde Garsten 4 sol., van der last 
haveren 2 sol. ... van der tunne vromet beres in unse stadt 1 sol. Vortmer 
schall men gheven van allem bere dat men tappet umme gell binnen unser 
stadt, it st hemelick oste openbar, dar dat stoveken 6 den. ghelt, dar schall 
de tunne 6 den. gheven, dar dat stoveken 4 den. gheU, dar schal de Tunne 
4 den. gheven." 

Reimar Kock, S. 185 ff. 14l)3 begehrte der Rat eine Akzise auf 
„allerley wahr«, de men vertehrede binnen Lübeck", drang aber auf sofortigen 
Protest vor allem der Brauer nicht durch. Wenn man mit Wehrmann 
S. 42) diese Forderung als Akziseerhöhung aufsaßt, so hätte der Entwurf 
^von 1350—70 Geltungskrast erlangt, was auch die Buchung eines Postens 
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Vorschlag leitete die Verhandlungen mit der Bürgerschaft ein, 
die schließlich zu offenem Aufruhr und Sturz des Rats 14l)8 
führten. Aber schon 1416 wurde in dem Vertrage mit dem 
zurückkehrenden alten Rate diese Akzise von der Bürgerschaft 
nicht mehr verweigert"'). Mit diesem Vertrage war eine all- 
gemeine Konsumtionsakzise eingeführt, die sicher auch das Bier 
traf. Aber erst die Brauordnung von 1462 erwähnt die „tzise". 

Genaueres über die Besteuerung ist erst aus dem 16. Jahr- 
hundert erhallen. 1462 hatte der Brauer, wenn er viermal 
gebraut hatte, sein Bier bei der Akzise zu versteuern, ehe er 
weUerbrauen durfte. Nach der festgesetzten Tonnenzahl berechnet 
machte er den einzelnen Brau auf der Wzisekammer ftei. Das 
blieb so bis in den Anfang des 16. Jahrhunderts, über das 
Malzquantum, das der einzelne Brauer vermahlen ließ, wurde 
Buch geführt, eine bestimmte Tonnenzahl war für den Brau 
vorgeschrieben, die der Brauer dann zu versteuern hatte. 
1536"') verteille man die Erhebung der Rotbierakzise auf ver- 
schiedene Stellen, um möglichst alles Bier zur Besteuerung 
heranzuziehen. Alles Bier, das aus der Stadt hinausging, 
mußte vor den Toren beim Zöllner versteuert werden. Seebier, 
das die Trave abwärtsgeschifft wurde, durfte nur an einem 
besttmmten Platze bei der „Fischergrawen porten" eingeschifft 
werden, wo der Mziseknecht das Geld in Empfang nahm'^'). 
Stadtbier wurde auf der Akzisekammer fteigemacht. Im ganzen 
verlangte man die Akzise fir 24 Tonnen pro Brau. Wer 
schon 1549"') ging alles wieder durch eine Zenttale, und zwar 

in der Kämmereirechnung 1E: van dicken bere unde van stopbere: 2210 ^ 
L (inklusive 30 8 „vor mede". L. U.B. V, S. 179) erklären würde. 
Das würde dann einen Ausschank von 69 760 Tonnen ergeben, allerdings 
eine unwahrscheinlich hohe Zahl, aber andrerseits ist es ebenso unwahrscheinlich, 
daß dies die Akzise von 1405 ist, da der Rat sicher nicht die Macht gehabt 
hat, seine Forderung durchzusetzen. WirNich sicher entwirren kann ich die 
Sache nicht. 

„hirto hebben se ock ens gedreghen und vor uns gesecht unde 
underghaen, dat se van der eteware und andern vitalien ock hulpe darto don 
willen." L. U.B. V. S. 648. 

'") Ordnung von 1536. 
'^') Nur wenn der Platz nicht reichte, durste Berger Bier auch zwischen 

der Becker- und Fischergrube verladen werden. 
Brauordnung von 1549. 
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hatte der Brauer jetzt alles Bier auf der Akzisekammer freizu- 
machen, ehe er es aus seinem Hause ließ. 

Der wunde Punkt bei diesem ganzen System war, daß die 
Behörde immer nur für eine besttmmte Anzahl Tonnen die 
Akzise erhielt und hinsichtlich der darüber gebrauten Tonnen 
leer ausging. Um diesem Übelstand abzuhelfen, wurde 1554"°^) 
besttmmt, daß der Käufer sein Bier selbst verakzisen soLe. 
Die Bierspunder durften kein Bier abliefern, ehe sie den Frei- 
zettel in Händen hatten. Die Konttolle für ausgehendes Bier 
war beim Verladen leicht zu führen. So konnte alles Bier 
zur Besteuerung herangezogen werden. 

Dieser ganze Modus betraf nur das Rotbier. Die Weiß- 
brauer bezahllen von Anfang an eine Malzzeichenakzise, eine 
feste Summe für das Malzquantum, das für den Brau vor- 
geschrieben war. Die Akzise der Eigenbrauenden richtete sich 
nach der verbrauten Malzmenge, ebenso die der Essigbrauer. 
Der Modus der Rotbierbesteuerung von 1554 scheint aber bald 
wieder in Abkommen geraten zn sein. Die Brauer nahmen 
die Bezahlung der Akzise wieder in ihre Hand und versteuerten 
das Gebräu, das sie mit 28 Tonnen verrechneten. In Wirk- 
lichkeit brauten sie 12—14 Tonnen mehr. Das dauerte bis 
1596, wo der Rat auf diesen Unfug aufmerksam wurde und 
trotz hefttgen Widerstrebens der Brauer"H den Modus von 
1554 wieder einführte. Die Bierspunder wurden zwecks besserer 
Durchführung der Kontrolle beeidigt. Der Bürger hatte fortan 

"«) Ordnung von 1554. 
"°) Da die Rotbrauer für die überzähligen Tonnen im Preis natürlich 

auch die Akzise verrechneten, wodurch sie guten Verdienst hatten, sttäubten 
sie sich aufs hefttgste gegen diese Neuerung. Ja, sie versuchten, um den Rat 
gefügig zu machen, ein Mittel, das so modern erscheint, den Stteik. Sie 
setzten mit dem Brauen aus. Aber der Rat kehrte sich nicht daran, sondern 
lieh, um für den nöttgen Bierbedarf vor allem der ärmeren Leute zu sorgen, 
an vier Orten: 1. thor Borch, 2. thom Htll. Geste, 3. zu St. Iohannis, 4. im 
Kinderhuse, durch besonders verordnete Leute Covent brauen. Da die Brauer 
auch die Ämter mit in ihren Aufstand hineinzuziehen suchten, lieh der Rat 
eine Rechtferügung seines Vorgehens auf einer Tafel aufzeichnen und diese 
zur allgemeinen Kenntnisnahme am Rathaus und an der Akzise aus- 
hängen. Darauf strichen die Brauer die Segel. 1597 singen sie wieder an 

» zu brauen. 
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sein Bier wieder selbst fteizumachen"^). Die Freizettel wurden 
dem Bierspunder bei Einlieferung des Bieres zugestellt, der sie 
dann wieder an die Brauer ablieferte. Später empfing der 
Brauer selbst vom Käufer die Zettel und gab sie bei der Aus- 
sendung des Biers dem Bierspunder mit"^). Kein Bier durste 
jetzt ohne Freizettel auf die Straße geführt werden. Die Bier- 
spunder mußten eventueller Visitaüon durch Ratsdiener gewärtig 
sein. Jede Tonne, die „über den Süll"»") gmg, mußte ver- 
steuert werden. Das Seebier, das der Brauer selbst versandte, 
wurde natürlich von ihm selbst fteigemacht»"), die Freizettel 
für Bier, das aus den Toren ging, wurden an die Zöllner 
abgeliefert, ohne Freizettel nichts durchgelassen. So war die 
Gebräuakzise zu einer reinen Faßakzise erweitert worden. 

Die Weißbrauer blieben bei ihrer Malzzeichenakzise. 
Im Laufe der Zeit war die Akzise zu einer der wichttgsten 

Stadteinnahmen geworden. Fast stets, wenn im Laufe des 
16. und 17. Jahrhunderts die Stadt in finanziellen Nöten war, 
griff sie zu einer Erhöhung der Akzise, um den Stadffäckel 
wieder zu Men^^^). 

1609 wurde zur Deckung der Stadffchulden und der großen 
notwendigen Ausgaben eine Erhöhung des Zolls, des Wage- 
geldes und der Matte beschlossen und dafür das „Zulage"- 
departement geschaffen. 

«') Ein Verfahren, das dann, trotz Versuche der Brauer, die alte Gebräu- 
akzise wieder in ihre Hand zu bekommen (1652), bis 1656 beibehalten wurde. 

«») 1631. 
"") Das heißt: aus dem Hause („über die Schwelle", nicht wie Siewert 

interpretiert: „über den Zoll"). 
,»>>) Kontrolle hatten die Prahmherren ein Verzeichnis auf der Akzise 

abzuliefern von sämtlichem Bier, das in die Schiffe verladen wurde. Das 
ausgehende Bier wurde an der Trave geprobt. Wenn es die Probe hiell, 
wurde ein Zeichen auf die Tonne gebrannt, über die gebrannten Fäffer 
wurde vom Brauer Buch geführt. Der Brauer empfing einen BrennzeUel, 
auf den hin er die Seebierakzife bezahtte (Akziseordnung von 1651). 

»>) So war es überall. Grewe (S. 61) bringt für Brandenburg aus 
der Zeit des Dreißigjährigen Krieges folgenden zeitgenössischen Bericht: „Wie 
oft man auch zusammenkommen, wie fieißig man sich auch hiervon unterredete 
und hierüber bemühte, andere Mttel zu erreichen, dadurch diese Last abzu- 
wälzen, außer der Erhöhung des Biergeldes ... hat jedoch durch Menschen- 
stnn nicht erdacht werden mögen, dadurch der fürgesetzte Zweck erreicht werden, 
konnte, als bloß die Erhöhung und Steigerung des Biergeldes." 
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1626 wurde für neue Befesttgungsanlagen der Stadt eine 
Defensionskasse gebildet, für die verschiedene neue Steuern ge- 
schaffen wurden. Da aber das Geld nicht ausreichte, so wurde 
durch ein Dekret vom 10. Oktober 1627 eine Verdoppelung der 
Bierakzise festgesetzt. Der alte Satz wurde auf dem Rathause 
bezahlt, der neue gleiche auf der neuen Zulagsbude. 

Die Höhe des Steuersatzes stieg mit wachsendem Geld- 
bedarf der Stadt immer mehr. Sie war für Stadt- und See- 
bier verschieden. Um die Ausfuhr möglichst wenig zu belasten, 
setzte man die Akzise auf Versandbier so niedrig, wie es irgend 
ging"y. 

Eine Statistik kann die Verschiedenheit der Sätze und die 
allmähliche Steigerung am besten illustrieren. 

Höhe der Bierakzise im 16. und 17. Jahrhundert. 

Im Anfang de» 15. Jahrhunderts scheint Seebier 
Akzise gegeben zu haben. 

überhaupt keine 
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Dazu kam noch die Matte, d. h. die Vermahlungsgebühr 
für das Malz. Sie war anfangs Naturalabgabe und betmg 
etwa '/i6 des Korns Später wurde fie in Geld umgesetzt. 
Sie betrug 

Jahr V, Weißmalz 1 Rotmalz 1 Last Essigmalz 1 Last Bürgermalz 
im 16. Jahrh. 10 fl 9 s» 8 24 st 

1609 20 - 18 - — 48 - 
1627 40 - 2 ^ 96 - 96 - 

1656 wurde das Mzisesystem der Weißbrauer auch auf die 
Rotbrauer überttagen. Mr ein Stadtzeichen bezahlten sie jetzt 
47 Mark (1657: 46 Mark) inklusive Matte. Ehe das Malz- 
zeichen "b) freigemacht war, wurde kein Malz zum Vermahlen 

in der DÜihle angenommen. 
Seebier wurde nach wie vor faßweise besteuert. Der 

einzige Platz, an dem dieses eingeschifft werden durfte, war, 
wie schon im 16. Jahrhundert, das Traveufer zwischen Wage 
und Fischergrube. 

Mit der Vereinigung von Rot- und Weißbrauern 1669 
wurde auch der Mzisefuß für beide einheitlich. Für das Stadt- 
zeichen wurden 10 Säcke Malz"") für den Scheffel 10 st berechnet 
^50^^^2^8st Matte 52 ^ 8 st. Dieser Satz behiett 
Geltung trotz verschiedener Versuche des Rats, die alle Faß- 
besteuerung, bei der er mehr Geld herausschlagen konnte, 
wieder einzuführen"'). Versuche des Rats, die Mzise zu er- 
höhen, riefen stets stürmische Erregung bei denen hervor, die 

»') Momentane Akziseerhöhung wegen „de nye belehnunge" (Akzise- 
bücher). 

Bon Fremden exportlert: 24 
'»') Akzise und Zulage. 
>»») So war es wenigstens 1643. Ratsentscheid oom 3. April: alle 

Seebiere sür die Last 15 bei der Zulage, dazu 5 F sür das Faß bei der 
Seeakzise (Brauwerk, Dol. 0). 

Nicht ganz sicher. 
">) Wehrmann, Hans. Gesch.-Bll. V, S. 56. 

Das Malzzeichen war ein besonderes kupferne» Zeichen, das der 
Aufseher in der Mühle in Empfang nahm. Die geschriebenen Malzfteizettel 
erhieU der Malzscheiber, der darüber Buch führte. 

"") — 80 Scheffel. 
'«') 1S6Ü für das Faß 30 )ö vom Käufer zu bezahlen. Ebenso 1672, 

1676, 1677, 1678. 
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getroffen wurden, also vor allem bei den Brauern. Eine inter- 
essante Episode dieser Art spielte sich im Jahre 1680 ab, wo die 
Finanzlage der Stadt wieder dringend einer Ausbesserung be- 
durfte. Nach einem Vorschlage aus Erhöhung der Malzzeichenakzise 
um 10 Mark ließen sich die Brauer aus die Versicherung des 
Rats, daß ihre Wünsche, nämlich Abstellung des Eigenbrauens 
der Bürger und Zahlung der Akzise in Courantgeld statt in 
Reichstalern, ersültt werden sollten, auf die Entrichtung einer 
erhöhten Malzakzise von 57 Mark 8 ein"y. Da aber der 
Rat das Abstellen des Eigenbrauens nicht durchsetzen konnte, 
es auch betteffs der Münze beim Bezahlen der Akzise beim 
alten blieb, protestierten die Brauer, drohten mit Nieder- 
legung des Brauwerks und verlangten das Malzzeichen zum 
allen Preis. Die Antwort des Rats auf den Protest der Brauer 
war eine abermalige Erhöhung der Akzise. Der Bierpreis 
wurde von 7 auf 6 Mark für das Faß herabgesetzt. Diese 
1 Mark sollte jetzt der Käufer als Faßakzise erlegen. Außer- 
dem hatte der Brauer seine Malzzeichenakzise von 62 Mark 
8 sZ zu bezahlen. Die Anzahl der zu brauenden Fässer wurde 
auf 36 festgesetzt. Das war eine enorme Erhöhung der Akzise 
von 57 Mark 8 auf 98 Mark 8 Die Brauer weigerten 
sich, diese Last auf sich zu nehmen und steUen das Brauen ein. 
Aber anstatt sich einschüchtern zu lassen, drehte der Rat den 
Spieß um, verweigerte die Malzzeichen, beauftragte Frei- 
brauer'") mit der j)erstellung des nöttgen Bieres und führte 
fremde Biere in die Stadt ein; schließlich fühlte er sich jedoch 
bewogen, etwas einzulenken. 

Der Bierpreis blieb 7 Mark. Davon erhiell der Brauer 
nur 5 Mark, den Rest bezahlle der Käufer als Akzise»«-'). Aber 
die Brauer und die Handwerker, die mit ihnen auf einer Seite 

'") 15. Mai 1680. 
"h Dekret vom 4. September und 18. Oktober 1680. 

1680 waren es sechs. Bon ihnen traten später einige in die Zunft, 
teils zog der Rat die Konzessionen ein, so daß es im Anfang des 18. Jahr- 
hunderts nur noch ein Freibrauhaus gab, dessen Privileg bis in das Ende 
des 18. Jahrhunderts hinein dauerte. Außer daß der Besitzer jährlich ein 
Freibrauzeichen mehr als die übrigen Brauer oerbrauen durste, unterschied 
er sich jedoch von keinem Zunstmitglied. 

Dekret vom 27. November 1680. 
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standen, da sie als die Hauptkonsumenten des Lübecker Biers 
von der neuen Akzise hauptsächlich getroffen wurden, gaben sich 
nicht zufrieden. Sie legten Protest ein und verlangten die 
Freigabe des Malzzeichens zu 52 Mark 8 sS. Am 3. Dezember 
1680 legten die Ältesten die Resolution dem Rat im Rathause 
vor. Als dieser die Sache verschieben wollte, drangen Brauer, 
Handwerker und Pöbel, die sich vor dem Rathause angesammeü 
hatten, ins Rathaus, versperrten den Ratsherren den Llusgang 
und zwangen sie, das Malzzeichen zu 52 Mark 8 freizugeben. 
Wegen dieser Vergewaltigung wandte sich der Rat an den 
Kaiser und bat um Bestrafung der Schuldigen. Es blieb aber 
bei der obigen Akzise, bis der Rat 1687 wieder versuchte, außer 
der Malzakzise noch eine besondere Faßakzise einzuführen. Es 
gelang ihm, die Zustimmung der Bürgerschaft zu bekommen. 
Jedes Faß sollte mit 1 Mark vom Käufer versteuert werden 
Um den Brauern und Ämtern entgegenzukommen, hatte er 
das Eigenbrauen auf 3 Jahre verboten stieß damit aber 
auf den heftigsten Widerstand. Obgleich ein kaiserliches Pro- 
visionaldekret vom 13. September 1687 die Faßakzise und das 
Verbot des Eigenbrauens bestätigt hatte, gelang es den Eigen- 
brauenden, die Aufhebung dieses Dekrets zu erwirken"^). Da 
nun die Brauer über den geringen Absatz des Bieres 
klagten und auch die Ämter drängten, so sah sich der Rat zur 
Aufhebung dieser Faßakzise veranlaßt"°). Trotzdem die Vor- 
schläge der Eigenbrauenden, die die Faßakzise ersetzen sollten, 
unbrauchbar waren, blieb es bei dem allen Satze von 52 Mark 
8 pro Malzzeichen, der dann bis 1814 gegolten hatb^°). 
1689 schloß der Rat, um die Akzise bequem erheben zu können 
und der Konttolle enthoben zu sein, einen Konttatt mit den 
Brauern. Sie verpflichteten sich zur Zahlung der Akzise von 

'»«) Dekrete vom 25. Februar, 2. März, 11. März 1687. Der Brauer 
bezahlte außerdem seine alte Malzakzise. 

'^0 Dekrete vom 4. März, 11. März 1687. 
"°) Kaiserliches Dekret vom 18. Mai 1688. 
»«») Sie hatte der Stadt gute Einnahme gebracht. Vom 26. November 

1687 bis 4. August 1688 kamen an Faßakzise 32 392 ^ ein. 
Nur 1691 und 1733 sand noch einmal ein Versuch statt, eine Faß- 

akzise einzusühren neben der Malzakzise, aber ohne Erfolg. 
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10 Stadtzeichen jährlich pro Brauer, einerlei, ob sie diese Zahl 
wirNich Verbrauten oder nicht. Das war ein leichtsinniger 
Schritt, der die Brauer schließlich in eine hohe Schuld beim 
Rat brachte, da sie nicht so viel verbrauen konnten und das 
Geld für die nicht verbrauten Zeichen ä conto stehen ließen""). 
1700 verlangte der Rat die schuldige Summe. Da die Brauer 
sich weigerten die Summe zu bezahlen, und die Bürgerschaft 
sich auf einen Attord, zu dem sie bereit waren, nicht einließ, 
so wurde auf Beschluß der Bürgerschaft am 7. März 1701 
zwangsweise von den Brauem 31320 Mark eingetrieben. Da- 
mU hörte die Sache aber nicht auf. Der Rat verlangte für 
den Rest der Schuld noch eine Abschlagssumme von 10000 Mark. 
Die Brauer wandten sich an den Kaiser, bei dem sie eine Kom- 
mission auswirtten zur Schlichtung des Stteites. Erst 1706 
erklärten sie sich bereit, die 10000 Mark in zwei Terminen'") 
zu bezahlen. 

So war der alte Zustand wieder eingeführt. Das Stadt- 
zeichen wurde einzeln mit 52 Mark 8 fteigemacht. Das See- 
zeichen war akziseftei und bezahlle nur die Matte von 2 Mark. 
Im übrigen wurde das Seebier dann faßweise bei der See- 
akzise versteuert. Um Akziseunterschleif zu verhüten, mußte bei 
der jährlich innerhalb 14 Tagen nach Bartholomäi stattfindenden 
Abrechnung'^') jedes Zeichen, das als Seezeichen fteigemacht 
war und nicht mit 36 Seeprobezetteln'^') belegt werden konnte, 

zum Zeichen, daß das Bier wirklich versandt war — 
als Stadtzeichen bezahlt werden'"). Außerdem suchten noch 
verschiedene Buchführungen zu verhindern, daß zur See ftei- 
gemachtes Bier unbemertt in der Stadt verkauft wurde, wozu 

'") 1701 war die Schuld auf etwa 60 000 K angewachsen. 
'") sofort, V, wenn ihre Bedingungen erfüllt wären. 
"') Beliebige Abrechnung ist jedoch den Mziseherren vorbehalten. 

Oder mit 24 Zetteln für altes Rotseebier oder Märzbier oder 
mit 16 Zetteln für Doppettbitterbier. 

Wenn ein Brauer zur See brauen wollte, mußte er es vorher 
dem wortführenden Altermann anzeigen, der bei der Revision der Fischer- 
grubenturm- und Mühlenbücher sehen konnte, ob der Brauer das Bier 
wirklich versandt hatte. War das nicht der Fall, so wurde ihm das See- 
zeichen in der Stadtteihe verrechnet. 
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bei seiner geringen Wzise die Verlockung groß war. Jeder 
Brauer"') hatte einen besonderen Seebrauereid'") zu leisten, 
der vor allem diesen Puntt sicherstellen sollte. Aber alles 
nützte nichts, um Akziseunterschleif zu verhitten. Trotz aller 
Eide, ttotz aller Vorsichtsmaßregeln seitens des Rats wurde 
dieser in großem Maßstabe bettogen. Man mahlte das Malz 
aus Quermühlen selbst, ttotzdem dies stteng verboten war'^'), 
weil man damit die Konttollstatton, die Mühle, überging und 
so um die Bezahlung der Akzise herumkam. Man schmuggelte 
fremdes gemahlenes Malz ein"^, das man in Korn- oder 

Der zur See brauen wollte. 
"'I Seebrauereid: „Ich gelobe und schwere einen Eyd zu Gott dem 

Allmächtigen, daß, so offt ich ein Maltz-Zeichen aus Seebier erhalte, ich ent- 
weder all dasjenige Bier und Schisssbier, so davon gebrauet wird, würcklich 
zur See versenden und davon nichts (ohne was etwa ich, mein Gesinde oder 
ein Gast ohne Entgeld in meinem Hause austrinken) in der Stadt und dero 
Gebieche lasten, oder da ich einiges Bier und Schistsbier, von solchem auff 
See-Bier srey gemacht Malz in der Stadt oder dero Gebiethe versenden und 
verlausten würde, solches nach Fästerzahl bey der Accste richtig anzumelden 
und dafür die Stadtaccste zahlen wolle. Wann auch ich ein oder mehrere 
Säcke Maltz von dem mir aust See-Bier gegebenen Zeichen zu Stadt-Bieren 
verbrauen würde, so will ich hinwieder gleich so viel Säcke Maltz von 
meinem Stadtzeichen zur See verbrauen und würklich versenden oder auch die 
Stadtaccise davon nach Msserzahl richtig erlegen. So wahr mir Gott helfe." 

''H Jeder Brauer mußte in einem Stadtbrauereid schwören, keine 
Queren zu benutzen. Stadtbrauereid (1682 eingeführt): „Ich schwöre zu Gott 
einen Eyd, daß ich kein Maltz selbst oder durch die Meinigen Zeit meines 
Lebens oder so lang ich Brauer sein werde hinkünffttg verbrauen noch mit 
meinem Wissen und Geheiß verbrauen lassen wolle, so nicht auf E. Hochw. 
Rats und dieser Stadt Mühlen gemahlen und veracciset worden. Daß ich 
auch weder auf Quehren- und Handmühlen selbst oder durch die Meinigen 
kein Malz mahlen noch zu mahlen verstatten, noch gemahlen Maltz durch die 
See-Psorten oder sonst zu Lande oder Wasser um zu verbrauen herein 
practtsieren noch sonst auf einerley Weise oder Wege, es sei unter was Ver- 
wand es wolle, zu verbrauen an mich bringen wolle. Daß ich auch kein 
Bier, so zur Probe geschickt wird, mit rohen Wehrt versetzen noch verfälschen 
wolle, bei Vermeidung des Höchsten allwissenden Gottes Zorn und 
Rache auch Oberkeitlicher schweren Sttaste des Meineydes, Verlust 
dieser Stadt Wohnung, Ehr und Redlichkeit, als welchen allen ich mich, 
dafern ich hiewieder handeln soMe, freywillig unterwerfe. So wahr mir 
Gott helffe." 

"") Trotz zahlreicher Verbote außer dem Stadteid: 19. November 1687, 
20. Juli 1706, 12. Februar 1721, 12. September 1749, 3. August 1810. 
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L)euwagen, im Korn und Heu versteckt, einführte. Vor allem 
schasste man das Bier, das man schon in die Schiffe verladen 
hatte, bei Nacht wieder in die Stadt, und die Kontrolle war 
nicht scharf genug, um dies verhindern zu können. 

Im 18. Jahrhundert steW sich der Mzisefuß folgender- 
maßen dar: 

Stadtzeichen Seezeichen Essigmalz Bürgermalz 

S2Mark8sz"'') 2 Mark'") 
dazu für das Faß 

Bleich- u. Rotbier: 6 s? 
Schiffsbier: . .2V»- 

1814'") wurde eine Neuerung eingeführt, 
wie Seezeichen zahlen eine Malzakzise von 

45 Mark -s- 8 Mark 7 sZ Matte -- 53 Mark 7 

f.d. Scheffel: 
10 sr 

f. d. Malz: 
50 Mark 

f.d. Scheffel: 
10 s? 

Sowohl Stadt- 

Bier, das exporttert wird, erhält eine Rückvergütung'"), und 
zwar 1 Faß Doppelbier ... 2 Mark 8 sZ 

1 - Rotbier .... 1 - 10 - 
1 - Bleichbier. ... 14 - 
1 - Schiffsbier ... 7 - 
1 - Seebier .... 8 - 
1 - Iopenbier ... 5 Mark. 

So bleibt der Zustand bis 1865. 

Ebenso wie das einheimische Bier wurde auch das fremde 
zur Besteuerung herangezogen, nicht nur, um eine Einnahme- 
quelle daraus zu machen, sondern um gleichzeittg die heimische 
Produktton durch einen im Laufe der Zeit immer mehr er- 
höhten Einfuhrzoll auf stemdes Bier zu schützen. Die Akzise 
auf stemdes Bier'") betrug für 

"") Mit Lagio: 54 A 
'") Mit Lagio: 2 A 1 F. 

7. Dezember 1814, nach der französischen Okkupation. 

'"t Die Ausfuhr muß von den Einnehmern an den Toren oder an 
den Wasserbäumen bescheinigt werden. Gegen diese Bescheinigung erhält der 
Brauer die Mck akzise. 

"h 1350—1370 waren für die Tonne 1Akzise vorgesehen. 
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Jahr 
-2 « v 
(SNK 

LZss 

^ . 'Ä" 
ZLL 
-L-LS G L 

Lr L « 
SV'2'S 

« 
8 L 
HZ 
s 

« s 

L 
L « 
s; 

s s 
s? 

o L» 
o 8^ 

Q, 
?8^ 
L IZ 

«- 

1524/25 
1531 
1532 
1533/34 

1545-1627 

1627 

18. Jahrh. 

1820 

für die 
Tonne 
6 fl 
3 - 

6 - 

für die 
Tonne 

3 jZ 

6 - 

für die 
Tonne 

8 fl 

i.d. Stadt 20F 
wieder ausge 

führt 6F 
nach Däne- 

mark 2 F 
i.d. Stadt 20F 
wieder ausge 

führt 12 ^ 
nach Däne- 

mark 6 ^ 
»8L^ 

2 K 8 fl 
ss«^ 

4 A 

für die 
Tonne 

4 st 
2 - 

44 - 

s«s^ 

3 ^ 
»8«^ 

4 ^ 

für die 
Tonne 

24 fl 

SSL^ 

3 ^ 
»88^ 

4 ^ 

für die 
Tonne 

6 st 
3 - 
6 - 
6 - 

48 

»88^ 

3 ^ 
S8S^ 

4 ^ 

für die 
Tonne 

36 

888^ 

3 ^ 
»88^ 

4 ^ 

Jahr Z-L L 
N-SZ 

« 

S> 
^ N HZ 

S 

'?L 

N- 

für die 
Tonne 

1524/25 

1531 

1532 

1533/34 

1545-1627 
1627 

18. Jahrh. 

1820 

i. d. Stadt 
7 » 8 S 
z.See18F 
i.d. Stadt 
3 A 
z.See18F 
4 ^"8) 

für die 
Tonne 

für die 
Tonne 

i. d. Stadt 
7 K 8^ 

z.See30F 
i.d. Stadt 

z.^ee18^ 
4^"") 

i. d. Stadt 
SA 10F 
z.See1?-S 
i.d. Stadt 

z.See1^ 
4 A"^ 

für die 
Tonne 

i. d. Stadt 
9 A 
z.See18F 

f.d.FatzIA 
- Tonne 8/> 
- Faß8S 
. Tonne 4 F 
' Faß 1 A 
- Tonne 8 F 
. Faß 12 F 
- Tonne 6 F 

für die 
Tonne 

4 st 

3 - 

4 - 

6 - 

gtschr. d. «. s. L. «. XVll. 2. 17 



250 

Ohne vorher gelöste Freizettel wurde kein stemdes Bier durch 
die Tore gelassen. Selbstverständlich aber wurde es massen- 
hast eingeschmuggelt auf alle mögliche Art und Weise, besonders 
in die Landwehr, wo die Kontrolle sehr schwer war. Zahlreiche 
scharfe Verbote nützten nicht vielb^'). 

Verschiedene Personen und Stände genossen als besondere 
Vergünstigung Akzisesteihett. 

tzje Syndici 

2. Bestallte Medici 
3. der reitende Hauptmann 
4. der Vogt zu Mölln 
5. die Pastoren 
6. die Kastellane 
7. die Schulkollegen 

soviel 
sie 

brauchen 

für 12, 
später 

24 Tonnen 
8. die Protonotare (jährlich 24 Faß) 
9. die Herren von Lüneburg (4 Last 2 Tonnen) 

10. der Bürgerleutnant (jährlich 24 Faß) 
11. die Hauptleute (jährlich 24 Faß) 
12. die Apotheker (jährlich 24 Faß) 
13. der Wallmeister (8 Faß) 
14. die Träger (13 Faß) 

- - Brandbier (12 Faß) 
15. der große Vogt (18 Faß) 
16. die Reitendiener (pro Quartal 1 Tonne Rommeldeus) 
17. die Älterleute der Schneider (3 Tonnen Rommeldeus) 
18. die „Höstlüde" bei dem Stall (1 Tonne) 
19. die Schützen zum Schützenfest (33 Tonnen Rommeldeus) 
20. St.-Annen-Kloster 
21. Tom Calande (24 Faß) ^ 

'») Bei Wiederausfuhr die Hälfte zurück. 
Durchfuhr frei. 

"') 19. Dezember 1687, 20. Juli 1706, 12. Februar 1721, 5. Mai 1723, 
12. September 1749, 3. August 1819, 21. Mai 1814 u. a. 

'") 1—23 aus einem Verzeichnis 1618. 24—29 aus einem Verzeichnis 
aus der Mitte des 16. Jahrhunderts. 30-49 aus einem Verzeichnis aus 
dem Ende des 17. Jahrhunderts. Ganz feft stand die Zahl der Berechttgten 
anscheinend nicht, im großen und ganzen haben aber die betteffenden Stände 
dir Akzisefreiheit als dauerndes Privileg gehabt, nur einige, wie zum Beispiel 
der Bürgerleutnant, schieden später aus. 
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22. Die Herren des Kapitels (je 24 Faß) 
23. St. Jürgen 
24. die Secretarii (24 Tonnen) 
25. der Marschalk 
26. der Baumeister 
27. der Mühlenmeister 
28. die Soocherren (3 Tonnen Rommeldeus) 
29. alle Armenhäuser 
30. die 3 Brauerschaffer alle Jahr jeder 1 Stadtzeichen 
31. die Brauerknechte zu ihrer Höge 18 Faß 
32. der Fürstlich Möllnische Paß 

- - Eutinische 
- - Schweriner - 
- - Güstrower - 
- - Grabausche - 

33. der Herzog von Plön 
34. der Gras von Buchdors 
35. die Herren von Alefeld, Reventlow 
36. alle Königlich Dänischen Offiziere, die noch im Dienst 
37. der Kommissarius zu Oldesloe 
38. der Amtmann 
39. der königliche Resident 
40. die Ältesten des Ämterschützenhofes: 36 Tonnen Rommeldeus, 

die Ällesten des Kaufleuteschützenhofes: 48 Tonnen zum 
Vogelschießen 

41. die beiden Schützenkönige 
42. die Heringspacker, Steinbrügger, Vorwerks-, Krempelsdorfer 

und Schönböckener Knechte zu Fastelabend (je 2 Faß) 
43. die Bau- und Zimmerleute am Bauhof (2 Faß) 
44. die Fischer zu Schlutup (3 Faß) 
45. die Schützen zu Travemünde zum Vogelschießen (12 Faß) 
46. der Hauptmann von Travemünde (12 Faß) 
47. die Ältesten der Pferdekäufer (1 Tonne Rommeldeus) 
48. Verschiedene Höfe zu Erntebier. 

1783"») löste man die Berechtigung der verschiedenen 

Personen durch eine jährliche entsprechende Geldsumme ab. 

'") Dekret oom 13. Juni und 11. Juli 1783. 
17' 
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Ein Bild von der Wichtigkeit der Akzise für das Stadt- 
budget mag zum Schluß eine Zusammenstellung der jährlichen 
Akziseeinnahmen geben, soweit sie mir bekannt sind. 

1576   648l)6^9sr 
1577   64851 -13 - 
1624—1630 durchschnittlich 156000 - 
1630—1640 - 142000 - 
1640-1650 - 136000 - 
1650—1660 - 136000 -"°) 
1660—1670 - 130000 - 
1670—1680 - 138 000 - 
1680—1690 - 113000 - 
1690-1700 - 118000 - 

Im 18. und 19. Jahrhundert war die Summe bei der stark 
verringerten Produktion von nicht mehr so großer Bedeutung. 

Nbt. IV. Die «rüge. 

„Die wichtigsten Hilfskräfte für den Umsatz des Bieres 
waren die Krüger" °°'). Zum allergrößten Teile wurde das 
Stadtbier in den Krügen verkauft. In den Brauordnungen 
des 14. und 15. Jahrhunderts, zu einer Zeit, da der Bürger 
sein Bier vielfach noch selbst herstellte, ist der Gegensatz von 
„to der zee" brauen „thu krughe" brauen. Der Einzelverkauf 
an Bürger trat so zurück, daß man mit diesem Ausdruck die 
ProduMon für den Stadtverkauf überhaupt bezeichnen konnte"'). 

In Lübeck war der Bierausschank vom Braubetrieb ge- 
trennt. Kein Brauer durfte selbst, durch seine Knechte oder 
sonst jemand in seinem Auftrage Bier verzapfen lassen in 
Krügen oder von ihm gemieteten oder gekauften Häusern"'), 
wahrscheinlich um die Konsumenten nicht direkt vom Produzenten 
abhängen zu lassen, sondern durch eine Zwischeninstanz mit 
fteier Brauerwahl einen Druck auf diese auszuüben, ander- 

Nach Sieoert, S. 3SS. 
'") Bing, S. 278. 

Bing, S. 279. Brauordnungen von 1363, 1388: „item we tho 
trüge bruivet". 

Brauordnungen von 1363, 1388, 1416, 1462, 15S4. 
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seits den Verdienst am Detailoerkauf anderen Leuten zukommen 
zu lassen. In Hamburg dagegen war die Krügerei von der 
Brauerei nicht getrennt. Eine Bursprake aus dem 14. Jahr- 
hundert gebot, man solle Bier nur da ausschenken, wo es ge- 
braut sei'"). In den meisten Seestädten mit starkem Bier- 
export ist jedoch Brauwerk und Krügerei geschieden, während 
in den Binnenstädten der Brauer meist auch Krüger war'"). 
In Hildesheim suchte man sogar die Taverner, die nicht selbst 
brauten, ganz zu beseittgen, und ähnlich war es in Preußen'"). 
Auch in Bremen'") und Münsterwaren die Brauer zu- 
gleich Krüger. 

Die Krüge waren hauptsächlich Detailhandlungen. Daneben 
gab es Krüge, die nur an sitzende Gäste Bier ausschenkten, und 
denen der Kleinverkaus über die Straße nicht erlaubt war. 
Während in Lübeck noch 1581 beide Arten unterschieden werden, 
vereinten später wohl alle Krüge beide Besugnisse, bewahrten 
aber ihren Hauptcharakter als Detailhandlungen. Für die Ge- 
selligkeit der Bürger waren mehr die Konrpagnie- und Zunst- 
häuser da, die auch mit dem Krugrecht ausgestattet waren, 
jedoch nur an sitzende Gäste schenken dursten. 

Die Krüger waren Verlehnte. Ihre Berlehnung war persön- 
lich und erstteckte sich nicht auf die Kmghäuser, doch wurde das 
Lehen später fakttsch zu einer Realgerechtigkeit, da man die Zahl 
der Krüge schloß und die Lage der anerkannten respeMerte'"). 

Im Laufe der Zeit nahm die Zahl der Krüge stark zu, 
so daß der Rat öster versuchte, ihre Zahl einzuschränken'"). 

1580 gab es 177 Krüge^°°) 
1581 - - 182 - 

'") Bing, S. 280. Doch änderte sich das schon im 15. Jahrhundert. 
"«) Bing, S. 280-281. 
'") Hoyer, S. 208-209. 
'") Grewe, S. 

Am Ende des 17. Jahrhunderts bezahlle ein Krüger an die Wette 
30 K sür einen Gutbierkrug, 18 ^ für einen Schiffsbierkrug. 

1562, 1573, 1580—1582, 1605. Nur die Krüge sollten bleiben, die 
im Wettebuch verzeichnet waren. Me „Klipkrüge", d. h. Krüge ohne Ver- 
lehnung, solüen abgeschafft werden. 

"°) 52 im Marienquartter, 47 im Iohannesquartter, 42 im Maria- 
Magdalenen-Quartter, 36 im St.-Iakobs-Quartter. 
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1629 gab es 272 Kruge 
1695 - - 272 Gutbierkrüge 

61 Schiffsbierkrüge 
1835 - - 259 Gutbierkrüge 

54 Schiffsbierkrüge. 
Außerdem gab es eine Reihe von Krügen außerhalb der Stadt 
in der Landwehr^"'). 

Neben ihrer Verlehnung betrieben die Krüger meist noch 
andere Berufe^"^. Der Verdienst des einzelnen wird bei ihrer 
großen Zahl wohl nicht ausreichend gewesen sein, um davon leben 
zu können. Zum Teil war die Krügerei auch nur Nebenverdienst. 

Seit dem 16. Jahrhundert gab es Gutbier- und Schiffs- 
bierkrüge, die nur einerlei Bier ausschenken dursten. So wollte 
man Bierpanffchereien verhindern. Es ist anzunehmen, daß 
auch im 14. und 15. Jahrhundert der Krüger nur eine Bier- 
sorte führen durste, ebenso wie man dem Brauer aus demselben 
Gmnde nur eine Sorte zu brauen gestattete. 

Schon die allen Burspraken aus dem 15. Iahrhundert^o^) 
schrieben den Krügern vor: „dat se vulle mate gheven", was 
zahlreiche weitere Dekrete einzuschärfen suchten. Ja, 1581 schuf 
man eine besondere Konttollbehörde von 12 Personen (4 Haus- 
diener, 2 Akziseknechte, 2 Schoßknechte, die beiden Weddeknechte 
und die beiden Brüggenkiker), von denen je 3 in den einzelnen 
Quartteren die Krüge daraufhin zu inspizieren hatten. 

Die Polizeistunde war bis in das 18. Jahrhundert hinein 
sehr früh"H. 

1672 gab es 68. 1700 76 Krüge und 21 Höfe, die Bier schenkten. 
Nach einem Verzeichnis aus dem Ende des 16. Jahrhunderts waren 

die Krüger zugleich: Wagenlader, Pferdekäufer, Höker, Schopenbrauer, Träger, 
Krämer, Arbeitsleute, Bierspunder, Zaumschläger. Knochenhauer. Heringspacker, 
Höppener, Weißgerberknechte, Wandbereiter, nur ganz wenige: „bertapper 
und anders nicht". Ebenso waren 1838 unter 231 Krügern: 4 Collegiaten, 
32 Branntweinbrenner, 42 Gastwirte, 88 Höker, 65 ohne Nebengewerbe (L. 
Bll. 1838, S. 334). 

«") 1421, 1454, 1457, 1466 (L. U.B, VI, S. 756). 
'") 1551 mußten die Krüge um 10 Uhr geschlossen werden; 1581 

zwischen 10 und '/» 11. 1708 durfte in den Stadtkrügen im Winter nach 7, 
im Sommer nach 9 nicht mehr geschenkt werden, in den Itrügen vor den 
Toren nach Toresschluß. 1788 schloß man die Krüge um '/, 11. Anfang des 
19. Jahrhunderts zwischen 10 und V» 11. 
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An Sonn- und Festtagen durste während des Gottesdienstes 
und aUags während der Betstunden nicht geschentt werden, 
was immer wieder übertteten und immer wieder eingeschärst 
wurde, da die Geistlichkeit stteng darauf hiell^"^). 

Schon 1388 war den Brauern verboten, das Bier unter 
dem festgesetzten Preis an die Krüger zu verkaufen. Aber die 
Krüger suchten stets etwas abzuhandeln und Zugaben zu er- 
langen, was sie bei der großen Zahl der konkurrierenden 
Brauer auch leicht erreichten, ttotzdem es dem Brauer stteng 
verboten war, Geschenke an sie zu geben^°°). Aber zumal im 
17. Jahrhundert, als die Bierausfuhr zurückging und die Kon- 
kurrenz in der Stadt immer drückender wurde, konnten diese 
Berbote nichts nützen. Die Brauer gerieten derart in die Hände 
der Krüger, daß sie ihr Bier ohne Preisabzug und ohne Ge- 
schenke gar nicht los wurden. In einem Bericht 1672 werden 
als ständige Geschenke genannt: eine feiste Marttnsgans, ein 
Osterfladen, ein Rinderbraten und Krudebrote. Das Ver- 
hältnis konnte sich erst bessern, als mit DurchMrung der Reihe- 
ordnung die Krüger von einem kleinen Teil jeweils Brauender 
abhängig wurden. Versuche der Brauer, jede Konkurrenz aus- 
zuschütten, indem man den Krügern das Bier nur auf der 
Probe zu kaufen ermöglichte"^, von wo sie an die verschiedenen 
Brauer verwiesen wurden, waren nicht lange durchzuführen. 
Um zu verhindern, daß ein Brauer dem andern die Krüger 
„dorch giste und gave" ausspannte, andrerseits die Krüger, 
wenn sie bei einem Brauer zu tief in Schuld standen, einfach 
den Brauer wechselten"^), war 1554 vorgeschrieben, daß kein 
Krüger einen anderen Brauer als Lieferanten nehmen dürfe, 
ehe er den bisherigen bezahlt habe. Schickte ein Brauer Bier 
in eines anderen Krug, so hatte der Krüger binnen 14 Tagen 
den ersten zu bezahlen. Tat er das nicht, so durste der be- 
tteffende Brauer kein Bier mehr liefern, ehe der Krüger seine 

"°) 1581, 1612, 1623, 1636, 1647, 1651, 1714, 1740, 1783 u. a. 
«") 1363, 1388, 1554, 1680. 
"') 1672, 1689. 

Wie das z. B. in Lüneburg der Fall war. Hier führte man, um 
dem Unwesen zu steuern, ein, daß bei der Übernahme der Krüger der be- 
treffende Brauer für dessen Schulden haftete (Bodemann, S. 57, 59). 
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Rechnung beglichen hatte. War der Krüger zu tief in Schuld 
geraten und konnte nicht zahlen, so wurde ihm von den Brauer- 
ältesten der Zapfen gelegt, bis er seine Schulden abbezahlt hatte. 

Der Kleinverkaufspreis des Bieres war dem ^ger vor- 
geschrieben. Er änderte sich mit dem Einkaufspreis. Das Ver- 
hältnis war wohl mehr gewohnheitsmäßig als rechtlich, kam 
auch wohl nicht immer zur konsequenten Anwendung, da man 
den Kleinverkaufspreis gern stabil ließ. Auch hier waren die 
Forderungen der Kollegien um Emiedrigung und die Bitten 
der Krüger um Erhöhung die jeweils ausschlaggebenden Mo- 
mente. Folgende Normen können einm Anhatt geben. 1650 
sollte bei einem Bierpreise von 10 Mark für das Faß der Krüger 
das Quartter zu 1 fl verkaufen, bei anderen Preisen gestattete 
sich das Verhältnis folgendermaßen: 

^ — si f.d. Quartter 1 fl Detailgewinn — st 1650: f.d. Faß 10 
- - 7 
- - 8 

- 7 
- 7 
- 8 
- 9 
- 8 
- 9 
- 10 
- 11 
- 12 
- 13 

1694: 
1706: 

1801: 

-- - - 90t 
-- - - 10'/r 
2- - - 9<Lt 
-- - - 9- 
-- - - Ist 
-- - - 1-"») 

— - - Kanne ^1'/t- 
-- - - 2 - 
-- - - 2V.- 
-- - - 2Vs- 
-- - - 2'/.- 
-- - - 3 - 

1 
1 
1 
1 
2 

8 - 
12 - 

6 - 
8 - 
2^ 
1- 

12 st 

4st 
4 - 

12 - 

doch gingen von dem Verdienst noch einige Kleinigkeiten ab, 
wie der Bierspunderlohn; da aber die Krüger am Schaum beim 
Ausschenken verdienten, auch die Fässer meist etwas Übermaß 
hielten, andrerseits ihnen wieder zeitweilig Zugaben^") vor- 
geschrieben waren, so ist der Gewinn nicht genau zu berechnen, 
stellte sich aber sicher höher als die reinen Verhältniszahlen. 

Von der Mitte des 18. Jahrhunderts an beginnen die Krüge 
den Charakter der heutigen Gastwirtschaften anzunehmen. 

„um die bösen Jahre mit den guten zu kompensieren". 
80 Kannen sür das Faß. 
13. Januar 1719 sollte der Krüger aus ein Quartier einen Psennig- 

krtngel zugeben. 



257 

Nbt. V. Fremde Giere. 

Wenn im städtischen Brauwesen schon Bestimmungen zui7 
Regelung der heimischen Konkurrenz aufkamen, so ist es ver- 
ständlich, daß man eine Konkurrenz, die von außen kam, die 
ftemden Biere, durch besonders scharfe Bestimmungen zu regeln 
bzw. zu beseitigen suchte. 

Um dem einheimischen Braugewerbe den Markt sicherzu- 
stellen, verbot man anfangs die Einfuhr fremder Biere ganz, 
zum Teil unter schwerer Strafe. So war in Aachen der Bier- 
import um 1272 bei Strafe der Berbannung untersagt" y. 
Ebenso war in Bremen und Danzig die Einfuhr fremden Biers 
zunächst verboten^"). Später ließ sich das Berbot nicht mehv 
aufrechterhallen. Zunächst nahm der Rat den Ausschank 
fremden Bieres selbst in die Hand und verkaufte es in be- 
sonderen Stadtkellern. So war es in Wismar^'^), Münster"^), 
Hamburg^^H, Bremen^^'), und so war es auch in Lübeck. Die 
Brauordnung von 1363 verbot jedem, fremdse Bier zu ver- 
zapfen. Nur auf dem „Lohus""«) durfte es ausgeschenkt 
werden. Aus fiskalischen Gründen nahm der Rat den Aus- 
schank selbst in die Hand. Nur die Einfuhr von Wismarer 
Bier suchte man in Lübeck ganz zu verhindern. Schon 1365 
wurde ein Einfuhrverbot für Wismarer Bier erlassen"d), das 
1380 noch einmal wiederholt wurde ^"). Außer Wismarer 

Grewe, S. 33. 
"h Hoyer, S. 205; Hirsch. Danzigs Handels-und Gewerbegeschichte, S.305. 

Techen, S. 173. 
Grewe, S. S0. 
Bing, S. 287. 
Hoyer, S. 207. 

"») Gebäude in der Nähe des Rathauses, in dem die Lohgerber und 
Wollweber ihre Berkaussstelle hatten. (Wehrmann, S. 513). 

«") L.U.B. IV, S. 96. 
«>°) Wehrmann, S. 185. Nach Techen ist das Verbot in das Jahr 1382 

zu setzen. Im Lübecker Wettebuch ist es 1380 verzeichnet. Niemand soll 
Wismarer Bier in die Stadt, ins Lübecker Fahrwasser und in die Feldmark 
bringen, bei hoher Sttase sür Käuser und Verkäuser. Nur wenn jemand 
1—2 Faß zu eigenem Gebrauch geschickt bekommt, dars er es ttinken, bedarf 
aber der Genehmigung des Rats. Jedes Verzapfen von Wismarer Bier 
ist verboten. Wenn ein Schiffer mit Wismarer Bier, der anderswohin zu 
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Bier wurden in Lübeck vor allem Hamburger, Eimbecker^"), 
Rostocker und preußisches Bier eingeführt. Später kamen noch 
verschiedene andere Sorten hinzu. Man schätzte die fremden 
Biere höher als das Lübecker. Als 1462 König Christian I. 
auf einer Reise von Wilsnak durch Lübeck kam, sandte ihm der 
Rat nicht etwa Lübecker, sondem 2 Faß Eimbecker und 6 Tonnen 
Hamburger Bier^''). Besonders Hamburger Bier war äußerst 
beliebt. Der Ausschank Hamburger Biers war Ratsmonopol. 
Seit dem 15. Jahrhundert verzapfte und verkaufte er dieses 
Bier in 3 Kellern, von denen 1531 einer einging. Zwei Bier- 
herren führten die Verwaltung. Sie besorgten den gesamten 
Einkauf in Hamburg durch ihren „uchnehmer" und den Ver- 
trieb durch die Krüger. Während bis in die dreißiger Jahre 
des 16. Jahrhunderts der gesamte Verkauf Hamburger Biers 
durch den Keller ging, erlaubte man nun auch gegen gewisse 
Akzise den „ersffeten edder husszeten" Bürgern, sich ihr Bier 
selbst aus Hamburg zu besorgen"'), bis der Rat 1574 den 
Betrieb überhaupt aufgab. Den einen Keller „by Sunth Iacop" 
verkaufte er an die Weißbrauer"H, den anderen „by dem 
Markede" gab er in Miete"'). Die große Beliebtheit des 
Hamburger Biers zeigen schon die Zahlen des jährlichen 
Imports ^''). 

1500   12981 Tonnen 

 1510   12321 

segeln beabsichtigt, durch Wettersnot gezwungen wird. den Lübecker Hafen 
einzulaufen, so ist ihm das gestattet, er darf aber das Bier nicht aus dem 
Schiffe lassen. Die Ratsdiener waren angewiesen auf fremdes Bier zu fahnden. 

) 1474 aus einem Bericht: „so ghinge wy to der sunnen in dat 
Emesche beer" (Z. f. L. G. II, S. 363). 

"h L. U.B. X, S. 165. 
"') Ordinantte up dat H. beer. 1531 (Brauwerk, Vol. 19). 
"') Hamburg hatte den Import Lübecker Biers verboten. Als Gegen- 

Maßregel tat der Lübecker Rat dasselbe, verkaufte den einen Keller und schloß 
den andern, allerdings nur für kurze Zeit. (Becker.) Die Weißbrauer 
machten das Haus zu ihrem Krug- und Zunfthaus. 

"h Gegründet 1442. Er lag unter der Wage. Gehrensche Chronik 
(Bruns S. 356). 

Aus einem Rechnungsbuch der Bierherren (Brauwerk Vol. bb). 
Interessant ist zu sehen, wie das Lübecker Weißbier langsam aber sicher das 
Hamburger Bier verdrängt. 
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1520   8840 Tonnen 
1530   11448 
1540   6050 
1550   6670 
1560   7895 
1570   5 302 
1580   5916 
1590   5100 
1600   5412 
1610   4392 
1620   2 280 
1630   1476 
1640   1632 
1650   1440 
1660   252 

Der Verdienst des Rats an seinem monopolisierten Vertrieb 
des Hamburger Bieres war nicht unbeträchtlich. 1501 betrug 
der Einkaus^^') mit Frachtunkosten: 25610 ^ 6 s? 2 »Ä, der 
Verkaufspreis: 30610 ^ 6 st 2 ^ 5000 ^ Reingewinn 
Bei dieser Beliebtheit des Hamburger Biers ist es verständlich, 
daß man die Nachahmung desselben versuchte und in dem 
Weißbier ja auch einen Ersatz fand. Da dies dem Hamburger 
Bier ähnlich war, wurde es ost zur Verfälschung desselben 
benutzt"^. 

Neben dem Hamburger Bier war im 16. Jahrhundert das 
Rostocker Bier geschätzt, dessen Einfuhr zeitweise so stark war, 
daß der Rat auf Klagen der Brauer zu Einschränkungen schritt"^). 

Der Einkaufspreis des Hamburger Biers betrug 1500 ca. 1,S K 
für die Tonne, 1810 ca. 1,7 ^ für die Tonne, 1520 ca. 1,7 ^ für die Tonne, 
1530 ca. 2,5 für die Tonne, 1540 ca. 3,3 K für die Tonne, 1558 ca. 5 ^ 
für die Tonne. (Ausfchank für das Stübchen 2 F.) 1597 8'/» ^ (Roftocker 
5 ^). 1602 9 ^ (Roftocker Bier 6 K). (Lüb. Rotbier 6 K, Weißbier 5 K 
1F). 

Es gab ein Sprichwort: Hamburger bier, kanftu fchweigen, fo wollen 
wir Lübfche zu euch fteigen. 

1547. Rotbrauordnung von 1549: Der Import Roftocker Biers 
foll eingefchränkt werden. Den Bürgern ift es geftaUet, zu vieren oder fünfen 
2—3 Tonnen in ihrem Haufe aufzubewahren und zu trinken. Das Ver- 
zapfen ift nicht gestattet. Der Import betrug 1531 3500 Tonnen, 1532 
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Im 17. Jahrhundert herrschte, neben dem Hamburger Bier 
Rommeldeus"°) und Lauke"'). Außerdem trank man im 
17. Iahrhundert"y: Pommersches, Holsteiner, Mecklenburger, 
Eimbecker, Wismarer, Zerbster Bier, Broyhan"') und Braun- 
schweiger Mumme, aber nur in geringen Mengen^"). Wäh- 
rend man im 14. Iahrhundett den Verkauf fremder Biere durch 
eine Zentrale noch durchsetzen konnte, wurde das im Laufe der 
Zeit unmöglich"-). Der Rat gab sein Monopol aus der Hand 
und privilegierte einige besondere Krüge mit dem Verkauf be- 
sttmmter ftemder Biersorten. Sowohl in der Stadt wie in der 
Landwehr war das Verschenken ftemder Biere in den Krugen 
außer in denjenigen, die besonders vergünstigt waren, streng ver- 
boten. 1651 hatten folgende Krüge in der Stadt die Berechttgung 

1. der Hamburger Keller für Hamburger Bier 
2. die Schafferey"H für Rommeldeus 
3. der Zöllner vor dem Mühlentor für Lauke 
4. der Schusterkrug für Lauke. 

Während die drei ersten die Berechttgung zum Kleinverkauf 
und Ausschank besaßen, durste der Wirt im Schusterkruge nur 
an sitzende Gäste verzapfen. 

2000 Tonnen, 1533 1060 Tonnen, 1577 3278 Tonnen, 1628 4020 Tonnen. 
Dann wurde das Rostocker Bier durch den Rommeldeus verdrängt 1643 
wurden nur 324 Tonnen, 1650 209 Tonnen importiert. 

Ratzeburger Bier. Der Import betrug: 1577 844 Tonnen, 1635 
5117 Tonnen, 1640—1650 3280 Tonnen durchschnittlich, 1650—1660 3080 
Tonnen durchschnittlich. 

"') Möllner Bier. 1649 wurden 1342 Tonnen, 1650 1040 Tonnen 
importtert. 

Im 16. Jahrhundert werden noch kleine Quantttäten von Bier aus 
Sto^olm, Reval, Riga, Sttalsund, Greisswald, Kolberg, Danzig und Plön 
erwähnt. 

channoversches Bier. 
Wahrscheinlich weil bei den letzten Sorten der Preis und die Akzise 

sehr hoch waren. 
"') Verbote sremden Bieres waren auch nicht mehr durchzuführen. 

So gab man das Wismarer Bier im Laufe des 15. Jahrhunderts wieder 
frei. 4. Mai 1672 wurde durch Beschluß der Bürgerschaft der Rommeldeus 
gänzlich abgeschafft: aber schon ein paar Jahre später ist der Ausschank 
wieder in voller Blüte. 

"») Die Schafferey war zunächst von einem Ratsschaffer bewohnt. Sie 
war die Zollstatton für die auf der Wakenitz einkommenden Schiffe. 
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Das letzte Recht besaßen auch sämtliche Kollegienhäuser, 
denen jedoch der Verkauf fremden Bieres über die Straße 
untersagt war. 

In der Landwehr waren 
1. die Lachswehr für Rommeldeus 
2. der Krug zu Genin für Hamburger Bier^^^) 
3. die 3 Fischerbuden für Rommeldeus 
4. der Krug zur Strecknitz für Rommeldeus 
5. der Grönauer Baum für Rommeldeus 

privilegiert. 
Aber trotz zahlreicher Verordnungen, die das Verzapfen 

fremden Biers in den übrigen Krügen verboten, wurde es 
überall gefchenkt. Rat und Brauerzunst waren dagegen macht- 
los; der Verbrauch fremden Biers nahm eher zu als ab, trotz- 
dem der Rat durch eine hohe Akzife den Import einzuschränken 
suchte. Das reizte gerade zum Bierschmuggel, der auch in 
großem Maßstabe betrieben wurde. Besonders in der Land- 
wehr war eine wirkliche Kontrolle kaum möglich, so daß hier 
mehr fremdes Bier, vor allem Mecklenburger, getrunken wurde 
als Lübecker. Erst der Entschluß des Rats, auf einen Teil der 
Akzise zu verzichten, indem er den Krügern der Landwehr zu- 
nächst 8 fl, dann 14 st pro Faß Akzisenachlaßgewährte 
gegen eidliche Verpflichtung, nur Lübecker Bier zu verzapfen, 
sicherte den Lübecker Brauern einen gewissen Absatz außerhalb 

Vergleich mit dem Domkapitel 1466. 
"«) Schon 1693 hatten die Brauer mit den Krügern zu Schlutup einen 

Kontrakt abgeschloflen, in dem sich diese zur Abnahme eines bestimmten 
Quantums Lübecker Biers verpflichteten gegen Aushören der Visitationen. 
22. März 1722 wurde dem Krüger vom Krummesser Baum ein Akzisenachlaß 
von 8 F gewährt gegen die Verpflichtung zur Abnahme von 24 Faß Lübecker 
Biers. 1760 wurde dieser Vertrag, der inzwischen eingeschlasen war, wieder 
erneuert und 1769 ausgedehnt auf die Herrenfähre, den Brandenbaum, den 
Bauernvogt von Israelsdorf, den Treidelmeister, den Krug zu Trems, den 
5krug zur Pollermühle, den Hohenstieg, den Grönauer Baum und auf 
Travemünde; 1771 auf Schlutup; 1777 auf die 3 Fischerbuden. 30. März 
1816 wurde der Nachlaß erhöht auf 14 F und ausgedehnt auf alle Krüge 
der Landwehr jenseits 1. des Polierkrugs, des Brauerkrugs, des roten Löwen 
(vor dem Holstentore), 2. der Walkmühle, Rothebek, Kahlhorst, Elswigshof, 
Weinberg (vor dem Mühlentore), 3. Marly, Neu-Lauerhof, Israelsdors (vor 
dem Burgtore). Außerdem für alle Ikrüge außerhalb der Landwehr. 
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der Stadt. WieweU man den Eid aber hiell, ist eine Sache 
für sich. 

Im 18. und 19. Jahrhundert nahm mit dem allgemeinen 
Bierkonsum auch der Import fremder Biere in die Stadt ab, 
wozu auch die erhöhte Akzise beitrug. Im 19. Jahrhundert 
wurde besonders das Bier der Nachbarstädte, vor allem Kiel 
und Attona, eingeführt, aber doch in bescheidenen Grenzen^'y, 
da der hohe Einfuhrzoll von 4 Mark für das Faß seinen Ein- 
fluß gellendmachen mußte, jedoch mit steigender Tendenz, je 
mehr das Lübecker Braugewerbe in Leistungsunfähigkeit versank. 

bchlujr. 

2lus einem ursprünglich blühenden Gewerbe war fast über- 
all ein Institut geworden, das sich überlebt hatte. Die freiere 
Organisatton im 14. bis 16. Jahrhundert, der sichere Absatz des 
heimischen Produkts in weiterem Umkreise, in den Ländern, die 
auf Versorgung von auswärts angewiesen waren, der starke 
einheimische Bedarf selbst gab überall dem Braugewerbe 
blühendes Leben. Als dann aber die bisherigen Absatzländer 
lernten, ihr Bier selbst herzustellen, löste sich ein Land nach 
dem anderen los. Die infolgedessen in der Stadt selbst immer 
drückender werdende Konkurrenz führte zur Einführung des 
Reihebrauens, eines Instttuts, dessen Schattenseiten überwiegend 
waren und unter dessen Zwang das Brauwesen verknöchern 
mußte. Bei der sinkenden Zahl der Konsumenten, bei der Ab- 
nahme der Beliebtheit des Biers überhaupt wurde die Zahl 
der Brauberechtigten viel zu groß für den Bedarf. In Zwerg- 
betrieben fristete das Braugewerbe sein Dasein. Rings um die 
Stadt erhoben sich Brauereien über Brauereien. Fast unmittel- 
bar hinter den Toren hörte das Absatzgebiet auf. So war der 
alte Bau morsch geworden. Die neue Zeit forderte ihre neuen 
Rechte, und unter ihren Stürmen brach er zusammen. Unter 
der Wirkung der fteien Konkurrenz und mit der Umgestaltung 
der Technik und des Verkehrs erblühte auf den alten Trümmern 
eine neue bedeutende Industrie. 

«») 1860 wurden 1392 Faß fremden Biers importiert. 
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Nnkang. 
5tatistllr der jSkrIirden Sierproduktlon seit dem Nnsang ds5 

16. Ia!>rkundert5. 
Da die tabellarische Übersicht der jährlichen Produktion des 

Lübecker Braugewerbes im Te^ zu viel Platz beansprucht, laste ich 
sie als Anhang folgen und begnüge mich mit Hinwesten darauf. 

Höhe der jährlichen Bierproduktion 
im 16. Jahrhundert. 
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1b24/25 

1525/26 

"'I 
15S0/SI 
1531/S2 
1532/33 

Lost To. 
4008 — 

«««^ 
3688 - 

LastTo. Last To. LastTo To. To. 

2200 
2300 
337.-, 

1546"') 
1547 
1548 
1549 
1550 
1551 
1552 
1576«") 
1577 

1902 
2838 
327S 
3585 
2925 
2626 
2529 
3723 
3429 

807 
753 
793 
870 

1004 
996 
908 
999 

1008 

14 
18 
14 
II 
13 

6 
5 

ca.10 
10 

1000 — 

...) 
20982 
19578 
20618 
22620 
26104 
25896 
23608 
25974 
26208 

69203 
88148 

103062 
116107 
100670 
103756 
96482 

135681z 
128555z 

2484 6 680 3 513 4 310 — 
3164 2 1106 10 875 — 530 — 
4018 6 1442 — 787 — 592 — 
3675 - 1740 — 1527 9 824 — 
3044 8 1558 — 9<>1 — 682 — 
2868 — 1774 4 1009 — 824 — 
3137 — 1227 — 1045 — 653 — 

3547 5z 1854 1 1043 8 
  2708 Sz 3122 11 1356 10 1319 I 

«««) Die Resuttate sind berechnet nach der Akziseeinnahme: die Akzise 
beträgt sür diese Jahre 4 F pro Tonne. Ganz richtig ist die Summe nicht. 
Nachprüsung ist zu mühsam, da säst aus jeder Seite des Akzisebuches Rechen- 
sehler vorliegen. Da der Akzisesuß einheitlich ist, glaube ich, das Bier als 
Stadtbier ansetzen zu dürsen. 

««') Berechnet aus den Akztsebüchern 1530-1533. 
«««) Ich habe die Zahlen so übernommen, wie ich sie in einer Zusammen- 

stellung fand. (Brauw. Dol. I, Fasz. I). Nachprüfung ist nicht möglich. Wie 
mir scheint, sind sie nicht einwandfrei, ich glaube, sie sind zu niedrig. 

«««) '/» Malz — 26 Tonnen gerechnet. 
«««) In diesen beiden Jahren übersteigt der Export den Stadtkonsum um 

ein Bedeutendes. 
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he der jährlichen Bierproduktion 
im 17. Jahrhundert. 

Rotbier 

iSZ s s 
^ r: ^ L 

«'S' 4. 8 rs LZL 

B-o « 
N sr 

KL<o 
-SL 4. 
'S L K 

-L v 
8L 
L» 
SS 

Last To. 

-2603 - 
2212 — 
2887 — 
2652 — 
3772 3'/. 
3463 9 
3180 
3444 
3204 
3176 
3150 
3340 
3025 
3191 
3637 11 
3054 11V. 
2725 1 

2785 4 
2910 8 
3035 8 

3502 1'/' 
3087 — 
2946 10'/. 
3074 6 
3002 6 

Last To. 

2430 — 
2578 — 
3045 — 
2983 — 
3635 
2856 
2535 
2271 
1971 
2308 
2097 
1910 
1959 
1878 
2254 
1767 
2162 

3 
7 

10 
3 
2 

4 
4 

10 
2 
7 

2'/. 
3 

<«7> 
2310 
2613 
2011 

2464 
2069 
2126 
2344 
2009 

Last To. 

1749 — 
1730 — 
1731 — 
1911 — 
1579 — 
1421 3 
1156 8 
1324 6 
1338 — 
1167 10 
1106 4 
1189 — 
1023 8 
1236 V, — 
1026 6 
1222 2V> 
938 1 

978 8 
784 — 
854 8 

«t» 
910 — 

1065 — 
899 — 
384 — 
617 — 

Last To. 

436 — 
288 — 
444 — 
297 — 
443 — 
530 9 
460 4 
660 — 
584 4 
742 2 
784 — 
733 1 
738 9 
746 8 
733 2 
526 8V» 
771 6 

«»» 
755 — 
801 — 
782 — 

606 - 
699 — 
889 — 

1025 - 
768 — 

in 
Tonnen 45..^ 

20916 
19656 
21456 
25128 
25812 
26640 
25092 
22428 
20520 
25344 
26532 
26100 
27936 
28980 
29376 
27972 
26748 

24624 
24660 
26172 

27936 
26316 
25992 
24588 
22932 

in 
Tonnen 

107532 
101352 
118740 
119244 
138966V, 
125908 
113090 
114834 
105692 
114077 
112184 
11-2172 
108905 
113612 
121202 
106825V. 
105911 

106572 
109964 
106372 

117721V, 
109356 
108318 
106518 
109690 

1627 aus Kirchring. 
em Zulagerechnungsbuch. 
841—1657 aus Kirchring, von da ab aus dem Zulagebuch. 
14—1657 aus Kirchring. 
11 au» 5kirchring. 
eihmalz — 36 Tonnen gerechnet. 
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1649 
1650 
1651 
1652 
1653 
1654 
1655 

1656 
1657 

1658 
1659 
1660 
1661 
1662 
1663 
1664 
1684 

2360 
2032 
1887 
2121 
2217 
2338 
2574 

2227 
2188 

2293 
2385 
2200 
1746 
1549 
1991 
2167 

643 
570 
576 
569 
579 
639 
750 

847 
882 

858 
831 
782 
621 
534 
410 
409 

Last To. 

2714 1 
2081 3 
2184 10 
2444 — 
2405 7 
2465 2 
2803'/. — 

2969 
3471 

3415 - 
3215 — 
3242 6 
2682 6 
2345 — 
2707 6 
3050 — 

Last To. 

1809 — 
1400 — 
1596 — 
1641 — 
1526 — 
1681 — 
1689 — 

1761 — 
1454 — 

2078 4 
3225 7'/4 
2227 11'/, 
1937 9 
1283 
1740 
1672 
1168 

4'/, 
5 

10 

Last To. 

576 — 
609 - 
368 — 
432 - 
412 — 
388 — 
388 — 

341 — 
205 — 

Last To. 

698 — 
614 — 
563 — 
583 — 
644 — 
719 — 
753 — 

754 — 
436 — 

in 
Tonnen 

23148 
20520 
20736 
20484 
20844 
23004 
27000 

30492 
31752 

30888 
29916 
28152 
22356 
19224 
14760 
14724 

in 
Tonnen 

104713 
76971 
77278 
81684 
80795 
86042 
92202 

100395 
98547 

96808 
107203'/4 
93797'/, 
77799 
62764'/, 
68135 
71388 

Zu dieser Zusammenstellung benutzte ich: 1. ein gut ge- 
sührtes Rechnungsbuch der Zulage (von 1628—1664); 2. eine 
Abschrift aus den Akzisebüchern sür die Jahre 1624—1658 
(in Kirchrings: Staatsarchiv III, S. 671), die, obwohl sie 
eigentlich übereinstimmen müßten, doch öfters stärkere Ab- 
weichungen zeigen. Da das Zulagerechnungsbuch später ver- 
schiedene Posten zusammenzieht, die Kirchring einzeln bringt, 
so habe ich mir da zu kompilieren erlaubt, indem ich das 
Zulagerechnungsbuch zugrunde lege. So stimmen die Zahlen 
vielleicht nicht ganz, doch bleibt das richtige Bild des Ver- 
lauss erhallen. 

^°') Berechnet aus den angegebenen Stadtzeichen. Das Zeichen — 30 Faß 
gerechnet. 

Don 1658 ab sind in dem Posten Berger Bier und Schisssbier ein- 
begrissen. 

Ztschr. d. B. s. L. Ä. XVII, 2. 18 
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Höhe der jährlichen Bierproduktion im 18. u. 19. Jahrh. 

Jahr Stadtzeichen Seezeichen Gesamtproduktion 

1703— 1704 
1704— 1705 
1707- 1708 
1708— 1709 
1712-1713 
1719-1720 

1745 
1746 
1747 
1748 
1749 
1750 
1752 
1753 
1754 
1755 
1756 
1757 
1758 
1760 
1762 
1763 
1765 
1769 
1770 
1771 
1777 
1778 
1779 
1781 
1782 
1783 
1784 
1785 
1786 

1800-1810 
1820—1830 
1830—1840 
1840-1850 
1850-1860 

1511 
1564 
1565 
1525 
1475 
1354 
1044 
983 

1002 
948 
909 

1035 
1041 

987 
1027 

977 
937 
721 
701 
903 
966 
873 
833 
784 
829 
759 
831 
887 
943 
982 
906 
897 
709 
763 
697 

wurden im 

474 
480 
477 
479 
407 
383 
224 
218 
207 
194 
189 
185 
184 
184 
182 
173 
169 
159 
161 
156 
144 
141 
153 
141 
140 
135 
142 
144 
143 
127 
140 
139 
140 
147 
147 

ganzen durchschnittlich 

79 400 Faß"') 
81760 . 
81680 . 
80160 . 
75 280 . 
69 480 . 
50 720 . 
48040 . 
48 360 . 
45 680 . 
43 920 . 
48 801 . 
49 000 . 
46 840 . 
48 360 . 
46000 . 
44 240 . 
35 200 . 
34480 . 
42 360 . 
44 400 . 
40 560 . 
39 440 . 
37 000 . 
38 760 . 
35 760 . 
38 920 . 
41240 . 
43440 . 
44 360 . 
41840 . 
41440 . 
33 960 . 
36 400 . 
33 760 . 

600 Last Gerste verbraut 
460 - » » 
310 . . 
240 - - - 
180 . . 

Gerechnet 40 Faß für das Zeichen. 
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2a!)re5berict)t süc 1914. 

Im Mitgliederbestand sind folgende Änderungen ein- 
getreten: 

Durch den Tod sind abberufen worden: unser korre- 
spondierendes Mitglied I)r. Christoph Walther, j)amburg; Carl 
Lindenberg, Beamter der Deutschen Lebensversicherungsgesell- 
schast in Lübeck; Direktor Dr. Gustav Pabst, in Lübeck; Frau 
Emma Grammann in Lübeck, Otto Gusmann, Kaufmann, in 
Lübeck; Woldemar Frhr. Weber von Rosenkranz, in Kiel; Dr. 
Bernhard Hagedorn aus Aurich, gefallen am 2. September 
bei Cierge (bei Varennes). 

Ausgetreten sind: Oberlehrer Or. Eilhard Pauls; Kauf- 
mann Johannes Kollmann; Kaufmann Franz Hoffmann; Schiffs- 
makler Johannes Möller; Architekt Peter Sönnichsen; Zeichen- 
lehrer Karl Sondermann; Kaufmann Otto Rehwoldt; Direttor 
Paul Hoffmann. 

Dafür sind eingetteten: Rechtsanwalt Or. Küstermann in 
Lübeck; Rechtsanwalt I)r. Vermehren in Lübeck; Druckereibesitzer 
Wilhelm Rahtgens in Lübeck; Universitätsprofessor l)r. Walther 
Stein, Götttngen; Amtsgerichtsrat Beyer, Mölln; Grohherzog- 
liche Bibliothek in Euttn. 

Zu Ehrenmitgliedern ernannte der Verein den Bürger- 
meister l)r. Georg Eschenburg, anläßlich der Feier seines 70. Ge- 
burtstages, und den Regierungsrat l)r. Eduard Hach zu seinem 
50jährigen Doktorjubiläum. 

Auf Grund des mit dem Verein für Hamburgische Ge- 
schichte abgeschlossenen Kartells ttaten unserm Verein folgende 
Herren in Hamburg als Mitglieder bei: Archivar Or. H. Nirrn- 
heim; Rat Dr. I. F. Voigt; Physikus Dr. mecl. Sieveking; 

18* 
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Kaufmann j)ugo Falk; Professor l)r. Keutgen; Professor 
vr. Heskel; Professor vr. Ferber; Assessor l)r. Th. H. Reincke; 
Historisches Seminar; Gärtner Andreas Spiering in Berge- 
dorf. 

Die Mitgliederzahl betrug somit am 31. Dezember: 
5 Ehrenmitglieder, 4 korrespondierende Mitglieder, 102 hiesige 
Mitglieder, 29 auswärtige Mitglieder, 13 Kartellmitglieder, zu- 
sammen 153 Mitglieder. 

Die satzungsgemäß ausscheidenden Vorstandsmitglieder 
Konsul Scharff und der Vorsitzende, Staatsarchivar Dr. Kretzsch- 
mar, wurden auf drei Jahre wieder gewählt. 

Die Vorstands- und Vereinsversammlungen fanden anfäng- 
lich in gewohnter Weise statt, bis auch hier der schwere §^ieg, 
zu dem unser Vaterland gezwungen wurde, unsere Sinne in 
Anspruch nahm. Bei dem glücklichen Verlaufe des Krieges 
aber hat der Vorstand doch beschlossen, die Tätigkeit des Ver- 
eins, wenn auch in beschränktem Maße, wieder aufzunehmen, 
um auch an seinem Teile dazu beizutragen, das gewohnte 
Leben nach Möglichkeit weiterführen zu helfen. Nichts kann 
das Bewußtsein innerer Kraft in dieser außerordentlichen Zeit, 

in der unser Volk um seine Existenz zu ringen hat, besser 
dokumentieren, als daß es Zeit und innere Ruhe selbst zur 
Beschästigung mit den Wissenschaften findet. Der Verein hat 
deshalb auch das Herbsthest seiner Zeitschrift zur gewohnten 
Zeit herausgegeben, das nächste Heft befindet sich im Druck. 
Ebenso sind die Vortragsabende, wenn auch in beschränktem 
Umfange, abgehalten worden. 

In den Versammlungen des verflossenen Jahres fanden 
folgende Vorträge statt: 

Am 28. Januar legte Prosessor Eurtius einen bisher nicht 
bekannten Druck Johann Balhorns von 1574 (niederdeutscher 
Trostpsalm) vor; Dr. Fr. Bruns teilte ein von Simon Dach 
gedichtetes Lübecker Hochzeitslied mit; H. G. Stolterfoth gab 
Auszüge aus den ältesten Geschäftsbüchern der Firma I. 
N. Stolterfoth (1750—1815), die dann im 16. Bande unserer 
Zeitschrift gedruckt sind. Schließlich legte Herr A. Röper 
eine Reihe wertvoller Münzen und Medaillen aus seiner 
Sammlung vor. 
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Am 18. Februar gab Museumsdirektor vr. Schaefer neue 
Beiträge zur Geschichte der Lübecker Plastik im 15. Jahrhundert, 
in denen er namentlich auf die Bedeutung Claus Bergs hinwies. 

Am 25. März fand die gemeinsame Versammlung mit dem 
Verein der Kunstfteunde statt, in der Museumsdirektor Or. 
Sauermann aus Flensburg über Kunst und Künstler in 
Schleswig-Holstein sprach. 

Schließlich machte am 25. November l)r. Bruns die Mit- 
glieder mit einem zeitgenössischen Bericht über die Stiftung des 
St.-Annen-Klosters bekannt, der die bisher ziemlich dunkle Ent- 
stehungsgeschichte dieser Stiftung aufhellt. 

Ein Ausflug war für Mitte September nach der vom 
Ratzeburger See zum Möllner See im Jahre 1350 ange- 
legten Landwehr geplant. Infolge des Krreges mußte er 
unterbleiben. 

Mit der Ergänzung der in der Stadtbibliothek befindlichen 
Bestände unserer Vereinsbibliothek wurde fortgefahren und 
die Lücken in den wertvollen Serien der Zeitschriften anderer 
Vereine, mit denen wir im Austausch stehen, nach Möglichkeit 
ausgefüllt. 

Dem Vereine unserer Schwesterstadt Hamburg wurde am 
Tage seines 75jährigen Jubiläums eine Adresse überreicht und 
die Glückwünsche unseres Vereins von dem Vorsitzenden und 
Pros. l)r. Freund ausgesprochen. Die von unserem früheren 
Vorsitzenden, dem uns leider so ftüh entrissenen Pros. vr. Reuter, 
eingeleiteten Verhandlungen mit dem Hamburger Verein wegen 
Abschluß eines Kartells haben in diesem Jahre zu einem er- 
freulichen Ende gebracht werden können, so daß wir in Zukunft 
ein gedeihliches Zusammenarbeiten auf wisfenschaftlichem Gebiete 
noch durch persönliche Anteilnahme und Anregungen zu steigern 
hoffen können. 

Was unsere wissenschaftlichen Arbeiten betrifft, so 
waren die Verhandlungen für den geplanten „Atlas vor- und 
ftühgeschichtlicher Befestigungen" im bestem Gange, auch hatte 
Herr Oberlehrer vr. Hofmeister bereits eine Reihe von Auf- 
nahmen im Gelände besorgt sowie die Literatur zum Teil durch- 
gearbeitet, als auch hier der Krieg diesen Studien vorläufig 
ein Ziel setzte. 
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Was schließlich unsere Finanzen anbelangt, so schließt 
unsere Jahresrechnung mit einer Einnahme von 3059,75 ^ 
und einer Ausgabe von 2315,35 ^ ab. Der Kassenbestand von 
742,40 reicht aber nicht, um die Kosten des letzten Heftes 
unserer Zeitschrist zu decken, so daß wir in Wahrheit mit 
einem Fehlbetrag von 327,35 abschließen. 

Mit besonderem Danke haben wir außerdem zu verzeichnen, 
daß ein Hoher Senat sür den Atlas je 400 aus zwei Jahre 
bewilligt hat, und daß Herr Pros. l)r. Struck seine hochherzige 
Stiftung jetzt voll eingezahlt hat. 



Druck von H. G. Rahtgens, Lübeck. 


